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Die Modellvorhaben – Einordnung in den 
 
Quartierskontext 
Im vorliegenden Bericht werden die 27 Mo­ Städtebauliche Einordnung 
dellvorhaben des Forschungsfeldes „Inno­
vationen für familien- und altengerechte Innerstädtisch – Gründerzeitlich 

Stadtquartiere“ mit ihren besonderen Pro­ Blockstruktur; Mischgebiet; hoher Verdich­
jektschwerpunkten in Steckbriefen darge­ tungsgrad; teilweise geringe Durchdrin­
stellt. Die Steckbriefe gliedern sich in eine gung mit wohnungsnahen oder öffentlichen 
Projektbeschreibung mit der Einordnung der Grünbereichen; hoher Verflechtungsgrad 
Projekte in den stadt- und sozialräumlichen mit der Gesamtstadt; soziale Infrastruktu­
Kontext, den jeweiligen Konzeptansätzen, reinrichtungen (Schulen und Kindergärten – 
Finanzierungsbausteinen, den Wechselbe­ allerdings mit teilweise überörtlichem Ein­
zügen zwischen Wohnen, Freiräumen und zugsbereich) und Einkaufsmöglichkeiten für 
Gemeinschaftseinrichtungen und den As­ den täglichen Bedarf sind häufig im Quartier 
pekten der generationen- und zielgruppen­ vorhanden (kurze Wege); heterogene Eigen­
übergreifenden Nutzung. Im zweiten Teil tümerstruktur. 
der Steckbriefe werden die besonderen Pro­

A MV Offenburg jektschwerpunkte sowie Erfahrungen aus 
der Umsetzung und deren Übertragbarkeit B MV Frankfurt a. M., MV Berlin-Mitte, 
beleuchtet. MV Dessau, MV Kiel 

Insgesamt zeigen die Modellvorhaben eine C MV Fürth 
Vielzahl innovativer Strategien und Hand­
lungsansätze für die Entwicklung zukunfts­ Innerstädtisch sowie Stadtrand – 20er bis 

60er Jahre -Quartiere fähiger Stadtquartiere auf. Die Ansätze der 
Modellvorhaben können wertvolle Hinwei­ Blockrand oder Zeilenbebauung, z. T. Denk­
se für die Gestaltung von Stadtquartieren malschutz, mittlerer Verdichtungsgrad, 
und die Einbeziehung der Bewohner und deutlicher Schwerpunkt auf Wohnnutzung, 
lokalen Akteure geben, sie sind jedoch nicht höherer Anteil von wohnungsnahen Grün­
pauschal als generalisierbare Antworten zu bereichen; Angebot sozialer Infrastruk­
werten. Dennoch ist es notwendig, dass die tur vorhanden; Eigentümerstruktur durch 
Modellvorhaben ein breites und aussage­ Großeigentümer (Wohnungsgesellschaften 
kräftiges Spektrum an Projekten und deren / Wohnungsgenossenschaften) geprägt. 
Rahmenbedingungen abbilden, um ihrer 

A	 	 MV Hamburg 
Rolle als „städtebauliche Labors” gerecht 
werden zu können. B	 	 MV Sangerhausen 

C	 	 MV Kassel (Kirchditmold), MV Arn­Daher wurde bereits bei der Auswahl darauf 
stadt, MV Oberhausen geachtet, dass die Modellvorhaben neben 

ihrem Innovationsgehalt auch in ihrer Ge­
Innerstädtische Konversionsflächen samtheit eine möglichst große Spannweite 

von Quartierstypen abdecken. Grob lassen Teilweise mit umgenutzten Bestandsge­
sich die Quartiere, in denen die Modellvor bäuden, teilweise Neubau, Schwerpunkt 
haben angesiedelt sind, folgendermaßen ty auf urbanen Wohnungsneubau/-umbau; 
pologisch einordnen: Versorgung mit sozialer Infrastruktur wird 

überwiegend über angrenzende Quartiere 
geleistet, teilweise Gestaltung neuer Frei­
flächen zur Kompensation von Defiziten in 
benachbarten Quartieren. 

A	 	 MV München 

B	 	 MV Berlin (Friedrichshain-Kreuzberg) 

C	 	 MV Braunschweig, MV Kassel (Vorde­
rer Westen) 

­
­
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Innerstädtisch – altstädtische Gemengelage als Rahmenbedingung der Entwicklung und 
des Betriebs der jeweiligen Modellvorhaben 

Gemischte Baustruktur auf altstädtischer 
von besonderer Bedeutung. Um die Be­

bzw. dörflicher Parzellierung, hoher Ver
deutung von Gemeinschaftseinrichtungen, 

dichtungsgrad und geringer Freiflächenan­
Freiräumen und Nachbarschaften für die 

teil, z. T. benachteiligte Lage in der zweiten 
Herausbildung von familien- und altenge­

Reihe, Defizite in der Ausstattung mit sozi­
rechten Stadtquartieren erkennen zu kön­

aler Infrastruktur und in der Erschließung 
nen, ist es notwendig, eine breite Spannwei­

räumlichen Einbindung. 
te unterschiedlicher sozialer Gruppen und 

B	 	 MV Fürstenfeldbruck Milieus in ihren jeweiligen Quartieren in die 
Untersuchung mit einzubeziehen. Bei der 

Randstädtische großmaßstäbliche Sied­ Auswahl der Modellvorhaben wurde darauf 
lungen geachtet, dass sich ein breites Spektrum an 

Geringer bis mittlerer Verdichtungsgrad im sozialen und ökonomischen Strukturen in 

Siedlungsrandbereich, oft hohe Konzentra­ den Quartieren abbilden lässt. Die Quar

tion der Wohnfunktion im Zentrum; Wohn­ tiere, in denen die Modellvorhaben verortet 

umfeld durch hohen Anteil von Grünflächen sind, lassen sich grob mit folgenden Schlag­

geprägt, allerdings oft in monofunktionaler worten beschreiben: 

und gestalterisch geringer Qualität sowie 
Quartiere mit sozialen Benachteiligungen, geringer Aneignungsqualität; Eigentümer
teilweise verstärkt durch sozial und ökono­struktur durch Großeigentümer (Woh­
misch selektive Abwanderungen und/oder nungsgesellschaften/Wohnungsgenossen
hohe Fluktuation 

schaften) geprägt; wohnungsnahes Angebot 
sozialer Infrastruktur vorhanden, jedoch Hoher Anteil an Personen mit Abhängig­
teilweise nicht mehr bedarfsgerecht. keit von Transferleistungen, hoher Anteil 

von Menschen mit Migrationshintergrund, A MV Düsseldorf, MV Bremen, 
teilweise höherer Anteil von Menschen mit MV Sonneberg, MV Erfurt, MV 
Suchtproblematiken, teilweise hoher Anteil Schwerin 
von Kindern. Teilweise sind diese Quartiere 

B MV Leipzig von Schrumpfungsprozessen betroffen. 
C MV Ludwigshafen, MV Lübbenau A MV Düsseldorf, MV Bremen, 

MV Sonneberg, MV Erfurt, 
Stadtrand durch Einzelbebauung geprägt 

MV Schwerin 
Sehr niedrige Bebauungsdichte, hoher Anteil B MV Berlin-Mitte, MV Sangerhausen, 
an privaten Grünflächen, monofunktional MV Magdeburg, MV Kiel 
auf das Wohnen ausgerichtet (Einfamilien­

C MV Oberhausen haussiedlungen); schlechte Versorgung mit 
Wohnortnaher sozialer Infrastruktur und 

Quartiere mit einseitigen Altersstrukturen 
Nahversorgung. 

Hoher Anteil oder Mangel an älteren Men­A	 	 MV Ingelheim 
schen, teilweise verursacht durch sozialse­

C 	 MV Flensburg, MV Heidenheim lektive Abwanderung oder sozialselektiven 
Zuzug oder aber bedingt durch homogene 

Vorstädtische Quartiere – dörflichen Ur Altersstrukturen beim Bau des Quartiers 
sprungs 

mit nachfolgend synchroner Alterung der 
Gründerzeitliche Stadterweiterungen, Ge­ Bevölkerung. Diese Quartiere müssen durch 
mengelagen, mittlere Bebauungsdichte, die Altersselektion jedoch nicht zwingend 
geringer Anteil an öffentlichen Freiflächen, durch eine schwache ökonomische Situati­
z. T. starkem stadtstrukturellem Wandel on geprägt sein. 
unterworfen und geringe Wohnqualität an A	 	 MV Ingelheim, MV München, 
Durchgangsstraßen, schlechte Versorgung MV Erfurt, MV Schwerin, 
mit Wohnortnaher sozialer Infrastruktur MV Hamburg, MV Bremen 
und Nahversorgung (z. T. hoher Leerstand). 

B	 	 MV Dessau, MV Leipzig, 
B 	 MV Magdeburg MV Fürstenfeldbruck 

C	 	 MV Kassel, MV Lübbenau, Sozialräumliche Einordnung 
MV Flensburg, MV Ludwigshafen, 

Neben ihrer städtebaulichen Ausprägung MV Arnstadt 
ist die soziale Situation in den Quartieren 

­

­

­

­

­
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C 

Die Modellvorhaben – Einordnung in den Quartierskontext 

Quartiere mit einer (freiwilligen) Segrega­
tion höherer Einkommensgruppen 

Diese Quartiere sind aufgrund ihrer Entste­
hungsgeschichte von vorne herein nur von 
einem Zuzug mittlerer und höherer Einkom­
mensgruppen und von einem hohen Anteil 
von Einfamilienhäusern geprägt. 

A MV Ingelheim 

MV Heidenheim 

Quartiere mit „neuen sozialen Urbanisten“ 

Sozial und ökonomisch stabil, jedoch mit 
dem Anspruch auch untere Einkommens­
gruppen in die Nachbarschaft einzubezie­
hen. Durch Wohnungsbauförderung und 
Grundstücksvergabe wird eine Mischung 
unterschiedlicher Einkommensgruppen 
und Milieus angestrebt. 

A MV München 

B MV Frankfurt a. M. 





Themenschwerpunkt A: 
Gemeinschaftseinrichtungen 
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Modellvorhaben Hamburg, Hamm-Süd: 

Elbschloss an der Bille
 


(1) 

Bürgerschaft der Freien und 

Hansestadt Hamburg: Bürger

schaftsdrucksache 18/2127 


­

Angaben zum 

projekt 

   

projekttyp: Umnutzung 
Verwaltungsgebäude 

Nutzfläche: ca. 700 m2 

Träger: Alida-Schmidt-Stiftung 

Akteure: BGFG, Elisabeth-Kleber-Stiftung, 
Alida-Schmidt-Stiftung, Bezirks­
amt Hamburg-Mitte, raum + 
prozess, Kirche, Schule 

Zielgruppen: Quartiersbevölkerung, Jugendli­
che, Senioren 

Angebotsprofil: Stadtteilcafé, Beratungs- und 
Betreuungsangebote 

kontakt: 
Baugenossenschaft freier Gewerkschafter eG 
(BGFG) 
Süderstraße 324 
20537 Hamburg 

Tel.: 040/ 21 11 00 - 0 
info@bgfg.de 
www.bgfg.de 

Das Projekt 

Kontext 

Der Stadtteil Hamm-Süd liegt östlich der 
Hamburger Innenstadt am Flussufer der Bil­
le. Der größte Teil der Wohnungen in Hamm-
Süd konzentriert sich in dem Wohnquartier 
Osterbrookviertel. Die Lage an der Bille 
macht den besonderen Reiz des Quartiers 
aus. Die Bausubstanz stammt zum großen 
Teil aus den 50er bis 70er Jahren. Trotz der 
Nähe zur City liegt das Quartier stadträum­
lich abgekoppelt. Das Angebot an Nahver­
sorgung, sozialer und kultureller Infrastruk­
tur ist insgesamt unzureichend. 

Die Baugenossenschaft freier Gewerkschaf­
ter eG (BGFG) ist Eigentümerin von etwa 800 
Wohnungen im Osterbrookviertel. Als größte 
Wohnungseigentümerin engagiert sie sich 
stark für das Quartier – aufgrund des eigenen 
Interesses an seiner Stabilisierung, aber nicht 
nur für den eigenen Wohnungsbestand. Mit 
der von ihr gegründeten Elisabeth-Kleber-
Stiftung unterstützt die BGFG eine Vielzahl 
an sozialen Angeboten sowie die Aufwertung 
des Freiraums im Osterbrookviertel. 

2008 wurde das an der Schwelle zur Benach­
teiligung stehende Quartier auf Antrag der 
BGFG als „Themengebiet“ im Programm der 
Aktiven Stadtteilentwicklung der Stadt Ham­
burg aufgenommen. Mit diesem Programm 

werden solche Stadtgebiete unterstützt, die 
auf Grund „ihres baulichen Zustandes, ih­
rer defizitären Infrastruktur sowie wegen 
sozialer Problemlagen von breiten Bevölke­
rungskreisen immer weniger als Wohn- und 
Lebensstandort“1 gefragt sind. 

Konzept 

Das Nachbarschaftszentrum „Elbschloss an 
der Bille“ wurde von der BGFG in den umge­
nutzten Räumen ihres ehemaligen Verwal­
tungsgebäudes im Osterbrookviertel ein­
gerichtet. Im Zentrum des unterversorgten 
Quartiers entstand ein Ort für generationen­
übergreifende Begegnung, Kommunikation, 
Beratung und Bildung. Bausteine des Kon­
zeptes für das Nachbarschaftszentrum sind: 

•	 ein Stadtteilcafé als generationenüber­
greifender Ort der Begegnung, u. a. mit 
Mittagstisch für Senioren, Eltern und 
Kinder, 

•	 die Bündelung von Betreuungs- und Be­
ratungsangeboten für verschiedene Ziel­
gruppen, 

•	 die Integration von Angeboten der Alten­
hilfe, der Jugendhilfe und des Familien-
Netzwerkes der Alida-Schmidt-Stiftung, 

•	 die Kombination der generationenüber­
greifenden Nachbarschaftsangebote mit 
betreuten Wohnformen für „Teenager-
Mütter“ und psychisch kranke Mütter. 
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Angaben zum 

Quartier

Wohnen 

Die Einrichtung 
Das Quartier 

Verkehr 

Freiraum 

hamm-süd 

Einwohner: ca. 3.900 

lage im 
stadtgebiet: östlich angrenzend an die In­

nenstadt, 4 km Entfernung zum 
Stadtzentrum 

Quartierstyp: 1950er bis 1970er Jahre 

sozialstruktur: Kinder und Jugendliche 19 % 
Menschen über 65 Jahre 18 % 

Einwohner mit 
Migrationshintergrund 20 % 
Transfereinkommen k.A. 

nutzungen: Mischung aus gewerblicher und 
Wohnnutzung 

(Foto u. Grafik: plan zwei) 

Finanzierung 

Die Grundfinanzierung für den Umbau wur­
de von der BGFG sichergestellt. Der Eigen­
anteil an den Umbaukosten lag bei 40 %. 
Neben einem Zuschuss von 430.000 Euro 
aus dem ExWoSt-Forschungsfeld wurden in­
vestive Mittel der zuständigen Fachbehörde 
für den Umbau der für die Wohngruppe vor­
gesehenen Gebäudebereiche eingesetzt. Ein 
weiterer Teil des Umbaus wurde über Mittel 
aus dem Hamburger Programm der Aktiven 
Stadtteilentwicklung finanziert. 

Die Projektentwicklungskosten wurden zum 
großen Teil von der BGFG (Personalkosten) 
und darüber hinaus mit Mitteln aus dem 
ExWoSt-Forschungsfeld finanziert. Diese 
Förderung war von großer Bedeutung, da 
das komplexe Projekt nicht allein mit den 
verfügbaren personellen Ressourcen der Ge­
nossenschaft hätte entwickelt werden kön­
nen. Darüber hinaus hat die externe Beglei­
tung viele Abstimmungsprozesse befördert. 

Die Mietkosten der Gemeinschaftsflächen 
werden von der BGFG, der Alida-Schmidt-
Stiftung als Träger des Mehrgenerationen­
hauses sowie der Kindertagesstätte, die sich 
im Elbschloss befindet, gemeinsam finan­
ziert. Damit stehen den drei Kooperations­
partners bestimmte Zeitkontingente zur 
Verfügung, innerhalb derer sie mit anderen 
Trägern wiederum Nutzungen organisie­
ren können. Die personelle Besetzung des 
offenen Treffs wird über die Förderung aus 
dem Aktionsprogramm Mehrgenerationen­
häuser sichergestellt. Alle anderen Angebote 

werden über die verschiedenen im Nachbar­
schaftszentrum aktiven Träger finanziert. 
Wie die für Abstimmung und Koordination 
des kooperativen Betriebs erforderlichen 
Personalressourcen langfristig abzusichern 
sind, wird erst nach einer ersten Anlaufpha­
se zu klären sein. 

Aspekte der generationen- und zielgruppen­
übergreifenden Nutzung 

Das Konzept der Bündelung und Vernetzung 
von Angeboten unterschiedlicher Träger für 
unterschiedliche Zielgruppen an einem Ort 
ist eine wichtige Basis für den generationen­
übergreifenden Ansatz. Die Begegnung von 
Jung und Alt findet gerade in der Anfangs­
phase weniger innerhalb der Angebote statt, 
sondern am Rande von Aktivitäten bei der Be­
gegnung im Haus, wenn beispielsweise beim 
Mittagstisch Krippenkinder und ältere Stadt­
teilbewohner aufeinander treffen. Mit einzel­
nen Angeboten, wie einem Spielnachmittag 
im offenen Treff, gelingt es jedoch auch Alt 
und Jung gemeinsam anzusprechen. 

Wechselbeziehungen Wohnen – Freiflächen – 
Gemeinschaftseinrichtungen 

Direkt vor dem Gebäude des Nachbar­
schaftszentrums soll auf der Fläche eines 
nicht mehr benötigten Wendehammers ein 
neuer Quartiersplatz entstehen. Mit dem 
geplanten öffentlichen Platz entsteht eine 
neue Mitte für das Osterbrookviertel, die zu 
Aufenthalt und Begegnung einlädt. Haupt­
eingang und offener Treff des Elbschloss 
an der Bille orientieren sich zu dem neuen 
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Ideen-Markt zum Elbschloss 
 
an der Bille 
 

(Foto: raum + prozess, 
 
Hamburg)
 

Quartiersplatz. Bei der Einweihungsfeier des 
Nachbarschaftszentrums wurden die daraus 
entstehenden besonderen Nutzungsquali­
täten in der Verbindung von Freiraum und 
Gebäude bereits erfahrbar. 

Fokus Kooperationen: Projektsteuerung 
unter Einbindung  eines breiten Akteurs­
spektrums 

Basis des Projektes ist die Entwicklung eines 
innovativen Träger- und Nutzungskon­
zeptes, das bestehende und neue, geschlos­
sene und offene Angebote unterschiedlicher 
Träger miteinander verknüpft. Das Gesamt­
konzept des Elbschlosses führt unterschied­
liche soziale Funktionen und Angebote in­
novativ zusammen. Stationäre und ambu­
lante Betreuung sowie Beratung werden mit 
offenen sozialen Angeboten für alle Genera­
tionen verknüpft. Dieses Konzept macht die 
Besonderheit des Projektes aus und soll die 
wirtschaftliche Tragfähigkeit sicherstellen. 

Die Federführung der Konzeptentwicklung 
lag beim Sozialmanagement der BGFG. Das 
Sozialmanagement hat die Unterstützung 
der Nachbarschaften in den Quartieren 
der BGFG zur Aufgabe und leistet Beiträge 
für eine zukunftsorientierte Entwicklung 
des Wohnungsbestandes. Darüber hinaus 
fördert die BGFG mit der Elisabeth-Kleber-
Stiftung seit einigen Jahren direkt soziale 
Projekte z. B. der Jugend- und Altenhilfe. 

Wichtigster Partner bei der Entwicklung des 
Träger- und Nutzungskonzeptes war die Ali­
da-Schmidt-Stiftung. Die Stiftung war über 
das Familiennetzwerk Hamm bereits enga­
giert im Quartier tätig und stand mit vielen 
anderen Trägern in Kontakt. Sie betreibt in 
dem Gebäude, das für ein Nachbarschafts­
zentrum allein zu groß wäre, im 1. und 2. OG 
eine betreute Wohngruppe für junge Müt­
ter und ist Trägerin des Mehrgenerationen­
hauses im Elbschloss. 

Der Runde Tisch der Schlüsselakteure war 
ein zentrales Instrument der Kooperation 

im Rahmen der Entwicklung und Umset­
zung des Nachbarschaftszentrums. Es gab 
drei Arbeitsebenen: 

•	 Die Steuerungsgruppe der BGFG mit der 
Alida-Schmidt-Stiftung und dem Büro 
raum + prozess, das als intermediärer 
Akteur den Prozess koordinierend be­
gleitet, übernahm wesentliche Aufgaben 
des Projektmanagements und bildete die 
Schnittstelle zur Projektleitung und tech­
nischen Planung. 

•	 Über die Trägerrunde wurden die künf­
tigen festen Mieter in die Planung einge­
bunden. 

•	 Die Kooperationsrunde bildete das kre­
ative Beteiligungsgremium der aktiven 
und interessierten Träger, die bereits im 
Quartier aktiv sind und gemeinsam mit 
festen Mietern im Elbschloss kooperativ 
Angebote für das Quartier entwickeln 
wollten. Hierzu gehörten u. a. die Kirche, 
die VHS, die Schule und der Jugendtreff. 

Die Steuerungsgruppe nahm an allen Run­
den teil, so dass ein Informationsaustausch 
jederzeit gegeben war. Die „Dramaturgie“ des 
Bewohnerbeteiligungsprozesses wurde mit 
den Kooperationspartnern abgestimmt. Die 
Ergebnisse des Abstimmungsprozesses wur­
den fortlaufend in die Umbauplanung einge­
speist, um Fehlplanungen zu vermeiden. 

Der kooperative Arbeitsprozess machte es 
erforderlich, stets flexibel auf aktuelle Ent­
wicklungen und Erwartungen der Akteure 
zu reagieren. Für die Projektsteuerung war 
es eine große Herausforderung, einerseits 
auf dem Weg der kleinen Schritte möglichst 
große Transparenz herzustellen und auf der 
anderen Seite die Entscheidungsträger mit 
knappem Zeitbudget so viel wie möglich 
und nicht mehr als nötig einzubinden. 

Aus einem komplizierten, dynamischen 
Geflecht von Trägern, Ämtern, Konzepten, 
Programmen und Projekten mit vielfältigen 
Zuständigkeiten mussten stets die richtigen 
Personen für die Unterstützung auf der poli­
tischen Ebene angesprochen und die geeig­
neten Partner als Träger für einzelne inhalt­
liche Bausteine gefunden werden. 

Auf der Basis der Abstimmungen in der Ko­
operationsrunde wurden bereits während 
der Umbauphase wesentliche Bausteine in 
die Umsetzung gebracht: 

•	 Das Eltern-Kind-Zentrum wurde bis zur 
Fertigstellung des Nachbarschaftszen­
trums in den Räumen der Dankeskirche 
angeboten. 
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•	 Der Schülerbetrieb für das geplante Café 
startete schon im September 2007 mit 
einem Probelauf in der Dankeskirche, wo 
ein Schülerkurs den Seniorentreff bewir
tete. 

Die Kirche war ein besonders engagierter 
Partner im Entwicklungsprozess. Vor dem 
Hintergrund der mit dem Nachbarschafts­
zentrum verbundenen neuen Entwicklungs­
chancen für das Quartier wollte die Kirche 
sich hier einbringen und positionieren. Die 
Pastorin erhielt dafür eine zusätzliche halbe 
Stelle zur Unterstützung. 

Fokus Prozess: Aktivierung der Nutzer 
schon in der Planungsphase 

Um den Rahmen für Aneignung und bür
gerschaftliches Engagement bedarfsgerecht 
entwickeln zu können, sollten die Menschen 
im Quartier so früh wie möglich in die Pla­
nung und die Umsetzung sowie den Betrieb 
eingebunden werden. Der Beteiligungspro­
zess sollte offen für die Ideen der künftigen 
Nutzer sein. Auf der anderen Seite war es 
wichtig, die grundsätzliche Tragfähigkeit des 
Projektes vorab über die Einbindung von 
Trägern weitgehend zu sichern, damit ein 
konkreter und gesicherter finanzieller und 
inhaltlicher Spielraum für den Beteiligungs­
prozess angeboten werden konnte. 

Das Beteiligungs- und Aktivierungskonzept 
wurde ausgehend von der Erfahrung ent­
wickelt, dass die Menschen im Osterbrook­
viertel sich Räume kaum selbstverständlich 
aneignen und vielfach Schwellenängste zu 
überwinden sind. Es wurde deswegen auf 
niedrigschwellige Beteiligungsangebote, die 
direkte Ansprache und das Gewinnen von 
Multiplikatoren gesetzt, die die Brücke zu 
Bewohnern bilden, die nur schwer zu errei­
chen sind. Eigeninitiative und bürgerschaft­
liches Engagement sollen so angestoßen und 
unterstützt werden. 

­

­

Stadtteilfest mit Infostand 
zum Elbschloss an der Bille 
(Foto: raum + prozess, 
Hamburg) 

Milieustudie als Basis 

Im Rahmen einer Milieustudie wurden zu 
Beginn des Prozesses soziale Bedürfnisse im 
Quartier erfasst und Möglichkeiten für die 
Motivation der Bewohner zur Mitwirkung 
an der Projektentwicklung und für die An­
eignung der Räume im Nachbarschaftszen­
trum untersucht. In Gesprächen mit Schlüs­
selakteuren wurden Anknüpfungspunkte 
ermittelt, über die Bewohner umfassend 
einbezogen und beteiligt werden können. 

Ziel einer anschließenden schriftlichen Be­
fragung von ca. 1.900 Haushalten im Oster-

brookviertel war es, die Sicht der Bewohne­
rinnen und Bewohner auf ihr Quartier, ihre 
Wünsche und Bedarfe sowie ihre Bereit­
schaft zur Mitarbeit kennen zu lernen. Der 
Rücklauf betrug ca. 10 %. Da Menschen mit 
Migrationshintergrund sowie Kinder und 
Jugendliche mit der Befragung nicht erreicht 
wurden, wurden für diese Zielgruppen be­
sondere, niedrigschwellige Beteiligungsan­
gebote entwickelt. 

Offene Beteiligungsformate mit Festcharak­
ter, wie ein großer Ideen-Markt zu Beginn des 
Projektes, die es ermöglichen sich zu begeg­
nen, zu informieren und einzubringen, haben 
sich im Osterbrookviertel als gut geeignet er­
wiesen, um unterschiedliche Bewohnergrup­
pen anzusprechen und das öffentliche Stadt­
teilleben als wichtige Basis für die Aneignung 
des Nachbarschaftszentrums zu stärken. Die 
Milieustudie und die Zusammenarbeit mit 
den lokalen Akteuren haben dafür wichtige 
Anknüpfungspunkte geliefert. 

Insgesamt waren im Laufe der aktivierenden 
Beteiligung ein wachsendes Interesse sowie 
die zunehmende Bereitschaft zur Mitwir­
kung zu beobachten – sowohl in Bezug auf 
nachbarschaftliche Aktivitäten als auch 
im Hinblick auf weitergehende Fragen der 
Stadtteilentwicklung.  

Erfahrungen und Übertragbarkeit 

Die Wohnungsgenossenschaft hat mit ihrer Initiative für den Auf­
bau eines Nachbarschaftszentrums eine hohe Verantwortung für die 
Entwicklung des Osterbrookviertels übernommen. Sie konnte darüber 
vielfältiges zusätzliches Engagement unterschiedlicher Akteure für den 
Stadtteil aktivieren und nicht zuletzt die Aufnahme in das kommunale 
Förderprogramm der Aktiven Stadtteilentwicklung erreichen. Der auf 
einer breiten Kooperationsbasis im Stadtteil fußende Ansatz der Pro­
jektentwicklung hat sich auch als gewinnbringend für die Realisierung 
des generationenübergreifenden Ansatzes erwiesen. Die frühzeitige und 
umfassende Beteiligung der Stadtteilakteure und Bewohner sorgt für 
ein vielfältiges von Beginn an mit Leben gefülltes Angebot, das sich an 
den Bedürfnissen der Menschen im Stadtteil orientiert. 
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Modellvorhaben München, Ackermannbogen: 

NachbarschaftsBörse 

Angaben zum 

projekt 

   

projekttyp: Neubau 

Nutzfläche: ca. 80 m2 (Nachbarschafts-
Börse) 

Träger: Verein (bürgerschaftlich getra­
gen) 

Akteure: Ackermannbogen e. V., wagnis 
eG, Speisecafé Rigoletto, Stadt 
München, Forum Schwabing am 
Olympiapark e. V. 

Zielgruppen: Quartiersbewohner 

Angebotsprofil: selbstorganisierte Kultur- und 
Freizeitangebote, Raumvermie­
tung 

kontakt: 
NachbarschaftsBörse 
Rosa-Aschenbrenner-Bogen 9 
80797 München 

Tel.: 089/ 30 74 96 35 
info@ackermannbogen-ev.de 
www.ackermannbogen-ev.de 

Das Projekt 

Kontext 

Das Neubaugebiet am Ackermannbogen 
entsteht im Münchner Stadtteil Schwabing- 
West auf einem ehemaligen Kasernenareal. 
Seit dem Baubeginn 2001 wurden 660 WE 
realisiert (Bauabschnitt NordOst). 50 % da­
von wurden im öffentlich geförderten Woh­
nungsbau errichtet. Bis zur Fertigstellung, 
die für 2010 geplant ist, sollen insgesamt ca. 
2.500 Wohneinheiten am Ackermannbogen 
entstehen. 

Das neue Wohngebiet wird als Quartier für 
Familien beworben und aufgrund der at­
traktiven, innenstadtnahen Lage mit viel 
Grün in der Nähe auch entsprechend ange­
nommen. Die Bewohnerstruktur im 1. Bau­
abschnitt ist deutlich geprägt von Familien 
mit kleineren Kindern. 

Im Jahr 2000 wurde die Wohnungsbauge­
nossenschaft wagnis eG gegründet, um am 
Ackermannbogen ein selbstorganisiertes 
Wohnprojekt mit ca. 150 Wohneinheiten zu 
realisieren. Ziele waren eine sozial und öko­
logisch verantwortbare, sichere Wohnungs­
versorgung sowie die Förderung des nach­
barschaftlichen Zusammenlebens. Im Jahr 
2004 wurden die ersten 92 Wohnungen der 
Genossenschaft bezogen.  

Konzept 

Die NachbarschaftsBörse wurde als Bewoh­
nertreff für quartierbezogene Bewohnerar­
beit von der wagnis eG im Zusammenhang 
mit ihrer ersten Wohnanlage errichtet. Ihr 
Ziel ist es, den Aufbau sozialer Netzwerke 
zu unterstützen und eine lebendige, so­
ziale Nachbarschaft zu fördern. Kursan­
gebote, Kinderbeteiligung, Bereitstellung 
von Gruppenräumen, Nachbarschaftshil­
fe, die Herausgabe der Quartierszeitung 
„Ackermannbote“, kulturelle Angebote so­
wie Konfliktmediation sind Elemente, die 
das Miteinander aller sozialen Schichten 
und Generationen im Quartier fördern. Die 
NachbarschaftsBörse ist zusammen mit wei­
teren von der Genossenschaft geschaffenen 
Infrastruktureinrichtungen – einem Café so­
wie einem Laden – zentral im Quartier gele­
gen. In Kooperation mit dem Café im selben 
Haus werden gemeinsame Veranstaltungen 
und Feste mit Getränke- und Essensservice 
ermöglicht. Durch die Lage in einem ver­
kehrsberuhigten Bereich ergeben sich Spiel- 
und Bewegungsmöglichkeiten für Kinder im 
direkten Umfeld. 

Träger der Einrichtung ist ein gemeinnüt­
ziger Verein, der sich aus den Mitgliedern 
der Genossenschaft heraus gebildet hat. 
Die NachbarschaftsBörse wird von einer 
hauptamtlichen Leiterin geführt, deren Ziel 
es jedoch ist, die Gemeinschaftseinrichtung 
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in weitgehend selbsttragende Strukturen zu 
überführen. 

Die große und mit zunehmender Bevölke­
rung in dem Neubaugebiet weiter steigende 
Nachfrage haben den Verein veranlasst an 
kreativen Konzepten zur Erweiterung des 
begrenzten Raumangebotes zu arbeiten 
und sich nach den ersten Anlaufjahren ver­
stärkt um neue Mitglieder und eine stärkere 
Öffnung in den Stadtteil zu bemühen. In­
zwischen hat der Verein einen weiteren Be­
wohnertreff in dem Neubauquartier in seine 
Obhut übernommen. Ein überbauter Haus­
durchgang, der an die NachbarschaftsBörse 
angrenzt, wurde zur Spiel- und Kulturpas­
sage ausgebaut. Ungenutzte Parkflächen in 
der Tiefgarage wurden für die gemeinschaft­
liche Nutzung ausgebaut. 

Finanzierung 

Da es keine öffentliche Unterstützung für 
den Bau der Gemeinschaftseinrichtungen 
der Genossenschaft – NachbarschaftsBörse, 
Café, Gästeappartements – gab, beteiligten 
sich alle Genossenschaftsbewohner mit 5 % 
der erforderlichen Genossenschaftseinla­
gen an der Finanzierung der Gesamtkosten 
von 265.000 Euro. Über die Miete für die Ge­
meinschaftsflächen werden die Gesamtko­
sten refinanziert. Die nicht zuletzt dadurch 
relativ hohen Betriebskosten wurden in 
den ersten drei Jahren über eine städtische 
Anschubfinanzierung aus dem Münchner 
Programm „Quartierbezogene Bewohnerar­
beit“ finanziert, die auch die Einrichtung der 
NachbarschaftsBörse beinhaltete.  

Aspekte der generationen- und zielgruppen­
übergreifenden Nutzung 

In dem Neubauquartier Ackermannbogen 
ist der Anteil älterer Bewohner relativ ge­
ring. Entsprechend ist die Zielgruppe der 
älteren Menschen zur Zeit noch wenig im 
Angebot der NachbarschaftsBörse reprä­
sentiert. Auch Jugendliche werden kaum 
erreicht, da die zentral gelegenen, gut ein­
sehbaren Räumlichkeiten ihren Bedürfnis­
sen nicht entsprechen. Die Ansprache der 
unterschiedlichen sozialen Milieus gehört 
zu den erklärten Zielen der Nachbarschafts-
Börse, erweist sich jedoch als schwierig. Die 
überwiegende Zahl der selbstorganisierten 
Angebote spricht eher eine sozial homogene 
Gruppe mit ähnlichem Bildungshinter­
grund an. Die Entwicklung von Angeboten 
für sozial benachteiligte Haushalte ist kein 
Selbstläufer, sondern muss professionell or­
ganisiert werden. Auch der Zwang, über die 
Angebote Mieteinnahmen zu erwirtschaf­
ten, bildet eine Hürde für finanzschwache 
Haushalte. 

Wechselbeziehungen Wohnen – Freiflächen – 
Gemeinschaftseinrichtungen 

Die Entstehung der NachbarschaftsBörse 
aus dem Zusammenhang eines genossen­
schaftlichen Wohnprojektes hat die zügige 
selbstverständliche Aneignung gefördert, 
die gleichzeitig die Grundlage für das hohe 
ehrenamtliche Engagement im Rahmen des 
Betriebes bildet. 

Angaben zum 

Quartier

Das Quartier 

Die Einrichtung 

Wohnen 

Verkehr 

Freiraum 

Ackermannbogen 

Einwohner: ca. 1.450 (Stand 2008) 

lage im 
stadtgebiet: Innenstadtrand 

Quartierstyp: Neubauquartier auf Konversions­
flächen 

sozialstruktur: Kinder und Jugendliche k.A. 
Menschen über 65 Jahre k.A. 

Einwohner mit 
Migrationshintergrund k.A. 
Transfereinkommen k.A. 

nutzungen: Wohnen 

(Foto u. Grafik: plan zwei) 
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Fokus Betriebskonzept: Auf dem Weg zu 
selbsttragenden Strukturen 

Das Konzept der NachbarschaftsBörse ist 
so angelegt, das der Betrieb sich mittelfri­
stig selbst tragen soll. Nach den ersten drei 
über die kommunale Anschubförderung fi­
nanzierten Anlaufjahren, erwies sich dieses 
Ziel allerdings als noch nicht umsetzbar. 
Das inhaltliche Angebot mit einer breiten 
Palette von Aktivitäten für alle Alters- und 
Interessensgruppen wird zwar weitestge­
hend ehrenamtlich gestaltet und getragen, 
die Gesamtkoordination in Verbindung mit 
der finanziellen Verantwortung für einen 
kostendeckenden Betrieb ließ sich bisher al­
lerdings nicht auf der Basis von reinem bür­
gerschaftlichen Engagement sicherstellen. 
Mit der Übernahme eines zweiten Bewoh­
nertreffs, der wiederum von der Kommune 
im Aufbau gefördert wird, konnte 2007 eine 
Finanzierung für die erforderliche Weiterbe­
schäftigung der Treffleitung für wiederum 
drei Jahre gefunden werden. Gleichzeitig 
wurde damit eine erfahrene und im Quar­
tier verankerte Trägerschaft für den neuen 
Bewohnertreff sichergestellt. 

Um die Basis für den weiteren Ausbau 
selbsttragender Strukturen zu legen, eine 
stärkere Verankerung im Quartier zu beför­
dern und darüber neue Zielgruppen und 
Akteure für die ehrenamtliche Mitarbeit zu 
gewinnen, wurde der aus genossenschaft­
lichen Zusammenhängen gegründete Trä­
gerverein wagnis e. V. umstrukturiert und in 
Ackermannbogen e. V. umbenannt. Ziel des 
neu strukturierten Quartiersvereins ist es, 
ein möglichst zuverlässiges und engagiertes 
Team von ehrenamtlichen Raumverantwort­
lichen für Management und Organisation 
der Gemeinschaftsflächen zu installieren. 

Einnahmequellen, die zum Teil schon heute 
für den Betrieb der NachbarschaftsBörse ge­
nutzt werden und mittelfristig auszubauen 
wären, sind: 

•	 Nutzungsgebühren für Gruppenräume 

•	 Verkauf von Kaffee und gespendeten Ku­
chen bei Veranstaltungen 

•	 Anzeigen in der Quartierszeitung und 
dem Internetportal 

•	 Akquisition von Spenden 

•	 projektbezogene öffentliche Fördermittel 
(Stadt, Land) 

•	 Stiftungsmittel z. B. Glücksspirale 

•	 projektbezogenes Sponsoring und Fund­
raising 

Inwieweit die verlässliche Übernahme der 
Akquise der unterschiedlichen Finanzie­
rungsbausteine sowie die Koordination der 
ehrenamtlichen Kursangebote allein auf der 
Basis von bürgerschaftlichem Engagement 
sicherzustellen sind, wird sich erst im Lau­
fe der nächsten Jahre zeigen. Das Quartier 
Ackermannbogen mit seinem hohen An­
teil engagierter Bewohnergruppen bietet 
vergleichsweise gute Vorraussetzungen für 
selbsttragende Strukturen. Die Erfahrungen 
aus dem Projekt deuten aber auch an, dass 
die ehrenamtlich organisierten Angebote 
sich verstärkt auf eine homogene Zielgrup­
pe beziehen und ein milieuübergreifendes 
Angebot auf dieser Basis nur bedingt reali­
sierbar ist. 

Fokus bauliche Aspekte: Raumressourcen 
kreativ nutzen 

Die NachbarschaftsBörse wurde, entspre­
chend ihrer Bedeutung für das soziale Leben 
in der Genossenschaft und im Quartier, sehr 
zentral im Erdgeschossbereich der genos­
senschaftlichen Wohnanlage angesiedelt. 

Die zentrale Lage erhöht die Wahrnehmbar­
keit sowie die beiläufige Nutzbarkeit und hat 
so einen großen Einfluss auf die Besuchsfre­
quenz. Die Integration der relativ großen 
Gemeinschaftsflächen in ein Wohngebäude 
bringt allerdings auch Probleme mit sich. 
Zum einen sorgt die Lärmbelastung, die 
durch das Kommen und Gehen sowie die 
Benutzung der Räume und angrenzenden 
Freiflächen durch die NachbarschaftsBör­
se im Alltag entsteht, für Konflikte mit den 
direkten Anwohnern. Zum anderen sind 
aufgrund der integrierten Lage die Mög­
lichkeiten begrenzt, den räumliche Erweite­
rungsbedarf, den die große Nachfrage nach 
den Angeboten der Gemeinschaftseinrich­
tung erzeugt, vor Ort zu decken. 

Als mögliche Antwort auf diese Problemla­
ge bot sich die Umnutzung nicht benötigter 
Stellplatzkapazitäten in der unterhalb der 
Wohnanlage und der NachbarschaftsBör­
se gelegenen Tiefgarage an. Hier besteht 
die Chance, zusätzliche Raumangebote zu 
schaffen für Nutzungsbedarfe, die in der 
NachbarschaftsBörse keinen Platz finden – 
darunter ein großer, multifunktionaler 
Gruppenraum, ein Werkraum sowie Lager­
räume. Nutzungen, die aufgrund höherer 
Lärmemissionen bisher nicht möglich waren 
oder zu Konflikten führten (z. B. Werken und 
Musik machen), sollen „unter die Erde“ ver­
lagert werden. Gleichzeitig wird die Chance 
gesehen, durch das Angebot von weniger 
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einsehbaren Aufenthaltsorten und die Mög­
lichkeit, im Keller Musik zu machen ohne 
die Nachbarn zu belästigen, stärker auch ju­
gendliche Zielgruppen anzusprechen. 

Mit einer vorübergehenden Befreiung von 
der Nachweispflicht der vorgeschriebenen 
Stellplatzzahl durch die genehmigende Be­
hörde bis zum Jahr 2014 wurden die recht­
lichen Voraussetzungen für die Umnutzung 
geschaffen. Die Ausarbeitung des Umnut­
zungskonzeptes erwies sich trotz der gün­
stigen baulichen Voraussetzungen, die die 
Räume mit ihrer soliden und neutralen 
Grundstruktur boten, aufgrund der hohen 
technischen Anforderungen, insbesondere 
beim Schallschutz und der Lüftung, als sehr 
aufwändig. Auch die genehmigungsrecht­
liche Vorbereitung mit dem Zustimmungs­
erfordernis unterschiedlicher Eigentümer 
(WEG) sowie Abstimmungen mit der Bau­
ordnung forderten viel Zeit. Die hohen bau­
ordnungsrechtlichen Auflagen führten zur 
Erhöhung der geschätzten Umbaukosten. 

Trotz der hohen Investitionen in den Schall­
schutz stehen einzelne Anwohner der Um­
nutzung der Tiefgararge kritisch gegenüber, 
in der Befürchtung, dass sie weitere Lärmbe­
lastungen mit sich bringen wird. Potenzielle 
Konflikte konnten und können nur durch 
einen intensiven, kontinuierlichen Kommu­
nikations- und Aushandlungsprozess ver­
hindert werden. 

Fokus Wechselbeziehung Freiraum: Haus­
durchgang wird zur Stadtteilbühne 

Eine weitere Möglichkeit, die Spielräume der 
NachbarschaftsBörse zu erweitern, war die 
Nutzung des Freiraums in Form eines 20 m 
breiten, 11 m tiefen und in der Höhe über 2 
Geschosse reichenden Hausdurchgangs. Die 
Passage grenzt unmittelbar an die Gemein­
schaftseinrichtung an und verbindet einen 
urbanen Nachbarschaftsplatz im Osten mit 
einer naturnahen „Großen Wiese“ im We­
sten. Sie bietet Raum für kulturelle Impulse 
in der neuen Nachbarschaft, und soll dazu 
beitragen, die Alltagskultur zu bereichern 
und die Identität des Quartiers stärken durch 
gemeinsame Spiel- und Kulturaktionen aller 
Altersgruppen. Insbesondere Kinder und 
Jugendliche sollen für kulturelle und soziale 
Belange sensibilisiert werden. 

Die „Spiel- und Kulturpassage“ war von Be­
ginn an auch als Zeichen und Mittel der kon­
kreten Öffnung des genossenschaftlichen 
Wohnprojekts in die Nachbarschaft konzi­
piert. Für die Veranstaltungsplanung wurde 

eine Bewohnerarbeitsgruppe gegründet, die 
sich aus Mitgliedern der Genossenschaft 
und anderen Stadtteilbewohnern zusam­
mensetzt. Über Blitzumfragen im Stadtteil 
wurden nach den ersten Veranstaltungen 
Meinungsbilder und Verbesserungsvor­
schläge aus der Bewohnerschaft eingeholt. 

Inzwischen reicht das Programmangebot 
von Musik über Theater und Performance 
bis hin zu Stadtteilaktionen. Die hohe Quali­
tät und Dichte des Programms spricht viele 
Zielgruppen an und motiviert immer wieder 
auch neue Quartiersbewohner, selbst aktiv 
zu werden. Für die Bühnentechnik wurde 
eine leicht verständliche Gebrauchsanwei­
sung ausgearbeitet, die auch den Verleih an 
andere Einrichtungen ermöglicht. Dennoch 
liegt die Gesamtverantwortung für das Pro­
jekt bei einer kleinen Gruppe von Aktiven. 
Mit der Stadt München wird zur Zeit über 
Möglichkeiten der Unterstützung verhan­
delt, die den Weg zu einem langfristig tragfä­
higen Organisationsmodell eröffnen sollen. 

Erfahrungen und Übertragbarkeit 

Das Modellvorhaben München zeigt die hohe Bedeutung von Gemein­
schaftseinrichtungen beim Aufbau nachbarschaftlicher Netzwerke in 
Neubaugebieten. Es steht für ein außergewöhnliches Maß an bürger­
schaftlichem Engagement in der Projektentwicklung und im Betrieb, 
das in engem Zusammenhang steht mit einem hohen Anteil engagierter 
Bewohnergruppen aus selbstorganisierten Wohnprojekten im Umfeld 
der Einrichtung. Gleichzeitig verweist das Projekt auf die Grenzen 
selbsttragender Strukturen, da selbst in diesem günstigen Umfeld der 
Betrieb ohne eine professionelle Koordination nur schwer zu organisie­
ren ist. 

Die nachbarschaftlichen Konflikte, die aufgrund der Lärmbelastung 
aus der intensiven Nutzung der NachbarschaftsBörse entstanden sind, 
stehen exemplarisch für die Probleme von Gemeinschaftseinrichtungen 
in integrierten Lagen. Gleichzeitig sind die hohe Identifikation der Be­
wohner mit dem Projekt, die auf einem partizipativen Planungsprozess 
fußt, sowie die ausgeprägte nachbarschaftliche Kommunikationskultur 
entscheidende Voraussetzungen für die Lösung dieser Konflikte. 

Mit der Nutzung ungewöhnlicher Raumressourcen, wie ungenutzter 
Stellplätze und einem Hausdurchgang, zur Erweiterung der Nutzungs­
spielräume der NachbarschaftsBörse beweist der Trägerverein das 
besondere kreative Potenzial, das bürgerschaftlich getragene Projekte 
häufig auszeichnet. Die Entwicklung des Umnutzungskonzeptes für 
Teilflächen der Tiefgarage zeigt jedoch auch, dass derartige Raum­
ressourcen aufgrund hoher bauordnungsrechtlicher Auflagen nur mit 
erheblichem zeitlichem und finanziellem Aufwand für nachbarschaftliche 
Nutzungen zugänglich gemacht werden können. Inwieweit Aufwand 
und Nutzen in einem akzeptablen Verhältnis stehen, lässt sich erst im 
Zusammenhang mit der tatsächlichen Nutzung bewerten. 
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Modellvorhaben Düsseldorf, Garath-Hellerhof: 

Hell-Ga – Zentrum für Familien und Generationen 

Angaben zum 

projekt 

    

projekttyp: Nachnutzung Gemeindezentrum 

Nutzfläche: ca. 700 m2 

Träger: Verein (bürgerschaftlich getra­
gen) 

Akteure: Hell-Ga e. V., Stadt Düsseldorf, 
Evangelische Kirchengemeinde, 
LEG NRW, Vereine im Stadtteil 
(Sportvereine, Schützenverein 
etc.) 

Zielgruppen: Quartiersbewohner, Familien 

Angebotsprofil: Kinderbetreuung, Stadtteilcafé, 
Secondhandladen, Freizeitan­
gebote 

kontakt: 
Hell-Ga e. V. 
Ricarda-Huch-Str. 3a 
40595 Düsseldorf 

Tel.: 0211/ 60 07 33 6 
info@hell-ga.de 
www.hell-ga.de 

Das Projekt 

Kontext 

Der Stadtbezirk Garath-Hellerhof liegt am 
Südende des Düsseldorfer Stadtgebiets. 
Im Rahmen der Stadterweiterung ist er vor 
allem in den 70er Jahren gewachsen und 
weitgehend durch die entsprechenden Groß­
siedlungsstrukturen aus dieser Zeit geprägt. 
Daneben gibt es Bereiche mit Einfamilien­
hausbebauung und Versorgungszentren mit 
sozialer Infrastruktur. Ca. 25.000 Einwohner 
leben heute in den zwei Stadtteilen. Der 
Stadtteil Garath zeichnet sich durch einen 
hohen Anteil von Bevölkerungsgruppen mit 
geringem Einkommen und Migrationshin­
tergrund, einen hohen Anteil älterer Men­
schen sowie kinderreicher Familien aus. Aus 
finanziellen Gründen wurde 2001 das Ge­
meindezentrum der evangelischen Kirche 
geschlossen. Aus der Auseinandersetzung 
um die drohende Schließung entstand eine 
Fraueninitiative, die sich für ein soziales 
Stadtteilzentrum einsetzte. Sie übernahm 
zunächst provisorisch und dann mit Vertrag 
die Räumlichkeiten des Gemeindezentrums. 
Im Jahr 2004 konnte das Mütterzentrum 
Hell-Ga e. V. eröffnet werden. 

Konzept 

Der Betrieb des Mütterzentrums basierte 
auf einem hohen Maß an freiwilligem bür­

gerschaftlichem Engagement. Die offene 
inhaltliche Konzeption eröffnet Spielraum 
für Ideen und Projekte aus dem Stadtteil. 
Durch Raumbereitstellung und Beratung 
werden Nutzer beim Aufbau selbstorgani­
sierter Angebote unterstützt. Das Konzept 
„Projektmotor“ zur Aktivierung von Hilfe zur 
Selbsthilfe und ehrenamtlicher Arbeit wurde 
im Jahre 2004 von der Initiative „startsocial“ 
ausgezeichnet. Die darüber entwickelten 
Angebote reichen vom offenen Café über ei­
nen Secondhandladen bis hin zur flexiblen 
Kinderbetreuung. 

Um die aktive Arbeit langfristig zu sichern, 
wurde das seit 2004 genutzte kirchliche Ge­
meindezentrum zu einem generationenü­
bergreifenden Stadtteilzentrum umgebaut. 
Der Verein Hell-Ga e. V. übernahm die ver­
antwortliche Trägerschaft in Kooperation mit 
Kirche, Stadt, lokalen Wohnungsunterneh­
men und dem Land Nordrhein-Westfalen. 
Ziel der inhaltlichen Weiterentwicklung war 
es, die Funktion des Stadtteilzentrums als 
Netzwerkknoten im Stadtteil auszubauen. 

Finanzierung 

Für die Weiterentwicklung des Stadtteilzen­
trums erhielt der Verein Hell-Ga eine Inves­
titions- und eine betriebliche Anschubför­
derung des Landes NRW von insgesamt 
720.000 Euro aus dem Landesprogramm 
„Initiative ergreifen“. Die erforderlichen 
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Das Quartier 

Die Einrichtung 
Verkehr 

Freiraum 

190.000 Euro Eigenanteil werden vom Ver­
ein über Spenden, Selbsthilfe sowie einen 
Zuschuss der Stadt Düsseldorf finanziert. 
„Initiative ergreifen“ ist ein Programm des 
Städtebauministeriums NRW, das bürger­
schaftlich getragene Projekte unterstützt, die 
wichtige Impulse für die Stadterneuerung, 
Stadt- und Stadtteilentwicklung auslösen 
können. Nach der dreijährigen Anschubför­
derung soll sich der Kernbetrieb des Stadt­
teilzentrums eigenwirtschaftlich tragen. 

Angaben zum 

QuartierGarrath-hellerhof 

Einwohner: ca. 24.842 

lage im 
stadtgebiet: Südlicher Stadtrand 

Quartierstyp: 
sozialstruktur: Kinder und Jugendliche 19 % 

Menschen über 65 Jahre 27 % 

Einwohner mit 
Migrationshintergrund 10 % 
Transfereinkommen 2 % 

nutzungen: Wohnen, Einkaufen 

(Foto u. Grafik: plan zwei) 

Aspekte der generationen- und zielgruppen­
übergreifenden Nutzung 

Die Unterstützung von Familien in der 
Gründungsphase über Angebote wie Heb­
ammenberatung, Kinderbetreuung u.ä. wird 
als Kernangebot verstanden, dass die Nutzer 
in das Zentrum holt und bindet. Über die 
Zusammenarbeit mit Multiplikatoren, wie 
Migrantenvereinen oder dem „Zentrum 50 
plus“ werden weitere Gruppen gezielt an­
gesprochen. Der offene Treffpunkt mit Café 
und Küche ist der zentrale Ort für generati­
onenübergreifende Begegnung. Darüber hi­
naus werden gezielt verschiedene Projekte 
angeboten, die unterschiedliche Generati­
onen ansprechen sollen. Weiterhin bringen 
Feste und Feiern Menschen aller Altersgrup­
pen und Kulturen zusammen. 

Wechselbeziehungen Wohnen – Freiflächen – 
Gemeinschaftseinrichtungen 

Südlich anschließend an den Außenbereich 
des Stadtteilzentrums Hell-Ga liegen öffent­
liche Grünflächen, die aufgrund mangeln­

der Gestaltung nur wenig genutzt werden, 
obwohl ein deutlicher Bedarf an nutzbaren 
wohnungsnahen Grünflächen im Stadt­
teil festzustellen ist. In einem partizipativ 
entwickelten Freiraumkonzept wurden auf 
Initiative des Stadtteilzentrums Möglich­
keiten für die Erschließung der Flächen für 
die Stadtteilnutzung aufgezeigt. Im Dialog 
mit der Stadtverwaltung werden Umset­
zungsschritte vorbereitet. Dabei soll beson­
deres Augenmerk auf temporäre Nutzungs­
möglichkeiten im Zusammenhang mit der 
Gemeinschaftseinrichtung gelegt werden, 
um so auch ohne aufwendige Gestaltungs­
maßnahmen eine verbesserte Nutzung und 
Aneignung der öffentlichen Räume zu för­
dern. Die gestalterische Anbindung an das 
Stadtteilzentrum soll dabei zur Belebung 
beitragen. Sie legt die Basis für eine soziale 
Kontrolle im Sinne einer Patenschaft und 
kann darüber zur Stärkung bürgerschaft­
licher Verantwortung für öffentliche Räume 
im Stadtteil beitragen. Der erste Schritt zu 
diesem Ziel wurde mit der Neugestaltung 
und Öffnung der zum Stadtteilzentrum ge­
hörenden Freiflächen getan. 

Fokus bürgerschaftliches Engagement: 
„Projektmotor“ aktiviert Ehrenamt 

Die Initiative Hell-Ga wurde von einer Grup­
pe aktiver Frauen gegründet, die alle in Ga­
rath aufgewachsen sind und sich untereinan­
der kannten. Die Initiatorinnen schafften es 
in relativ kurzer Zeit, einen Kreis engagierter 
Frauen für das Projekt zu interessieren und 
Angebote für den Stadtteil aufzubauen. 
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Team der Projektleitung des 
Stadtteilzentrums Hell-Ga 

(Foto: plan zwei) 

Wichtige Erfolgsfaktoren des Projektes wa­
ren und sind: 

•	 ein Vorstand, in dem sich sehr breite 
berufliche, kommunikative und soziale 
Kompetenzen vereinen 

•	 ein Kern-Projektmanagement aus drei 
Frauen, die sich dem Projekt Vollzeit mit 
hoher Professionalität widmen können 

•	 die Ermutigung und Bindung von enga­
gierten Ehrenamtlern durch Förderung 
von deren Kompetenzen und ein festes 
System der ideellen und auch materiellen 
Anerkennung freiwilliger Arbeit 

Das Konzept „Projektmotor“ bildet die Basis 
des Stadteilzentrums Hell-Ga. Stadtteilbewoh­
ner werden darin unterstützt und begleitet, ei­
gene Projektideen umzusetzen. Die Offenheit 
für Projektentwicklungsprozesse verbunden 
mit Neugier, Experimentierfreude und Organi­
sationstalent des „Projektmotorteams“ prägen 
die erfolgreiche Umsetzung der Projektstrate­
gie. Der „Projektmotor“ bietet erste Infrastruk­
turen, knüpft Netzwerke, hilft beim Organisie­
ren und den ersten Umsetzungsschritten. So 
entstanden Musikschulangebote, Gesund­
heitsberatung, Sprachkurse, Stadtteildienstlei­
stungen. Die Angebote und Projekte können 
als ehrenamtliche Initiative angelegt sein, sich 
über Kurseinnahmen weiter entwickeln und 
schließlich sogar Arbeitsplatzperspektiven 
bieten. Dabei funktionieren Teilprojekte, wie 
beispielsweise der Secondhandladen oder 
das Café, projektintern auf eigenwirtschaft­
licher Basis. Werden in diesen Projekten 
Überschüsse erwirtschaftet, werden diese in 
Form von Aufwandentschädigungen an die 
dort mitwirkenden Ehrenamtlichen weiter­
gegeben. So wird zum einen selbstverant­
wortliches Handeln gefördert, zum anderen 
stellt die finanzielle Vergütung gerade für fi­
nanzschwache Bewohner einen großen An­
reiz für die Mitarbeit dar. 

Hell-Ga bietet nicht in erster Linie ein konsu­
mierbares Angebot, sondern basiert auf dem 
Prinzip „Geben und Nehmen“. Wer ein Be­

treuungsangebot nicht bezahlen kann, kann 
die Gegenleistung durch Mitarbeit im Projekt 
– sei es in Form von Gartenarbeit, Unterstüt­
zung von Stadtteilfesten u. ä. – erbringen. 

Fokus Betriebskonzept: Bürgerschaft­
lich organisiert und eigenwirtschaftlich 
tragfähig 

Als Voraussetzung für eine Förderung aus 
dem Förderprogramm „Initiative ergreifen“ 
wurde in einem vorlaufenden Qualifizie­
rungsprozess ein Organisations-, Betriebs- 
und Wirtschaftlichkeitskonzept erarbeitet. 
Hieraus ergab sich die Höhe der betrieb­
lichen Anschubförderung als Defizitaus­
gleich für maximal 3 Jahre. Danach sollte 
sich der Kernbetrieb auf der Basis von Ein­
nahmen aus Vermietungen, Kursgebühren, 
Spenden- und Sponsorenmitteln sowie 
einem Betriebskostenzuschuss der Stadt 
Düsseldorf selbst tragen. Die Ausgabenseite 
umfasst die Gebäudebewirtschaftung sowie 
die Personal- und Bürokosten des Projektma­
nagements. Hinzu kommen jeweils neu ein­
zuwerbende spezielle Projektförderungen. 
Inzwischen ist der jährliche Gesamtetat des 
Stadtteilzentrums auf über 350.000 Euro ge­
stiegen. Er setzt sich zusammen aus dem Be­
triebskostenzuschuss der Stadt von 100.000 
Euro, Projektfördermitteln, z. B. aus dem 
Aktionsprogramm Mehrgenerationenhäu­
ser, sowie für Kinderbetreuung und Ganz­
tagsangebote in benachbarten Schulen aus 
kommunalen Mitteln, und schließlich aus 
den eigenen Einnahmen, die etwa 13 % aus­
machen. Werden die vom Verein selbststän­
dig eingeworbenen Projektfördermittel den 
eigenen Einahmen hinzugerechnet ergibt 
sich ein Finanzierungsanteil von 62 % aus 
eigenen Betrieben. Perspektivisch rechnet 
die Projektleitung mit der Steigerung dieses 
Anteils auf 70 % eigenerwirtschafteter Mittel 
für den Betrieb der Einrichtung. 

Fokus Kooperationen: Stadtteilressourcen 
nutzbar machen 

Das Engagement von Hell-Ga hört nicht an 
der Tür des Stadtteilzentrums auf. Drei Jahre 
nach seiner Gründung wirkt der Verein als 
wichtiger Netzwerkknoten im Stadtteil. Die 
Verbesserung der Quartierskommunikati­
on und der Aufbau von Kooperationsstruk­
turen wird als wichtige Aufgabe gesehen, um 
Stadtteilressourcen optimal zu nutzen und 
eine breite Angebotspalette zu eröffnen, die 
zur Steigerung der Lebensqualität im Quar­
tier beiträgt. Erster Schritt war der Aufbau 
eines Internetportals als virtuelle Quar­
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tiersplattform in Kooperation mit örtlichen 
Vereinen, Einrichtungen und anderen Stadt­
teilakteuren. Mit dem Wechsel auf das Sys­
tem der im Rahmen des Forschungsfeldes 
entwickelten Quartiersplattform sollten die 
Nutzungsmöglichkeiten – insbesondere die 
digitale Abrufbarkeit und Verwaltung der 
vorhandenen Angebote – erweitert werden. 

Wie viele andere Stadtteile verfügt auch Ga­
rath über ein breites Angebot an Räumen 
und Freizeiteinrichtungen, die in der Re­
gel jedoch nicht für jeden zugänglich sind. 
Über ein Online-Buchungssystem sollen 
diese Ressourcen nutzbar gemacht werden. 
Auf der Quartiersplattform soll eine Über­
sicht über das offene Raum- und Nutzungs­
angebot bereitgestellt werden. Die zentrale 
Buchung und Verwaltung über das Internet 
soll die Vergabe für Nutzer wie für Anbieter 
unkompliziert und damit attraktiv machen. 

Ein gemeinsames Bezahlsystem ist ein wei­
terer Baustein zum Ausbau der stadtteilüber­
greifenden Kooperation. Geplant ist der Ein­
satz einer elektronisch lesbaren Bezahlkarte, 
auf der eine „Stadtteilwährung“ in Form von 
Punkten gespeichert wird. Die Punkte können 
durch Bezahlung oder ehrenamtliches Enga­
gement erworben werden. Sie sind vereins- 
und einrichtungsunabhängig im Stadtteil 
einsetzbar, z. B. für die Anmietung von Räu­
men, die Teilnahme an einem Kurs im Nach­
barschaftszentrum oder die Nutzung eines 
Sportangebotes. In verschiedenen Koopera­
tionsrunden wurde die grundsätzliche Mit­
wirkungsbereitschaft für die technologische 
Vernetzung der Angebote von Vereinen und 
Institutionen im Stadtteil eingeworben. 3.000 
Chipkarten wurden bereits als neue Vereins­
ausweise im Stadtteil eingeführt. Die prak­
tische Erprobung des Online-Buchungs- und 
-bezahlsystems konnte aufgrund von Verzö­
gerungen bei der Entwicklung der Quartiers­
plattform nicht mehr bis zum Abschluss des 
Forschungsfeldes erfolgen. 

Durch ein elektronisches, internetgesteu­
ertes Schließsystem, das sich über alle ko­
operierenden Einrichtungen im Stadtteil 
erstreckt, soll die flexible Nutzung noch wei­
ter vereinfacht und personalunabhängig ge­
staltet werden. Es sollen Schlüssel eingesetzt 
werden, auf denen Zugangsberechtigungen 
für verschiedene Anlagen und mit zeitlicher 
Begrenzung elektronisch festgelegt und je­
derzeit geändert werden können. Ein ent­
sprechendes Schließsystem wurde im Stadt­
teilzentrum bereits installiert und erfolgreich 
erprobt. Das System erlaubt die flexible Fest­
legung von Berechtigungsprofilen. Die Nut-

zer können über ein Codierungsgerät am 
Eingang der Gemeinschaftseinrichtung die 
entsprechend der Buchung befristeten Zu­
gangsberechtigungen für bestimmte Räume 
auf ihren Schlüssel laden. Die notwendige 
Stromversorgung zum Datenaustausch und 
zur Prüfung der Berechtigung kommt vom 
Schlüssel und ermöglicht so einen problem­
losen Einsatz der Zylinder an den verschie­
densten Einsatzorten. Nachrüstungen sind 
ohne großen Aufwand möglich. 

Die Ausdehnung dieses Systems auf wei­
tere Institutionen im Stadtteil würde eine 
sehr flexible, selbstorganisierte Nutzung der 
im Stadtteil vorhandenen Räume und An­
gebote erlauben. Das Freizeit- und Dienst­
leistungsangebot im Stadtteil könnte mit 
geringem Personalaufwand wesentlich ver­
bessert werden. Die Öffnung der Räume für 
die Bewohnerinnen und Bewohner sowie 
die eigene „Stadtteilwährung“ würden neue 
kreative Kooperationen ermöglichen, spon­
tane, nachbarschaftliche Aktivitäten fördern 
und wesentlich zur Stärkung der Quartiers­
identität beitragen. 

J
C
(

unge Mütter treffen sich im 
afé Hell-Ga 

Foto: Hell-Ga e. V.) 

Erfahrungen und Übertragbarkeit 

Mit der nachhaltigen, stadtteilbezogenen Umnutzung eines aufgege­
benen kirchlichen Gemeindezentrums zeigt das Projekt beispielhaft 
Lösungen für aber auch Herausforderungen einer in vielen Stadtquartie­
ren anstehenden Aufgabe auf. Auf der Basis bürgerschaftlichen Enga­
gements wurde in Öffentlich-Privater-Partnerschaft eine flexible, soziale 
Stadtteilinfrastruktur geschaffen, über die neue eigenwirtschaftlich 
tragfähige, stadtteilbezogene soziale Dienstleistungsangebote aufge­
baut wurden. Durch aktive Netzwerkarbeit übernimmt der Trägerverein 
zusätzlich Aufgaben eines Stadtteilmanagements. Der Konzepterfolg ist 
in hohem Maße abhängig von den persönlichen, beruflichen und kom­
munikativen Kompetenzen des außergewöhnlich engagierten Projekt­
teams. Durch die aktive Unterstützung der Projektinitiatorinnen haben 
die Stadt Düsseldorf und das Land NRW diese besonderen Potenziale 
dauerhaft für den Stadtteil nutzbar gemacht. Das in dem Projekt er­
probte elektronische Schließsystem eröffnet neue Möglichkeiten der Zu­
gangssteuerung und -kontrolle, die auch in anderen Gemeinschaftsein­
richtungen dazu beitragen können, eine flexible und selbstorganisierte 
Nutzung der vorhandenen Raumangebote zu erleichtern. 
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Modellvorhaben Ingelheim, Ingelheim-West: 

Mehrgenerationenhaus Ingelheim-West 

Angaben zum 

projekt 

   

projekttyp: Erweiterung Kindertagesstätte 

Nutzfläche: ca. 1.000 m2 

Träger: Kommune 

Akteure: Kindergemeinschaftshaus Ingel­
heim, Mehrgenerationenhaus 
Ingelheim, Stadt Ingelheim 

Zielgruppen: Quartiersbewohner, Familien 

Angebotsprofil: Umfassender Mehrgeneratio­
nenhausansatz mit Offenem 
Bereich, Dienstleistungsdreh­
scheibe, Bürgerterminal etc. 

kontakt: 
Mehrgenerationenhaus Ingelheim 
Matthias-Grünewald-Straße 15 
55218 Ingelheim 

Tel.: 06132/ 87 83 1 
mgh@ingelheim.de 
www.mehrgenerationenhausingelheim.de 

Das Projekt 

Kontext 

Ingelheim am Rhein ist eine Stadt mit 26.500 
Einwohnern. Sie ist die größte Stadt im 
Landkreis Mainz-Bingen und Sitz der Kreis­
verwaltung. In den 1960er und 70er Jahren 
entwickelte sich der Stadtteil Ingelheim-
West, der viele junge Familien anzog und 
heute ca. 5.100 Einwohner hat. Die Bebau­
ung ist geprägt von Einfamilien- oder Rei­
henhäusern mit sozial stabilen Haushalten 
und nur vereinzeltem Geschosswohnungs­
bau, in dem einkommensschwächere Haus­
halte leben. Die Altersstruktur im Stadtteil 
entspricht dem Durchschnitt der Stadt In­
gelheim und weist lediglich in der Alters­
gruppe der über 50-jährigen leicht erhöhte 
Anteile auf. Dies belegt, dass viele der Ein­
wohner, die in den 1960er und 1970er Jah­
ren in den Stadtteil gezogen sind, mit ihrem 
Stadtteil älter geworden sind. Der Anteil von 
Migranten ist gegenüber der Gesamtstadt 
leicht überdurchschnittlich (13 %). Ingel-
heim-West hat bis heute keine gewachsene 
Ortsstruktur entwickelt. Der Bedarf nach 
wohnortnahen Dienstleistungen und nach 
einer verbesserten Infrastruktur bezüglich 
des Einkaufens und der Freizeitgestaltung 
ist hoch. Im Forschungsfeld wird ein beste­
hendes Kindergemeinschaftshaus zu einem 
Mehrgenerationenhaus ausgebaut, um den 
Bedarfen im Stadtteil Rechnung zu tragen. 

Konzept 

Mit dem Mehrgenerationenhaus soll ein 
Ort der Begegnung geschaffen werden, in 
dem die verschiedenen Generationen und 
Nutzergruppen nicht nur die ihren Bedürf­
nissen entsprechenden Angebote vorfinden, 
sondern gleichzeitig miteinander in Aus­
tausch treten und Formen der gegenseitigen 
Unterstützung aufbauen können. 

Ein besonderes Element stellt die Dienstleis­
tungsdrehscheibe dar, die auf drei Ebenen 
angesiedelt ist: Zum Einen werden Dienst­
leistungen und Angebote wie Hausaufga­
benbetreuung oder Computerkurse im Haus 
erbracht. Zum Anderen werden Dienstleis­
tungen außer Haus bei den Bewohnern vor 
Ort angeboten, wie Einkaufsdienste oder 
Haustierbetreuung. Zum Dritten sollen 
Waren und Serviceleistungen im Haus von 
Nutzern für Nutzer angeboten werden, die 
ihre Waren in abschließbaren Ladenboxen 
lagern können. Das Café als „Herzstück“ 
des Mehrgenerationenhauses bildet die of­
fene Anlaufstelle, in der sich alle Generati­
onen ungezwungen und ohne Erwartungs­
druck begegnen können. Daneben erhält 
das Mehrgenerationenhaus aber auch viele 
Rückzugsmöglichkeiten für die einzelnen 
Nutzergruppen, denn nicht alle Angebote 
müssen und sollen generationenübergrei­
fend angelegt sein. 
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Finanzierung 

Das Projekt wird neben der Förderung aus 
dem ExWoSt-Forschungsfeld vom Land 
Rheinland-Pfalz und dem Landkreis Mainz-
Bingen gefördert. Der größte finanzielle An­
teil zum Bau des Mehrgenerationenhauses 
mit ca. 3 Millionen Euro liegt bei der Stadt 
Ingelheim, die auch das Grundstück bereit­
stellt. Mit den allgemeinen Betriebskosten 
und den Personalkosten für das Mehrgene­
rationenhaus übernimmt die Stadt Ingel­
heim den größten Anteil der dauerhaften 
Kosten des Betriebes. Durch die Aufnah­
me des Projektes in das Aktionsprogramm 
„Mehrgenerationenhäuser“ des Bundes­
ministeriums für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend (BMFSFJ) steht zunächst eine 
Förderung für die Laufzeit von fünf Jahren 
in Höhe von jährlich 40.000 Euro für Sach- 
und Personalkosten zur Verfügung. Hinzu 
kommt die Finanzierung nach dem Kinder­
tagesstättengesetz Rheinland-Pfalz für die 
Bereiche Krippe und Hort. Sie werden finan­
ziert durch das Land, den Kreis, Elternbei­
träge und Eigenanteile der Stadt. 

Aspekte der generationen- und zielgruppen­
übergreifenden Nutzung 

Das Mehrgenerationenhaus richtet sich 
ganz bewusst an alle Einwohner- und Ein­
wohnerinnen von Ingelheim-West, unab­
hängig von Alter, Religion, Nationalität und 
kulturellem Hintergrund. Es spricht Kinder, 
Jugendliche, Erwachsene und Senioren, Al­
leinstehende und solche, die sich einsam 
fühlen, Menschen in besonderen Lebensla­

gen sowie alle, die Kontakt und Gesellschaft 
suchen, an. Es verfolgt in seiner Zielsetzung 
und mit seinem multifunktionalem Ausbau 
damit ganz explizit einen Mehrgeneratio­
nenansatz, ohne dabei die Individuellen 
Entfaltungsbedürfnisse einzelner Zielgrup­
pen zu vernachlässigen. 

Wechselbeziehungen Wohnen – Freiflächen – 
Gemeinschaftseinrichtungen 

Das MGH liegt am Westrand des Stadtteils 
Ingelheim-West etwa in der Mitte des Quar­
tiers. Enge Wechselbeziehungen bestehen 
zwischen der Gemeinschaftseinrichtung 
und dem angrenzenden Freiraum, der in 
der Spielleitplanung der Stadt eine heraus­
gehobene Stellung erhalten hat. Aufgrund 
der starken Überbauung des Grundstücks 
durch das inzwischen in der Maximallösung 
realisierten Mehrgenerationenhauses steigt 
die Bedeutung dieser Freiflächen auch für 
die Einrichtung selbst. Die Freifläche wurde 
in unmittelbaren Zusammenhang mit dem 
Mehrgenerationenhaus gestaltet. 

Angaben zum 

Quartier

Das Quartier 

Die Einrichtung 

Wohnen 

Verkehr 

Freiraum 

ingelheim-west 

Einwohner: ca. 5.100 

lage im 
stadtgebiet: Nordwestlicher Stadtrand 

Quartierstyp: 
sozialstruktur: Kinder und Jugendliche 20 % 

Menschen über 60 Jahre 23 % 

Einwohner mit 
Migrationshintergrund 15 % 
Transfereinkommen k.A. 

nutzungen: Wohnen, soziale Infrastruktur 

(Foto u. Grafik: plan zwei) 

Generationen treffen sich 
beim gemeinsamen Kochen 
(Foto: plan zwei) 
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Das Café bietet einen 
Mittagstisch und ist beliebter 

Treffpunkt 
(Foto: plan zwei) 

Großer Raum für Bewe­
gungsangebote 
(Foto: plan zwei) 

Bohrung für die Geothermie-
Heizungsanlage 2007 

(Foto: plan zwei) 

Fokus bauliche Aspekte: offene Bereiche 
für das Miteinander 

Das zukünftige Mehrgenerationenhaus In-
gelheim-West soll mit seinen Angeboten und 
Möglichkeiten Menschen aller Generationen 
im Stadtteil ansprechen. Wesentliche Grund­
gedanken bei der baulichen Konzeption wa­
ren deshalb: 

•	 baulich-räumliche Präsenz des Hauses 
im öffentlichen Raum 

•	 großzügiges Raumangebot und ange­
messene haustechnische Standards für 
Menschen mit Handicap 

•	 eine offene, flexible Baustruktur für un­
terschiedlichste Nutzungen 

•	 kommunikationsfördernde, offene und 
übersichtliche Haupterschließung 

•	 gleichzeitig Möglichkeit zur eigenstän­
digen Erschließung einzelner Nutzungs­
einheiten von Außen 

•	 differenziertes Außenraumangebot, in­
dem die Innenräumen unterschiedlichen 
Außenräumen zugeordnet werden 

Als geeignetes Mittel für ein mögliches Mit­
einander werden im Raumprogramm groß­
zügige offene Bereiche und Kommunikati­
onszonen ausgebildet, die allen Nutzern zu 
einem zwanglosen Kontakt zur Verfügung 
stehen. Daneben wird zwischen Bereichen 
ohne Nutzungsfestlegung und solchen, die 
über Nutzungsmöglichkeiten definiert wer­
den, unterschieden. Neben Gemeinschafts­
bereichen bieten flexibel nutzbare Bereiche 
von Gruppenräumen bis zu Büros für Vereins- 
oder Beratungsarbeit Möglichkeiten für das 
Mit- und Nebeneinander. Eine weitere Diffe­
renzierung wird dadurch angestrebt, dass im 
Erdgeschoss die „öffentlicheren“ frei zugäng­
lichen Räume angeordnet sind (z. B. Café, Be­
wegungsraum) und sich im Obergeschoss die 
eher ruhigeren Bereiche befinden (z. B. Bera­
tungsräume und zwei Wohnzimmerbereiche: 
ein Jugendbereich mit „jugendlichen“ und 
ein anderer mit seniorengerechten Möbeln). 

Nach der ersten Nutzungsphase wird bereits 
deutlich, dass die großzügige Gestaltung mit 
offenen, für Kommunikation ausgelegten 
Fluren nur wenig genutzt wird, während das 
umfangreiche Raumprogramm aufgrund 
der hohen Belegung des Hauses schon nicht 
mehr ausreicht und eine Reduzierung der of­
fenen Kommunikationsbereiche im 1. OG an­
gedacht wird. Mit der Nutzung von Solartech­
nik, Regenwassernutzung, Berücksichtigung 
aller Formen der Wärmerückgewinnung und 
einer Geothermieanlage mit 100 m Erdboh­
rung wurden umweltfreundliche Bauweisen 
im Mehrgenerationenhaus eingesetzt. 

Fokus Zielgruppen: Vom Kindergemein­
schaftshaus zur Anlaufstelle für alle 
Generationen 

Mit einer breiten Information und Betei­
ligung sowohl der Kooperationspartner 
(Schulen, Kirchen, Beratungsstellen, Ver
eine, Verbände, Unternehmen etc.) als auch 
der Bewohner in Ingelheim-West bereits in 
der Planungsphase sollte sichergestellt wer
den, dass das Mehrgenerationenhaus gut 
angenommen und mit Leben gefüllt wird. 
Die verschiedenen Kooperationspartner 
und die künftig in das Haus integrierten 
Organisationen wurden aktiv in Workshops 
und Planungssitzungen an der konzeptio­
nellen Ausgestaltung beteiligt. Darüber hi­
naus wurden in regelmäßigen Abständen 
öffentlichkeitswirksame Veranstaltungen 
durchgeführt, in denen gezielt Bedarfe und 

­

­
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Anregungen aus der Bevölkerung abgefragt 
wurden. Ebenso wurde in der regelmäßig er­
scheinenden Stadtteilzeitung über den Fort­
schritt der Planungen informiert. 

Die Potenziale der einzelnen Zielgruppen, 
sich in den Planungsprozess und in die 
Ausgestaltung der Angebote einzubringen, 
waren unterschiedlich. Grundsätzlich sollte 
sich jeder mit seinen Kompetenzen und Fä­
higkeiten bzw. Interessen in die Arbeit des 
Mehrgenerationenhauses einbringen kön­
nen. Dabei stand das Motto: „jung hilft alt; 
alt hilft jung“ im Mittelpunkt. Als eine wich­
tige Voraussetzung für die erfolgreiche Akti­
vierung und Beteiligung unterschiedlicher 
Zielgruppen hat sich ein Pool von professi­
onellen Betreuern erwiesen, auf den auch 
kurzfristig zurückgegriffen werden konnte. 
Der rein ehrenamtliche Aufbau wird von den 
Akteuren vor Ort nicht empfohlen, da gerade 
zu Beginn eine verlässliche Kontinuität, die 
Hauptamtliche oder Honorarkräfte leichter 
bieten können, gefordert ist. 

Fokus Betriebskonzept: Haupt- und Eh­
renamt Hand in Hand 

Das besondere Betriebskonzept in Ingel­
heim besteht aus dem bewussten Wechsel­
verhältnis zwischen professioneller Arbeit 
im Mehrgenerationenhaus und der Öffnung 
der Einrichtung für das freiwillige Engage­
ment, für das es in dem Vorläufer des Pro­
jektes dem Kindergemeinschaftshaus schon 
lokale Erfahrungen gab. Als ein Erfolgsfaktor 
für generationenübergreifende Projekte ist 
die gemeinsame Motivation aller Beteiligten 
zu nennen. Dabei ist es aber auch unerläss­
lich, unter den Hauptamtlichen Verantwort­
liche für eine kontinuierliche Betreuung der 
Ehrenamtlichen zu benennen. Es wurde die 
Erfahrung gemacht, dass in dem Maß wie 
Interessen und Zielen aller beteiligten Ge­
nerationen Rechnung getragen wird, eine 
gute Chance für gegenseitigen Respekt und 
Verständnis sowie die Entwicklung von Part­
nerschaften in der Einrichtung besteht. 

Als eine ganz wesentliche Voraussetzung 
für das Gelingen der generationenüber
greifenden Arbeit im Mehrgenerationen­
haus wird aber auch ein qualifiziertes Mit­
arbeiterteam angesehen. Das Team sollte 
sich auf diese Arbeit gezielt vorbereiten 
und sich ggf. auch auf Coaching-Verfahren 
zur Stabilisierung des Teams einlassen. Zur 
generationenübergreifenden Arbeit gehört 
die Fähigkeit zu Dialog und Austausch und 
zur konstruktiven Streitkultur. Bestehende 
Vorurteile und Konflikte zwischen den Gene-

­

Die professionell ausgestat­
tete und betriebene Küche 
im Mehrgenerationenhaus 
(Foto: plan zwei) 

Großzügige Abstellmöglich­
keiten im Eingangsbereich 
(Foto: plan zwei) 

rationen gilt es aufzugreifen und zu bearbei­
ten. Die Kommunikation mit allen Beteiligten 
(Jung und Alt, Ehrenamtliche und Hauptamt­
liche) muss auf gleicher Augenhöhe erfolgen. 

Auf diesem Weg wurde in Ingelheim ein Leit­
bild entwickelt, um alle Menschen im Haus 
einzubeziehen und zusammenzuführen. 
Dieses Leitbild wurde in mehreren Stufen 
mit unterschiedlichen Akteuren erarbeitet. 
Im ersten Schritt wurden Kooperationspart­
ner und Vertreter aus Stadt und Politik ein­
gebunden. Im zweiten Schritt folgten die 
Hauptamtlichen des Kindergemeinschafts­
hauses als die „Wurzeln“ des Hauses und 
zukünftige Mitarbeiterinnen des Mehrgene­
rationenhauses. Im dritten Schritt gaben Eh­
renamtliche und Honorarkräfte ihre Impulse. 
Auf der Abschlussveranstaltung wurde das 
Leitbild vorgestellt und in einer Open-Space-
Veranstaltung konkretisiert. 

Erfahrungen und Übertragbarkeit 

Ankerpunkt der Entwicklung des Mehrgenerationenhauses in Ingelheim 
war das bereits vorher existierende Kindergemeinschaftshaus, in dem 
erste Erfahrungen mit generationenübergreifender Arbeit und ehrenamt­
lichen Engagement gemacht wurden. Aktivierend wirkt auch die bau­
liche Konzeption, die den Bedarfen der unterschiedlichen Generationen 
durch Zonierung – von öffentlich bis privat, von aneignungsoffen bis 
zu definierten Räumen für einzelne Nutzergruppen – Rechnung trägt. 
Richtungweisend ist die Entwicklung eines gemeinsamen Leitbildes und 
die Erstellung von „Regeln“ für den zukünftigen Betrieb, die bereits in 
der Phase der Projektentwicklung viele Akteure und Bewohner an das 
Mehrgenerationenhaus gebunden hat. 
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Modellvorhaben Erfurt, Roter Berg: 

Bürgercafé Roter Berg 

Angaben zum 

projekt 

projekttyp: Umnutzung Schule 

Nutzfläche: ca. 700 m2 

Träger: Kommune 

Akteure: Stadt Erfurt, TIBP GmbH, Institut 
für Stadtforschung, Planung und 
Kommunikation - ISP der FH 
Erfurt, Stadtteilkonferenz 

kontakt: 
Landeshaupstadt Erfurt Zielgruppen: Quartiersbewohner, Familien 
Amt für Stadtentwicklung und Stadtplanung 
Fischmarkt 11 Angebotsprofil: Bürgercafé als Treffpunkt für den 
99084 Erfurt Stadtteil 

Tel.: 0361/ 65 52 32 2 
organisation@erfurt.de 
www.erfurt.de 

Das Projekt 

Kontext 

Der Stadtteil Roter Berg liegt im Norden der 
Stadt Erfurt und entstand Ende der 1970er 
Jahre als letztes Großwohngebiet. Der Stadt­
teil ist ein in sich geschlossenes Wohngebiet 
mit heute 5.648 Einwohner in 3.909 Woh­
nungen, einem Einkaufszentrum, einem 
Ärzte- und Sanitätshaus und verschiedenen 
Schulen in der Mitte des Quartiers. Seit 1990 
nahm die Einwohnerzahl des Stadtteils um 
57 % ab. Dieser anhaltende Trend ist auf 
Wanderung und Geburtenrückgang zurück­
zuführen und hat direkte Auswirkungen auf 
die Altersstruktur des Stadtteils. Der Anteil 
älterer Menschen ist mit 24 % weitaus höher 
als der von Kindern bis 15 Jahren mit 9 %. In 
Folge des Rückgangs der Bevölkerung weist 
der Stadtteil nur eine marginale soziale In­
frastruktur auf. Identifikationspunkte bilden 
das in dem Gebiet befindliche Einkaufszen­
trum (in Insolvenz), ein Seniorenclub, ein 
Jugendhaus, einige Grünflächen, die Schu­
len und der an das Quartier angrenzende 
Zoopark. Das Fehlen eines Quartierstreff­
punktes für die Bewohner ist als Defizit und 
Hemmnis für die Entwicklung des sozialen 
Lebens zu benennen. Der Stadtteil wird im 
Rahmen des Programms „Stadtumbau Ost“ 
teilweise zurück gebaut und aufgewertet. 
Hinzu kommt die Strategie der Stadt Erfurt 

im Rahmen des Integrierten Sozialraum­
managements die Bevölkerungsanzahl und 
-struktur zu stabilisieren. 

Konzept 

Im Zuge der angestrebten Entwicklung 
kommt der Einrichtung eines neuen Stadt­
teilzentrums große Bedeutung zu. Zunächst 
sollte eine Räumlichkeit im Einkaufszen­
trum Roter Berg zum Aufbau neuer Netz­
werkstrukturen als „Bürgercafé“ genutzt 
werden. Diese Option lies sich aufgrund der 
Insolvenz des Zentrums nicht umsetzen. Aus 
diesem Grunde erfolgt nunmehr der Umbau 
nicht mehr genutzter Räume im Unterge­
schoss der zentral gelegenen Regelschule 25 
zu einem Stadtteilzentrum. Für das Quartier 
wird der Ausbau des Untergeschosses als 
Keimzelle eines „wachsenden Konzeptes“ 
für ein umfassendes Stadtteilzentrum ver­
standen. In der untergenutzten Regelschu­
le sind in diesem Stadtteilzentrum z. B. die 
Integration von städtischen Aufgaben (Büro 
Ortsteilbürgermeister, Ortschaftsrat) und 
von anderen sozialen Angeboten (Vereine, 
Initiativen, soziale Träger) denkbar. Die per­
spektivische Erweiterung des begonnenen 
Ausbaus zu einem umfassenden Stadtteil­
zentrum ist abhängig von den finanziellen 
Rahmenbedingungen sowie der weiteren 
Entwicklung der Inanspruchnahme und der 
Funktionen des Stadtteilzentrums. 

http:www.erfurt.de
mailto:organisation@erfurt.de
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Im Rahmen der Entwicklung des Stadtteil­
zentrums werden die Bürger für die Teilhabe 
am öffentlichen Leben aktiviert. Im Ergebnis 
sollen tragfähige Netzwerke zur Bürgerakti­
vierung und -beteiligung aufgebaut werden. 
Ziel dieser Netzwerkarbeit ist die Förderung 
ehrenamtlichen Engagements der Bewohner 
und anderer lokaler Akteure, die Stärkung 
nachbarschaftlicher Unterstützungsstruk­
turen, die Verbesserung des Stadtteilimages 
und der Aufbau einer Stadtteilidentität. Die 
Aktivitäten sollen zur Stabilisierung des 
Stadtteils und einem Miteinander der ver­
schiedenen Generationen beitragen. 

Finanzierung 

Die Umsetzung der ersten Ausbauvariante 
zum Stadtteilzentrum, die Bürgeraktivie­
rung und Netzwerkarbeit vor Ort wurden als 
Module des Modellvorhabens unterstützt. 
Um eine Kontinuität in dem Betrieb der Ge­
meinschaftseinrichtung zu gewährleisten, 
müssen noch geeignete Finanzierungsmo­
delle und -strategien entwickelt werden. 
Der weitere Ausbau des Stadtteilzentrums 
zu einem integrativen Stadtteilzentrum 
durch die Stadtverwaltung soll durch die Er­
schließung weiterer Finanzierungsquellen 
(z. B. Städtebaufördermittel) erfolgen. Er­
gänzend zur ersten Ausbauvariante wurde 
das Büro für den im Sommer 2009 erstmalig 
gewählten Ortsteilbürgermeister und einen 
Versammlungsraum für einen Ortschaftsrat 
inzwischen im östlichen Teil der Regelschu­
le mit städtischen Mitteln ausgestattet und 
unterhalten. 

Angaben zum 

Quartier

Das Quartier 

Die Einrichtung 

Freiraum 

Verkehr 

Gewerbe 

roter Berg 

Einwohner: ca. 6.300 

lage im 
stadtgebiet: Nördlicher Stadtrand 

Quartierstyp: Großsiedlung in Plattenbauweise 
1970er Jahre 

sozialstruktur: Kinder und Jugendliche 9 % 
Menschen über 65 Jahre 24 % 

Einwohner mit 
Migrationshintergrund 3 % 
Transfereinkommen 19 % 

nutzungen: Wohnen, soziale Infrastruktur, 
Einkaufen 

(Foto u. Grafik: plan zwei) 

Aspekte der generationen- und zielgruppen­
übergreifenden Nutzung 

Das in der ersten Ausbauvariante fertig ge­
stellte Stadtteilzentrum wird nunmehr allen 
Quartiersbewohnern im Stadtteil zur Ver­
fügung stehen. Flexible Nutzungsmöglich­
keiten sind durch die Konzeption neutraler 
Innen- und Außenräume bei der baulichen 
Umgestaltung berücksichtigt. Im Quartier 
ist durch die aktivierende Arbeit im Rahmen 
des Forschungsfeldes ein Potenzial von Be­
wohnerengagement aufgebaut worden, das 
zwar unterschiedliche Generationen ein­
bezieht, aber von einem umfassenden ge­
nerationsübergreifenden Ansatz noch weit 
entfernt ist. 

Wechselbeziehungen Wohnen – Freiflächen – 
Gemeinschaftseinrichtungen 

Im Zuge des Ausbaus des Stadtteilzentrums 
im Untergeschoss der Regelschule wurde 
der Außenraum in einer weiten Fläche voll­
ständig abgegraben, um den barrierefreien 
und großzügigen Zugang zur Einrichtung si-

Der große multifunktionale 
Raum bei der Einweihung 
(Foto: Stadt Erfurt) 
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Unsanierte Plattenbauten 
prägen das Quartier 

(Foto: plan zwei) 

cherzustellen. Der Zugang erfolgt über eine 
attraktive breite Treppe, die gleichzeitig als 
Sitzgelegenheit bei Veranstaltungen im Frei­
en genutzt werden kann. Die Abgrenzung 
der neu entstandenen Freifläche durch eine 
Mauer lässt allerdings noch den Wunsch der 
Öffnung in den Stadtteil offen. 

Fokus Prozess: Aktivierung der Bewohner 
für ihr Quartier 

Nachbarschaftliche Netzwerke und Koope­
rationsstrukturen in einem Quartier entwi­
ckeln sich nur langsam und insbesondere 
dann nachhaltig, wenn sie von den jewei­
ligen Zielgruppen selbst initiiert werden 
(„Bottom-Up“-Ansatz). Dennoch hat die ex­
terne Initiierung und Moderation der Netz­
werkbildung, gerade in einem Stadtteil mit 
einer Sozialstruktur wie am „Roten Berg“, in 
der Anlaufphase unterstützend gewirkt. Der 
erster Schritt bestand darin, die aktiven Be­
wohnerinnen und Bewohner und vorhan­

dene Initiativen aufzugreifen und Hilfe bei 
der Festigung und der Weiterentwicklung 
der Aktivitäten anzubieten. 

Die Aktivitäten der Information, Beteiligung 
und Netzwerkarbeit (Stadtteilkonferenzen, 
Arbeitsgruppen, Workshops, Mikroprojekte 
etc.) wurden im Stadtteil intensiv betrieben. 
Die vierteljährlichen Stadtteilkonferenzen 
mit gemeinsamen Vorbereitungstreffen 
und externer Moderation, die fast monat­
lichen Sitzungen der Arbeitsgruppen, die 
Durchführung von thematischen Work­
shops, Wettbewerben und Aktionen (Logo­
gestaltung, Fotowettbewerb, Mikroprojekte, 
Herbstputz etc.) schaffen vielfältige Ansatz­
punkte für unterschiedliche Akteure und 
die Bewohnerschaft, sich in die Gestaltung 
des Stadtteilzentrums und seiner Angebote 
einzubringen. Die vorhandene Akteurskon­
stellation der Projektentwicklung mit den 
verschiedenen Ämtern der Stadtverwaltung 
(Projektsteuerung), dem sozialen Träger 
(Umsetzung der Planung und Bewohnerak­
tivierung vor Ort) und einer wissenschaft­
lichen Einrichtung (Forschungsbegleitung) 
hat sich während der Projektentwicklung 
als sehr tragfähig erwiesen. Synergieeffekte 
konnten auch durch die die Kooperation mit 
den sozialen Einrichtungen(Seniorenbegeg 
nung, Jugendclub etc.) im Zuge der Aktivie­
rung erreicht werden. 

Die lokale Wohnungswirtschaft hat sich lei­
der nicht an der Projektentwicklung beteiligt. 
Gleichwohl hat die sich aufbauende neue 

Stadtteilfest im Jahr 2008 
(Foto: Stadt Erfurt) 
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Identität des Stadtteils ggf. auch unterstützend 
gewirkt bei der Entscheidung des kommu­
nalen Wohnungsunternehmens, die Wohn­
türme im Zentrum des Stadtteils umfassend 
zu modernisieren und damit ein Signal für die 
Wertigkeit des Standortes auszugeben. 

Fokus bauliche Aspekte: Umnutzung von 
Teilen der Regelschule in einem wachsen­
den Konzept 

Die erste Ausbaustufe des Stadtteilzentrums 
befindet sich im Untergeschoss der Regel­
schule. Die erste Erweiterung hat mittler­
weile außerhalb der Förderung des Modell­
vorhabens im Erdgeschoss des Ostflügels 
der Regelschule stattgefunden, dadurch, 
dass hier das Büro des neu gewählten Orts­
teilsbürgermeister und der Versammlungs­
raum des Ortsteilsbeirates entstanden ist. 
Aufgrund der zentralen Lage der Regelschu­
le 25 ist eine gute Erreichbarkeit und städte­
bauliche Einbettung des Stadtteilzentrums 
innerhalb des Quartiers gewährleistet. Die 
von der Schulleitung gewünschte räum­
liche Trennung des Stadtteilzentrums von 
den Räumen des Schulbetriebes wird durch 
Verlagerung des Schulbetriebes in den West­
flügel umgesetzt. Der Zugang zu den öffent­
lichen Einrichtungen wird über die Rücksei­
te des Schulgebäudes aus der Richtung des 
Einkaufszentrums und Wochenmarktes und 
nicht über den Haupteingang und Schulhof 
der Regelschule erreicht. 

Die Entwurfs- und Gestaltungsidee der er­
sten Ausbaustufe des Stadtteilzentrums zielt 
auf eine Multifunktionalität, Flexibilität und 
Neutralität, die den Ansprüchen aller Ziel­
gruppen gerecht werden soll. Zentraler Kern 
der Gemeinschaftseinrichtung ist ein grö­
ßerer, zusammenhängender Raum als Mul­
tifunktionsraum, der durch weitere Funk­
tionsräume im Innenbereich ergänzt wird. 
Durch die Öffnung der Fensterfront wird 
ein direkter Übergang zum Außenraum her­
gestellt. Die Raumgröße wird durch variable 
Stellwände und eine flexible Möblierung auf 
unterschiedliche Gruppengrößen angepasst. 

Auf eine multifunktionale und barrierefreie 
Nutzbarkeit der Räume, die allen Zielgrup­
pen gerecht wird, wurde bei der Planung und 
Konzeption sehr viel Wert gelegt. Darüber 
hinaus gehende generationenspezifische 
Ansprüche und die Bewältigung potenzieller 
Nutzungskonflikte haben sich während der 
intensiven partizipatorischen Planung noch 
nicht ergeben. Die beginnende Nutzungs­
phase wird einen ggf. erforderlichen Anpas­
sungsbedarf aufzeigen. 

Stadtteilkonferenz im Jahr 
2009 
(Foto: plan zwei) 

Barrierefreier Zugang zum 
Stadtteilzentrum 
(Foto: plan zwei) 

Erfahrungen und Übertragbarkeit 

Der Ansatz, progressiv die Entwicklung einer Gemeinschaftseinrich­
tung und die Aktivierung der Bevölkerung für Ihren Stadtteil unter 
den Rahmenbedingungen der Schrumpfung und des Stadtumbaus 
voranzutreiben, trägt zur Stabilisierung des Stadtteils Roter Berg bei. 
Die Platzierung der neuen Gemeinschaftseinrichtung durch Umbau 
eines Schulteils ist auch auf andere Stadtteile mit sozialer Infrastruktur 
im Nutzungswandel übertragbar. Die Kombination der verschiedenen 
Funktionen (Schulbetrieb, Ortsteilsrat, Stadtteilzentrum etc.) bietet neue 
Chancen für die Konzentration von sozialer Infrastruktur in Stadtquar­
tieren, gleichzeitig entstehen durch die Regularien des Schulbetriebes 
aber auch Grenzen einer möglichen Verknüpfung. Die nicht abgeschlos­
sene Formulierung eines mittelfristigen Nutzungskonzeptes und die 
noch offene Trägerschaft für den langfristigen Betrieb der Einrichtung 
können sich für die zukünftige Fortführung der Einrichtung als proble­
matisch erweisen. In dem Modellvorhaben ist es gelungen, die Akteure 
aus Wirtschaft, Verwaltung und Zivilgesellschaft für ein Engagement 
zu gewinnen und den Zusammenhalt im Quartier zu stärken. Zu einem 
regelmäßigen ehrenamtlichen Engagement und insbesondere zu der 
Übernahme von verantwortungsreichen leitenden Aufgaben in den 
Arbeitsgruppen haben sich allerdings – zumindest in dem bisherigen 
Zeitrahmen – nur relativ wenige Bewohnerinnen und Bewohner ent­
schieden. Die Aktivitäten werden vor allem von Vertretern aus der Wirt­
schaft, Verwaltung oder Vereinen unter Koordination und Moderation 
der Quartiersmanagerin getragen. Für die Verstetigung des Prozesses 
sollte ein längerer Zeitraum eingeplant werden (mehr als die bisherigen 
zwei Jahre im Modellvorhaben am „Roten Berg“), in dem eine profes­
sionelle Unterstützung und Moderation der Netzwerkarbeit stattfindet. 
Die Einbeziehung weiterer Akteure wie z. B. der Wohnungswirtschaft 
könnte darüber hinaus weitere Handlungsoptionen in der Entwicklung 
des Quartiers eröffnen. 
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Modellvorhaben Bremen, Neue Vahr: 

Familien- und Quartierszentrum Neue Vahr Nord 

Angaben zum 

projekt 

(Foto: Rolf Diehl, Bremen) kontakt: 
Amt für Soziale Dienste 
Sozialzentrum Neue Vahr/Schwachhausen/ 
Horn-Lehe 
Wilhelm-Leuschner-Straße 27 
28329 Bremen 

Tel.: 0421/ 36 11 95 00 
sozialzentrum-vahr@afsd.bremen.de 
www. meinevahr.de 

projekttyp: Umnutzung Waschhaus und 
Sparkasse sowie Öffnung und 
Umbau Gemeindesaal 

Nutzfläche: ca. 535 m2 (Waschhaus) 

Träger: Verein 

Akteure: Amt für Soziale Dienste Bremen, 
Haus der Familie Vahr, Heilig-Geist-
Kirche der Evangelischen Kirchen­
gemeinde in der Neuen Vahr, St. 
Petri Kinder- und Jugendhilfe, 
Vacances GmbH Mobiler Sozial- 
und Pflegedienst, Advertus GmbH 
& Co KG, Pflege-, Senioren- und 
Familiendienste, Förderwerk Bre­
men GmbH. 

Zielgruppen: Quartiersbewohner 

Angebotsprofil: Das Profil umfasst ein breites 
Spektrum von Familienhilfe über 
Mittagstisch bis hin zur Unter
stützung Pflegebedürftiger. 

Das Projekt 

Kontext 

Die Großsiedlung „Neue Vahr“ wurde in den 
1950er und 1960er Jahren errichtet und folgt 
den Ideen der Gartenstadt. Sie ist monostruk­
turiert auf das Wohnen ausgerichtet. Seit 
1999 ist die Neue Vahr Teil des Bremer Lan­
desprogrammes WiN (Wohnen in Nachbar­
schaften) und des Bund-Länder-Programms 
„Soziale Stadt“. Heute befinden sich die 
Gebäude in gutem baulichen Zustand, die 
Grün- und Freiflächen des Wohnumfeldes 
sind gepflegt. Die kommunale Wohnungs­
baugesellschaft GEWOBA spielt eine aktive 
Rolle bei der Erneuerung des Quartiers. Die 
Neue Vahr ist durch räumliche Barrieren in 
mehrere Teilbereiche geteilt. Dies sowie das 
negative Image der Neuen Vahr trägt zu einer 
sozialen Verinselung bei. Der Anteil älterer 
Menschen sowie von Migranten, insbeson­
dere von Spätaussiedlern, ist vergleichswei­
se hoch. Weiterhin ist insbesondere die Neue 
Vahr Nord kaum mit Einrichtungen der sozi­
alen Infrastruktur versorgt. Ein Schlüsselpro­
jekt im Rahmen der sozialen Erneuerung in 
der Neuen Vahr Nord ist das Familien- und 
Quartierszentrum. 

Konzept 

Das Familien- und Quartierszentrum soll 
dazu beitragen, die Lebenssituation der Be­

wohner der Neuen Vahr Nord zu verbessern 
und mit entsprechenden Angeboten die Ge­
nerationen einander wieder näher zu brin­
gen. Die Einflussnahme und Mitgestaltung 
der Bürger bei der Entwicklung von Angebo­
ten und der Raumnutzung hatten zentralen 
Stellenwert. Freiwilliges Engagement soll ge­
fördert und unterstützt werden. 

Das Projekt baut in verschiedener Hinsicht 
auf Bestehendem auf: vorhandene Gebäu­
de wurden durch Umnutzung und Umbau 
zum Familienzentrum. Den Kern der neuen 
Einrichtung bilden Träger und Angebote, die 
an verschiedenen Stellen bereits im Quartier 
verankert waren. Die Projektpartner bringen 
Nutzer und Bausteine zur Finanzierung des 
Betriebes mit. Das Familien- und Quartiers­
zentrum ist in drei Gebäudekomplexen an­
gesiedelt: einem Waschhaus der GEWOBA, 
den ehemaligen Schalterräumen der Spar­
kasse Bremen und in Teilen des Gemeinde­
zentrums der Heilig-Geist-Kirche. 

Entscheidende Herausforderung bei der Um­
setzung des Projektes war und ist die Vielzahl 
der Beteiligten. Zum einen mussten die Ko­
operationsfragen auf Ebene der drei Grund­
stücks- und Gebäudeeigentümer (Kirchen­
gemeinde, GEWOBA, Sparkasse) geklärt wer­
den. Zum anderen wurde ein Trägermodell 
entwickelt, das die verschiedenen Beteiligten 
(Stadt Bremen, Kirchengemeinde, kommer­
zielle Anbieter sozialer Dienste) einbindet. 

­
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Finanzierung 

Die Finanzierung des Baus (Kosten 1,1 Mio. 
Euro) erfolgte größtenteils durch die Nut­
zung öffentlicher Fördermittel des Bundes 
(Soziale Stadt) sowie der Stadt Bremen 
(Senator für Arbeit, Frauen, Gesundheit, 
Jugend und Soziales und Programm „Im­
pulse für lebenswerte Städte“). Ein Teil 
der Mittel kam von der Stiftung Wohnliche 
Stadt. Weiterhin steuerten das kommunale 
Wohnungsunternehmen GEWOBA sowie 
die Kirchengemeinde St. Petri einen Ei­
genanteil bei. Die Absicherung der Finan­
zierung hat in der Projektentwicklung viel 
Energie und Zeit der Projektteilnehmenden 
gebunden und zu Verzögerungen im Pro­
jektablauf geführt. Parallel zum Einwerben 
von Finanzierungsmitteln musste in der 
Planungsphase auch die Umbaukonzep­
tion in Richtung von Einsparmöglichkeiten 
optimiert werden. 

Grundgedanke der Finanzierung des lau­
fenden Betriebes ist es, dass durch den 
Zusammenschluss vorhandener Angebote 
und Einrichtungen im Stadtteil neue Hand­
lungsspielräume eröffnet werden. Durch die 
Einbindung aller Beteiligten in das Träger­
modell und die Verpflichtung der einzelnen 
Akteure, die für die eigenen Räume anfal­
lenden Mietkosten selbst abzudecken, wird 
die langfristige Grundfinanzierung ermög­
licht. Der Eigentümer (GEWOBA) verpflich­
tet sich, die Räume für soziale, gemeinnüt­
zige Nutzungen bis zu 20 Jahre mietfrei zur 
Verfügung zu stellen. Finanziert werden 
müssen daher nur die Mietnebenkosten. 

Für die Gemeinschaftsflächen werden die­
se entsprechend den Flächenanteilen der 
einzelnen Träger umgelegt. Der laufende 
Betrieb wird durch Eigenmittel der Träger 
finanziert sowie durch Raumvermietung. 
Noch offen ist, in welcher Höhe der laufen­
de Betrieb durch ehrenamtliche Tätigkeiten 
und durch Sponsoring von Kosten entlastet 
werden kann. 

Aspekte der generationen- und zielgrup­
penübergreifenden Nutzung 

Zielgruppen des Familien- und Quartiers­
zentrums Neue Vahr Nord sind die Bewoh­
ner der Neuen Vahr Nord, Menschen aller 
Altersstufen, Nationalitäten und Kulturen. 
Ein Schwerpunkt liegt auf (jungen) Fami­
lien und älteren Menschen, da beide Grup­
pen im Ortsteil stark vertreten sind und 
entsprechende Angebote der sozialen In­
frastruktur fehlen. Viele der Familien haben 
Migrationshintergrund, besonders stark 
vertreten ist die Gruppe der Aussiedler. 

Angaben zum 

Quartier

Das Quartier 

Die Einrichtung 

Wohnen 

Verkehr 

neue Vahr nord 

Einwohner: ca. 8.000 

lage im 
stadtgebiet: Östlicher Stadtrand 

Quartierstyp: Großsiedlung  der 1950er Jahre 

sozialstruktur: Kinder und Jugendliche 16 % 
Menschen über 65 Jahre 22 % 

Einwohner mit 
Migrationshintergrund 54 % 
Transfereinkommen 28 % 

nutzungen: Wohnen, Einkaufen 

(Foto u. Grafik: plan zwei) 

Das Quartier ist durch viele 
Grünflächen geprägt 
(Foto: plan zwei) 
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Planungsrunde der beteilig­
ten Akteure 

(Foto: Stadt Bremen) 

Der Gemeindesaal während 
des Umbaus im Herbst 2008 

(Foto: plan zwei) 

Das Waschhaus vor dem 
Umbau 

(Foto: plan zwei) 

Wechselbeziehungen Wohnen – Freiflächen – 
Gemeinschaftseinrichtungen 

Die verbindende Freifläche zwischen den 
drei Gebäuden wurde als „Spielplatz der Ge­
nerationen“ in die Gesamtkonzeption der 
Gemeinschaftseinrichtung einbezogen. Die 
Freifläche übernimmt hier vielfältige Funk­
tionen: Sie ist im Eingangsbereich die „Visi­
tenkarte“ der Einrichtung, gleichzeitig bietet 
sie im hinteren Bereich geschützte Aufent­
haltsqualitäten, die für Erholung, aber auch 
für Aktivitäten von Jung und Alt genutzt wer­
den können. 

Fokus Prozess: Kooperative Projektent­
wicklung als Herausforderung 

Aus dem bestehenden Stadtteilnetzwerk ha­
ben sich Anfang 2005 Interessierte zu einer 
Arbeitsgruppe zusammengefunden. Da von 
Seiten der Stadt Bremen keine zusätzlichen 
Haushaltsmittel in Aussicht gestellt wurden, 

musste das Familien- und Quartierszen­
trum durch Verlagerung und Bündelung 
bestehender Einrichtungen aufgebaut wer­
den, was auch den Kreis der Teilnehmenden 
mitbestimmte. Die unterschiedlichen Kom­
petenzen, Sichtweisen und Bedarfe der 
Teilnehmenden konnten über die gesamte 
Planungsphase hinweg eingebracht, rück­
gekoppelt und mit dem Realisierbaren weit 
möglichst in Einklang gebracht werden. 
Günstige Voraussetzung für die Kooperation 
im Planungsprozess ist, dass auf vernetzte 
Strukturen im Stadtteil, die sich im Zuge der 
Umsetzung der Programme Soziale Stadt 
und WiN aufgebaut hatten, zurückgegriffen 
werden konnte. 

Die Projektsteuerung lag von Beginn an beim 
Amt für Soziale Dienste (Sozialzentrum) und 
wurde von allen Beteiligten der Arbeitsgrup­
pe getragen. Über die Vernetzung des Sozial­
zentrums war die Einbindung der Kommu­
nalpolitik – sowohl auf Stadtteilebene wie 
auf gesamtstädtischer Ebene – gesichert. 
Hierdurch konnte auf politischen Ebenen 
ein starker Rückhalt für das Projekt generiert 
werden. 

Die von Beginn an gemeinsame Projektent­
wicklung erforderte in einem jahrelangen 
Diskussionsprozess von allen Beteiligten viel 
Energie, Zeit und Geduld. Die hohe Motiva­
tion aller Beteiligten hat dazu geführt, dass 
auch inhaltliche Auseinandersetzungen und 
teilweise Zähigkeit im Prozess die Zusam­
menarbeit nicht nachhaltig belastet haben. 
Durch die Offenheit des Prozesses und die 
breite Basis der Beteiligung wurde der Pro­
zessverlauf positiv beeinflusst. 

Fokus Trägermodell: Trägerverbund – Ba­
sis für breite Akzeptanz 

Grundstücke und Gebäude des Familien- 
und Quartierszentrums gehören drei unter­
schiedlichen Eigentümerinnen (Kirchenge­
meinde, GEWOBA, Sparkasse). Träger des 
Projektes sind als gemeinnützige Einrich­
tungen das Amt für Soziale Dienste mit dem 
Haus der Familie Vahr, die Stiftung St. Petri 
Kinder- und Jugendhilfe, die Heilig-Geist-
Kirche der Ev. Kirchengemeinde in der Vahr 
sowie das Förderwerk Bremen GmbH und 
der private Sozial- und Pflegedienst Adver­
tus ambulant. 

Die Beteiligten gründeten im Herbst 2009 
einen gemeinnützigen Verein als Träger­
modell. Der Trägerverein und sein Vorstand 
übernehmen die zentrale Funktion im Rah­
men der Projektsteuerung und stehen in der 
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Verantwortung für das Gesamtprojekt. In 
der Trägerstruktur findet der integrative An­
spruch des gleichberechtigten Miteinanders 
auch auf der formalen Ebene Ausdruck. 

Die rechtliche Umsetzung des gewählten 
Trägermodells wirft einige Fragen auf. Ins­
besondere problematisch ist die Verbin­
dung öffentlicher Träger mit kommerziellen 
Anbietern, da dies bei den bewilligten För­
dermitteln zu Problemen geführt hätte. Die 
Vereinssatzung sieht die Mitgliedschaft von 
natürlichen Personen als Vertreter von Insti­
tutionen vor. Die Mitgliedschaft der privaten 
Anbieter ist in diesem Konstrukt möglich. 
Die Anerkennung der Gemeinnützigkeit des 
Trägervereins durch das Finanzamt gestal­
tete sich schwierig, da man beim Finanzamt 
auf solche Fälle (noch) nicht eingestellt ist. 
Um das Familien- und Quartierszentrum 
darüber hinaus im Stadtteil zu verankern 
und mehr Menschen einbinden zu können, 
wurde 2008 ein Förderverein gegründet. 

Fokus bauliche Aspekte: Vorhandene 
Raumressourcen durch Kombination 
nutzbar machen 

Die Umnutzung und Umgestaltung von 
drei vorhandenen Gebäuden und der da­
zwischen liegenden Freifläche bestimmen 
baulich-räumlich gleichzeitig die Schwie­
rigkeiten und die Chancen des Projektes. 
Für die beiden Hauptzielgruppen Familien 
und ältere Menschen ist die Barrierefrei­
heit von großer Bedeutung. Als unkompli­
ziert erwiesen sich Umnutzung und Umbau 
des bisherigen Sparkassengebäudes für die 
Kindergruppe. Das umgebaute Waschhaus 
enthält sowohl Räume, die nach Zielgrup­
pe und/oder Nutzungszweck festgelegt sind 
(z. B. Büro- und Beratungsräume), Räume 
für einen Hauptnutzungszweck und/oder 
einer Hauptnutzergruppe (z. B. Kinderbe­
treuung, Medienraum) als auch funktions- 
und zielgruppenoffene Räume (Café, Oran­
gerie, Mehrzweckraum). Die Anordnung 
und Gestaltung dieser Räume ist so geplant, 
dass Konflikte möglichst vermieden wer­
den, Abgrenzung möglich und Offenheit 
spürbar wird. Der Umbau der Räume der 
Kirchengemeinde umfasste zwei neue Ein­
gangsbereiche (Saal und Foyer), die zu den 
benachbarten Gebäuden des Familien- und 
Quartierszentrums orientiert werden. 

Die Freifläche zwischen den Gebäuden soll 
als „Spielplatz der Generationen“ zum zen­
tralen Bereich werden. An ihre Gestaltung 
bestehen sowohl von der baulich-räum­
lichen Situation (kleine, enge Fläche, zusätz-

Die Kinderkrippe in der 
ehemaligen Sparkasse 
(Foto: B. Schmitt, Bremen) 

Der umgebaute Gemeinde­
saal wird eingeweiht 
(Foto: proloco, Bremen) 

lich Niveauunterschiede) als auch inhaltlich 
(Kombination verschiedener Nutzergruppen 
und -anforderungen, innovativer Ansatz des 
„Spielens“ auch für ältere Menschen) hohe 
Ansprüche. Inhaltlich nicht für alle Seiten 
zufrieden stellend konnte die gleichzeitige 
Anforderung nach sicherer Abgrenzung der 
Freifläche (Kindergruppe in der ehem. Spar­
kasse) und des niedrigschwelligen Zugangs, 
der sich aus dem inhaltlichen Konzept des 
Familien- und Quartierszentrums zwingend 
ergibt, gelöst werden. 

Erfahrungen und Übertragbarkeit 

Im partizipativen Verfahren lässt sich erkennen, dass ein Schlüssel für 
den Projektfortschritt in Bremen das Vorhandensein von besonders 
engagierten Menschen ist. Diese „Projektmotoren“ können sowohl 
Vertreter von Trägern oder der Stadt sowie Bewohner und zukünftige 
Nutzer sein. Ein breiter Rückhalt für das Projekt bei den Bewohnern 
sowie in Politik und Verwaltung entscheidet mit über den Erfolg (und die 
Finanzierung) des Projektes. 

Das gleichberechtigte Zusammenwirken verschiedener Träger stößt auf 
eine Reihe von Schwierigkeiten. Hierbei gibt es zum einen die internen 
Schwierigkeiten, im Lauf der Zeit zu einer Kooperation zu finden, die 
mehr ist als die Addition der einzelnen Arbeitsbereiche. Zum anderen 
treten externe Schwierigkeiten auf, u. a. das Problem, dass die Be­
teiligung kommerzieller Partner den Zugang zu einigen Fördermitteln 
erschwert. Der Projektanspruch des gleichberechtigten Miteinanders 
der verschiedenen Partner ist formal nur mit Umwegen umsetzbar. Im 
Extremfall kann das dazu führen, dass die formalen Anforderungen von 
Förderprogrammen die geplante Trägerstruktur des Projektes verän­
dern. 
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Modellvorhaben Offenburg, Innenstadt: 

Stadtteil- und Familienzentrum Innenstadt 

Angaben zum 

projekt 

(Foto: Stadt Offenburg) kontakt: 
SFZ Innenstadt 
Stegermattstraße 26, 77652 Offenburg 
Tel.: 0781/ 93 22 86 11 
sfz.innenstadt@offenburg.de 
www.offenburg.de/html/innenstadt.html 

Fachbereich Bürgerservice und Soziales 
Hauptstraße 75-77, 77652 Offenburg 
Tel.: 0781/ 82 24 62 
rathaus@offenburg.de 

projekttyp: 	 Kommunale Konzeption. SFZ 
Innenstadt: Neubau, Umbau und 
Sanierung bestehender Gebäu­
de 

Nutzfläche: 	 ca. 800 m2 

Träger: 	 Kommune 

Akteure:	 Stadt Offenburg, Bürger, Tür
kischer Elternbeirat, Moschee, 
Seniorenbeirat 

Zielgruppen: 	 Quartiersbewohner 

Angebotsprofil: 	Kindertagesstätte, offenes 
Raumangebot für den Stadtteil 

Das Projekt 

Kontext 

Die 2004 von der Stadt Offenburg veröf­
fentlichte Konzeption „Offenburger Stadt­
teil- und Familienzentren“ (SFZ) sieht vor, 
dass die kommunalen sozialen Dienst­
leistungen, von der Kindertagesstätte bis 
zur Erwachsenen- oder Seniorenarbeit, in 
lokalen Zentren gemeinwesenorientiert 
unter einem Dach angeboten und weiter­
entwickelt werden. Auf der Basis dieses 
Rahmenkonzepts gestalten die einzelnen 
Einrichtungen aufgrund der lokalen Gege­
benheiten im Dialog mit den Bewohnern 
im Stadtteil ihre individuellen Handlungs­
konzepte. Im Rahmen eines stadtweiten 
Beteiligungsprozesses wurde der Bedarf für 
ein Stadtteil- und Familienzentrum in der 
Innenstadt formuliert. Die Bevölkerungs­
struktur der Innenstadt Offenburgs ist ge­
prägt von Bevölkerungsverlusten, höheren 
Anteilen von kleinen und eher kinderlosen 
Haushalten sowie deutlichen Segregations­
erscheinungen. 

Konzept 

Seit der Eröffnung des ersten SFZ im Jahr 
1983 wurden bis heute fünf weitere Stadt­
teil- und Familienzentren in interschied­
lichen Trägerschaften geschaffen. Auch 
wenn die Stadtteil- und Familienzentren 

über eine ähnliche Grundstruktur verfügen, 
unterscheiden sie sich in der situativen so­
zialräumlichen Bedarfslage, der mit einer 
bedarfsgerecht zugeschnittenen Angebots­
struktur Rechnung getragen wird. Struktur 
und Angebot der Zentren sind eingebettet in 
das 1989 entstandene und bis heute fortge­
führte kommunalpolitische Schwerpunkt­
programm „Kinder- und familienfreund­
liches Offenburg“. 

Der städtischen Gesamtkonzeption folgend 
wurden 2007 in der Innenstadt Offenburgs 
kommunale Einrichtungen zu einem SFZ 
zusammengeführt. Das „SFZ Innenstadt“ 
in kommunaler Trägerschaft unterstreicht 
am Standort Bürgerpark in unmittelbarer 
Nachbarschaft zur Moschee seine Funktion 
als „neutraler“ konfessionsübergreifender 
Partner in der Zusammenarbeit im Stadtteil. 
Aufgabe des Zentrums ist es, eine positive 
Innen- und Außenwirkung des Stadtteils 
zu schaffen und die Stadtteilidentität zu 
fördern. Die Quartiersarbeit fokussiert sich 
auf die sozialen Räume und Netzwerke der 
Menschen. Sie unterstützt die Selbstorgani­
sation der Bewohner. 

Mittelpunkt des ca. 800 qm Nutzfläche 
umfassenden neuen Stadtteil- und Fami­
lienzentrums wurde ein multifunktionaler 
Veranstaltungsraum, der an die Kinderta­
gesstätte angegliedert ist. Das Billet´sche 
Schlösschen als historische Villa wurde in 

­
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den Gesamtkomplex einbezogen und vor 
allem für die Unterbringung der Serviceein­
richtungen sowie eines Bürgersaals genutzt. 
Als weiterer Bestandteil des SFZ wurde das 
benachbarte, vormals als Jugendtreff ge­
nutzte Gebäude (TIP) zum generationenü­
bergreifenden Selbstlern- und Medienzen­
trum umgebaut. 

Finanzierung 

Die Finanzierung der Kosten des Stadtteil- 
und Familienzentrums (3,15 Mio. Euro) 
erfolgte im Rahmen einer gesamtstäd­
tischen Strategie aus kommunalen Mitteln 
und wurde in Teilen aus Mitteln der Städ­
tebauförderung gefördert. Die Betriebs-, 
Personal- und Sachkosten von ca. 500.000 
Euro pro Jahr werden aus dem städtischen 
Haushalt finanziert. Mit der Einführung der 
Budgetierung wurde die Stärkung der Ei­
genverantwortung und Kompetenzen der 
Einrichtungen im Umgang mit den Res­
sourcen vorangetrieben. Innerhalb ihres 
Finanzvolumens können die Stadtteil- und 
Familienzentren eigenverantwortlich ihre 
Einnahmen und Ausgaben planen und ab­
wickeln. Eine zweite wesentliche Neuerung 
der Budgetierung war die Übertragbarkeit 
der Haushaltsmittel von einem ins folgende 
Haushaltsjahr und damit die Möglichkeit, 
die nicht vollständig verbrauchten Gelder 
ins nächste Geschäftsjahr mitzunehmen. 
Die damit verbundenen Verhaltensände­
rungen im Umgang mit den Ressourcen 
führten zu einem effektiveren und effizi­
enteren Mitteleinsatz. 

Aspekte der generationen- und zielgruppen­
übergreifenden Nutzung 

Eine lokale Quartiersstudie zur Lebensqua­
lität in Offenburger Stadtquartieren (Becker 
2002) hat gezeigt, dass es gelingen kann, ge­
nerationsübergreifende Anlässe zum Mitei­
nander zu schaffen, weil und wenn in den 
Stadtteil- und Familienzentren Angebote 
und Aktivitäten stattfinden, die mit den je­
weiligen heterogenen Bevölkerungsgrup­
pen quasi nebeneinander stattfinden kön­
nen. Zum Konzept der Stadtteil- und Fami­
lienzentren gehört es darüber hinaus, mehr 
solcher Gelegenheiten zu generationen-, 
kultur-, schicht- und geschlechterübergrei­
fenden Begegnungen und Kontakten zu 
schaffen. Dies wird durch den Einbezug aller 
Nutzergruppen der Zentren bei den stadt­
teilbezogenen Aktivitäten wie z. B. Stadtteil­
festen und die Beteiligung an den hausinter­
nen Partizipationsformen bewerkstelligt. 

Angaben zum 

Quartier

Das Quartier 

Die Einrichtung 

Wohnen 

Verkehr 

Freiraum 

innenstadt Offenburg 

Einwohner: ca. 3.700 

lage im 
stadtgebiet: Innenstadtnahes Quartier mit 

gemischten Baustrukturen 

Quartierstyp: Großsiedlung  der 1950er Jahre 

sozialstruktur: Kinder und Jugendliche 17 % 
Menschen über 65 Jahre 18 % 

Einwohner mit 
Migrationshintergrund 20 % 
Transfereinkommen ca. 3 % 

nutzungen: Wohnen, innerstädtischer Han­
del 

(Foto u. Grafik: plan zwei) 

Der Anbau ermöglicht die 
barrierefreie Erschließung 
(Foto: plan zwei) 
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Große transparente Flächen 
schaffen die Verbindung 
zum umgebenden Park 

(Foto: plan zwei) 

Wechselbeziehungen Wohnen – Freiflächen – 
Gemeinschaftseinrichtungen 

Das Stadtteil- und Familienzentrum Innen­
stadt ist im nördlichen Bereich des Bürger­
parks in nächster Nähe zur Altstadt und zu 
zwei weiteren Wohngebieten mit gemischten 
Baustrukturen angesiedelt. Der Bürgerpark 
ist Erlebnisraum für die ganze Familie. Mit 
seiner hohen Aufenthaltsqualität ist er wich­
tiger Kristallisationspunkt im Stadtteil. Die 
Lage am Rand des Parks eröffnet für das SFZ 
erweiterte Freiraumnutzungen, umgekehrt 
fördert die soziale Einrichtung die Attraktivi­
tät des Parks. Die Lage im Park und zur an­
grenzenden Wohnbebauung bietet aber auch 
Potenzial für Konflikte, z. B.  Lärmbelastung. 

Fokus Prozess: Ressortübergreifende Zu­
sammenarbeit im Rahmen einer kommu­
nalen Gesamtstrategie 

Im Rahmen des Projektmanagements der 
Stadt Offenburg gehört es zum Standard, zur 

Verwirklichung von wichtigen kommunalen 
Projekten fachbereichsübergreifende Len­
kungsgruppen einzurichten. Die Lenkungs­
gruppe zum SFZ Innenstadt bestand aus 
Vertretern der beteiligten Fachabteilungen 
(Hochbau, Bürgerservice/Soziales) und dem 
mit der Umsetzung beauftragten Architek­
turbüro. Der Projektverlauf wurden regel­
mäßig in den halbjährlich stattfindenden 
Stadtteilkonferenzen den Vertretern der In­
stitutionen, Vereine und Gruppierungen im 
Stadtteil Innenstadt vorgestellt und disku­
tiert. Gleichzeitig wurde auch im Gemeinde­
rat über den Stand der Maßnahme und den 
Projektfortschritt berichtet. 

Die Besetzung der neu geschaffenen Perso­
nalstelle der Gesamtleitung des SFZ Innen­
stadt wurde bereits ein Jahr vor Inbetrieb­
nahme der Einrichtung festgelegt und der 
zukünftige Leiter in die Entwicklung der 
Einrichtung eingebunden. Zu seinen Aufga­
ben gehörte es, sich immer wieder „vor Ort“ 
einen Eindruck über den Fortschritt zu ver­
schaffen und die gewonnenen Erkenntnisse 
und Anregungen in die Lenkungsgruppe 
einzubringen. Die aktive und wirkungsvolle 
Steuerung dieses Projektes zeichnete sich 
damit durch eine ausgeprägte Informations-, 
Kommunikations- und Koordinationskultur 
aus, die sich schwerpunktmäßig auf die ver­
waltungsinternen Abläufe bezogen hat. 

Die frühzeitige Einbindung der zukünftigen 
Nutzer der Einrichtung in den Projektverlauf 
hat die Identifikation der Mitarbeiter mit der 

Die Freifläche verbindet 
Neubau und Billet’sches 

Schlösschen (Foto: Stadt 
Offenburg) 
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Einrichtung richtungweisend positiv beein­
flusst und befördert. Dazu wurden auch Mei­
lensteine in der Entwicklung der Einrichtung 
als Rituale für das zukünftige Gesamtteam 
fest verankert. Diese Gelegenheiten wurden 
dazu genutzt, einerseits die Öffentlichkeitsar­
beit für das Projekt zu forcieren, andererseits 
die zukünftigen Nutzer mit ihren Anregungen 
im Entwicklungsprozess zu beteiligen. 

Fokus bauliche Aspekte: Drei Standorte, 
ein Familienzentrum 

Das SFZ Innenstadt wurde als Netzverbund 
von drei in geringer räumlicher Entfernung 
innerhalb eines öffentlichen Parks gelegenen 
Gebäuden geplant. Gemeinsam schaffen 
zwei der Gebäude – Neubau und Billet´sches 
Schlösschen – eine Art Insel im Bürgerpark, 
die sich in das vorhandene Wegenetz einfügt. 
Weiterhin wurde ein benachbartes, vormals 
als Jugendtreff genutztes Gebäude (TIP) in 
die Planungen mit einbezogen und zum ge­
nerationenübergreifenden Selbstlern- und 
Medienzentrum umgebaut, so dass es Ju­
gendliche wie auch Erwachsene anspricht. 

Das denkmalgetreu renovierte Billet´sche 
Schlösschen hat im Erdgeschoss einen of­
fenen Bürgerraum, der mit einer Teeküche 
und einer Terrasse am Mühlbach für seine 
Nutzung komplettiert wurde. Der von allen 
Seiten fußläufig zu erreichende Komplex des 
Neubaus ist als öffentliches Gebäude trans­
parent gestaltet, um die bürgernahe Nutzung 
nach außen zu betonen. Der Neubau gliedert 
sich in einen südlichen und östlichen Flügel. 
Im Osten ist der Kindertagsstättenbereich 
mit einem separaten Eingang untergebracht. 
Im Südflügel befinden sich der Mehrzweck­
raum und die Räume für Schulkinder und Er­
wachsene. Zwischen den beiden Nutzungs­
einheiten befindet sich der im Gastronomie-
Standard ausgestattete Küchentrakt. Er kann 
von beiden Einheiten aus genutzt werden. Die 
großzügige Verglasung verbindet das Gebäu­
de mit dem Außenbereich des Bürgerparks. 

Die Gebäudestruktur des Stadtteil- und Fa­
milienzentrums mit Verteilung der verschie­
denen Angebotsformen auf drei Gebäude 
ermöglicht es, den Zielgruppen entspre­
chende Räumlichkeiten und Nutzungsmög­
lichkeiten zu eröffnen. Es befinden sich in 
jedem Gebäude Räume zur Nutzung im 
Rahmen bürgerschaftlichen Engagements. 
Dieses Raumkonzept erhöht die Möglich­
keit, parallele Veranstaltungen unterschied­
licher Nutzergruppen durchzuführen, was 
in der Alltagspraxis allerdings mit einem 
hohen organisatorischen Aufwand verbun-

Open Air Konzerte im 
Bürgerpark (Foto: Stadt 
Offenburg) 

Interessierte Besucher bei 
der Einweihung (Foto: plan 
zwei) 

den ist. Die Gebäudestrukturen haben teil­
weise auch beschränkende Effekte für die 
Nutzung. Die großzügige Verglasung des 
Mehrzweckraums im Neubau schließt eine 
Nutzung für Veranstaltungen, bei denen 
Verdunklung notwendig ist, aus. Die Trans­
parenz des Mehrzweckraums schließt eben­
so Gruppenangebote aus, für die ein ge­
schützter Rahmen nötig wäre. Die sich seit 
der Etablierung des SFZ verstärkte Belebung 
des Bürgerparks schränkt unter diesem As­
pekt die Nutzung des Mehrzweckraumes 
ein. Informelle Treffen und Begegnungen 
verschiedener Nutzergruppen innerhalb des 
Hauses werden durch die Verteilung auf drei 
Gebäude eher behindert. 

Erfahrungen und Übertragbarkeit 

Die Entwicklung von „Stadtteil- und Familienzentren“ als kommunale 
Strategie mit festgeschriebenen Zielen zeigt mehrere erfolgreiche 
Ansätze auf. Im Planungsprozess haben sich die ressortübergreifende 
Zusammenarbeit sowie der ständige Kontakt in den Stadtteil mit einer 
gleichzeitigen Stärkung von Netzwerkstrukturen im Stadtteil als sehr 
förderlich erwiesen. Die räumliche Dreiteilung des „SFZ Innenstadt“ birgt 
die Vorteile der zielgruppenadäquaten Gestaltung, nachteilig könnten 
mangelnde Gelegenheiten zum Austausch unter den Generationen sein. 
Die finanzielle Absicherung in Bau und Betrieb durch kommunale Mittel 
ist als beispielhaft zu werten, insbesondere, da sie unter dem Aspekt 
des kostensparenden Betriebs sozialer Infrastruktur vorgenommen 
wird. Die Kombination aus Vorschul- und Quartierseinrichtung bringt 
den Vorteil der relativ stabilen finanziellen Absicherung des Personalbe­
standes der Einrichtung. 
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Sonneberg, Wolkenrasen : 

Multifunktionales Zentrum Wolkenrasen 

Angaben zum 

projekt 

   

projekttyp: Neubau 

Nutzfläche: ca. 1.600 m2 

Träger: Kommune und Kirchengemeinde 
in Kooperation 

Akteure: Stadt Sonneberg, Evangelisch-
Lutherische Kirchengemeinde 
Sonneberg, Förderschule, 
Regelschule und Gymnasium 
des Stadtteils, Sportvereine, 
soziale Träger, Bürgernetzverein, 
Seniorenbeirat, Vertreter der 
Wohnungsunternehmen, Bürger 

Zielgruppen: Quartiersbewohner 

Angebotsprofil: Multifunktionales Zentrum für alle 
Aktivitäten von Gemeindearbeit 
bis Sport 

kontakt: 
Stadtverwaltung Sonneberg 
Bahnhofsplatz 1 
96515 Sonneberg 

Tel.: 03675/ 88 02 00 
info@sonneberg.de 
www.sonneberg.de 

Das Projekt 

Kontext 

Der Sonneberger Stadtteil Wolkenrasen 
ist als Stadterweiterung in den 1950er bis 
1980er Jahren entstanden. Heute lebt etwa 
ein Viertel der Stadtbevölkerung in der 
Plattenbausiedlung. Von dem allgemeinen 
Rückgang der Bevölkerung in Sonneberg ist 
der Stadtteil Wolkenrasen mit 33 % Einwoh­
nerverlust in den letzten 14 Jahren beson­
ders betroffen. Das seit 2002 beschlossene 
Stadtentwicklungskonzept sieht vor, mehre­
re hundert Wohnungen zurückzubauen bzw. 
abzureißen. Gleichzeitig wird der seit Jahren 
vollzogene Aufwertungsprozess fortgesetzt. 
Durch die intensive Einbeziehung der Be­
völkerung sollen die sozialen Strukturen 
stabilisiert und die Wohn- und Lebensver­
hältnisse spürbar verbessert werden. Seit 
2006 gehört Sonneberg Wolkenrasen zu den 
Programmgebieten der Sozialen Stadt. Ein 
wesentlicher Beitrag für die Entwicklung des 
Stadtteils wird durch den Neubau des „Mul­
tifunktionalen Zentrums Wolkenrasen“ auf 
einer zentral im Stadtteil gelegenen Brach­
fläche erwartet. 

Konzept 

Die Projektentwicklung, Umsetzung sowie 
die künftige Nutzung und der Betrieb des 
„Multifunktionalen Zentrums Wolkenrasen“ 

erfolgen in enger Zusammenarbeit zwischen 
der Stadt Sonneberg und der Ev. Luth. Kir­
chengemeinde Sonneberg. Die Kirchenge­
meinde ist seit Jahren im Stadtteil aktiv und 
engagiert sich vor allem im Bereich der Kin­
der-, Jugend- und Elternarbeit. Die räum­
lichen Bedingungen für diese Arbeit waren 
jedoch nicht mehr ausreichend. Von Seiten 
der Stadt Sonneberg wurde der Bedarf nach 
Sport und Freizeitflächen gesehen. Stadt­
verwaltung und Kirchengemeinde entwi­
ckelten daher gemeinsam ein Multifunktio­
nales Zentrum, um damit sowohl räumliche 
und soziale als auch betriebswirtschaftliche 
Synergien zu erzeugen. 

Die Ziele und Strategieansätze für die Ent­
wicklung des Multifunktionalen Zentrums 
sind vielfältig: Das neue Zentrum ist nicht 
nur bedeutsam für den Stadtteil, sondern es 
soll zu einem gesamtstädtischen Kultur- und 
Sporttreffpunkt werden. Den unterschied­
lichen Anforderungen entsprechend weist 
der Neubau ein multifunktionales Raum­
programm auf, das sowohl ausreichend Platz 
für Begegnung, Freizeit, Sport, Kultur sowie 
kirchliche Nutzungen bietet, als auch den 
unterschiedlichen Bedürfnissen der künf­
tigen jungen und älteren Nutzern Rechung 
trägt. Der Neubau gliedert sich in drei große 
Nutzungsbereiche, dazu gehören ein Begeg­
nungszentrum, eine multifunktionale Halle 
und das kirchliche Gemeindezentrum. 
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Die intensive Einbeziehung der Stadtteilbe­
völkerung bei der Umsetzung und Nutzung 
dieses zentralen Projektes war erklärtes Ziel. 
Dabei ging und geht es vor allem darum, die 
Bewohner zu aktivieren, sich an der Ent­
wicklung ihres Stadtteils zu beteiligen, ihnen 
aber auch gleichzeitig Hilfe zur Selbsthilfe 
sowie Unterstützung bei der Bewältigung 
ihrer Probleme zu bieten. 

Finanzierung 

Die Gesamtkosten für den Neubau des Mul­
tifunktionalen Zentrums betragen rund 4,6 
Mio. Euro. Zur Finanzierung werden unter­
schiedliche Quellen genutzt: Das Vorhaben 
wird aus den Programmen Soziale Stadt und 
TLSS (Thüringer Programm Sportstätten­
bau) gefördert. Die Stadt Sonneberg erbringt 
Eigenmittel (rund 1 Mio. Euro), die Ev.-Luth. 
Kirchengemeinde Sonneberg beteiligt sich 
ebenfalls mit 400.000 Euro. Im Rahmen 
der Teilnahme am ExWoSt-Forschungsfeld 
werden einzelne innovative Bausteine vom 
Bund gefördert. 

Die zwischen Kommune und Kirchen­
gemeinde vereinbarte Kooperationsver­
einbarung beinhaltet, dass die laufenden 
Betriebskosten anteilig von den Projekt­
partnern erbracht werden. Die installierte 
Gebäudeleittechnik ermöglicht eine solche 
nutzerbezogene Abrechnung. Die Halle wird 
vorrangig von Sportvereinen genutzt; deren 
bisherige städtische Zuschüsse werden nun 
für die Nutzung des Zentrums aufgewendet. 
Durch die Ansiedlung eines Stadtteilma­
nagements ist eine Förderung für Personal- 

und Sachkosten im Rahmen des Programms 
Soziale Stadt sicher gestellt. Darüber hinaus 
konnte durch interne Umschichtungen eine 
Stelle für Sozialarbeit im neuen Zentrum 
durch die Kommune gesichert werden. 

Aspekte der generationen- und zielgruppen­
übergreifenden Nutzung 

Durch den angestrebten Nutzungsmix sol­
len alle Bevölkerungsgruppen angespro­
chen werden. Die gemeinsamen Interessen 
sollen mehr in den Mittelpunkt gerückt wer­
den und auf diese Weise Jung und Alt stärker 
zusammen gebracht werden. Die Nutzungs­
vielfalt des Gebäudes soll auch dazu beitra­
gen, möglichst zu verhindern, dass das neue 
Zentrum von einigen Gruppen dominiert 
oder im Lauf der Zeit stigmatisiert wird. 

Wechselbeziehungen Wohnen – Freiflächen – 
Gemeinschaftseinrichtungen 

Das Multifunktionale Zentrum ist durch sei­
ne Lage gut zu erreichen und passt sich gut 
in das Umfeld ein. Dies gilt auch für dessen 
Nähe zu den übrigen Infrastruktureinrich­
tungen als auch für seine Nähe bzw. aus­
reichende Distanz zur Wohnbebauung. Die 
Freiflächen des Zentrums, einschließlich 
der Freiluftbühne, haben öffentlichen Cha­
rakter. Eine Bespielung der umgebenden 
Freiflächen durch das Multifunktionale Zen­
trum ist ab Frühjahr 2010 geplant. 

Angaben zum 

Quartier

Das Quartier 

Die Einrichtung 

Wohnen 

Verkehr 

Freiraum 

wolkenrasen 

Einwohner: ca. 5.200 

lage im 
stadtgebiet: südwestlicher Stadtrand 

Quartierstyp: Großsiedlung der 1950er Jahre, 
teilweise Plattenbauten der 
1980er Jahre 

sozialstruktur: Kinder und Jugendliche 8 % 
Menschen über 65 Jahre 33 % 

Einwohner mit 
Migrationshintergrund 2 % 
Arbeitslosenanteil 7 % 

nutzungen: Wohnen, Gemeinbedarf 

(Foto u. Grafik: plan zwei) 
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Fokus bauliche Aspekte: Multifunktio­
nales Raumkonzept ermöglicht breiten 
Nutzungsmix 

Das geplante breite Nutzungsspektrum für 
das multifunktionale Zentrum Wolkenrasen 
brachte hohe Anforderungen an eine gute 
Grundrissorganisation, die technische Aus­
stattung sowie organisatorische Lösungen 
im Betrieb mit sich. Der Neubau mit einer 
Gesamtfläche von ca. 2.400 m2 gliedert sich 
in drei große Nutzungsbereiche, dazu ge­
hören ein Begegnungszentrum, eine mul­
tifunktionale Halle und ein kirchliches Ge­
meindezentrum. 

Herzstück der Gemeinschaftseinrichtung 
ist die große multifunktional nutzbare Hal­
le. Sie ist für den Freizeit- und Breitensport 
konzipiert und verfügt über eine Bühne, so 
dass sie auch für kulturelle Veranstaltungen 
nutzbar ist. Die technische und funktio­
nale Verbindung mit einer Outdoorbühne 
ermöglicht darüber hinaus vielfältige Ver­
anstaltungen im Freien. Die Besonderheit 
der Halle besteht in ihrer Nutzung auch für 
kirchliche Zwecke wie z. B. Gottesdienste. 
Eine wesentliche Säule des Begegnungs­
zentrums bildet ein großer, durch eine Falt­
wand teilbarer Mehrzweckraum mit einer 
angegliederten kleinen Küche in zentraler 
Lage. Daneben liegen verschiedene zweck­
gebundene Räume wie z. B. ein Andachts­
raum, Büroräume, eine Werkstatt oder ein 
Medienraum. Die Vielfalt von Nutzungen 
und Nutzungszeiten erfordert eine sinnvolle 
Erschließung. So können Halle und Begeg­
nungszentrum durch entsprechende Zu­
gänge in den Randzeiten auch gesondert ge­
nutzt werden, zu den Hauptnutzungszeiten 
erfolgt der Zugang jedoch über einen zentra­
len Eingang. Das Multifunktionale Zentrum 
insgesamt ist barrierefrei und verfügt über 
einen Aufzug. 

Die Vielfalt von Nutzungen und Nutzungs­
zeiten erfordert eine sinnvolle Erschließung. 
So können Halle und Begegnungszentrum 
durch entsprechende Zugänge – abends oder 
an den Wochenenden – auch gesondert ge­
nutzt werden, zu Hauptnutzungszeiten er­
folgt der Zugang jedoch über den zentralen 
Eingang. Das hohe Maß an Multifunktionali­
tät eröffnet einerseits besondere Spielräume 
in der Nutzung, stellt auf der anderen Seite 
aber auch besondere Ansprüche an die Or­
ganisation und die Koordination im Betrieb 
der Gemeinschaftseinrichtung. 

Die Nutzung neuer Technologien spielt bei 
der baulichen Realisierung des Multifunkti­

onalen Zentrums ebenfalls eine bedeutende 
Rolle: Das für das Zentrum entwickelte Ener­
giekonzept setzt auf eine weitgehende Nut­
zung erneuerbarer und umweltfreundlicher 
Energie zur Wärmeversorgung. Das Multi­
funktionale Zentrum ist mit einer moder­
nen Gebäudeleittechnik (GLT) und einem 
elektronischen Zutrittskontrollsystem aus­
gestattet. Ziel ist es, dadurch die laufenden 
Kosten für das Gebäude möglichst gering zu 
halten. Das Zutrittskontrollsystem hat sich 
schon nach kurzer Nutzungszeit bewährt, 
wenngleich die Mitarbeiter zunächst in der 
Bedienung des Systems geschult werden 
mussten. Ausgehend vom Multifunktionalen 
Zentrum soll der Aufbau eines öffentlich zu­
gänglichen Wireless LAN (WLAN) im Stadt­
teil Wolkenrasen verwirklicht werden. Mit 
Hilfe des freien funkbasierten Netzwerkes 
sollen ein äußerst kostengünstiger Zugang 
zum Internet und ein freier Datenaustausch 
der Teilnehmer möglich sein. In Koopera­
tion mit dem Bürgernetzverein Sonneberg 
(BNV) erfolgt der Ausbau des Netzwerkes im 
Stadtteil. 

Fokus Projektsteuerung und Trägermo­
dell: Stadtteilbezogene Kooperation von 
Kirche und Kommune 

Die Projektsteuerung erfolgte durch die 
Stadt Sonneberg in enger Zusammenarbeit 
mit der Kirchengemeinde. In regelmäßigen 
Koordinierungssitzungen wurde über den 
Projektstand beraten. An diesen Beratungen 
nehmen die Bürgermeisterin, das federfüh­
rende Bauamt, das Amt für Kultur, Sport und 
Soziales, die Kirchengemeinde, der Gemein­
dekirchenrat, z. T. das Kreis- bzw. Landeskir­
chenamt, die beauftragten Büros und bei Be­
darf die Kämmerei teil. Alle grundlegenden 
Planungsentscheidungen wurden in diesem 
Gremium vorbereitet und beraten. Für alle 
zentralen Entscheidungen zu Kosten, Fi­
nanzierung und Betrieb wurden Beschlüs­
se im Stadtrat und im Gemeindekirchenrat 
eingeholt. Grundsätzlich hat sich dieses 
Verfahren bewährt, weil durch die entspre­
chenden Beschlusslagen eine höchst mög­
liche Transparenz und Verbindlichkeit her­
gestellt wird. Hemmend wirkt diese Verfah­
rensweise, wenn kurzfristig grundsätzliche 
Anpassungen von Nöten oder innerhalb der 
Entscheidungsstrukturen der Projektpartner 
Lösungen strittig sind. Im Laufe der Projekt­
entwicklung sind in der Abstimmung pha­
senweise Spannungen zwischen der Kirche 
und der Kommune Aufgetreten, so dass die 
Zusammenarbeit nicht immer einfach war. 
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Träger des Multifunktionalen Zentrums 
ist die Stadt Sonneberg. Sowohl die Stadt 
als auch die Kirchengemeinde betreiben 
ihre Bereiche eigenständig, jedoch in en­
ger Abstimmung. Die zwischen Stadt und 
Kirchengemeinde abgeschlossene Koope­
rationsvereinbarung regelt dies im Detail. 
Danach bildeten Stadt und Kirchengemein­
de Sondereigentum für ihre Bereiche, darü­
ber hinaus wurde Gemeinschaftseigentum 
gebildet. Die Kirchengemeinde erwarb ihr 
Sondereigentum von der Kommune. Für 
die Finanzierung, den Bau und die spätere 
Nutzung waren Fragen der Grundstückstei­
lung zwischen Stadt und Kirchengemeinde 
zu klären, die in einem Notarvertrag geregelt 
wurden. Zum Gemeinschaftseigentum ge­
hören der Foyerbereich, die Nebenräume so­
wie die Haustechnik. Die Kirchengemeinde 
kann in Abstimmung mit der Stadt auch die 
übrigen Angebote (Mehrzweckräume, Hal­
le, Jugendraum mit Werkstatt) nutzen. Für 
den künftigen Betrieb werden die Flächen­
nutzungen durch die unterschiedlichen Ak­
teure in der Kooperationsvereinbarung zwi­
schen Kommune und Kirche klar definiert, 
auch um die später anfallenden laufenden 
Kosten (Betriebskosten, Instandhaltungen) 
für die künftigen Nutzer zu ermitteln. Die 
Kooperationsvereinbarung regelt auch die 
Verantwortlichkeit für die Vergabe der Nut­
zungszeiten und die Belegungspläne. Die 
Hausverwaltung erfolgt über einen beauf­
tragten Dritten. 

Fokus Prozess: Aktivierung in der Pla­
nungsphase 

Ende 2006 wurde der Stadtteil Wolkenrasen 
in das Programm Soziale Stadt aufgenom­
men. Die Ansätze und Ziele der projektbe­
zogenen Aktivierungs- und Beteiligungspro­
zesse stehen deshalb in enger Wechselwir­
kung mit den im Integrierten Handlungs­
konzept benannten Handlungsfeldern und 
Schwerpunkten. 

Über die Kooperation zwischen Stadt und 
Kirchengemeinde hinaus wurden bereits 
frühzeitig weitere Akteure vor Ort ins Boot 
geholt. Zu diesen wichtigen Akteuren zäh­
len die Sportvereine, die sozialen Träger 
mit ihren Einrichtungen und Angeboten, 
die Schulen und Kindergärten im Stadt­
teil, die Wohnungsunternehmen sowie die 
Volkshochschule. Durch die Ansiedlung 
eines Stadtteilmanagements sowie einer 
Sozialarbeiterin der Stadt wurde diese Zu­
sammenarbeit weiter ausgebaut. Auch die 
Kooperation zum Bürgernetz zur Etablie­

rung eines kabellosen Internet-Zugangs für 
alle Bewohner wurde ausgebaut. 

Die Aktivierung von Bewohnern und Ak­
teuren in der Planungsphase sollte dazu 
beitragen, bereits frühzeitig die Partner von 
morgen zu gewinnen, um ein möglichst viel­
fältiges und tragfähiges Programmspektrum 
zu entwickeln. Den Schulen im Stadtteil galt 
in der Planungsphase besonderes Augen­
merk. Sowohl die Kinder und Jugendlichen 
als auch deren Eltern zählen zu den wich­
tigen Zielgruppen von Aktivierungs- und Be­
teiligungsprozessen. Von Beginn an waren 
Schulleitungen, Lehrer und Schüler enga­
giert und voller Projektideen (z. B. Videopro­
jekt, Internetseiten) dabei. Bei der aktiven 
Beteiligung von Kindern und Jugendlichen 
wurde konsequent an deren Interessen an­
geknüpft und darauf geachtet, gemeinsam 
mit ihnen zeitnahe Ergebnisse zu produzie­
ren. Bereits im Stadtteil aktive Bürgerinnen 
und Bürger wurden ebenfalls vermehrt in 
der Planungs- und Aktivierungsphase an­
gesprochen. Gerade sie zählen zu den wich­
tigen Schlüsselpersonen und verfügen über 
funktionierende Netzwerke, die für Betei­
ligungsprozesse unverzichtbar sind. Ältere 
Menschen waren häufig sehr an Mitwirkung 
und Beteiligung interessiert. Nicht selten 
zählten sie zu der Gruppe, die sich am mei­
sten an Aktionen oder Veranstaltungen zur 
Stadtteilentwicklung beteiligte. 

Erfahrungen und Übertragbarkeit 

Der Nutzungsmix zwischen kirchlicher Nutzung, offenen Stadtteilange­
boten für unterschiedliche Altersgruppen sowie Sportveranstaltungen 
bringt hohe Anforderungen an die Multifunktionalität der Gemein­
schaftseinrichtung sowie an bautechnische Details mit sich. Dies betrifft 
unter anderem die räumliche Zuordnung und Verbindung der einzelnen 
Bereiche sowie deren Ausstattung. 

Die Projektentwicklung zwischen Kirche und Kommune in einem 
schrumpfenden Quartier und einer – entgegen dem Trend – wach­
senden und lebendigen Kirchengemeinde ist ein interessanter Ansatz, 
um dem Stadtteil einen positiven Entwicklungsimpuls zu geben. Die 
komplexen Verhandlungen zwischen den Beteiligten zeigen Spielräume, 
Grenzen und Kreativität eines solchen Modells auf. Die angestrebte 
Nutzungs- und Nutzervielfalt sowie die nötige Mittelbündelung und 
differenzierte Eigentumsstruktur der neuen Einrichtung bringt auch eine 
Reihe von teilweise nicht unkomplizierten rechtlichen Fragen mit sich, 
die sowohl für den Bau als auch für den späteren Betrieb in einer Koo­
perationsvereinbarung gelöst wurden. 

Die Beteiligungsprozesse zielen auf die Gewinnung und Einbindung 
verschiedener Akteure im Stadtteil als Partner und Unterstützer der 
Gemeinschaftseinrichtung vor allen Dingen in Hinblick auf den späteren 
Betrieb ab. Weiterhin wird die Bevölkerung des Stadtteils zielgruppen­
bezogen eingebunden. 
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Schwerin, Neu Zippendorf : 

Nachbarschaftszentrum Wuppertaler Straße 

Angaben zum 

projekt 

   

projekttyp: Um- und Rückbau eines Wohn­
gebäudes 

Nutzfläche: ca. 100 m2 

Träger: Verein 

Akteure: Schweriner Wohnungsbau­
genossenschaft eG, Stadt 
Schwerin, Hand-in-Hand e. V. 

Zielgruppen: Quartiersbewohner 

Angebotsprofil: Genossenschaftliches Nachbar­
schaftszentrum für alle Bewoh­
ner bietet Raum für Engage­
ment und (nachbarschaftliche) 
Unterstützung 

kontakt: 
Schweriner Wohnungsbaugenossenschaft eG 
Leonhard-Frank-Str. 35 
19059 Schwerin 

Tel.: 0385/ 74 50 0 
direkt@swg-schwerin.de 
www.swg-schwerin.de 

Das Projekt 

Kontext 

Der 70 Hektar große Stadtteil Neu Zippen­
dorf entstand in der Zeit von 1976 bis 1980. 
Im Stadtteil lebten im Jahr 2007 rund 6.000 
Einwohner in 4.300 Wohneinheiten. Neu 
Zippendorf hat seit der Wende mehr als 35 % 
seiner Einwohner verloren, dadurch sind 
z. T. hohe strukturelle Leerstandsquoten zu 
verzeichnen. Der Anteil älterer Einwohner 
ist hoch. Es bestehen Defizite im Sanie­
rungsstand der Gebäude und generelle Ge­
staltungsdefizite im öffentlichen Raum. Das 
durchschnittliche Haushaltseinkommen im 
Gebiet liegt unter dem gesamtstädtischen 
Durchschnittseinkommen. Neu Zippendorf 
verfügt über wenig kulturelle Angebote und 
wenige Integrationsangebote für Ausländer 
und Spätaussiedler. Allerdings haben Sanie­
rungs-, Wohnumfeld- und Rückbaumaß­
nahmen im Rahmen der Programme 
„Stadtumbau Ost“ und „Soziale Stadt“ der 
letzten Jahre eine spürbare Stabilisierung 
und Imageverbesserung des Wohngebietes 
erreicht. 

Konzept 

Die Aufwertungsmaßnahmen im Rahmen 
des Stadtumbaus wurden bislang überwie­
gend von älteren Mietern angenommen und 
reichten noch nicht aus, eine jüngere Mie­

terschaft oder Familien mit Kindern langfri­
stig an den Stadtteil zu binden. Im Quartier 
Wuppertaler Straße, dessen Wohnungen 
sich zu 80 % im Eigentum der Schweriner 
Wohnungsbaugenossenschaft eG (SWG) 
befinden, wird deshalb eine stärkere Mi­
schung der Generationen angestrebt. Um­
baumaßnahmen an zwei Gebäudezeilen 
werden im Zuge des Rückbaus und des 
Umbaus für Familien mit dem Aufbau einer 
Gemeinschaftseinrichtung verknüpft, für 
die ein Wohngebäude bis auf eineinhalb Ge­
schosse zurückgebaut wird. Das neue Nach­
barschaftszentrum soll zu einem wichtigen 
Identifikationspunkt für alle Generationen 
sowie Ort für Engagement und Unterstüt­
zung im Quartier werden. Als Träger ist der 
Verein „Hand in Hand e. V.“ vorgesehen, der 
im Auftrag und in Kooperation mit der SWG 
bereits 6 Nachbarschaftstreffs in Schwerin 
betreut. Die Aktivierung der Bewohner für 
das Nachbarschaftszentrum spielt eine zen­
trale Rolle bei der Projektentwicklung. Ziel 
ist es, ehrenamtliche Aktivitäten zu errei­
chen und eine Netzwerkbildung im Stadtteil 
zu befördern. Alle Maßnahmen sollen dazu 
beitragen, eine soziale wie auch altersmä­
ßige Durchmischung des Wohnquartiers zu 
erreichen sowie den sich vollziehenden Se­
gregationstendenzen entgegen zu wirken. 
In diesem Ansatz wird die Chance gesehen, 
die Standortvorteile des Quartiers in Ver­
bindung mit einem intensiven Dialog- und 
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Beteiligungsprozess zu einem konkurrenz­
fähigen Profil zu entwickeln. 

Finanzierung 

Der Bau wird über Eigenmittel der Genos­
senschaft sowie über Mittel des Ministeriums 
für Gesundheit und Soziales Mecklenburg-
Vorpommern sowie des Bundesministeri­
ums für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung 
(ExWoSt) finanziert. Der laufende Betrieb 
des Nachbarschaftszentrums soll nach Ende 
der Projektlaufzeit möglichst eigenständig 
ohne Finanzierung durch Dritte gewährlei­
stet werden. Eine Grundbetreuung ist zur 
Zeit über zwei Mitarbeiterinnen des Vereins 
Hand in Hand e. V. gewährleistet. Dieses Per­
sonal wird noch aus ABM-Mitteln finanziert, 
ab September 2009 erfolgte eine Festanstel­
lung über die Betreuungspauschale „Woh­
nen mit Service im Alter“. Weitere unterstüt­
zende Kräfte konnten über öffentlich geför­
derte Beschäftigungsverhältnisse gewonnen 
werden. Insgesamt baut das Nutzungskon­
zept des Nachbarschaftszentrums darüber 
hinaus auf einem starken ehrenamtlichen 
Engagement der Bewohner auf. 

Aspekte der generationen- und zielgruppen­
übergreifenden Nutzung 

Eine zentrale Herausforderung in der Kon­
zipierung des Nachbarschaftszentrums lag 
darin, die unterschiedlichen sozialen und 
kulturellen Anforderungen möglicher Nutz­
ergruppen in die Projektentwicklung und 
Umbauplanung zu integrieren. Die Voraus­
setzungen der demografischen Entwicklung 

und der Struktur der Bewohnerschaft im un­
mittelbaren Umfeld der Einrichtung (hoher 
Anteil der über 65-jährigen haben diesen Zu­
gang zu einem generationenübergreifenden 
Zentrum allerdings erschwert. Eine wichtige 
Erkenntnis war, dass die Realisierung gene­
rationenübergreifender Angebote nur mit 
besonderen Aktivitäten zu erreichen war 
(Kindertagesstätte integrieren, Vorlesen für 
Kinder durch Senioren in den Schulen etc.). 

Wechselbeziehungen Wohnen – Freiflächen – 
Gemeinschaftseinrichtungen 

Das Nachbarschaftszentrum liegt an einer 
zentralen Wegeachse im Quartier, die den 
Schweriner See an den Stadtteil anbindet. 
In der Freiraumgestaltung des Zentrums 
wird diese Achse durch mehrere direkte 
Wegeverbindungen angeschlossen. Darüber 
hinaus wurden im Freiraum des Nachbar­
schaftszentrum Kinderspielgeräte und Be­
wegungsgeräte für Senioren aufgestellt, die 
den generationenübergreifenden Charakter 
der Einrichtung wiedergeben. 

Angaben zum 

Quartier

Das Quartier 

Die Einrichtung 

Wohnen 

Verkehr 

Freiraum 

neu Zippendorf 

Einwohner: ca. 6.000 

lage im 
stadtgebiet: südöstlicher Stadtrand 

Quartierstyp: Großsiedlung in Plattenbauweise 
1970er Jahre 

sozialstruktur: Kinder und Jugendliche 10 % 
Menschen über 65 Jahre 23 % 

Einwohner mit 
Migrationshintergrund 17 % 
Arbeitslosenanteil 20 % 

nutzungen: Wohnen 

(Foto u. Grafik: plan zwei) 

Fokus Zielgruppen: Alter Stadtteil sucht 
junge Bewohner 

Zielgruppen, die mit dem Nachbarschafts­
zentrum erreicht werden sollen, sind die 
vorhandene überwiegend ältere Mieter
schaft sowie insbesondere jüngere Bevöl­
kerungsgruppen und Familien, die als neue 
Bewohner des Stadtteils gewonnen werden 
sollen. Während die älteren Mieter als alt­
eingesessene Bewohnerschaft über ein ver
gleichsweise hohes Haushaltseinkommen 

­

­



40 Dokumentation der Modellvorhaben Werkstatt: Praxis Heft 71 

Umgebaute und sanierte 
Plattenbauten im Quartier 

(Foto: plan zwei) 

Mit Spiel- und Bewegungs­
angeboten für Jung und Alt 
gestaltete Freifläche vor dem 

Nachbarschaftszentrum 
(Foto: plan zwei) 

Veranstaltungsraum im 
Nachbarschaftszentrum 

(Foto: plan zwei) 

verfügen, sind unter den jüngeren Mietern 
viele, die Transfereinkommen beziehen. Bei 
Familien mit Kindern hat der Stadtteil einen 
relativ schlechten Ruf. In der Abwägung der 
Wohnqualität und im Preisvergleich wird 
ein Wohnangebot im Umland oder z. B. im 
benachbarten Stadtteil „Gartenstadt“ vorge­
zogen. In den vergangenen Jahren haben gut 
situierte Familien mit und ohne Kinder den 
Stadtteil Richtung Umland oder auch Innen­
stadt verlassen. Eine weitere Zielgruppe sind 
russischsprachige Migranten. 

Im Rahmen des Ausbaus des Nachbar
schaftszentrums als kommunikatives Quar
tierszentrum hat die Aktivierung der ver
schiedenen Bewohnergruppen eine zentra­
le Rolle gespielt. Ziel war es, ehrenamtliche 
Aktivitäten zu fördern sowie Schlüsselak­
teure im Prozess zu identifizieren und zu ak­
tivieren und so eine intensivere Netzwerk­
bildung im Stadtteil zu erreichen. Damit 
sollten die vorhandene, überwiegend ältere 

­
­
­

Mieterschaft, aber auch neu zu gewinnende 
jüngere Zielgruppen angesprochen werden. 
Technische Innovationen wie der schlüssel­
freie Zugang, eine nutzungsgesteuerte Heiz- 
und Regeltechnik wie auch die Einrichtung 
einer Quartiersplattform sollen den Prozess 
unterstützen. Das Nachbarschaftszentrum 
soll ein Identifikationspunkt und ein Ort für 
Engagement und Unterstützung sein, den 
alle Bewohner mit gestalten können. 

Mit einem professionellen Nachbarschafts­
management, das an das Nachbarschafts­
zentrum gekoppelt wird, wurde beabsichtigt, 
insbesondere für Familien mit Kindern und 
Senioren einen konkreten „Wert“ zu bieten. 
Hierbei wurde auf den Erfahrungen der SWG 
in den anderen Quartieren aufgebaut, die zei­
gen, dass ein entsprechendes Raumangebot 
notwendige Voraussetzung ist, dieses aber 
auch mit einem tragfähigen Nutzungskon­
zept und mit verantwortlichen Personen „mit 
Leben“ gefüllt werden muss. Aus der Akti­
vierungsarbeit wurde aber deutlich, dass die 
Etablierung als Wohnstandort für Familien 
ein langer Prozess sein wird, der selbst Vorbe­
halte der alteingesessenen Bewohner gegen 
neue soziale Strukturen im Stadtteil ausräu­
men muss. Durch den Umbau der Wohnungs­
bestände in Nachbarschaft zum Zentrum 
wurden inzwischen größere Wohnungen im 
Quartier errichtet, gleichwohl hat sich der 
gewünschte Effekt einer größeren Mischung 
der Haushaltsstrukturen bisher noch kaum 
realisieren lassen. Die SWG setzt jetzt auf die 
anstehende weitere Modernisierung von Teil­
beständen im Quartier Wuppertaler Straße. 

Fokus Prozess: Aktivierung für die Nutzung 

Die Prozessgestaltung im Schweriner Mo­
dellvorhaben beinhaltet parallel zu den 
Umbaumaßnahmen und vor Abschluss der 
baulichen Maßnahmen den Dialog- und Be­
teiligungsprozess mit den Bewohnern. Dies 
bedeutet, dass die Bewohner eine echte 
Beteiligungschance erhalten und das Nut­
zungskonzept des Nachbarschaftszentrums 
in den Grenzen der Zielsetzung des Projekts 
ergebnisoffen ist. Ein wichtiger Baustein in 
der Entwicklungs- und Planungsphase war 
die Erarbeitung einer Milieustudie. Mit der 
durchgeführten schriftlichen Befragung 
wurden alle Haushalte im Stadtteil über das 
Projekt informiert und hatten Gelegenheit, 
sich zum Vorhaben und zu ihren Bedürfnis­
sen zu äußern. Weiterhin wurde die Befra­
gung auch dazu genutzt, die Bewohner für 
das Nachbarschaftszentrum zu interessie­
ren und zu aktivieren. 
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Durch eine vergleichsweise hohe Rücklauf­
quote liegen tragfähige und belastbare Er­
gebnisse zu den Bedarfen nach wohnbeglei­
teden Angeboten, Rahmenbedingungen des 
ehrenamtlichen Engagements und Erwar­
tungen an den weiteren Umbauprozess vor. 
Bewährt hat sich in dem Zusammenhang 
z. B. das Angebot einer russischsprachigen 
Sprechstunde zum Fragebogen. Ein Ergeb­
nis der Befragung war aber auch, dass einige 
alteingesessene Bewohner den vermehrten 
Zuzug von jungen Familien in den Stadtteil 
nicht befürworten. Hier wird es in Zukunft 
erforderlich sein, Vorbehalte durch aktive 
Nachbarschaftsarbeit abzubauen. 

Das Werben von Personen, die sich am Auf­
bau des Nachbarschaftszentrums beteiligen 
wollen, ist durch die schriftliche Befragung 
erheblich erleichtert worden. Etwa 70 Per­
sonen zeigten sich in der Befragung an einem 
Engagement interessiert, nach einigen er­
sten Veranstaltungen haben sich inzwischen 
rund 30 Personen in vier Arbeitsgruppen 
zum Aufbau des Nutzungskonzeptes zusam­
mengefunden. Bewährt hat sich in der Ent­
wicklungs- und Planungsphase über die ak­
tivierende Milieustudie hinaus die frühzei­
tige Öffnung der Mitwirkungsangebote und 
-bedarfe in den Stadtteil hinein. Mit der Ein­
richtung des Runden Tisches wurden alle in­
stitutionellen Akteure (Träger sozialer Infra­
struktur, Wohnungsgesellschaft, Stadtteil­
management, Stadtverwaltung, Reha-Zen­
trum) des Stadtteiles eingeladen, ihre Inte­
ressen, Ideen und Kritik einzubringen. Der 
Runde Tisch hat zum Informationstransfer 
und zur Vernetzung im Stadtteil beigetragen. 
Dennoch ist diese Zusammenarbeit in Teilen 
verbesserungswürdig, weil z. B. der Aus­
tausch mit den in den benachbarten Stadttei­
len Mueßer Holz und Dreesch eröffneten 
Mehrgenerationenhäusern aufgrund der 
Konkurrenzsituation der Projektträger kaum 
oder nur eingeschränkt möglich war. 

Eine steigende Anzahl ehrenamtlich ak­
tiver Personen bei der Gestaltung des An­
gebotes zeigt, dass das Nachbarschaftszen­
trum inzwischen seinen Platz im Stadtteil 
eingenommen hat. Sehr positiv haben die 
Ehrenamtlichen wahrgenommen, dass das 
Nachbarschaftszentrum nicht mit einem 
festen Programm startete, sondern tatsäch­
lich Platz für die Interessen der Anwohner 
ließ. Als gelungen wird auch die Koopera­
tion mit dem benachbarten Kindergarten, 
Schule und Altersheim bewertet. So ist bei­
spielsweise die AG Lesen sehr erfolgreich, 
welche schon einigen Kindern mit Lese-

Der farbig gestaltete Ein­

gangsbereich des Nachbar­

schaftszentrums lädt zum 

Besuch ein 

(Foto: plan zwei) 


Jung und Alt bei der Eröff­
nungsfeier im Herbst 2008 
(Foto: plan zwei) 

schwäche eine Versetzung ermöglichte und 
auch durch das Vorlesen von Geschichten 
der Kontakt zu Senioren entstand. Ebenso 
zeichnet sich ab, dass es gelingt, Teilnehmer 
verschiedener Nationalitäten in die AGs zu 
integrieren. 

Erfahrungen und Übertragbarkeit 

Die Erfahrungen und Ergebnisse aus dem Schweriner Modellvorha­
ben sind übertragbar auf die Situation vieler Großwohnsiedlungen in 
den östlichen Bundländern. Auch wenn vielerorts Plattenbaugebiete 
weiterhin schrumpfen, bleiben sie dennoch Wohnquartiere für zahl­
reiche Menschen. Strategien, die beweisen, wie diese Quartiere für 
unterschiedliche Altersgruppen attraktiv werden, können zur nach­
haltigen Sicherung und Weiterentwicklung dieser Quartiere beitragen. 
Die Verzahnung wohnungswirtschaftlicher Umbaustrategien mit einem 
professionellen Sozialmanagement der Nachbarschaften ist in diesem 
Zusammenhang zukunftsweisend. 

Die überraschend große Nachfrage nach Wohnungen im bereits moder­
nisierten Bestand aber auch das große ehrenamtliche Engagement im 
Nachbarschaftszentrum bestätigen insgesamt den Erfolg des Projektes. 
Aus der anfänglichen Skepsis, das Quartier Wuppertaler Straße zu 
einem tragfähigen und nachgefragten Wohnquartier umgestalten zu 
können, ist nun große Zuversicht geworden. Ein Beleg dafür sind die 
Zusagen des zweiten Wohnungseigentümers im Quartier (WGS), ihre 
Wohnungsbeständen in den nächsten beiden Jahren umzubauen und 
zu modernisieren. Alle sanierten Wohnungen der SWG sind voll ver­
mietet, es gibt kaum Fluktuation, die Wohnzufriedenheit ist hoch. Das 
Verfahren der systematischen Verzahnung von baulichen und sozialen 
Maßnahmen hat sich gelohnt und wird als Beispiel für die weitere Quar­
tiersentwicklung anderer Wohnungsbestände genutzt. Es ist gelungen, 
eine „eigene Adresse“ zu schaffen, die kaum noch an das Plattenbau­
image erinnert. 





Themenschwerpunkt B: 
Gestaltung urbaner Freiräume 
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Modellvorhaben Berlin, Berlin-Mitte: 

Nauener Platz – Umgestaltung für 
Jung und Alt 

­

­

­

Angaben zum 

projekt 

Der neugestaltete Stadtplatz 
vor dem Haus der Jugend 

(Foto: Ralf Porzelt,
 Joachim Glanz, Berlin) 

projekttyp: Plätze und Parks in gründerzeitli­
chen Stadtquartieren 

Nutzfläche: 7.500 m2 

Eigentümer: Bezirksamt Mitte von Berlin 

projektlei­ Bezirksamt Mitte, Abteilung Stadt
tung: entwicklung 

kooperations Bezirksamt Mitte, Abteilung 
partner: Jugend und Finanzen 

projekt­ L.I.S.T. GmbH 
steuerung: 

planung: planung•freiraum, Berlin, studio 
dinnebier, Berlin (Lichtkonzept), 
Prof. Dr. Schulte-Fortkamp, TU-
Berlin (Soundscapes) 

Moderation/ Conceptfabrik, Berlin/ 
platzmanage­ Gangway, ab 2009 Heiko Wichert 
ment: 

­

­

kontakt: 
Regina Rossmanith 
Bezirk Mitte, Amt für Umwelt und Natur 
Iranische Straße 3, 13347 Berlin 

Tel: 030/ 90 18 45 40 7 
regina.rossmanith@ba-mitte.verwalt-berlin.de 
www.berlin.de/ba-mitte/org/spielplatzplanung/ 
nauener_platz.html 
www.nauenerneu.de 

Das Projekt das Amt für Umwelt und Natur umgestaltet. 
Ziel war ein innovativ gestalteter Freiraum, 

Kontext der als sicherer Aufenthaltsort allen Nutzern 
und Generationen Räume bietet und eine Der Nauener Platz befindet sich in einem 
positive Ausstrahlung auf das angrenzende gründerzeitlich hoch verdichteten Wohn­
Quartier hat. Durch Beteiligung und durch quartier im Ortsteil Wedding im Bezirk Mit­

te von Berlin. Die öffentliche Grün- und die Unterstützung der ehrenamtlich Tätigen 

Platzfläche grenzt an stark befahrene Stadt­ sollte die Verantwortung der Anwohner für 

straßen und ist von Gemeinbedarfseinrich­ diesen Ort gestärkt werden. 
tungen aus den 1960er und 1970er Jahren 

Bausteine für die Umgestaltung waren: 
umgeben. Die angrenzenden Wohnquartie­
re gelten als soziale Problemgebiete mit ei­ •	 ein moderiertes Beteiligungsverfahren 

nem hohen Anteil an Arbeitslosen und Mit­ von unterschiedlichen Akteuren aller Al­
bürgern ausländischer Herkunft. tersgruppen 

Vor der Umgestaltung waren Platz und Grün­ •	 ein Platzmanagement zur Aktivierung 
fläche mit Spiel- und Bolzplatz stadträum­ und Verstetigung von bürgerschaftlichem 
lich kaum erlebbar. Verdrängungsprozesse Engagement 
haben zudem zu einem Ausschluss von Kin­

•	 die Entwicklung von generationsüber
dern, insbesondere Mädchen, und älteren 

greifenden Raumelementen und Nut­Menschen am Nauener Platz geführt, der 
zungsangeboten, wie Bewegungs-, Sitz- jahrelang als Trinkertreff und Drogenum­
und Liegeelementen schlagplatz diente. 

•	 die Entwicklung von aktiven und pas­Im Jahr 2006 wurde im Rahmen des Pro­
siven Klangelementen im Freiraum auf gramms Soziale Stadt ein umfangreiches 

Bürgerbeteiligungsverfahren zur Umgestal­ der Grundlage des neuartigen Ansatzes 

tung des Platzes begonnen, das Ende 2006 „Soundscapes“ der Lärmwirkungsfor

mit der Aufnahme in das IFAS-Forschungs­ schung 
feld erweitert wurde. •	 die Entwicklung und Umsetzung eines 

Lichtkonzeptes mit niedrigen Betriebs
Konzept kosten und geringer Störanfälligkeit zur 

Der Nauener Platz wurde als ressortüber Steigerung des Sicherheitsempfindens 
greifendes Projekt in Federführung durch und Verbesserung der Platzatmosphäre. 

­
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Nauener Platz von oben (Foto: Joachim Glanz) 

Wechselbeziehungen Wohnen – Freiräume – 
Gemeinschaftseinrichtungen 

Als öffentlicher Aktivitätsort und bauliche 
Mitte des Nauener Platzes hat das Haus der 
Jugend eine wichtige soziale Funktion im 
Quartier. Weitere Gemeinbedarfseinrich­
tungen für Kinder, Jugendliche und Senioren 
grenzen an den Platz an. Der neu gestaltete 
Freiraum bildet eine generationenübergrei­
fende Plattform für diese sozialen Einrich­
tungen und darüber hinaus für die „unorga­
nisierten“ Quartiersbewohner. 

Angaben zum 

Quartier 
nauener platz 

Einwohner 
Bezirk Mitte: ca. 315.200 
Quartier: ca. 12.200 

lage: Innenstadt 

Quartierstyp/ 
Baualter: 

Gründerzeit sowie 1950er bis 
1970er Jahre 

sozialdaten: Menschen < 18 Jahre 21 % 
Menschen > 65 Jahre 17 % 
Zuwanderer 43 % 
Transfergeldempfänger 24 % 

Fokus bauliche Aspekte: Platzmöblierung 
für alle, von allen entwickelt 

Um die unterschiedlichen Interessen zu 
erkennen, wurden zahlreiche Treffen und 
Workshops veranstaltet. Gezielt wurden so 
Anwohner jeden Alters und jeder Herkunft 
in den Gestaltungsprozess integriert. Auf­
bauend auf den dabei entstandenen Ideen 
entwickelten Fachleute und Künstler mit 
den Bewohnern Konzepte zur Begrünung, 
Möblierung und Lärmbeseitigung. Die Mö­
blierung ist so konzipiert, dass sie in Attrak­
tivität und Funktionalität alle Zielgruppen 
gleichermaßen anspricht. 

Durch vielfältige Maßnahmen wurde der 
öffentliche Raum so umgestaltet, dass er 
sowohl der älteren Bevölkerung Aufent­
halts- und Aneignungsmöglichkeiten bie­
tet, als auch Kindern und Jugendlichen als 
Spielplatz und sozialer Treffpunkt dient. Der 
neue Platz zeichnet sich durch eine sehr dif­
ferenzierte Freiraumplanung aus. Teilräume 
wurden so ausgestaltet und angeordnet, 
dass sie möglichst von allen Bevölkerungs- 
und Altersgruppen als Ort der Kommunika­
tion, des Rückzugs, der Kontemplation und 
als Treffpunkt interpretierbar und erlebbar 
sind. Auf einer Gesamtfläche von 5 000 m2, 
die durch das Haus der Jugend in zwei Teil­

bereiche getrennt wird, entstanden nach 
dem räumlichen Konzept eine Promenade, 
ein Spielplatz und ein Marktplatz sowie im 
Inneren des Platzes Südterrassen, ein Hof-/ 
Bühnenbereich, eine Sportzone, ein Bereich 
für Spiel- und Aufenthalt, Bürgergärten so­
wie eine offene Rasen- und Sandfläche. 

In einer Themenwerkstatt mit Experten wur­
de eine bequeme, attraktive Möblierung für 
Jung und Alt und Bewegungsgeräte, die ins­
besondere auch für Senioren geeignet sind, 
entwickelt. Hieraus sind generationenüber­
greifende, multifunktionale Bewegungs­
elemente hervorgegangen, die die Motorik 
aller Generationen anregen. Darunter sind 
Geräte für Gleichgewichts- und Geschick­
lichkeitsübungen sowie auch ergonomische 
Sitzgelegenheiten, die zu einer Belebung 
und Attraktivitätssteigerung der Platzflä­
chen beitragen.  

Fokus technologische Aspekte: 
Neue Klänge für den Nauener Platz 

Um die Aufenthaltsqualität angesichts des 
starken Verkehrslärms zu verbessern, wurde 
am Platz ein innovatives Soundkonzept auf 
der Grundlage des Soundscape-Ansatzes aus 
der Lärmwirkungsforschung erprobt. Mit 
Fokus auf die Interaktion von Mensch und 
Schall wurde eine systemische Lösung des 
Umgangs mit verlärmten Freiräumen und 
die Übertragbarkeit auf die Freiraumsituati­
on in anderen Stadtquartieren erforscht. Die 
Bewohner des Stadtquartiers werden da­
bei als Experten verstanden und konkret in 
das Untersuchungsverfahren eingebunden. 
„Soundwalks“ eröffneten die Möglichkeit, 
den Freiraum auf neue Art kennen zu lernen 
und zu erfahren. 

Im Ergebnis wurden im Zusammenspiel 
mit der Freiraumgestaltung Elemente ent­
wickelt, die die Nutzer der öffentlichen Frei-

Generationenübergreifende 
Bewegungs- und Möblie­
rungselemente am Nauener 
Platz: Hollywoodschaukel, 
Armtrainer und Audioring 
(Foto oben: Carla Schlösser, 
Berlin/ Fotos mitte und un­
ten: Susanne Walz, Berlin) 
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Der nördliche Bereich des 
umgestalteten Nauener 

Platzes mit Wiesenwellen­
landschaft, Audioringen, 

Bürgergarten und Handlauf 
mit Lichtlinie im Hintergrund
 (Foto: Ralf Porzelt, Joachim 

Glanz, Berlin) 

fläche nicht nur durch eine qualitätsvolle 
Freiraumgestaltung zum Aufenthalt auffor­
dern, sondern auch durch den zum Ort pas­
senden Klang. Als Klangmöbel und -installa­
tionen wurden Audioringe, Ohrenbänke und 
ein Klangvorhang im Hausdurchgang zum 
hinteren Platz sowie als schallabweisende 
Elemente Gabionen für den Spielplatz in das 
Platzkonzept integriert. In Kooperation mit 
dem Kinderradio „Radijojo“ wurden Klang­
bilder entwickelt, die besonders gut stören­
de Verkehrsgeräusche maskieren. Diese Na­
turgeräusche und Hörschichten werden in 
die Klanginstallationen eingespielt. 

Ein Lichtkonzept schafft Atmosphäre und 
Sicherheit 

Durch die Entwicklung schwacher, extrem 
langlebiger Lichtquellen konnte eine neuar­
tige, betriebskosten- und wartungsarme Be­
leuchtung geschaffen werden, die das Sicher­
heitsempfinden in Freiflächen und dunklen 
Stadtbereichen erhöht. Am Nauener Platz 
wurde ein vandalismussicherer, leuchtender 
Handlauf umgesetzt, der aus einem Leucht­
schlauch mit LED-Bestückung besteht. 
Weiterhin wurde eine Solarmastleuchte mit 
LED-Lampen aufgestellt. Auch der Licht­
baum auf dem südlichen Marktplatz wurde 
speziell für dieses Projekt entworfen und 
hergestellt. Er besteht aus sechs gebogenen 
Armen, die bis zu einer Höhe von vier Me­
tern zu einem von innen grün angestrahlten 
Bündel zusammengefasst sind und die den 
Markt- und Spielplatz beleuchten. 

Fokus Kooperationen: Zusammenarbeit 
von Verwaltung und Bürgern als Schlüssel 
für lebendige Freiräume 

Komplexe Akteurskonstellation im Modellvorhaben Nauener Platz 

Externe Akteure kommunale Akteure 

•		 Initiative Nauener Neu! 

•		 Café Naumi 

•		 Quartiersmanagement 
Pankstraße 

•		 Kaiser-Wilhelm-und­
Augusta-Stiftung, 
Seniorenwohnanlage 

•		 Berufsausbildungszen­
trum des SOS Kinder­
dorfes 

•		 Radijojo – das Kinder­
radio 

•		 Kita Eigenbetrieb City 

•		 Nachbarschaftsinitiative 
Maxstraße, Kulturen 
im Kiez, Wedding Aktiv 
e. V. 

•		 Bewohner und Bewoh­
nerinnen des Kiezes 

Eigentümer des angren­
zenden wohnquartiers: 

•		 Nordverbund, GeSoBau 

•		 Private Hauseigentümer 

Abt. stadtentwicklung: 
Amt für Umwelt und Natur 

•		 Landschafts- und Freiraumplanung 

•		 Natur- und Artenschutz 

•		 Immissionsschutz/Bodenschutz 

Straßen- und Grünflächenamt 

•		 Planung, Entwurf, Neubau 

•		 Pflege, Unterhaltung, Entwicklung 

•		 Straßenunterhaltung, Straßenaufsicht 

•		 Liegenschaften 

•		 Straßenverkehrsbehörde 

Stadtplanungsamt 

•		 Sanierungsverwaltungsstelle 

Abt. Jugend und finanzen: 
Jugendamt 

•		 Regionaldienst Wedding 

•		 Haus der Jugend 

Kinder- und Jugendbüro Mitte 

Abt. wirtschaft, immobilien, Ordnungsamt: 

•		 Grundstücke und Verwaltung 

•		 Service und Logistik 

•		 Hochbau und Technik 

•		 Ressourcen- und Energiemanagement 

Die „Initiative Nauener Neu!“ und das Haus 
der Jugend gaben den Anstoß für die Platz­
umgestaltung. Hierauf gründet sich eine 
enge Zusammenarbeit von Kommune und 
Initiative zur Förderung des sozialen, ge­
nerationsübergreifenden Engagements im 
Kiez Nauener Platz und zur Stärkung von 
Pflege-Partnerschaften für die Weiterent­
wicklung des öffentlichen Raumes. Im Betei­
ligungsverfahren wurden Möglichkeiten von 
Gartenpatenschaften, Betreuung der Spiel­
flächen und halböffentliche Mieter-/Senio­
rengärten abgefragt. Das am Platz liegende 
Haus der Jugend war ebenso involviert wie 
das benachbarte Seniorenwohnheim. 

Die Verwaltung unterstützte die Initiative in 
der Anfangsphase durch einen Platzmana­
ger, um das ehrenamtliche Engagement zu 
stärken und langfristig auf eigene Füße zu 
stellen. 
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Eine Herausforderung lag aber auch in der 
Kooperation von Behörden. Beispiel hierfür 
ist die Partnerschaft zwischen dem Haus 
der Jungend, das zur Abteilung Jugend und 
Finanzen gehört und dem Amt für Umwelt 
und Natur, die sich gemeinsam mit den Er­
gebnissen des Beteiligungsprozesses ausei­
nander setzen und die Umsetzung engagiert 
vorangetrieben haben. 

Fokus Prozess: Vom sozialen Brennpunkt 
zum Treffpunkt und Ort der Aneignung für 
Jung und Alt 

Durch eine umfangreiche Beteiligung un­
terschiedlicher Akteure aller Altersgruppen 
sollte die Verantwortung der Anwohner für 
diesen Ort gestärkt werden. Dabei sollten 
auch Wege aufgezeigt werden, wie unter­
schiedliche Akteure und schwer erreichbare 
Gruppen z. B. Senioren, Migranten etc. im 
Sinne des Gender Mainstreaming in den ge­
samten Bau- und Nutzungsprozess am Nau­
ener Platz integriert werden können, um so 
einen Identitätsort für alle zu schaffen. 

Die Partizipation der verschiedenen Nutzer­
gruppen von Beginn der Planung an und 
während der gesamten Bau- und Nutzungs­
zeit war und ist ein wichtiger Projektbe­
standteil, um die Identifikation der Men­
schen im Quartier mit dem Nauener Platz zu 
erhöhen. In zwei Raumnutzungswerkstätten 
und zahlreichen Workshops wurden die Be­
darfe und die potenziellen Konflikte der ge­
nerationsübergreifenden Nutzung ermittelt. 

Um die Bedürfnisse und Anforderungen 
der unterschiedlichen Generationen und 
Geschlechter gezielt aufzunehmen und zu 
berücksichtigen, hat sich im Modellvorha­
ben ein zweistufiges Beteiligungsverfahren 
bewährt: 

•	 Getrennte Befragung von Zielgruppen 
mittels spielerischer Instrumente 

•	 Raumnutzungswerkstätten nach Gender-
Aspekten aufgeteilt, um Konkurrenzen 
beim Planen zu vermeiden und die un­
terschiedlichen Interessen herauszuar­
beiten 

Wesentlich für die Bindung von unter­
schiedlichen Nutzern war eine kontinu­
ierliche Einbindung in den Planungs- und 
Entscheidungsprozess, sowie die laufende 
Rückkoppelung des Entwicklungsstandes 
des Projektes: 

•	 Bürgerversammlungen gemeinsam mit 
den politisch Verantwortlichen zur Ab­
stimmung der Planungsalternativen 

•	 Ergebnispräsentation beim Fest der Sin­
ne und dem Sommerfest zum Baubeginn 

•	 Abstimmung der einzelnen Freiraumele­
mente mit den einzelnen Bewohnergrup­
pen, Initiativen und den Fachämtern 

Förderlich für das Interesse und für die Iden­
tifikation mit dem Umgestaltungsprozess 
waren Möglichkeiten einer aktiven Teilnah­
me in Form eines Lichtversuchs, an Sound­
walks und weiteren Platzaktionen (Aufräum­
tage, Baumeisterschaft). Auch während der 
Bauphase wurde das Beteiligungsverfahren 
in Form von Mitmachbaustellen fortgeführt. 
Mit einem großen Sommerfest im Juni 2008 
wurde der Baubeginn gefeiert. 

Beiläufiges 
Bewegungsprogramm 
(Foto: Roswitha Kurnei, 
Berlin) 

Erfahrungen und Übertragbarkeit 

Mit dem Modellvorhaben wurde eine grüne und gleichzeitig urbane 
Oase im vom Verkehrslärm belasteten und dicht besiedelten, sozial 
schwachen Kiez geschaffen. Das war die Zielsetzung von Verwaltung, 
Politik und Bevölkerung bei der Aufwertung des Nauener Platzes. Aus 
Sicht der Grünplanung wurde deutlich, dass es bei der Gestaltung 
urbaner Freiräume verstärkt um die Moderation von Initiativen und die 
Bereitstellung einer geeigneten Plattform für soziale Prozesse geht. 

Die Einbindung der Akteure in den Prozess und die Platzbespielung 
schaffen Verantwortlichkeiten, Selbstvertrauen und Identifikation, sie 
benötigt aber auch eine Unterstützung, wie feste Ansprechpartner und 
Beratungsleistungen. 

Der ressortübergreifende Planungs- und Umsetzungsansatz erfordert, 
dass Kompetenzen der kommunalen Verwaltung, Fachplaner und lo­
kaler Akteure gebündelt werden und Schnittstellen genau zu definieren 
sind. Eine besondere Bedeutung kommt hierbei der verwaltungsinter­
nen und der externen Projektsteuerung zu. 

Es werden aber auch Grenzen der Verwaltungsressourcen deutlich: 
Sowohl die investiven Eigenmittel zur Projektfinanzierung als auch die 
Personalmittel sind limitiert. Ein derart breit angelegtes und intensives 
Beteiligungsverfahren ist aus den herkömmlichen Haushaltsmitteln 
ohne Subventionierung nicht möglich. 

Die weitere Betriebsphase wird zeigen, ob sich die ehrenamtliche Arbeit 
der „Platz-Kümmerer“ über einen längeren Zeitraum verstetigen lässt. 



48 Dokumentation der Modelvorhaben Werkstatt: Praxis Heft 71 

Modellvorhaben Dessau, Roßlau: 

Interkultureller Generationenpark 
Das Projekt 

Kontext 

Der Stadtpark in der Dessauer Innenstadt in 
der Überformung aus den 1960er Jahren ge­
hört zu den Stadtumbauvorhaben der IBA. 
Die Veränderung der Bevölkerungszusam­
mensetzung in den an den Stadtpark an­
grenzenden Quartieren ist auf viele andere 
schrumpfende Stadtteile übertragbar: Für 
die abgewanderte Mittelschicht und jünge­
re Bevölkerung rücken kaum junge Famili­
en nach. In die leer stehenden Wohnungen 
ziehen v. a. marginalisierte Gruppen, wie 
Migranten, ältere Erwerbslose und Allein­
erziehende. Diese Gruppen waren auch die 
Hauptnutzer des nicht mehr zeitgemäß ge­
stalteten Parks. Einen Bedeutungsverlust 
erlitt der Park auch durch die Verschiebung 
des Stadtzentrums in der Nachwendezeit: 
Gemeinbedarfs- und Versorgungseinrich­
tungen wurden geschlossen und die Bun­
desstraße mit unzureichenden Querungs­
möglichkeiten schneidet den Park von der 
Dessauer City ab. Durch erhebliche Pfle­
gerückstände wirkte der Park verwahrlost. 
Drogenhandel hatte sich etabliert, so dass 
das Thema Sicherheit bei der Umgestaltung 
des Parks eine zentrale Rollen spielte. 

Konzept 

Initiator des Modellvorhabens war die Stif­
tung Bauhaus Dessau, die das Projekt ge­

meinsam mit der Stadt als Träger umsetzt. 
In einem offenen Planungsprozess wurde 
ein Gesamtkonzept zur Aufwertung und Er­
neuerung des Stadtparks Dessau entwickelt, 
das schrittweise umgesetzt wird. Es entste­
hen neue Angebote für bisher unterreprä­
sentierte Nutzergruppen und neue inner­
städtische Wohnqualitäten, die sich an die 
Parknutzer aus allen Generationen und Kul­
turen richten. Um Verantwortlichkeiten der 
Nachbarschaften zu binden, soll die Park­
bespielung und auch die Pflege soweit wie 
möglich durch lokale Akteure und Anwoh­
ner organisiert bzw. mitgetragen werden. 

Bausteine der Parkkonzeption sind: 

•	 der Parksommer als mehrstufiges Aktivie­
rungsverfahren mit Spiel- und Kulturan­
geboten im Park 

•	 die Parkwerkstatt als dialogisches Pla­
nungsverfahren mit einem landschafts­
architektonischen Ideenwettbewerb, der 
in einen Masterplan für den Park mün­
dete, 

•	 ein Sicherheitskonzept mit ganzheitli­
chem Ansatz 

•	 die Netzwerkbildung zur Aktivierung zi­
vilgesellschaftlicher Institutionen 

•	 ein Kooperations- und Patenschaftsmo­
dell für die Bespielung und Pflege des 
Parks und den Betrieb der Einrichtungen 
im Park 

Angaben zum 

projekt 

Der neue urbane Vorpark 
mit Platz und Sitzmöglich­

keiten am Brunnen und 
interaktiver Beleuchtung 

(Foto: Kirsten Lott, Dessau) 

projekttyp: Plätze und Parks in gründerzeit­
lichen Stadtquartieren 

Nutzfläche: 71.000 m² davon 
8.000 m² Vorpark Süd 

Eigentümer: 

kooperations­
partner: 

Stadt Dessau-Roßlau 

Stiftung Bauhaus Dessau 

Akteure: Stadt Dessau-Roßlau, Stiftung 
Bauhaus Dessau, Spielplatzinitiati­
ve, Multikulturelles Zentrum Dessau, 
Avendi Seniorenheim, Jüdische 
Gemeinde Dessau, Dessauer 
Wohnungsbaugesellschaft DWG 
mbH, JVA 

planung: lohrer.hochrein, Magdeburg 
(Freiraumplanung), 
realities:united, Berlin 
(Lichtkonzept) 

kontakt: 
Dr. Kirsten Lott, Stadt Dessau-Roßlau, 
Amt für Zentrales Gebäudemanagement, 
Gustav-Bergt-Straße 1, 06862 Dessau-Roßlau 
Tel: 0340/ 20 41 16 7 
kirsten.lott@dessau.de 

Elisabeth Kremer, Stiftung Bauhaus Dessau 
Gropiusallee 38, 06846 Dessau 
Tel: 0340/ 65 08 32 4 
Kremer@bauhaus-dessau.de 

www.stadtpark-dessau.de 
www.bauhaus-dessau.de 
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Angaben zum 

Quartier 
stadteinfahrt Ost/Agnesviertel 

Einwohner stadt: 
Quartier: 

80.000
 3.500 

lage: Innenstadt 

Quartierstyp/ 
Baualter: 

Gründerzeit sowie 1960er 
Jahre 

sozialdaten: Menschen < 18 Jahre 13 % 
Menschen > 65 Jahre 34 % 
Zuwanderer 3 % 
Transfergeldempfänger 25 % 

Masterplan für den Interkulturellen Generationenpark (lohrer + hochrein, Magdeburg) 

Finanzierung Aspekte der generationen- und zielgruppen­
übergreifenden Nutzung 

Das Projekt, das eine umfassende Neuge­
staltung des Stadtparks in mehreren Bauab­ Durch die Freiraumgestaltung und durch 
schnitten vorsieht, wird aus verschiedenen die Fortsetzung des jährlichen Parksommers 
Töpfen finanziert. Eigenmittel der Stadt wer sollen Aktivitäten und Lebensstile der un­
den insbesondere in Form personeller Res­ terschiedlichen Zielgruppen, wie Senioren, 
sourcen für die intensive Steuerung inner Migranten und Familien sichtbar gemacht 
halb der Verwaltung und der Planungs- und werden. Dabei wird an bereits vorhandene 
Bauakteure, die Betreuung des Sicherheits­ Aktivitäten von Initiativen, Vereinen und In­
tisches und die Besetzung des Parkmana­ stitutionen, wie der Spielplatzinitiative oder 
gers eingesetzt. des Multikulturellen Zentrums, angeknüpft. 

Über die ExWoSt-Zuwendung wurde das Erste Erfolge der generationen- und kultu­
Planungs- und Moderationsverfahren und renübergreifenden Benutzung und Bespie­
der erste Bauabschnitt finanziert. Weitere lung des Parks sind beim Dessauer Park­
investive Mittel kommen aus den Program­ sommer sichtbar geworden. Es wurde ein 
men Urban II und Stadtumbau Ost. Die Pfle­ Rahmen geschaffen und ein Programm zu­
ge und Unterhaltung bleibt überwiegend in sammengestellt, das verschiedene Gruppen 
städtischer Hand, wobei Bewohner, Vereine ansprach. Hierdurch konnten sie eine Vor
und Institutionen durch Pflegepatenschaf­ stellung von der künftigen Parkatmosphäre 
ten und die Organisation und Durchführung und -bespielung erhalten. Das traditionelle 
von Veranstaltungen und Aktionen an der Milieu und ältere Menschen wurden vor 
Pflege und am Betrieb  mitwirken. allem durch die Ausstellung privater Fotos 

zum Thema „Stadtpark – erinnern sie sich?“ 
Wechselbeziehungen Wohnen – Freiräume – erreicht. Regen Zuspruch, besonders bei den 
Gemeinschaftseinrichtungen Älteren, fanden auch das Nachbarschaftsfest 

Der Park soll wieder zu einem sozialen und der Wohnungsbaugesellschaft und des Woh­

kulturellen Treffpunkt für Anwohner aller nungsvereins Dessau eG, das Fest der jüdi­

Alters- und Nutzungsgruppen, Besucher schen Gemeinde und die Wellness-Veran­

der Dessauer Innenstadt sowie für regiona­ staltungen wie der Seniorenfitnesstag und 

le Kunden des Rathauscenters werden. Die Tai Chi. Generationenübergreifend wurden 

geplante Umgestaltung wird unterstützt die Veranstaltungen für Kinder besucht. 

durch Maßnahmen zur Differenzierung der Kulturinteressierte wurden besonders durch 

Wohnangebote, um wieder jüngere Familien Aktionen, wie Zeichenkurse, Boulespielen, 

zu gewinnen. Vorschläge, wie die Bezüge zu Baumführungen, botanische Führungen 

den Wohnnachbarschaften gestärkt werden und Jazzmusik angesprochen. Eine hohe 

können, sind u.a. die Anlage von den Erdge­ Beteiligung von Jugendlichen brachte eine 
schosswohnungen vorgelagerten Freisitzen vom Comic-Kombinat organisierte Cosplay 
am Park sowie die Förderung von Jungem Convention, ein aus Japan stammendes Ju­
Wohnen am Park. gendevent. 

­

­

­
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Fokus Bauliche und organisatorische 
Lösungen: Belebung und neue Parkatmo­
sphäre schaffen 

Mit dem ExWoSt-Modellvorhaben wurden 
an zentralen Punkten des Parks erste bauli­
che Maßnahmen als Anstoß für die generati­
onen- und kulturenübergreifende Freiraum­
gestaltung umgesetzt. Hierzu gehören die 

•	 Gestaltung des citynahen Vorparks um 
den vorhandenen Brunnen als zentra­
ler Begegnungsort mit Platzfläche und 
Schachfeld 

•	 Anlage eines Bewegungspfades für Kin­
der und Senioren 

•	 Installation einer interaktiven Beleuch­
tung 

•	 Erweiterung des Kinderspielbereiches 
um ein Wasserspiel und Bänke 

•	 Einrichtung von Kulturzellen als Anlauf­
punkt für Vereine und Institutionen im 
Park (Bühne, Material- und Infobox). 

Gemeinsam für mehr Sicherheit 

Auf das Thema Sicherheit im Park wurde 
anfangs mit Videoüberwachung reagiert. Si­
cherheit entsteht jedoch in erster Linie dort, 
wo Menschen Verantwortung für andere 
übernehmen. Dazu müssen vor allem sozi­
ale Barrieren überwunden werden. Aus die­
sem Grund führte die Stadt unter Schirm­
herrschaft des Oberbürgermeisters einen 
Sicherheitstisch ein, an dem viele beteiligte 
Gruppen gemeinsam über das Thema dis­
kutieren. Im Rahmen einer Sicherheitspart­
nerschaft wurden drei Arbeitsgruppen zu 
den Themen „Netzwerk“, „Nachbarn“ und 

Zwischenpräsentation der Ergebnisse der Parkwerkstatt vor Anwohnern im Park 
(Foto: bgmr) 

„Planung und Umsetzung“ eingerichtet, die 
den weiteren Umsetzungs- und Nutzungs­
prozess begleiten. 

An der Sicherheitspartnerschaft sind u.a. 
Polizei, Ordnungsamt, Verwaltung, soziale 
Träger und Initiativen beteiligt. Erstes greif­
bares Ergebnis ist die Einrichtung der Park­
managerstelle durch die Stadt. Damit der 
Parkmanager nah am Geschehen ist, wurde 
für ihn ein Büro in einer Erdgeschosswoh­
nung eingerichtet, das zukünftig einen Zu­
gang zum Park erhalten soll. 

Bauliche und gestalterische Maßnahmen 
im Park sollen das Sicherheitskonzept un­
terstützen: Am Beginn steht das Entfernen 
und Auslichten von Büschen und das Auf­
räumen unübersichtlicher Bereiche, um 
überschaubare Parkräume, aber auch die 
Wiederherstellung historischer Sichtach­
sen zu schaffen. Um eine breite Akzeptanz 
herzustellen und Konflikte zu vermeiden, 
lassen sich solche Eingriffe am besten vor 
Ort und öffentlichkeitswirksam aushandeln. 
Die Maßnahmen wurden hierzu bei Parkbe­
gehungen unter der Beteiligung von Verwal­
tung, Naturschutzverband, Polizei, Bürger 
sowie Presse und Fernsehen erläutert. 

Ein neuer Weg wird durch die Umsetzung 
eines interaktiven Lichtkonzeptes auf einer 
zentralen Parkfläche am Hauptweg erprobt. 
Unter dem Motto „Belebung wird sichtbar“ 
werden belebte Flächen mithilfe von Bewe­
gungssensoren in der Dunkelheit stärker be­
leuchtet als weniger frequentierte. Je mehr 
Menschen sich im Park aufhalten, desto 
heller wird es. In Kombination mit der Frei­
raumaufwertung wird mit der nächtlichen 
Beleuchtung die Stadt in den Park erweitert 
und eine urbane Situation hergestellt. 

Fokus Prozess: Alle mitnehmen, Alle an­
sprechen 

Die Umgestaltung des Stadtparks erfolgte 
in einem offenen Prozess in engem Dialog 
mit den Vertretern der Anwohnergruppen 
und lokalen Akteuren. Mit dem Parksommer 
und den damit verbundenen Parkwerkstät­
ten fand hierzu ein nach Altersgruppen und 
Kulturen differenziertes Beteiligungsverfah­
ren statt. 

In der Parkwerkstatt mit Planungsspazier­
gängen und Diskussionsrunden im Park 
konnten alle Nutzergruppen ihre Bedürfnisse 
einbringen. Schwierig zu erreichende Grup­
pen, wie z. B. Menschen mit Migrationshin­
tergrund, wurden über ihre Repräsentanten 
in den Planungsprozess eingebunden. Die 
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von den Bewohner- und Akteursgruppen 
benannten Bedürfnisse, Wünsche und Ideen 
für den Park bildeten die Grundlage für ein 
konkurrierendes Verfahren mit drei Archi­
tektengruppen, deren Zwischen- und End­
ergebnisse jeweils mit allen Beteiligten vor 
Ort diskutiert wurden. 

Die neuen Schachtische
sind begehrt - im Zweifel
wird auch mit Kronkorken 
gespielt 
(Foto: Martin Brück)

Aus dem Siegerentwurf entstand dann 2007 
ein Masterplan für den Park. Bei der weiteren 
Umsetzung des Masterplans und dem Park
betrieb wird mit den Vereinen, Anwohnern, 
Seniorenbeauftragten und Seniorenbeirat, 
dem Ausländerbeauftragten, dem multikultu
rellen Zentrum sowie dem Management des 
Rathaus-Centers eng zusammengearbeitet. 

2008 konnten erste Projektpaten gewonnen 
werden. Die Jüdische Gemeinde kümmert 
sich um ein Schachfeld im Park, organisiert 
einen Frühjahrsputz und führt ein Fest der 
osteuropäischen Kulturen durch. Das Aven­
di Seniorenheim betreut den Bewegungs­
pfad und veranstaltet außerdem einen Se­
niorensporttag und Spiel für Jung und Alt. 
Das Gymnasium Philanthropinum organi­
siert Sportunterricht auf dem Aktionsfeld im 
Park. Mit der benachbarten Justizvollzugs­
anstalt konnte eine Vereinbarung über Pfle­
geeinsätze mit Insassen des offenen Vollzugs 
getroffen werden. 

­

­

Die Kulturzelle als Bühne für den Dessauer Parksommer – Tanzen im Park 
(Foto: Martin Brück)Verwaltung und bürgerschaftliches Engage­

ment – dazwischen bedarf es Vermittler 

Zur infrastrukturellen Unterstützung von 
bürgerschaftlich organisierten Gruppen wur
den im Park so genannte Kulturzellen bereit Erfahrungen und Übertragbarkeit 
gestellt. Im nächsten Bauabschnitt werden 

Für die umfassende Umgestaltung und Belebung des monofunktiona­an verschiedenen zentralen Punkten im Park 
len und nicht mehr zeitgemäß gestalteten Stadtparks zu einem Park fürVersorgungsstationen mit Strom eingerichtet, 
alle Generationen und Kulturen hat sich ein offenes, dialogorientiertes so dass mit einer mobilen Bühne eine flexible 
Beteiligungs- und Planungsverfahren, das alle Bürger und Akteure Parkbespielung ermöglicht werden kann. 
anspricht und in den Umgestaltungsprozess einbindet, bewährt. 

Bereits im Rahmen der Aktivierung von Pfle­
Nutzer und Einrichtungen übernehmen Projektpatenschaften, insbe­

gepaten und Akteuren für die Parkbespie­
sondere für besondere Ausstattungsmerkmale und die Organisation 

lung wurde deutlich, dass ein Kümmerer 
und Durchführung von Festen und Aktionen im Park. Wenn jedoch 

erforderlich ist, der als zentraler Ansprech­
bürgerschaftliches Engagement kontinuierlich eingebunden werden soll, 

partner für die Nutzer da ist und der dass 
bedarf es einer vermittelnden und kümmernden Instanz. Ein Parkma­

kulturelle Programm im Park koordiniert. 
nager als neuer Verantwortlicher und Ansprechpartner kann hier eine 

Für zunächst drei Jahre hat die Stadt daher 
Schlüsselfunktion einnehmen. Außerdem entstehen neue Aufgaben für 

einen Parkmanager einen Parkmanager 
die Verwaltung (Betreuung kleinflächiger Pflegeverträge, Patenschaften 

gestellt und bemüht sich, einen kleinen Fi­
einwerben, ausgestalten, pflegen, motivieren). Dies stößt vielfach auf 

nanztopf für Initiativen bereitzustellen. 
mangelnde personelle Ressourcen und erfordert eine Umorganisation 

Das Aufgabenprofil für den Parkmanager der Arbeitsgebiete in der Verwaltung. 
ist vielfältig: Er agiert als Vermittler zwi­ Der in Dessau eingerichtete Sicherheitstisch unter Schirmherrschaft 
schen Akteuren und Verwaltung, Anspor des Oberbürgermeisters verbessert die Aufmerksamkeit und schafft 
ner, Schrittmacher und „Netzwerker“. Mit den notwendigen Hintergrund, um wirksame Veränderungen im Bereich 
Unterstützung der städtischen Verwaltung sozialer und baulicher Maßnahmen auf den Weg zu bringen. 
übernimmt er außerdem die Aufgaben eines 
Kultur-Hausmeisters für den Park. 

­
­

­
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Modellvorhaben Kiel, Gaarden: 

Sport- und Begegnungspark Ostufer 

Das Logo für den Sport- und 
Begegnungspark – flexibel 

gestaltet und einsetzbar 
(Tore Dobberstein, compli­

zen) 

Angaben zum 

projekt 

„Park in Bewegung“ – Ein 
bislang abgeschlossenes 

Sportareal wird zum Sport- 
und Begegnungspark 
(Foto: Jan Lüttjohann) 

projekttyp: Neue Freiräume durch Umstruktu
rierung von Infrastrukturflächen 

Nutzfläche: 37 ha, hiervon 1,2 ha Mittelachse 

Eigentümer: Stadt Kiel 

kooperations
partner: örtliche Projektträger und Vereine 

Moderation: steg Hamburg mbH 

Akteure: Landeshauptstadt Kiel, Sozialdezer
nat, Dezernat für Stadtentwicklung 
und Umwelt; Innenministerium 
Schleswig-Holstein (Ref. Wohnungs­
und Städtebau); lokale Sportvereine 
und Sozialverbände; Sportverband 
Kiel e. V.; Sportwissenschaftliches In-
stitut Christian-Albrechts-Universität; 
Büro Soziale Stadt Gaarden 

planung: Kessler. Krämer Landschaftsarchi
tekten, Flensburg (Entwurf), compli
zen Planungsbüro, Berlin 
(Kommunikationskampagne) 

kontakt: 
Nico Sönnichsen, 
Referent des Sozialdezernenten Dezernat IV, 
Rathaus, 24103 Kiel 
Tel: 0431/ 90 13 01 8 
N.Soennichsen@kiel.de 

www.parkinbewegung.de 

­

­

­

­
­

Das Projekt 

Kontext 

Mit den Werftansiedlungen an der Förde 
Ende des 19. Jahrhunderts entwickelte sich 
Gaarden zu einem verdichteten urbanen 
Quartier gründerzeitlicher Prägung. Es prä­
sentiert sich heute als multikulturelles Stadt­
quartier. Allerdings ist es durch eine hohe 
Erwerbslosigkeit und weitere soziale Pro­
blemlagen auch in Bezug auf die Freiraum­
versorgung als benachteiligt zu bezeichnen. 

Zwar gibt es mehrere Sport- und Freizeitan­
lagen, doch sind diese voneinander isoliert. 
Sie werden von den Nutzer/innen als ihr „Re­
vier“ betrachtet und öffnen sich nur bedingt 
dem Stadtteil. Außerdem sind sie unzurei­
chend in das Wegesystem eingebunden, so 
dass sie trotz ihrer Lage in einem Parkareal 
nicht als Einheit betrachtet werden. Zwi­
schenräume sind zugewachsen und der 
Raum ist durch zahlreiche Zäune mit Bar­
rieren verstellt und wirkt für den Besucher, 
der keinem speziellen Sportverein angehört, 
abweisend. Durch die Unübersichtlichkeit 
sind Angsträume entstanden, die gemieden 
werden. 

Seit dem Jahr 2000 zählt Gaarden zu den Pro­
grammgebieten Urban II und Soziale Stadt 
und kann daher auf eine rege Planungs- und 
Dialogkultur zurückgreifen. 

Konzept 

Die mit dem Modellvorhaben entwickelten 
Maßnahmen gaben den Anstoß, das Areal zu 
einem vielfältig nutzbaren Sport- und Begeg­
nungspark mit Angeboten für alle Genera­
tionen zu entwickeln. Als Initialmaßnahme 
wurde eine neue Hauptwegeachse angelegt, 
die den Sport- und Begegnungspark in Ost­
West-Richtung barrierefrei erschließt und die 
an die benachbarten Quartiere Ellerbeck und 
Poppenrade anbindet. An dieser Achse liegen 
besonders gestaltete Eingangsbereiche sowie 
Spielflächen mit familienorientierten Ange­
boten, die auch für ältere Menschen nutzbar 
sind. Insbesondere der zentrale Bereich um 
die Hauptverbindungsachse und den Coven­
tryplatz soll in weiteren Bauabschnitten auf 
eine multifunktionale Nutzung ausgerichtet 
und entsprechend umgestaltet werden. 

Die konkreten Maßnahmen zur Öffnung und 
Umgestaltung des Sportareals sind in einem 
gestuften Beteiligungsverfahren unter An­
sprache der Sportvereine, Schulen und sozia­
len Einrichtungen im Stadtteil definiert wor­
den. Die Umsetzung erfolgt in Trägerschaft 
der Kommune in Kooperation mit den loka­
len Akteuren. Für den Parkbetrieb und die 
-bespielung wurde eine Interessengemein­
schaft aus Vereinen, sozialen Einrichtungen 
und Stadt gegründet. Eine Koordinierungs­
stelle unterstützt die weitere Organisation 
und die Überführung in die Betriebsphase. 
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Masterplan (Ausschnitt) für den Sport- und Begegnungspark mit der neuen Hauptachse und dem multifunk­
tional nutzbaren Coventryplatz im Zentrum des Areals (Kessler. Krämer Landschaftsarchitekten, Flensburg) 

Finanzierung 

Die investiven Maßnahmen mit Initialcha­
rakter für die Gebietsentwicklung sowie das 
Beteiligungsverfahren und die Projektmo­
deration wurden über die ExWoSt-Projekt­
zuwendung finanziert. Die Finanzierung der 
„Basismaßnahmen“ zur Erschließung und 
Herrichtung sowie die Weiterentwicklung 
des Projektes über 2009 erfolgt mit Mitteln 
des Konjunkturpaktes II. 

Für den Betrieb finanziert die Stadt eine 
hauptamtliche Koordinierungsstelle, die die 
weitere Entwicklung des Parks und die Ak­
teure koordiniert und betreut. Zusätzlich ist 
geplant, dass Personal für die Betreuung von 
Angeboten im Sport- und Begegnungspark 
bereitgestellt wird. Soziale Einrichtungen 
sind bereit, Anteile der ihnen bewilligten 
Qualifizierungs- und Beschäftigungsprojek­
te für Unterhaltungsmaßnahmen zur Verfü­
gung zu stellen und die Vereine bringen ihre 
ehrenamtliche Mitarbeit ein. 

Wechselbeziehungen Wohnen – Freiräume – 
Gemeinschaftseinrichtungen 

Da der hoch verdichtete Stadtteil Gaarden 
im Inneren nur über eine sehr geringe Aus­
stattung mit Freiflächen verfügt, wird die 
Lebensqualität über die Inwertsetzung und 
multifunktionale Ausgestaltung der Akti­
onsräume erheblich gesteigert. Aufgrund 
der Einzigartigkeit des Angebots wird mit 
der Umsetzung des Gesamtprogramms eine 
deutliche Verbesserung des Stadtteilimages 
für Gaarden, aber auch für die anderen an­
grenzenden Quartiere erwartet. Von der 
Imageaufwertung und der Verbesserung der 
Nutzbarkeit und der Wegebezüge profitie­
ren auch die am Park anliegenden Wohn­
nachbarschaften. Für die Gemeinschafts­
einrichtungen in Gaarden ergeben sich 
Synergien durch die mögliche Einbeziehung 

des Sport- und Begegnungsparks in ihr An­
gebotsprofil (z. B. offene Angebot für infor­
melle Sport- und Bewegungsaktivitäten). 

Aspekte der generationen- und zielgruppen­
übergreifenden Nutzung 

Mit dem Aufgreifen des Identifikationspo­
tenzials von Sport und Bewegung („Sport 
verbindet“) soll das Miteinander verstärkt 
eingeübt werden. Dabei ist die Zielgruppe 
des Projektes in hohem Maße heterogen, 
da der Sport- und Begegnungspark genera­
tionenübergreifend für alle Einwohner des 
Stadtteils erschlossen werden soll. Dement­
sprechend soll der Park multifunktional die 
unterschiedlichen Sport- und Begegnungs­
interessen – auch kulturübergreifend – be­
rücksichtigen. Durch die enge Einbindung 
des türkischen Sportvereins, der über seine 
Mitgliederbindung hinaus gut mit der türki­
schen und alevitischen Gemeinde vernetzt 
ist, konnten die Interessen der Migranten 
zum Teil mit eingebracht werden. 

Erste Erfolge für die Belebung des Parks 
brachten niedrigschwellige Angebote wie die 
Sommerferien-Aktion „Spaß im Sportpark“, 
die sich vor allem an Familen richtete. 

Angaben zum 

Quartier 
Gaarden 

Einwohner stadt: ca. 230.000 
Quartier: ca. 20.000 

lage: Innenstadtrandlage 

Quartierstyp/ Gründerzeit 
Baualter: 

sozialdaten: Menschen < 18 Jahre 18 % 
Menschen > 65 Jahre 13 % 
Zuwanderer 25 % 
Transfergeldempfänger 30 % 

Fokus Parkprogramm: Ein Park in Bewe­
gung 

In Gaarden soll das räumlich isolierte und 
funktional belegte Sport- und Freizeitflächen­
areal in einen vernetzten Sport- und Begeg
nungspark für alle Kulturen und Generationen 
umgewandelt werden. Zwei Zielgruppen sind 
dabei besonders wichtig: die Sportvereine und 
die Bewohner von Gaarden. Bei ihnen soll die 
Erkenntnis dafür geweckt werden, welche Po
tenziale hier schlummern. Am Beginn des Pla
nungsprozesses standen deshalb eine Kom
munikationskampagne und öffentliche Foren 
im künftigen Sport- und Begegnungspark. 

­

­
­
­
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Mit ungewöhnlichen 
 
Aktionen Neugier auf neue 
 

Sportarten wecken – 
 
Baumkletteraktion beim 
 

Eventtag 2008.
 
(Foto: Jan Lüttjohann)
 

Im Ergebnis des Beteiligungsprozesses ha­
ben die Beteiligten folgendes Programm als
Rahmen für die Gebietsentwicklung erstellt:

•	 Park in Bewegung 

Die Bürger sollen den Park durch ihren Be­
such, die Betätigung bei Sport und Spiel
und durch ihre Beteiligung an der Zukunfts­
gestaltung des neuen Parks in Bewegung
versetzen. Der Park unterliegt somit einer
kontinuierlichen Bewegung und flexiblen
Weiterentwicklung. 

•	 Park für Begegnung 

Der Park soll ein Ort sein, an dem die Be­
wohner des Stadtteils Gaarden in ihrer gan­
zen Buntheit und Vielfalt miteinander in
Kontakt kommen: Jung und Alt, Einzelne,
Gruppen oder Familien, Alteingesessene
wie Zugewanderte, Männer und Frauen, ak­
tiv Sportbegeisterte ebenso wie nicht (mehr)
sportlich Aktive. 

Der Sport dient als Mittel zum Zweck der
Begegnung; daher wird der Begriff „Sport“
weit gefasst: Niedrigschwellige, spielerische
Sportmöglichkeiten mit geringer Intensität
gehören genauso dazu wie alternative, sze­
ne- und trendorientierte Sportarten sowie
Angebote für gesundheits- und leistungsori­

 
 

 

 
 
 

 
 
 

 

 
 
 
 

 

entierte Sporttreibende. 

•	 Park im Blick 

Die Wahrnehmung der Menschen für den 
Park muss geweckt werden: Er muss als ein 
Ort zum Verweilen und positiven Erleben 

ins Bewusstsein und ins Gespräch kommen. 
Durch die Lage am Rand des Stadtquartiers 
bedarf es besonders attraktiver Angebote, 
um die Bewohner anzuziehen und neugie­
rig zu machen. 

Was genau geschehen muss, damit die ver
schiedenen Gruppen im Stadtteil den Park 
für sich entdecken, gestalten und ihn an­
nehmen können, wird von den Gaardener 
Akteuren und Bewohnern gemeinsam ent­
wickelt. So entsteht mit dem neuen Park ein 
neues „Wir-Gefühl“. 

•	 Park in Ordnung 

Um den Park positiv erlebbar zu machen, 
werden grundlegende Sicherheits- und 
Ordnungsbedürfnisse erfüllt: Ein erweiter
tes Wegenetz mit zusätzlichen Verknüpfun­
gen und erkennbaren Eingangssituationen 
wird erstellt. Angsträume werden abgebaut. 
Durch eine integrierte Planung werden be­
stehende Trennungen und Verinselungen 
aufgelöst und neue verhindert. 

Die neu entstehende Ordnung wird in ge­
meinsamer Verantwortung der Nutzer getra­
gen, organisiert und weiterentwickelt. 

•	 Park der Verbindung 

Der Park wird das verbindende Element zwi­
schen Gaarden und Ellerbek, und sorgt so 
für engere und neue Beziehungen auf dem 
Ostufer. 

Sport und Begegnung wirken über den Park 
hinaus, wenn dieser sich in und für die Stadt 
öffnet. Damit birgt der Sport- und Begeg­
nungspark ein erhebliches Aufwertungs­
potenzial für die angrenzenden Stadtquar
tiere. 

Fokus Prozess: Der Aufbau von Vertrauen 
erfordert Zeit und Ressourcen 

Im Oktober 2008 wurde auf der Basis eines 
moderierten Beteiligungsverfahrens und 
zweier Workshops mit Experten, Vereinen 
und anderen lokalen Akteuren eine Rah­
menplanung mit konkretisierten Maßnah­
mebereichen für den Park erstellt. Eine Kom­
munikationskampagne und ein Eventtag 
im künftigen Sport- und Begegnungspark 
sorgten für die Aktivierung und Bekannt­
machung des Projektes. Auf dem Eventtag 
konnten innovative Sportgeräte erprobt und 
Ideen für die Parkentwicklung eingebracht 
werden. Kindergruppen erforschten und er
oberten die Fläche. So kam der Park in Gaar
den ins Gespräch – und in den Köpfen der 
Beteiligten entstand ein positives Bild. 

­

­

­

­
­
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Workshops, bei denen die Akteure in einen 
aktiven Dialog einbezogen werden, Ideen 
einbringen und weiter entwickeln können, 
haben sich als Methode bewährt. Aus dem 
Verfahren hat sich ein „harter Kern“ von Be­
teiligten herausgebildet, die ein Interesse 
daran haben, den Prozess weiter voran zu 
bringen. Mit aktiven Vereinen und sozialen 
Einrichtungen und weiteren interessierten 
Akteuren konnte im Ergebnis ein Koopera­
tions- und Betreiberkonzept für den Sport- 
und Begegnungspark erarbeitet werden. 

Ein weiterer wichtiger Schritt für die Identi­
fikation mit dem künftigen Parkkonzept war 
ein diskursives Gutachterverfahren auf des­
sen Grundlage mit den Beteiligten ein Ge­
staltungskonzept und ein Gestaltungsleit­
faden für das Gesamtareal entwickelt und 
abgestimmt wurde. Alle künftigen Bau- und 
Umgestaltungsmaßnahmen fügen sich so in 
ein Gesamtimage für den Sport- und Begeg­
nungspark ein. 

Die von Beginn an erlebte Offenheit der 
Vereine gegenüber dem Modellvorhaben 
war und ist immer auch mit einer gewissen 
Portion Skepsis und Zurückhaltung verbun­
den. Schließlich muss sich die theoretische 
Erkenntnis, dass Sportvereine von einer Ver­
bindung mit dem informellem Sport auch 
profitieren und sich weiterentwickeln kön­
nen, in der Realität ja auch noch als richtig 
erweisen. Die Beteiligungsverfahren muss­
ten daher sensibel und schrittweise durch­
geführt werden. 

Prozesssteuerung und Moderation 

Damit Freiräume für Alle und mit Allen im 
Quartier entstehen, muss diese Aufgabe, 
von vielen gemeinsam vorangetrieben wer­
den. Innerhalb der Stadtverwaltung arbei­
ten deshalb Sozial- und Planungsdezernat 
eng zusammen. Eine Lenkungsgruppe, in 
der Expertenwissen aus verschiedenen Be­
reichen zusammen kam, übernahm die 
Rolle des Vordenkens, der Ideenentwicklung 
und kritischen Beobachtung des Prozesses. 
Die gesonderte Beauftragung der Modera­
tion des Planungsprozesses erleichterte die 
Kommunikation unter den Akteuren sowie 
zwischen der Verwaltung und den externen 
Projektpartnern vor Ort 

Fokus Kooperationen: Die Interessenge­
meinschaft Sport- und Begegnungspark 

Als Betreibermodell haben sich die Akteure 
auf ein Modell der Zusammenarbeit geei­
nigt, das aus Patenschaften unter dem Dach 

einer „Interessengemeinschaft“ besteht. Die 
Paten verpflichten sich, Angebote für selbst 
gewählte räumliche und/ oder inhaltliche 
Bereiche im Sport- und Begegnungspark 
bereitzustellen. Das Modell sichert wichtige 
Grundbedürfnisse der Akteure: Schutz des 
Vereinssports, Schutz in Haftungsfragen, 
Freiwilligkeit und niedrigschwelliger Zu­
gang für alle, die sich am Betrieb beteiligen 
möchten. Zu den Inhalten der Verpflichtung 
gehören das gemeinsam ausgearbeitete 
Leitbild, die Patenschaftserklärung und das 
Eckpunktepapier. 

Organisationsstruktur der Interessengemeinschaft für den Sport- und Begegnungs­
park Gaarden (Grafik: steg Hamburg mbH) 

Erfahrungen und Übertragbarkeit 

In Quartieren mit Freiraumdefiziten kann eine erhebliche Aufwertung 
erreicht werden, indem blockierte Freiräume für das Stadtquartier geöff­
net werden. Veränderungen tradierter Nutzungen und Bindungen benö­
tigen Zeit. Vereine und Anwohner sind gleichermaßen in den Planungs­
prozess zu integrieren, um gemeinsame Projektziele zu entwickeln. 

Für die Projektentwicklung und Prozessbegleitung ist eine kontinuierli­
che interdisziplinäre Zusammenarbeit mit engen Schnittstellen zwischen 
den Fachressorts erforderlich. Solche Umstrukturierungsprojekte, die 
auch „Besitzstände“ in Frage stellen, benötigen frühzeitig eine optimale 
politische Unterstützung. 

Durch Events und temporäre Maßnahmen im Freiraum können zu­
künftige Nutzungen vorweggenommen, „vergessene“ Areale bekannt 
gemacht werden und die Projektidee in die Köpfe der Anwohner ge­
bracht werden. Bauliche Zeichen, wie die zentrale Hauptachse im Park, 
und Kooperationen, wie die Gründung einer Interessengemeinschaft, 
unterstützt durch eine Koordinierungsstelle, können den Anstoß für die 
Verstetigung einer Entwicklung geben, deren Erfolg erst längerfristig 
messbar sein wird. Da in vielen deutschen Städten ähnliche Barriere­
räume existieren, hätte ein Erfolg auch überregionale Bedeutung. 
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Modellvorhaben Frankfurt a. M., Nordend: 

Spiel- und Begegnungsräume 

Projektlogo „StraßenLeben“ 
 
Frankfurter Nordend
 

(Stadt Frankfurt a. M.) 
 

Angaben zum 

projekt 

Straßenfest in der 
Begegnungs- und 

Spielzone im 
Frankfurter Nordend. 
(Foto: Planersocietät, 

Dortmund) 

projekttyp: Straßenraumgestaltung und Ver
netzung in urbanen Quartieren 

Nutzfläche: Eiserne Hand 1.000 m², Begeg­
nungszonen 5.400 - 12.700 m² 

Eigentümer: Stadt Frankfurt a. M. 

kooperations Ortsbeirat, Initiative Alte für 
partner: Frankfurt, Kinderbüro 

Akteure: Stadt Frankfurt a. M. Verkehrs­
dezernat, Referat Mobilitäts- und 
Verkehrsplanung; Planersocietät, 
Dortmund; Ortsbeirat Nordend; 
Initiative Alte für Frankfurt; Kin­
derschutzbund Frankfurt a. M.; 
Kinderbüro 

planung/ 
Moderation : Planersocietät, Dortmund 

kontakt: 
Mona Winkelmann, Stadt Frankfurt am Main 
Referat Mobilität- und Verkehrsplanung 
Tel: 069/ 21 23 61 66 
mona.winkelmann@stadt-frankfurt.de 

www.urbanes.nordend.de 

­

­

Das Projekt 

Kontext 

Das unmittelbar an die Frankfurter Innen­
stadt angrenzende Nordend ist ein hoch 
verdichtetes Gründerzeitquartier mit einem 
positiven Image als Wohnstandort. Proble­
matisch sind vor allem die Verkehrsbelas­
tung, die hohe Dichte, fehlende Baulücken, 
nicht öffentlich zugängliche Blockinnenbe­
reiche und die traditionell hohe Dichte von 
Schulen ohne Erweiterungsmöglichkeiten. 

Urbane Plätze und Parks, sind primär an den 
Rändern des Quartiers angeordnet, wodurch 
lange Wege zu den Erholungs- und Aufent­
haltsbereichen erforderlich sind. Dies ergibt 
einen besonderen Handlungsdruck, mehr 
Aufenthaltsqualität gerade in den alltäglich 
genutzten Straßenräumen zu schaffen. 

In den 1980er Jahren wurde das Nordend 
großflächig verkehrsberuhigt. Das Ziel, den 
motorisierten Verkehr einzuschränken, wur­
de jedoch nicht erreicht, da die Maßnahmen 
gegenüber dem stetig steigenden Parkplatz­
suchverkehr im Stadtquartier wirkungslos 
blieben. Nun setzt die Stadt auf einen lang­
samen Wandel, auf unaufwendige organisa­
torische Maßnahmen und kleine Eingriffe. 

Konzept 

Initiator des Modellvorhabens war das Ver­
kehrsdezernat der Stadt Frankfurt a. M., das 
mit dem Ortsbeirat, dem Kinderschutzbund, 
dem Kinderbüro und der Initiative „Alte für 
Frankfurt“ kooperiert. Mit dem Projekt soll­

ten die Bewegungs-, Spiel-, Kommunika­
tions- und Aufenthaltsräume generations­
übergreifend qualifiziert werden, um das 
Gründerzeitquartier als einen attraktiven 
Wohnstandort und Erlebnisraum gerade 
für Familien, Kinder und ältere Menschen 
weiterzuentwickeln. Im Fokus standen 
dabei die Zwischenzonen, die kleineren, 
oft nicht wahrgenommenen, Alltags- und 
Quartiersplätze, die als Trittsteine und Ver­
bindungskorridore zu den größeren Plät­
zen und Parks miteinander vernetzt werden 
sollten. 

Aufbauend auf dem seit 2006 durchgeführ­
ten Pilotprojekt „Nahmobilität Nordend“ 
wurde in dem Projekt ein dialogorientierter 
Ansatz verfolgt, der aus Ideen von unten ge­
speist wurde. Neben interessierten Bürgern 
trugen lokale und stadtteilübergreifende 
Initiativen und Institutionen wesentlich 
zum diskursiven Prozess sowie zur Umset­
zung des Projektes bei. Ein bedeutender 
Erfolgsfaktor für das Projekt war die Ideen­
sammlung mit Hilfe von nutzerspezifischen 
Planungsspaziergängen,Kinderstreifzügen, 
Bürgerforen, Straßenfesten, Flyer-Aufrufen 
und der Projekthomepage. 

Das Projekt knüpfte an bestehende Ak­
tivitäten im Quartier an und wurde als 
Kooperationsprojekt mit den örtlichen 
Institutionen (Kindergärten, Schulen, Kin­
der- und Jugendeinrichtungen, Sportverei­
ne, Kirchengemeinden) umgesetzt. 
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Plan der vernetzten Begegnungszonen im Nordend (Grafik: Planersocietät Dortmund) 

Finanzierung 

Die Bausteine des Modellvorhabens wur­
den über die ExWoSt-Zuwendung sowie 
über Haushaltsmittel der Stadt Frankfurt 
a. M. finanziert. Die Kosten für die Pflege 
und Unterhaltung liegen in Trägerschaft 
der Kommune. Bei der Auswahl und Be­
wertung der einzelnen Maßnahmen wur­
den die Betriebskosten als wichtiges Krite­
rium von Anfang an mitgedacht. Daher ist 
eine Übertragbarkeit der baulichen Maß­
nahmen auch ohne Sonderzuwendung 
grundsätzlich möglich. Allerdings wird der 
Aufwand an Koordination und Interaktion 
als sehr hoch bewertet. Ohne Erweiterung 
kommunaler Ressourcen oder Zusatzför­
derung sind diese Leistungen im „Normal­
programm“ der kommunalen Verwaltung 
i. d. R. nicht leistbar. 

Wechselbeziehungen Wohnen – Freiräume – 
Gemeinschaftseinrichtungen 

Das Nordend hat eine bürgerliche Tradition 
als renommierter Wohn-, Schul- und in jün­
gerer Zeit auch als Gastronomiestandort. 
Da es an nutzbaren Vorgärten und Höfen 
mangelt, profitieren von den Aufwertungs­
maßnahmen auch die Wohnnachbarschaf­
ten im Nordend. 

Die vielfältigen Infrastruktureinrichtungen, 
wie Schulen, Jugendeinrichtungen, Kinder­
gärten und -läden, im Quartier dienen als 
Ausgangs- und Kristallisationspunkte für 
die neuen Spiel- und Begegnungsräume. 
Die z. T. übliche generationenübergreifen­
de Nutzung der sozialen Infrastruktur wur­
de auf den Freiraum übertragen. 

Aspekte der generationen- und zielgruppen­
übergreifenden Nutzung 

Das Modellvorhaben richtet sich insbeson­

dere an Personenkreise, die in ihrer Mobi­

lität eingeschränkt sind, also für einen weit 

gefassten Aktionsraum zu Fuß, häufigere 

Ruhepausen in ihren täglichen Wegen be­

nötigen (ältere Menschen und Kinder). Die 

Erfahrungen zeigten, dass sowohl Ältere als 

auch Kinder grundsätzlich Interesse an ge­

meinsamen Begegnungsräumen statt eige­

nen, homogenen Bereichen haben. 

Angaben zum 

Quartier 
nordend 

Einwohner stadt: 655.000
Quartier:  54.000 

lage: Innenstadtrand 

Quartierstyp/ Gründerzeit bis 1930 
Baualter: 

sozialdaten: Menschen < 18 Jahre 12 % 
Menschen > 65 Jahre 20 % 
Zuwanderer 24 % 
Transfergeldempfänger 5,6 % 

Die „Verrückten Stühle“ 
schaffen neuartige 
Kommunikationsmöglich­
keiten im Straßenraum 
(Foto: Planersocietät,
 Dortmund) 
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Fokus bauliche Aspekte: Signifikante Maß­
nahmen mit einfachen Mitteln umsetzen 

Bei der Vernetzung und Aufwertung beste­
hender Freiräume wurde in erster Linie auf 
ein konstruktives Zusammenspiel aller städ­
tischen Verkehrsarten gesetzt. Gleichzeitig 
kommen die Maßnahmen ohne aufwändige 
Umbauten aus. Sie sind mit einfachen Mit­
teln umsetzbar und trotzdem signifikant 
und vermitteln ein innovatives Image. 

Mehrfachnutzung statt Verkehrsver­
drängung 

In Anlehnung an das Schweizer Konzept der 
Begegnungszonen wurden im Stadtquartier 
Straßenräume als Vorrangzonen für Passan­
ten ausgewiesen, die bisher primär dem mo­
torisierten Verkehr zugeordnet waren. Die 
unterschiedlich farbigen Markierungs- und 
Fahrbahnbelagsideen aus der Schweiz wur­
den dabei in die traditionell monochrome 
Markierungstradition einer deutschen Stadt 
übertragen. So konnte Aufmerksamkeit für 
die Begegnungszonen durch einfache Mar­
kierungselemente geschaffen werden. 

Spielräume durch temporäre Angebote 

An anderen geeigneten Stellen wurde das 
Konzept „Temporäre Spielstraßen“ umge­
setzt. An einem festen Nachmittag pro 
Woche hat hier in einem temporär ge­
kennzeichneten Straßenabschnitt die Spiel­
funktion Vorrang. Das Spielmobil bzw. ein 
Abenteuerspielplatz als Kooperationspart­
ner bieten zu diesen Zeiten Spielangebote 

bzw. Spielzeug zum Ausleihen an. Durch 
Öffentlichkeitsarbeit und Mund-zu-Mund-
Propaganda sind diese temporären Angebo­
te bereits quartiers- und stadtweit bekannt 
gemacht worden. Dennoch konnte in der 
Erprobungssphase festgestellt werden, dass 
es teilweise Akzeptanzprobleme gibt, Park­
plätze auch temporär für andere Nutzungen 
freizugeben. 

Alltagspfade aufwerten 

Maßnahmen in dieser Projektfamilie sollten 
die Straßen, Wege und Plätze im Stadtteil für 
die alltäglichen Wege nutzbarer und attrak­
tiver gestalten. An Wegen zu Parks, alltäg­
lichen Besorgungswegen und Haltestellen 
wurden Bänke und feste Sitzelemente aufge­
stellt, so dass Sitzrouten entstehen, die Pau­
sen, Ausruhen oder einfach nur das Sehen 
und Gesehen werden ermöglichen. 

Mit dem Projekt „Verrückte Stühle“ wurden 
darüber hinaus Möglichkeiten für das fle­
xible Aufstellen von Sitzmöbeln und damit 
eine individuelle Raumaneignung geschaf­
fen. Der Probebetrieb zeigte, dass die farbig 
auffällig gestalteten und mit dem Projektlo­
go versehenen Stühle offensichtlich als Sam­
melobjekt begehrt sind. Daher funktionierte 
dieser Ansatz nur in Verbindung mit sozialer 
Kontrolle. Dank eines „lokalen Kümmerers“ 
konnte das Projekt an einer geeigneten Stel­
le, am Luisenplatz, in Nachbarschaft einer 
gastronomischen Einrichtung, bislang er­
folgreich verstetigt werden. 

Temporäre Spielstraße mit 
Spielmobil 

(Foto: Planersocietät 
Dortmund) 
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Plätze und Straßenecken umgestalten 

Mit den Projekten „Eiserne Hand“, „Bücher­
schrank“ sowie „Vernetzung von Nordend­
platz und Glauburgplatz“ wurden ohne Ver­
änderungen der Verkehrsführung attraktive 
Angebote geschaffen. Neuartige Spiel-, Sitz- 
und Aneignungselemente auf Gehwegen, 
im Schulumfeld oder auf autofreien Flächen 
laden zum Spielen, Verweilen und zur Be­
gegnung ein. 

Fokus Prozess: Projektsteuerung intern 
und extern ist notwendig 

Der Betrieb und die Unterhaltung des öf­
fentlichen Raums sind in Frankfurt a. M. auf 
die Ämter für Straßenbau und Erschließung 
(alle Straßenflächen) und das Grünflächen­
amt (alle Grünflächen) aufgeteilt. Der urba­
ne Freiraum wird daher nur selten integriert 
und ressortübergreifend entwickelt. 

Angesichts des komplexen Sachverhalts und 
der Vielzahl der Teilprojekte mit ihren Syn­
ergien war im Modellvorhaben die Kontinu­
ität der Projektbegleitung unerlässlich. Die 
integrierte Projektsteuerung im Modellvor­
haben erfolgte durch das Verkehrsdezernat 
und zusätzlich einen externen Fachgutach­
ter. Für den Projekterfolg waren drei Gremi­
en wichtig: 

•	 Projektsteuerungsgruppe zur Steuerung 
und Beratung des Gesamtprozesses, be­
setzt durch Politik/ Verwaltung und ein­
zelne Kooperationspartner 

•	 Projektstammtisch mit interessierten 
Bürgern. In lockerer Atmosphäre bot er 
Möglichkeiten zur Information, Mitdis­
kussion und zur Verabredung der Über­
nahme von Verantwortung. 

•	 AG Umsetzung zur Nahmobilität, besetzt 
aus lokaler Politik und den umsetzenden 
Ämtern. 

Alle mitnehmen: Maßnahmen bekannt 
machen, den Dialog führen 

Durch eine medienwirksame Öffentlich­
keitsarbeit und die kreative Beteiligung der 
Bewohner konnte eine größere öffentliche 
Beachtung für das Modellvorhaben geschaf­
fen werden. Kinder berichteten regelmäßig 
von ihren Eindrücken im Nordend als Kin­
derreporter im Lokalradio. Seit April 2008 
gibt es für alle Bewohner die Möglichkeit, 
in eine virtuelle Stadtteilkarte im Internet 
(WikiMap Nordend) Informationen zu ein­
zelnen Orten im Stadtquartier einzutragen. 
So können Tipps und Meinungen veröffent­

licht und ausgetauscht werden. Wenn auch 
das Interesse an der WikiMap nach einer 
ersten Aktivierungsphase nachgelassen hat 
und die Betreuung durch die Verwaltung 
parallel zu den Regelaufgaben schwierig ist, 
so lässt sich das Medium künftig gezielt pla­
nungs- bzw. konzeptionsbegleitend in der 
Quartiersentwicklung einsetzen. 

Bücherschrank im
 öffentlichen Raum 
(Foto: Planersocietät, 
Dortmund) 

Begegnungszone als Platt­
form für vielfältige Aktivitäten 
(Foto: Anja Schlamann) 

Erfahrungen und Übertragbarkeit 

Die Projektumsetzung zeigt, dass durch die kreative Gestaltung von 
Zwischenräumen neue Aufenthaltsqualitäten in den Alltagsräumen und 
entlang der Wege der Stadtquartiere geschaffen werden können. Dabei 
wirken einfache und temporäre Aktionen als Türöffner. Vor allem Maß­
nahmen, die ohne großen Umbau auskommen und dennoch eine hohe 
qualitative Wirkung erzielen, habe eine große Übertragbarkeit. 

Nur durch eine konstruktive Zusammenarbeit der Akteure, gestützt 
durch eine kontinuierliche Projektsteuerung und fachliche Moderation 
kann ein solches Projekt gängig gemacht werden, das viele unter­
schiedliche Zuständigkeiten in der Verwaltung und Akteure in den 
Quartieren einbindet. Die starke Initiative eines Amtes und die politische 
Rückendeckung sind hierbei Grundvoraussetzung. 

Allerdings muss die Verwaltung personell in der Lage sein, dies über 
einen längeren Zeitraum mit zu begleiten – oder durch Dritte begleiten 
zu lassen. 
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Modellvorhaben Fürstenfeldbruck: 

Quartiersmitte „Niederbronnerplatz“ 

Angaben zum 

projekt 

Aus dem ungenutzten 
Platz und der ehemaligen 
Knabenschule wurden ein 

Generationentreff mit Was­
serspiel und Bühne und ein 

Mehrgenerationenhaus 
(Foto: rockinger und schnei­

der landschaftsarchitektur 
gbr, München/Planungsbüro 

Skorka, Neuried) 

projekttyp: Straßenraumgestaltung und Ver
netzung in urbanen Quartieren 

Nutzfläche: Platz 4.740 m², Bewegungsgar
ten 220 m², Garten Kinderkrippe 
440 m², Mehrgenerationenhaus 
650 m² 

Eigentümer: Stadt Fürstenfeldbruck 

kooperations Eigentümer und lokale Institu­
partner: tionen 

Akteure: Stadt Fürstenfeldbruck, Bauamt; 
rockinger und schneider Land­
schaftsarchitektur; Planungsbüro 
Skorka; Seniorenwohnheim 
Josephsstift; Volkshochschule 
Fürstenfeldbruck; Seniorenbeirat; 
Grundschule am Niederbronner 
Weg; Jugendbeirat; Beirat für 
Menschen mit Behinderung 

planung/ rockinger und schneider land­
Moderation: schaftsarchitektur gbr, München; 

Planungsbüro Skorka, Neuried 

kontakt: 
Martin Kornacher, Christine Kneucker 
Stadt Fürstenfeldbruck 
Hauptstr. 31, 82256 Fürstenfeldbruck 
Tel: 08141/ 28 14 00 0  - 4113 
Martin.Kornacher@fuerstenfeldbruck de 
Christine.Kneucker@ fuerstenfeldbruck.de 

Martina Schneider rockinger und schneider 
landschaftsarchitektur. stadtplanung gbr., München 
schneider@rockingerundschneider.de 

Manuela Skorka, Planungsbüro, Neuried 
info@planungsbuero-skorka.de 

www.lebenfindetinnenstadt.de 

­

­

­

Das Projekt 

Kontext 

Die Stadtentwicklung fand in Fürstenfeld­
bruck in den Nachkriegsjahren vor allem au­
ßerhalb des historischen Stadtkerns statt. Be­
sonders im östlichen Teil der Altstadt erwies 
sich die Aktivierung durch Nachverdichtung 
mit den klassischen Städtebauinstrumenten 
als schwierig. Ein neuer Weg der künftigen 
Quartiersentwicklung wurde mit der bayeri­
schen Modellwerkstatt „Leben findet Innen­
stadt“ in den Jahren 2006 und 2007 begon­
nen. Auf der Basis einer öffentlich-privaten 
Kooperation soll die Entwicklung von einer 
vernachlässigten, kaum wahrgenommenen 
Rückseite zu einem neuen attraktiven Quar­
tier als Bestandteil der Innenstadt ermög­
licht werden. Als Schlüsselmaßnahme wur­
de der Aufbau eines Netzes von attraktiven, 
öffentlichen Räumen identifiziert.  

Ausgehend von dieser städtischen Initiative 
zeichnet sich im Quartier eine hohe bauli­
che Dynamik ab: Auf bisher nicht genutzten 
Flächen entstehen ca. 60 familien- und 36 
altengerechte Wohnungen, die Pfarrgemein­
de plant ein neues Pfarrheim und gestaltet 
dabei auch den Platz neben der Kirche neu 
und die Sparkasse will die dem Quartier zu­
gewandte Seite ihres Gebäudes aufwerten. 

Konzept 

Mit dem Modellvorhaben „Innovationen für 
familien- und altengerechte Stadtquartiere“ 
konnte eine neue Quartiersmitte als Iden­
tifikations- und Begegnungsstätte für Jung 
und Alt gebaut und ein wichtiges Signal für 
die positive Entwicklung im Quartier gesetzt 
werden. Zentrale Bausteine sind die Neuan­
lage des „Niederbronnerplatzes“ nach Ge­
staltungskriterien, die zur Begegnung der 
verschiedenen Generationen anregen, so­
wie ein baulich-räumliches Konzept für die 
ehemalige „Knabenschule“, die zum Mehr­
generationenhaus umgebaut wurde. 

Für den neuen Quartiersplatz wurde der 
freiwerdende Schulhof des jetzigen Gym­
nasiums mit seinem schönen Baumbestand 
genutzt. Nach der Umgestaltung bildet der 
Platz die neue Adresse für das angrenzende 
Mehrgenerationenhaus und die Altenwohn­
einrichtungen, die bislang ohne räumliche 
Verbindung zueinander und zur Innenstadt 
im Quartier lagen. Das Mehrgenerationen­
haus wird im Zusammenspiel mit dem Platz 
genutzt und betreut. 

Die Planungen der Nachbarschaften wurden 
bzw. werden auf die neue Quartiersmitte 
ausgerichtet und der Platz in das verfeinerte 
Wegenetz eingebunden. 
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Finanzierung 

Die Grundausstattung des Platzes wurde 
von der Stadt finanziert, das Land förderte 
die Planung und Herstellung des Platzes im 
Rahmen der Städtebauförderung. Über die 
ExWoSt-Zuwendung wurden die Projekt­
steuerung und Moderation sowie besondere 
Ausstattungsmerkmale finanziert, die auf 
generationenübergreifende Nutzung und 
Begegnung ausgerichtet sind, wie Bühne, 
Wasserspiel und das Lichtkonzept. Auch die 
Finanzierung des Konzeptes für die ehema­
lige Knabenschule erfolgte als Anstoß über 
ExWoSt. Die Sanierung und der Umbau 
erfolgte mit Mitteln der Stadt und aus der 
Städtebauförderung. Die laufenden Kosten 
für das Mehrgenerationenhaus werden im 
städtischen Haushalt eingestellt. 

Private unterstützen die Quartiersentwick­
lung, indem sie beispielsweise die Gestal­
tung ihrer Freiräume auf den öffentlichen 
Raum ausrichten und auf Privatwegen eine 
öffentliche Nutzung zulassen. 

Wechselbeziehungen Wohnen – Freiräume – 
Gemeinschaftseinrichtungen 

Das Quartier ist durch eine Gemengelage mit 
heterogener, lockerer Bebauung und unter­
schiedlichen Nutzungen (Einfamilienhäuser, 
Schulen, Altenheime, Kirche etc.) geprägt. 
Durch die angestoßene Quartiersentwick­
lung – eingebunden in eine integrierte Rah­
menplanung – entsteht ein attraktiver inner­
städtischer Wohnstandort, insbesondere 
auch für Familien, mit einem hochwertigen 
Angebot an Gemeinbedarf. Mit der Umnut­
zung der ehemaligen Knabenschule haben 
sich neue Möglichkeiten für symbiotische 
Nutzungen am Platz ergeben. Das untere Ge­
schoss wird vom Mehrgenerationenhaus mit 
Cafeteria genutzt. Das Raumkonzept ist auf 

den Gedanken eines offenen Treffpunktes 
für Jung und Alt ausgerichtet. Der Cafeteria­
bereich öffnet sich durch eine großflächige 
Glasfassade zum Platz und zum nördlich lie­
genden Hof am Altenheim. Vorgelagerte Ter­
rassen, nutzbar für Außenmöblierung, schaf­
fen Übergangsbereiche zwischen offenen 
und geschlossenen Räumen, geschütztem 
Ort und Aktivität. Am Abend wird dieser Be­
reich durch eine besondere Beleuchtung des 
Innenraumes auch zum optisch wahrge­
nommenen Zentrum des Quartiers. 

Aspekte der generationen- und zielgruppen­
übergreifenden Nutzung 

Um die Planung entsprechend zu qualifizie­
ren, wurden im Vorfeld die Wünsche und An­
liegen der verschiedenen Bewohnergruppen 
genau erhoben. In Workshops mit Experten 
und Vertretern der Nutzergruppen wurden 
die für das Quartier wichtigen Themen wie 
Barrierefreiheit, Wahrnehmung und Orien­
tierung im Alter, Beleuchtung und Kunst im 
öffentlichen Raum aus unterschiedlichen 
Blickwinkeln beleuchtet. In Wertschätzung 
der Bedürfnisse jeder Gruppe wurden die 
Aussagen nebeneinander gestellt, so dass 
jede Gruppe auch die Wünsche der anderen 
Gruppen kennen lernen und so die eigenen 
Interessen besser einordnen konnte. Hieraus 
wurden konkrete bauliche Lösungen für die 
künftige generationenübergreifende Nut­
zung auf dem Platz und im Umfeld entwi­
ckelt. Hierzu zählen insbesondere: Sitzgele­
genheiten in unterschiedlicher Ausprägung 
und mit unterschiedlicher Atmosphäre (von 
der Bank mit Lehne, über die Wackel- bis zur 
„Lümmel“-Bank), ein Wasserspiel, das ver­
schiedene Altersgruppen anspricht und zur 
Interaktion einlädt, eine flexibel nutzbare 
Bühne und geeignete Beläge für den Platz 
und die Wege sowie ein Bewegungsgarten. 

Entwurf für den Quartiersplatz, die Knabenschule und den angrenzenden Freiraum des Seniorenstifts 
(Grafik: rockinger und schneider landschaftsarchitektur gbr, München/Planungsbüro Skorka, Neuried) 

Angaben zum 

Quartier 
Zentrum Ost 

Einwohner stadt: ca. 35.000 
Quartier: ca. 425 

lage: Innenstadt 

Quartierstyp/ 19. Jhdt. und 1970er Jahre 
Baualter: 

sozialdaten: Menschen < 18 Jahre 8 % 
Menschen > 65 Jahre 51 % 
Zuwanderer 7 % 
Transfergeldempfänger 6 % 
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Das Wasserspiel auf dem Niederbronnerplatz ist zum Anziehungspunkt und zur 
Attraktion für Jung und Alt geworden (Foto: rockinger und schneider landschafts­
architektur gbr, München/Planungsbüro Skorka, Neuried) 

Trittsteine auf den Privat­
grundstücken neben dem 

Generationenplatz:
 Bewegungsgarten (oben),
 Freifläche der Kinderkrippe 

(unten)
 
(Fotos: rockinger und 
 

schneider landschafts­
architektur gbr, München/
 

Planungsbüro Skorka, 
 
Neuried)
 

Fokus bauliche Aspekte: Räumliche Ver­
netzung und Aufwertung besonderer Orte 
im Quartier 

Zentraler Ansatzpunkt, um das Quartier er­
lebbar zu machen, ist der Umgang mit dem 
öffentlichen Raum. Um das Gebiet als eige­
nes Quartier und die Freiflächen in Bezie­
hung zur Innenstadt wahrnehmen zu kön­
nen, wurde die Ergänzung des Wegenetzes, 
eine Abfolge attraktiver Aufenthaltsbereiche 
und ein Quartiersplatz als neue Mitte ge­
plant. Fast alle Wege führen zum Platz. Der 
Platz mit dem Mehrgenerationenhaus wird 
zum Anziehungspunkt im Quartier. An der 
Amper entsteht ein öffentlicher Zugang 
zum Ufer und ein zugänglicher Steg entlang 
des Flusses zwischen Quartier und Haupt­
straße. 

Das Beleuchtungskonzept stärkt die Idee der 
Aufwertung besonderer öffentlicher Orte im 
Quartier und trägt zu mehr Sicherheit im 
Freiraum bei. Bei einer Bemusterung der 
eingesetzten Leuchten in der Planungsphase 
wurde besonders auf die Blendfreiheit und 
die gute Ausleuchtung geachtet. Die fertige 
Beleuchtung erzeugt eine wohnliche und 
angenehme Atmosphäre auf dem Platz. Der 
Boden und die Ränder sind gut ausgeleuch­
tet, so dass die Überschaubarkeit und das 
Sicherheitsgefühl gefördert wird. Die Wege 
zum Platz werden gleichmäßig beleuchtet, 
die Zielpunkte werden durch stärkere Hellig­
keit oder andersartige Beleuchtung hervor-

Die neue Wackelbank am Platz (Foto: rockinger und 
schneider landschaftsarchitektur gbr, München/ 
Planungsbüro Skorka, Neuried) 

gehoben, Räume werden durch Beleuchtung 
der Raumbegrenzungen gebildet. Markante 
Orientierungspunkte wie das historische 
Ensemble, die Kirche, das Wasserspiel, das 
Mehrgenerationenhaus etc. werden auch 
bei Nacht besonders hervorgehoben. 

Trittsteine schaffen für eine Vernetzung der 
Freiräume im Quartier 

Der neue Quartiersplatz öffnet sich an den 
Rändern zu den angrenzenden Nutzun­
gen und ist nicht durch Fassaden begrenzt. 
Diese Eigenschaft wurde als Chance begrif­
fen. Um ein großes Nutzungsspektrum auf 
dem Platz zu ermöglichen und verschie­
denartige Bereiche zu schaffen, wurden die 
Übergangsbereiche zu den angrenzenden 
Nutzungen auf den privaten Grundstücken 
gestaltet. Diese so genannten Trittsteine er­
möglichen eine langsame Annäherung der 
Bewohner. So wie die Begegnung über den 
Zaun zum Nachbarn leichter und konflikt­
freier geschieht, können die Bewohner sich 
über diese Trittsteine begegnen. 

Zu den Trittsteinen gehören der Bewegungs­
garten am Josephsstift, der Sitzbereich am 
Theresianum, der Pausenhof und die Aula 
der geplanten neuen Schule sowie der Vor­
bereich der Cafeteria im Mehrgenerationen­
haus. Die benachbarten Flächen und Nut­
zungen richten sich auf den Platz aus, treten 
über den gemeinsamen Platz in Beziehung 
und bilden so Nachbarschaften. 

Durch Freiraumangebote Begegnung ermög­
lichen 

Attraktive Angebote auf dem Platz ermög­
lichen Begegnung und Aufenthalt für Jung 
und Alt. Der baumbestandene Kern des 
Platzes mit wassergebundener Decke wird 
von zwei langen, teilweise unterbrochenen 
Bankelementen gefasst. Der Platz wird groß­
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teils von festen Nutzungen freigehalten, um 
hier unterschiedliche Aktivitäten wie Boule­
spiel, Ballspiele etc. zu ermöglichen. Anzie­
hungspunkt und „Attraktion“ des Platzes 
ist das Wasserspiel. Der durch die Skulptur 
verlaufende Weg lässt jeden, zumindest in­
direkt, am Geschehen teilhaben. Die auch 
als Bühne dienende Plattform lässt unter­
schiedliche Nutzungen, wie Sonnen, Brett­
spiele spielen, Treffen Jugendlicher etc. zu, 
auch kleinere Vorführungen oder Musikdar­
bietungen sind möglich. 

Durch die Entwicklung von Rundwegen mit 
verschiedenen Stationen und Atmosphären 
(Sonne/ Schatten, Ruhe/ Aktivität) entstehen 
zusätzliche Angebote besonders für ältere 
Menschen und Familien mit kleinen Kindern. 

Fokus Kooperationen: Potenziale der 
Akteure aufnehmen und stärken 

Der Anstoß für die Quartiersentwicklung 
kam von Stadtplanern. Um sie umzusetzen, 
stand vor allem die Integration der Anwoh­
ner im Fokus der Prozessgestaltung. Ihre 
Bereitschaft, ein neues Stadtquartier für alle 
Generationen zu schaffen und ihr Leben 
wieder stärker in den öffentlichen Raum zu 
verlagern, war und ist die Voraussetzung für 
das Gelingen des Modellvorhabens. Deshalb 
wurden die Eigentümer und Akteure im zu­
künftigen Quartier und die Politik gezielt auf 
Potenziale für Veränderungen und mögliche 
Kooperationen befragt. So entstanden erste 
Synergien: Im angrenzenden Hof des Senio­
renstifts an der Knabenschule wurde ein 
Bewegungsgarten eingerichtet, der öffent­
lich nutzbar ist. Im Stift selbst entstand eine 
Kinderkrippe mit Gartenfläche. Aus dieser 
Kombination ergeben sich wiederkehrende 
Anlässe für Begegnung und Interaktion von 
Jung und Alt. Auch auf die Neubebauung 
wirkt die neue Mitte. So wurde bei der Pla­
nung eines Wohngebäudes direkt am Platz 
die Eignung für Familien besonders berück­
sichtigt. 

Erfolgsfaktoren im Prozess 

Für den Projekterfolg waren folgende Bedin­
gungen und Vorgehensweisen wichtig: 

•	 die intensive Zusammenarbeit mit den 
Entscheidungsträgern der Stadtentwick­
lung und die politische Rückendeckung 

•	 das Projektmanagement und die Planung 
in einer Hand, mit hoher Präsenz vor Ort 

•	 Einzelgespräche mit unterschiedlichen 
Beteiligten in allen Planungsphasen 

•	 die Vernetzung der unterschiedlichen Be­
lange und die Ausrichtung der Einzelvor­
haben auf ein gemeinsames Ziel 

•	 die Erarbeitung einer Gesamtvision für 
das Quartier. 

Desweiteren hat sich eine einfache, klare 
Plansprache bewährt, um Ideen für alle Be­
teiligte und auch für Laien zu vermitteln. 
Dreidimensionale Modelle waren als an­
schauliches Informationsmedium hilfreich. 

In Experten-Workshops wurden Freiraumelemente zur Barrierefreiheit, Wahrnehmung 
und Orientierung für das Quartier erarbeitet (Foto: rockinger und schneider/Skorka) 

Erfahrungen und Übertragbarkeit 

Durch einen Perspektivwechsel, intensive Gespräche mit den Eigentü­
mern und durch Zeichensetzung ist es der Kommune gelungen, eine 
positive Quartiersentwicklung in einer „festgefahrenen“ Lage, in der die 
klassischen städtebaulichen Instrumente nicht weiterführen, in Gang zu 
setzen. 

Das hierbei angewandte Prinzip der selbstbildenden Formen setzt 
dabei auf einen intensiven Dialog mit Eigentümern, Betroffenen und 
aktiven Gruppen. Die bisherigen Erfahrungen zeigen, dass sich Koope­
rationsstrukturen insbesondere dort herausbilden und verstärken, wo 
Bereitschaft und Interesse zur Mitwirkung gezeigt werden. Durch den 
damit entstehenden Rückkoppelungseffekt von sich verstärkenden Ak­
tivitäten kann ein stabiles Netz von Kooperationspartnern zur Projekt- 
und Quartiersentwicklung erwachsen. 

„Nadelstiche“ an wichtigen öffentlichen Orten, öffentlich-private Koope­
rationen in der Freiraumentwicklung und die räumliche Vernetzung, die 
auf eine generationenübergreifende Nutzung ausgerichtet sind, kön­
nen wesentlich mit dazu beitragen, dass aus rückwärtigen Lagen mit 
Hinterhofcharakter gute Wohnadressen und lebendige Quartiere in der 
Innenstadt werden. 
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Modellvorhaben Leipzig, Grünau: 

Kolonnaden Alte Salzstraße 

Angaben zum 

projekt 

Eröffnungsfest – Für die 
Nachbarschaft sind die
 neuen Kolonnaden ein 

Wohnzimmer und Treff im 
Freien geworden 

(Foto: Sven Hübner, bgmr) 

projekttyp: Neue Freiräume in schrumpfen­
den Quartieren 

Nutzfläche: 3.250 m2 

Eigentümer: Wohnungsbaugenossenschaft 
Pro Leipzig eG 

kooperations­ Stadt Leipzig, Flächenbeirat 
partner: Kolonnaden 

Akteure: Wohnungsbaugenossen Pro 
Leipzig eG, ASW Stadt Leipzig, 
Kolonnaden-Beirat, cet-01, 
Friedrich-Fröbel Grundschule, 
KAOS e. V. 

planung/ cet-01, Berlin 
Moderation: Susanne Schnorbusch 

kontakt: 
Stefan Geiss, Stadt Leipzig, Amt für 
Stadterneuerung und Wohnbauförderung, 
Prager Straße 26, 04103 Leipzig 
Tel: 0341/ 12 35 44 1, stefan.geiss@leipzig.de 

Frank Lehmann 
Wohnungsbaugenossenschaft Pro Leipzig eG 
Bitterfelder Straße 7-9, 04129 Leipzig 
Tel: 0341/ 91 12 31 1, lehmann@pro-leipzig.de 

www.kolonnadengarten.de 

Das Projekt 

Kontext 

Die Großwohnsiedlung Leipzig-Grünau 
wurde in den 1970er bis 1980er Jahren für 
85.000 Einwohner gebaut. Heute wohnen 
dort infolge massiver Schrumpfung nur 
noch 43.800 Einwohner. Nach der „Entwick­
lungsstrategie Leipzig-Grünau 2020“ sollen 
weitere Rückbauten in den Siedlungsrand­
bereichen konzentriert und die zentralen 
Kernbereiche, zu denen auch die Projekt­
fläche des Modellvorhabens „Kolonnaden 
Alte Salzstraße“ gehört, gestärkt und aufge­
wertet werden. Im Jahre 2006 wurden die 
im Eigentum der Wohnungsgenossenschaft 
Pro Leipzig eG liegenden Gebäude Alte Salz­
straße 125-129 rückgebaut. Auf der von einer 
6-geschossigen Wohnbebauung umgebenen 
Brachfläche wollte die Pro Leipzig gemein­
sam mit ihren Mietern und weiteren Quar­
tiersbewohnern einen Gemeinschaftsgarten 
mit Einzelnutzungsflächen entwickeln. 

Der Begriff Kolonnaden steht für die „Neu­
besiedelung“, Nutzung und Pflege von Frei­
flächen im urbanen Raum. Die wachsende 
Anzahl von Rückbauflächen in Großwoh­
nungssiedlungen wird als Chance begriffen, 
um Nachbarschaften durch in Eigenverant­
wortung befindliche Freiraumangebote zu 
stabilisieren und einen neuartigen Freiraum 
entstehen zu lassen, der sich durch die Ge­
staltung und die Nutzungsmöglichkeiten 
vom unmittelbaren Wohnumfeld abhebt. 

Konzept 

Mit dem von der Wohnungsbaugenossen­
schaft, dem Architekturbüro cet-01 und der 
Stadt gemeinsam initiierten Projekt sollten 
die Möglichkeiten einer nachhaltigen Ge­
staltung von Abrissfolgeflächen sowie die 
Motivation von Bewohnern zu einer selbst 
bestimmten Gestaltung, Nutzung und Pfle­
ge von Flächen aufgezeigt werden. 

Auf der Grundlage einer frühzeitigen und 
umfassenden Einbeziehung der Mieterschaft 
und angrenzender öffentlicher Einrich­
tungen gründete sich in der Startphase im 
März 2007 der „Kolonnaden-Stammtisch“, 
der es sich zum Ziel setzte, „Menschen un­
terschiedlicher Generationen und Natio­
nalitäten anzuregen, sich in dem Garten zu 
treffen, sich gärtnerisch zu betätigen, sich zu 
erholen, Meinungen auszutauschen und ge­
meinsam Kultur erlebbar zu machen“. 

Eine fachliche Unterstützung und Modera­
tion der Anwohnergruppe war darauf ausge­
richtet, dass die künftigen Nutzer in die Lage 
versetzt werden, in Kooperation mit dem 
Eigentümer den Freiraum eigenverantwort­
lich zu erhalten und weiterzuentwickeln. 
Gemeinsam mit den Bewohnern wurde ein 
Freiflächenprogramm mit den drei Teilbe­
reichen Platz-, Nutzer- und Gemeinschafts­
fläche entwickelt und umgesetzt. Im ersten 
Bauabschnitt wurde der Garten angelegt 
und im zweiten die Kolonnaden in Form ei­
ner geschwungenen Holzpergola errichtet. 



65 Gestaltung urbaner Freiräume 

Finanzierung 

Das hohe private Engagement ist eine Be­
sonderheit des Projektes. Die Pro Leipzig 
stellt dem Kolonnaden-Beirat nach einem 
im Beiratstatut fixierten Verteilerschlüssel 
einen Geldbetrag für die Pflege- und Unter­
haltung zur eigenverantwortlichen Verwen­
dung zur Verfügung. Die Kommune schafft 
einen Anreiz für die Bereitstellung der Pri­
vatfläche zur öffentlichen Nutzung, indem 
sie die Eigentümerin über eine Gestattungs­
vereinbarung von der Grundsteuer befreit. 

Mit etwa 83,00 Euro/m² liegen die investiven 
Kosten für die Herstellung der Kolonnaden 
deutlich über dem für Rückbaumaßnahmen 
vorgesehenen Kostenrahmen von 10,00 bis 
15,00 Euro/m². In der Bauinvestition sind 
jedoch auch Kosten enthalten, die durch die 
Anpassung des öffentlichen Raumes und in­
folge des unvollständigen Rückbaus (keine 
umfassende Zertrümmerung der Boden­
platte) entstanden sind. Da die Kolonnaden 
als Bausatzsystem konzipiert sind, verbleibt 
bei der Übertragung des Konzeptes ein Fi­
nanzierungsspielraum, denn das Ausstat­
tungsprogramm kann an den Bedarf und die 
Möglichkeiten des jeweiligen Standortes an­
gepasst werden. Bei einer Übertragung des 
Konzeptes sind auch die Kosten für Prozess­
moderation und Öffentlichkeitsarbeit zu be­
rücksichtigen. Solche Leistungen könnten 
jedoch auch durch Wohnungsuntermehmen 
erbracht werden. 

Ein Grundwasserbrunnen und eine Photo­
valtaikanlage sorgen dafür, dass die Kosten 
für die Bewirtschaftung gering bleiben. 

Angaben zum 

Quartier 
leipzig-Grünau 

Einwohner stadt: ca. 510.500 
Quartier: ca. 43.800 

lage: Randstadt 

Quartierstyp/ 
Baualter: 1970er bis 1980er Jahre 

sozialdaten: Menschen < 15 Jahre 8 % 
Menschen > 65 Jahre 22 % 
Arbeitslosenrate 14 % 
Transfergeldempfänger 9 % 

Die Kolonnaden: ein lebendiger, vernetzter Freiraum vor der Haustür (Foto: S. Schnorbusch, cet-01, Berlin) 

Aspekte der generationen- und zielgruppen­
übergreifenden Nutzung 

In der Entwicklungsphase hat sich eine 
relativ homogene Gruppe aktiver älterer 
Menschen zum Stammtisch zusammenge­
funden (50+), für die eine gute Ausstattung 

des Wohnumfeldes, die gemeinschaftliche 
Nutzung zur Sicherung der Lebensqualität 
und nachbarschaftliche Kontakte eine große 
Rolle spielen. Viele von ihnen haben einen 
Garten im Umland und bringen daher ent­
sprechende Erfahrungen in das Projekt ein. 
Gesundheits- und altersbedingt ist die allei­
nige Bewirtschaftung von Gartenflächen für 
viele der Älteren perspektivisch nicht mehr 
möglich, so dass Gemeinschaftsgärten in 
der unmittelbaren Nachbarschaft eine gute 
Alternative darstellen. Außerdem verfügen 
sie meist ausreichend über Zeit und Inter­
esse an der Gemeinschaft, um sich aktiv in 
ihrer Nachbarschaft zu engagieren. 

Nutzungsangebote für Familien mit Kindern 
wurden von der älteren Generation gene­
rell mitgedacht. Damit die Aneignung und 
Nutzung durch weitere Interessenten, auch 
anderen Alters, gelingt, wurde die Fläche so 
gestaltet, dass sie verschiedene Nutzungs­
möglichkeiten zulässt und zur Verwirkli­
chung eigener Ideen motiviert. Die Flächen 
zur gärtnerischen Nutzung richten sich glei­
chermaßen an ältere Menschen, an Selbst­
nutzer als auch an Kinder. Um das innova-

Nachbarschaftsfest auf 
den Kolonnaden 
(Foto: Gerd Raschig, 
Leipzig) 
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tive Angebot auch für junge Familien mit 
Kindern attraktiv zu gestalten, entstanden 
auch Angebote, wie beispielsweise Beetflä­
chen für die benachbarte Kita. 

Fokus bauliche Aspekte: Räumliche Kon­
zeption und Ausstattung 

Die Kolonnaden entstanden auf einer Rück­
baufläche, die teilweise von 6-geschossiger 
Zeilenhausbebauung umgeben ist. Auf der 
3.250 m2 großen Freifläche wurde eine für 
den Großsiedlungskontext maßstabsgerech­
te Gestaltungslösung gefunden, die gleich­
zeitig den vielfältigen Anforderungen eines 
Gemeinschaftsgartens entspricht. 

Das gestalterische Rückgrat bildet die ge­
schwungene Holzpergola, die die Kolon­
naden mit den einzelnen Nutzungszonen 
gliedert, ohne eine Raumtrennung vorzu­
nehmen. Die Abwechslung von Sitzmöglich­
keiten sowie das Gartenzimmer bieten den 
Besuchern Möglichkeiten, Nähe zu suchen 
oder Abstand und Ruhe zu finden. 

Für eine generationenübergreifende Benut­
zung sind die Kolonnaden in verschiedene 
Nutzungszonen unterteilt und entspre­
chend unterschiedlich intensiv gestaltet. 
Wesentliche Elemente sind: 

•	 eine Wildwiese zum freien Spiel 

•	 eine Duftschlucht für die Sinne 

•	 Brunnen, Bach und Teich als Ergänzung 
der Lebenselemente von Luft und Erde 

•	 Hochbeete zur eigenen Gestaltung für Äl­
tere und Kinder 

•	 Felder zur gärtnerischen Betätigung. 

Diashow auf dem Platz vor dem Gartenzimmer (Foto: Gerd Raschig, Kolonnadenbei­
rat) 

Übertragbare Freiraumelemente für Ge­
meinschaftsgärten in Wohnnachbarschaften 

Die Kolonnade wurde als Pergolabausatz 
konzipiert. Der Ausbaustandard reicht von 
einfach, nur mit einer Bank, über einen 
Gerätespind, bis hin zu einem kleinen Ver­
sammlungsraum. Konstruktiv ist die Kolon­
nade auf mögliche zusätzliche Nutzungs­
wünsche, wie z. B. Schaukeln, Hängematten 
und Begrünungsmaßnahmen ausgerichtet 
und hält möglichem Vandalismus stand. Das 
Gartenzimmer ist als offener, überdachter 
und von Regen geschützter Sitzplatz oder als 
geschlossenes Versammlungszimmer bis in 
die Übergangszeiten hinein nutzbar. Es lässt 
sich zum Platz hin auf der gesamten Front 
öffnen, damit Filmvorführungen oder ähnli­
ches auch für Gruppen möglich sind. 

Niedrige Abgrenzungselemente – Hecken, 
aus Gehwegplatten recycelte Trockenmau­
ern und Sichtschutzzäune – fassen den 
Garten ein, zwei Eingänge kanalisieren den 
Zugang. Durch die Einfriedung wird das Be­
treten des neuen, aktiv nutzbaren Freiraums 
bewusst gemacht ohne auszugrenzen: auf 
der Trockenmauer kann auch gesessen wer­
den. Die Kolonnaden sind durch die Ein­
friedung, die Gerätespinde und das Garten­
zimmer optimal für die Selbstorganisation 
durch Anwohner ausgerichtet. Wasser- und 
Stromanschluss auf der Fläche erleichtern 
die praktische Gartenpflege, den Betrieb 
von Brunnen, Bachlauf und Teich sowie die 
Durchführung von Veranstaltungen, wie 
Feste oder das gemeinsame Freilichtkino 
im Gartenzimmer. Für viele Anwohner ist 
der Gemeinschaftsgarten zu einem „grünen 
Wohnzimmer“ vor der Haustür geworden. 

Fokus Kooperationen: Wohnungswirt­
schaft als starker Partner 

Die Kolonnaden stehen beispielgebend für 
eine gelungene öffentlich-private Kooperati­
on. Die Bereitschaft und der Wille der Woh­
nungsbaugenossenschaft, die Freifläche 
interessierten Nutzern zur freien Aneignung 
und Nutzung zur Verfügung zu stellen, stellt 
die Basis für die Kooperation da. Hierdurch 
erhofft sich das Unternehmen mehr Wohn­
zufriedenheit und eine stärkere Bindung der 
Bewohnerschaft an die Wohnnachbarschaft. 
Die Wohnungsbaugenossenschaft stellt den 
Anwohnern für die Bewirtschaftung der 
Freifläche Pflegemittel zur Verfügung, die 
sie ohnehin zur Instandhaltung aufwenden 
müsste. Zusätzlich wurden mit den in der 
unmittelbaren Nachbarschaft befindlichen 
Einrichtungen (Kita und Grundschule) Ko­
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operationsvereinbarungen abgeschlossen, 
die die Art und Weise der Nutzung und An­
eignung des Gemeinschaftsgartens regeln. 

Fokus Prozess: Identifikation und Verant­
wortlichkeit über die gemeinsame Pro­
jektentwicklung und Aktionen herstellen 

In einem offenen Planungsprozess wurde 
den Beteiligten die fachliche Unterstützung 
gegeben, damit sich die spezifischen Inter­
essen, Fähigkeiten und Möglichkeiten der 
Stammtischmitglieder entfalten konnten. 
Eine Schlüsselstellung nahm hierbei der 
moderierte Planungsstammtisch ein. Mit 
fachlicher Begleitung wurde hier das Kon­
zept und die Gestaltung für die Kolonnaden 
durch die Stammtisch-Mitglieder u. a. am 
maßstabsgetreuen Modell entwickelt. 

Über einen Zeitraum von knapp eineinhalb 
Jahren ermöglichte der wöchentlich stattfin­
dende Stammtisch den Akteuren eine regel­
mäßige Diskussion und Zusammenarbeit. 

Dabei haben sich als Maßnahmen zur Öf­
fentlichkeitsarbeit bewährt: 

•	 Wohngebietsfest, Fest zum Spatenstich 

•	 „Gesten“ zur Integration anderer Nutzer­
gruppen, wie Baumpatenschaften 

•	 gemeinsame Planungsspaziergänge 

•	 Mitmachbaustellen (Bepflanzung, Weiden­
zaunbau, Teichbau mit Jugendlichen) 

•	 Eröffnungsfest 

Ermöglichung der Selbstorganisation 

Zur Eröffnung der Kolonnaden wurde der Pla­
nungsstammtisch in einen selbst organisier­
ten Flächenbeirat überführt. Aufbauend auf 
einem gemeinsam erarbeiteten Statut steuert 
der Flächenbeirat, bestehend aus Anwohnern 
und einem Vertreter der Wohnungsbaugenos­
senschaft, die Nutzung, Pflege und Weiterent­
wicklung der Kolonnaden. Gemeinschaftlich 
wird über die Verwendung des von der Pro 
Leipzig zur Verfügung gestellten Budgets für 
die Unterhaltung, kleine Investitionen und für 
kulturelle Veranstaltungen entschieden. Da­
bei wird die Wirkung und Praktikabilität der 
Investitionen jeweils intensiv geprüft und ge­
geneinander abgewogen. 

Ergänzt wird das Projekt um den Baustein 
„Kolo-Net“. Mit einer auf das Projekt und sich 
daraus ergebende Bedürfnisse zugeschnit­
tenen Plattform sollen Inhalte, Ziele und 
Möglichkeiten der Fläche einem breiteren 
Zugangskreis zugänglich sowie neue Betäti­
gungsfelder geschaffen werden. 

Gestaltung der Kolonnaden 
am Modell im Rahmen des 
Planungsstammtisches 

Gärtnerinfos für die Nach­
barn an Pflanztischen  

Rückzugs- und Begeg­
nungsmöglichkeiten unter 
den Kolonnaden 
(Fotos: Susanne Schnor­
busch, cet-01, Berlin) 

Erfahrungen und Übertragbarkeit 

Die Entwicklung und Umsetzung der Kolonnaden verdeutlicht, dass 
die Wohnungsunternehmen bei der Gestaltung urbaner Freiräume eine 
wichtige Rolle einnehmen. Der partizipative Gestaltungs- und Aneig­
nungsansatz trägt dazu bei, Bewohner zu motivieren, sich aktiv für 
gemeinschaftlich nutzbare Freiräume im Wohnumfeld einzusetzen. Die 
Wohnungsunternehmen profitieren durch mehr Wohnzufriedenheit, die 
Abgabe von Verantwortung und die stärkere Bindung der Bewohner an 
ihr Quartier. Gleichzeitig wird der Freiraum fit gemacht für den demo­
grafischen Wandel. Die Kolonnaden bieten sowohl für ältere Menschen 
als auch für junge Familien und Kinder attraktive Angebote zur Nutzung 
und Begegnung. Durch das Bausatzprinzip der Kolonnaden-Pergola 
lässt sich das Konzept optimal auf den Bedarf und die Möglichkeiten 
anderer Standorte übertragen. Um solche Aneignungs- und Gestal­
tungsprozesse anzustoßen, ist ein fachlich moderiertes Verfahren zu 
entwickeln, das auf Kontinuität, Verlässlichkeit und möglichst rasch 
sichtbare Ergebnisse (auch in Form von temporären bzw. vorgezoge­
nen Maßnahmen) beruht. Kooperationen mit unterschiedlichen Part­
nern bilden die Basis für die Verstetigung solcher Prozesse. Durch die 
Schaffung baulicher Voraussetzungen und geeigneter finanzieller und 
organisatorischer Rahmenbedingungen kann eine hohe Nachhaltigkeit 
für Selbstorganisation und für eigenverantwortliches Wirtschaften der 
Anwohner in der Pflege und Unterhaltung erreicht werden. 
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Projektlogo „Kumpel-Platz“ 
Frankfurter Nordend 

(Mitbürger e. V.) 

Modellvorhaben Sangerhausen: 

Kumpel-Plätze 

Angaben zum 

projekt 

Der Kumpel-Platz in der 
Westsiedlung – die Ge­
staltung mit Sonnenuhr, 

Schachtriss im Belag und 
auf den Sonnenschirmen 

knüpft an die Tradition der 
Siedlung „Am Bergmann“ an 
(Foto: Susanne Ahner, Berlin) 

projekttyp: Neue Freiräume in schrumpfen­
den Quartieren 

Nutzfläche Westsiedlung 790 m², 
kumpelplätze: Othaler Weg 1.170 m² 

Eigentümer: Städtische Wohnungsbau 
GmbH Sangerhausen – SWG; 
Wohnungsbaugenossenschaft 
Sangerhausen eG – WGS 

kooperations MitBürger e. V., 
partner: Stadt Sangerhausen/Bauamt 

Akteure: MitBürger e. V.; Stadt Sanger-
hausen/Bauamt; Bürgergruppen 
„Am Bergmann“ und „Am Rosen­
garten“; SWG und WGS 

planung: Landschaftsarchitekturbüro Därr, 
Halle; Bildhauerin Susanne Ahner, 
Berlin 

kontakt: 
Marion Rohland 
MitBürger e. V. Sangerhausen 
Grauengasse 01 
06526 Sangerhausen 
Tel: 03464/ 27 93 96 
kumpelplatz@gmx.net 

www.kumpelplatz.de 

­

Das Projekt 

Kontext 

Die Kreisstadt Sangerhausen im südlichen 
Sachsen-Anhalt erlebt als ehemalige Berg­
baustadt einen drastischen sozialen Wan­
del (Wegzug, Arbeitslosigkeit, erodierende 
Nachbarschaften). Das Entstehen neuer 
Freiräume in Folge des Stadtumbaus wird 
begleitet durch eine „Sinnkrise“ etablierter 
öffentlicher und halböffentlicher Räume. 

Die Projektidee lehnt sich an die alte Berg­
bautradition der Region an, die bis 1990 ein 
wichtiger Wirtschaftszweig war. Mit dem 
Projekt sollen zum einen die Diskrepanzen 
zwischen immer mehr älteren und immer 
weniger jüngeren Quartiersbewohnern, 
zum anderen die Kluft zwischen dem Ge­
staltungsbedarf des wachsenden Freiflä­
chenangebotes und den rückläufigen finan­
ziellen Möglichkeiten der öffentlichen Hand 
und der Eigentümer überwunden werden. 

In zwei vom Stadtumbau geprägten Wohn­
quartieren sind auf einer „vergessenen“ 
Grünfläche und einer „neuen“ Stadtbrache 
jeweils ein „Kumpel-Platz“ entstanden, an 
dem sich die Bürger der Quartiere wieder 
treffen und austauschen, verweilen und 
Kontakte knüpfen können. Im Jahr 2007 wur­
de der erste Platz im Zentrum der Westsied­
lung baulich abgeschlossen. Aufbauend auf 

den Erfahrungen aus dem Planungsprozess 
des ersten Platzes wurde der zweite Platz im 
Wohnquartier Othaler Weg entwickelt und 
im Oktober 2008 eröffnet. 

Konzept 

Initiator der Kumpel-Plätze-Idee ist der Mit-
Bürger e. V., eine Initiative zur Gründung 
einer regionalen Bürgerstiftung für Sanger­
hausen. Getragen wird das Projekt von einer 
Kooperation zwischen Wohnungsunterneh­
men, Stadtverwaltung und Bürgerverein. 
Dem Projekt liegen die Fragen zu Grunde, 
wie Bewohner in einem schwierigen Quar­
tierskontext zur Mitwirkung an der Gestal­
tung ihres Wohnumfeldes aktiviert werden 
können und wie der Gedanke des bürger­
schaftlichen Engagements nachhaltig in 
den Köpfen der Menschen etabliert werden 
kann. 

Um die Identifikation zu fördern, sollte die 
Gestalt und die Nutzung des Platzes maß­
geblich von den Anwohnern selber erarbei­
tet und bestimmt werden. Gegenstand der 
Projektarbeit war unter der Überschrift „Be­
gegnung von Kunst, Freiflächengestaltung 
und Bürgerengagement“ die Gestaltung und 
Aufstellung von gemeinsam geschaffenen 
Kunst- und Begegnungsobjekten, die dauer­
haft die Plätze prägen sollen. 
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Das neue Nachbarschaftszentrum am zweiten Kumpel-Platz in der Wohnsiedlung Othaler Weg 
(Foto: bgmr Landschaftsarchitekten, Berlin) 

Der Prozess der Ideenfindung für die Platz­
gestaltung wurde durch eine Künstlerin und 
einen Landschaftsarchitekten begleitet, um 
sicherzustellen, dass eine umsetzbare, aber 
auch ästhetisch-konzeptionell anspruchs­
volle Gestaltung entsteht. Bei der Umset­
zung sollte die Arbeit professioneller lokaler 
Firmen weistestmöglich durch Eigenleis­
tung der Anwohner ergänzt werden. 

Eine Koordinierungsstelle begleitete und 
moderierte den Prozess. Durch sie erfolgte 
die Bürgeransprache und Motivation, die 
Gruppenbildung und Hilfestellung in der 
Stadtteilgruppenarbeit. Außerdem baute 
sie die Kooperation mit der Verwaltung, der 
Wohnungswirtschaft, mit Non Profit Organi­
sationen und Unternehmen auf. 

Finanzierung 

Die Plätze wurden über die ExWoSt-Förderung 
finanziert. Die Projektpartner aus der Stadt­
verwaltung, der Wohnungswirtschaft und die 
Bürgerschaft unterstützten das Projekt im Rah­
men ihrer Möglichkeiten mit Eigenleistung, 
logistisch bzw. mit besonderen Mietkonditio­
nen, z. B. für Arbeitsräume etc. Zusätzlich ist 
vorgesehen, dass die Wohnungsunternehmen 
den Bürgergruppen einen Verfügungsfonds in 
Höhe von jährlich 500 Euro für ehrenamtliche 
Aktivitäten bereitstellen. 

Angaben zum 

Quartier 
westsiedlung/ 

wohnsiedlung Othaler weg 

Einwohner stadt: ca. 30.600 
westsiedlung: k.A. 
Othaler weg: ca. 2.300 

lage: Innenstadtrand, Stadtrand 

Quartierstyp/ 
Baualter: 
westsiedlung: 1950er Jahre, 

Denkmalensemble 
Othaler weg: Plattenbauten 1980er Jahre 

sozialdaten: Westsiedlung/Orhaler Weg 
< 18 Jahre 24 %/ 20 % 
> 65 Jahre 24 %/ 11 % 
Arbeitslosenrate 23 %/ k.A. 

Wechselbeziehungen Wohnen – Freiräume – 
Gemeinschaftseinrichtungen 

Die Aneignung der öffentlich nutzbaren 
Kumpel-Plätze in den beiden Quartieren 
trägt dazu bei, die durch Wegzüge und Ar
beitslosigkeit erodierten nachbarschaftli­
chen Beziehungen zu beleben. 

­

Der erste Kumpel-Platz entstand im denk­
malgeschützten Zentrum der, in den 1950er 
Jahren errichteten, Westsiedlung. Der Platz 
ist Teil des zentralen Freiraums, der den Ei­
gentümern der jeweils angrenzenden Wohn­
gebäude gehört. Derzeit wird das Gebäu­
deensemble „Am Bergmann“ barrierefrei 
umgebaut und unter energetischen Anfor­
derungen modernisiert. Aufbauend auf den 
Erfahrungen zur Gestaltung des Kumpel-
Platzes entwickelten die Projektinitiatoren 
gemeinsam mit der Städtischen Wohnungs­
baugesellschaft ein Handlungskonzept, um 
bürgerschaftliches Engagement auch unter 
der Neumieterschaft zu initiieren und zu ver­
stetigen. Nachbarschaftliches Engagement 
hat in diesem Quartier durch das Modellvor­
haben eine große Bedeutung erhalten.   

Probesitzen auf einem 
von Bürgern entworfenen 
Kunstobjekt auf der Terrasse 
des Nachbarschaftspavil­
lons (Foto: Mitbürger e. V., 
Sangerhausen) 

Der zweite Kumpel-Platz befindet sich in 
der Siedlung Othaler Weg, die in industri­
eller Plattenbauweise in den 1980er Jahren 
in stadträumlich isolierter Lage errichtet 
wurde. Aus der Kumpel-Platz-Initiative ha­
ben sich vielfältige positive Synergien zur 
Wohnnachbarschaft ergeben. Das Bewoh­
nerengagement hat dazu geführt, dass die 
Wohnungsbaugenossenschaft am neuen 
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Zeichen setzen mit dem 
Kumpel-Platz in der

 Siedlung Othaler Weg 
(Foto: Mitbürger e. V.) 

Kumpel-Platz einen Begegnungspavillon 
errichtet hat. Die sich hieraus ergebenden 
Synergien reichen von der Erweiterung des 
Nutzungsspektrums in der Kombination 
Haus und Freiraum, über die Klärung der To­
ilettenfrage bis zum Aspekt der „Platzbetreu­
ung“ und sozialen Kontrolle. Für die Bürger­
gruppe des MitBürger e. V. sowie den Verein 
P3 wurden im Pavillon Büroräume vorgese­
hen. Die Initiative der lokalen Akteure führ­
te darüber hinaus zur Wiederbelebung des 
als „ruhend“ bezeichneten Fördergebietes 
Othaler Weg im Bund-Länder-Programm 
„Soziale Stadt“. 

Aspekte der generationen- und zielgruppen­
übergreifenden Nutzung 

In der baulichen Platzausgestaltung des 
Kumpel-Platzes in der Westsiedlung mach­
ten gerade die älteren Bürger das Anliegen 
der Kinder zu ihrem eigenen. Auch die Vor­
schläge der Schüler und Lehrer wurden vor 
allem durch die älteren Aktiven positiv auf­
genommen und in den Platzentwurf integ­
riert. Das scheinbare Manko einer durch die 
ältere Generation dominierten Gruppe von 
Aktiven wurde gemildert durch deren selbst 
definierte Anwaltsrolle gegenüber den geäu­
ßerten Interessen anderer. Urspünglich soll­
te die intensive Beteiligung der Bürgerschaft 
auch die bauliche Umsetzung beinhalten. 
Dieser Ansatz musste jedoch im Prozess auf­
gegeben werden, da dies zu einer Überfor­
derung der Projektgruppe geführt hätte. 

Am zweiten Kumpel-Platz im Wohnquartier 
Othaler Weg nahm die Anwohnergruppe 
ihre altersstrukturelle Mischung als Beson­

derheit wahr und erhob die Realisierung al­
tersübergreifender Angebote auf dem Kum­
pel-Platz zum Gestaltprinzip. Ganz bewusst 
wurde auf klassische Spielplatzangebote 
verzichtet und stattdessen das Thema Spiel 
für verschiedene Altersgruppen berück­
sichtigt. Der Platz wurde komplett barrie­
refrei gestaltet und die Toilettenanlage des 
benachbarten Begegnungspavillons erhielt 
einen Außenzugang. 

Der sehr spezielle Anspruch der Jugend­
lichen eine Dirtbahn anzulegen, ließ sich 
mit Rücksichtnahme auf die Wohnnach­
barschaften der Othaler Siedung weder auf 
noch im Nahbereich des Kumpel-Platzes 
realisieren. Dieser Nutzungskonflikt führte 
zu der Idee, die Dirtbahn in einer Mitmach­
baustelle mit den Jugendlichen und anderen 
Interessierten in räumlicher Nähe, aber am 
Wohngebietsrand auf einer geeigneten Flä­
che anzulegen. 

Fokus bauliche Aspekte: Durch Gestaltung 
Identifikation fördern 

In Begleitung einer Künstlerin und eines 
Landschaftsplaners erarbeiteten die Bewoh­
ner in beiden Quartieren in eigener Regie re­
alisierbare Planungsideen. 

In der denkmalgeschützten Westsiedlung 
entwickelten die Bürger als markantes Ge­
staltungsmerkmal das Sichtbarmachen der 
unterirdisch verlaufenden Grubengänge. 
Der Riss vom Thomas-Müntzer-Schacht 
findet sich im Muster der Pflasterung des 
Platzes und als grafisches Motiv auf mobi­
len Sonnenschirmen wieder, die bei Bedarf 
an unterschiedlichen Standorten aufgestellt 
werden können. In einer versenkbaren un­
terirdischen Lade – der so genannten Berg­
mannslade – werden Geschichten über die 
Entstehung des Ortes in Folge des Bergbaus, 
Erinnerungen, Stimmungen und das Selbst­
bild der jetzigen Bewohner gelagert. Jährlich 
am Jahrestag der Aufnahme der Kupferförde­
rung im Thomas-Müntzer-Schacht wird die 
Lade gehoben und die Geschichte des Platzes 
und Quartiers durch die Bewohner fortge­
schrieben. Der Lauf der Zeit, die den Bergbau 
zur Geschichte hat werden lassen, wird durch 
eine Sonnenuhr auf dem Platz symbolisiert. 
Weitere Platzelemente sind Bänke, Sitz- und 
Spielbalken und ein Balancierseil. 

Der zweite Kumpel-Platz ist auf die Iden­
tifikation mit dem Quartier Othaler Weg 
ausgerichtet. Die Gestaltung folgt den 
Motiven „Ankommen“ im Wohnquartier – 
symbolisert durch das Schiff als zentrales 
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Gestaltungselement – und „Balance“. Stell­
vertretend für die Herausforderung, eine 
Balance zwischen den unterschiedlichen 
Einzelideen und Interessen der Bewohner 
herzustellen, enstand auf dem Platz eine 
betretbare Scheibe, die durch mehrere Per­
sonen in Balance gebracht werden kann. 
Dieses „Balancespiel“ kann von zwei „Sitz­
tribünen“, die Bug und Heck des Schiffes 
darstellen, beobachtet werden. Vom Schiff 
gehen Bodenwellen in das Grundstück über, 
auf denen sich Findlinge als Sitzsteine befin­
den. Unmittelbar am Pavillon entstand ein 
Bodenschachspiel als generationsübergrei­
fendes Freiraumelement. Die Figuren kön­
nen im Nachbarschaftszentrum am Platz 
ausgeliehen werden. 

Fokus Kooperationen: Gemeinsam gestal­
ten, pflegen und nutzen 

MitBürger e.V., Grundstückseigentümer und 
Stadtverwaltung haben sich vertraglich zur 
gemeinsamen Pflege und „Bespielung“ des 
ersten Kumpel-Platzes verpflichtet. Dieses 
Modell für eine kooperative Pflege und ei­
nen gemeinsamen Platzbetrieb ist auch Vor­
bild für den zweiten Platz am Othaler Weg. 

Die dortige Wohnungsbaugenossenschaft 
Sangerhausen hat den Anstoß aufgenom­
men einen Pavillon für gemeinschaftliche 
Nutzungen errichten zu lassen. Der schnell 
sichtbare Erfolg bürgerschaftlichen Engage­
ments motivierte die Bewohner, sich auch 
über das Modellvorhaben hinaus einzubrin­
gen. Die Bürgergruppe Othaler Weg entwi­
ckelte Ideen für die Nutzung des Pavillons 
und organisierte einen Nachbarschafts­
dienst für ältere Menschen im Stadtquar­
tier. 

Die Beteiligung der Wohnungsbaugenossen­
schaft an dem Verfahren eröffnete dem Un­
ternehmen ein neues Aktivitätsfeld, das sich 
mit seinen Geschäftszielen deckt. Von selbst 
erklärter anfänglicher Skepsis wandelte sich 
die Rolle des Unternehmens zu der treiben­
den Kraft am Standort. 

Fokus Prozess: Aktivierung und Beteili­
gung – Hemmnisse und Lösungen 

Durch den geringen Sanierungsstandard der 
Wohngebäude und den strukturellen Wan­
del war die Ausgangssituation für die Akti­
vierung der Bewohner in den beiden Quar­
tieren schwierig. Die jeweiligen Zielgruppen 
wurden separat angesprochen. Hilfreich wa­
ren gut vorbereitete „Multiplikatorentreffs“, 
die gemeinsam mit ortsansässigen Gemein­

weseneinrichtungen organisiert wurden. 
Die Zusammenführung der Gruppen erfolg­
te in einer Gestaltungswerkstatt, in der die 
verschiedenen Ideen der Arbeitsgruppen 
anhand von Skizzen, Plänen und Modellen 
vorgestellt und diskutiert wurden. Das ge­
meinsame Ergebnis wurde dann von einer 
Kerngruppe weiterentwickelt.  

Von zentraler Bedeutung für den Beteili­
gungserfolg war die externe Moderation und 
Organisation des Prozesses. Die Kumpel-
Plätze bestätigen die nicht neue Erkenntnis, 
dass eine aktive Bürgerbeteiligung eigene 
Ressourcen braucht und bindet und kein 
Selbstläufer ist. 

Bürgerschachspiel (Foto: Mitbürger e. V.) 

Erfahrungen und Übertragbarkeit 

Das Projekt Kumpel-Plätze zeigt, dass es auch unter schwierigen 
Rahmenbedingungen gelingen kann, Bürger für die Gestaltung ihres 
Wohnumfeldes zu motivieren und dass partizipative Freiraumplanung 
ein stabilisierendes Element im Stadtumbau darstellt. Wichtige Aspekte 
der bürgerschaftlichen Gestaltung sind: 

• für die Bürgeraktivierung Multiplikatoren einbeziehen 

• Wohnungswirtschaft als Partner gewinnen 

• Bürgerarbeit Zeit geben und die Konzeptfindung als gemeinsamen 
Lernprozess begreifen 

• Begabungen und Qualifikationen nutzen 

• Öffentlichkeit durch „Events“ und Projektmarketing schaffen 

• Externe Moderation einbeziehen 

• Win-Win-Situationen herausstellen 

• Sachzwänge kommunizieren 

• Überführung von Freiräumen in ehrenamtliche Betreuung vorbereiten. 

Zentrale Vorbedingung für die Übertragkeit des Verfahrens ist die 
Verfügbarkeit der Ressourcen für die Organisation, Moderation und 
Ergebnissicherung des Prozesses. 
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Modellvorhaben Magdeburg, Salbke: 

Lesezeichen und Stadtregal 

Angaben zum 

projekt 

Gestapelte Bierkästen 
dienen der Erprobung des 

Lesezeichens auf dem 
Grundstück der früheren 

Ortsbibliothek 
(Foto: Karo*, Leipzig/ 

Architektur und Netzwerk, 
Magdeburg) 

projekttyp: Neue Freiräume in schrumpfen­
den Quartieren 

Nutzfläche: 500 m2 

Eigentümer: Stadt Magdeburg 

kooperations Bürgerverein Salbke-Fermersle­
partner: ben-Westerhüsen e. V. 

Akteure: Landeshauptstadt Magdeburg, 
Stadtplanungsamt, Hochbau­
amt; Arge KARO*, Leipzig/ 
Architektur+Netzwerk, Mag­
deburg; Bürgerverein Salbke­
Fermersleben-Westerhüsen e. V.; 
Aktion Musik e. V. im Gröninger 
Bad; Grundschule Salbke 

planung/ Stefan Rettich KARO* ar
Moderation: chitekten, Leipzig mit 

Architektur+Netzwerk, Magde­
burg 

kontakt: 
Kamran Ardalan, Stadtplanungsamt Magdeburg 
An der Steinkuhle 6, 39128 Magdeburg, 
Tel: 0391/ 54 05 32 5 
kamran.ardalan@spa.magdeburg.de 

Stefan Rettich, KARO* architekten          
Tel: 0341/ 56 41 50, karo@karo-architekten.de 

Sabine Eling-Saalmann 
Architektur+Netzwerk Magdeburg, 
Tel: 0391/ 40 09 74 5, sabine@eling-saalmann.com 

www.lesezeichen-salbke.de 

­

­

Das Projekt 

Kontext 

Der Magdeburger Stadtteil Salbke gehört 
zur Programmfläche des Gesamtprojektes 
„Leben an und mit der Elbe“, als Beitrag zur 
IBA Stadtumbau Sachsen-Anhalt 2010. Der 
Programmschwerpunkt für den Südosten 
Magdeburgs mit den Ortsteilen Fermersle­
ben, Salbke und Westerhüsen liegt auf der 
Entwicklung von altindustriellen Brach­
flächen sowie der Stärkung der Ortskerne. 
Die Einwohnerentwicklung war hier in den 
vergangenen Jahren stark rückläufig. Die Ar­
beitslosenquote liegt über dem städtischen 
Durchschnitt und der Gebäudeleerstand 
teilräumlich bei bis zu 80%. 

Seit 2007 werden aus Mitteln des Bund-Län­
der-Programms „Soziale Stadt“ weitere un­
terstützende Maßnahmen zur Aufwertung 
des Ortskerns umgesetzt. Begleitend wur­
de 2008 ein Quartiersmanagement für den 
Südosten eingerichtet. 

Auf der Grundlage einer Brachflächenstudie 
des Stadtplanungsamtes wurde im Oktober 
2005 im Ortskern von Salbke das Experiment 
„Lesezeichen“ durchgeführt. Auf der Brach­
fläche der früheren Ortsbibliothek konnte 
mit Hilfe eines temporären Bauwerks aus 
Getränkekisten die Funktion einer Bürger­
bibliothek unter freiem Himmel erfolgreich 
getestet werden. 

Konzept 

Kern des Modellvorhabens war die Projekt­
entwicklung des Freiraums im Zentrum 
Salbkes als räumlich und gesellschaftlich 
integrierter Stadtplatz. Zum gebauten Pro­
gramm des Lesezeichens und Stadtregals 
als „24-Stunden-Stadtteil-Board“ gehören 
eine Freiluftbibliothek mit angeschlosse­
nem Lesegarten, ein Info-Board mit Vitrinen 
für Salbke und eine Bühne für junge Musik­
gruppen, Lesungen und andere Veranstal­
tungen. 

Seit der Erprobung des Lesezeichens be­
treibt der Bürgerverein Salbke-Fermersle­
ben-Westerhüsen e. V. mit gespendeten Bü­
chern in Salbke eine informelle Bibliothek in 
einem vormals leer stehenden Ladenlokal. 
Mit Umsetzung des Lesezeichens und Stadt­
regals sind Teile des Buchbestandes auch in 
der Freianlage öffentlich zugänglich.  

Durch ein moderiertes Planungsverfahren 
wurden möglichst viele Zielgruppen in die 
Gestaltung und Organisation des Lesezei­
chens und Stadtregals eingebunden und der 
Betrieb in bürgerschaftlicher Trägerschaft 
vorbereitet und unterstützt. 

Ein weiterer Projektbaustein war die Ent­
wicklung einer internetgestützten Quar­
tiersplattform, um den Austausch und die 
Kommunikation der Bewohner im Stadteil 
zu stärken. 
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Finanzierung 

Investive Maßnahmen mit experimentel­
lem Charakter, das Beteiligungsverfahren 
sowie die Projektmoderation wurden über 
die ExWoSt-Projektzuwendung finanziert. 
Der Flächenankauf und flankierende Stadt­
umbaumaßnahmen im öffentlichen Raum, 
wie die Anlage eines Stadtplatzes in unmit­
telbarer Nachbarschaft des Lesezeichens, 
erfolgten aus Mitteln des Bund-Länder-Pro­
gramms „Soziale Stadt“. Die Kosten für die 
Unterhaltung und die Verkehrssicherung in 
Höhe von 6.000 Euro im Jahr werden von der 
Stadt getragen. Die Betriebskosten trägt der 
Bürgerverein. Über eine in das Lesezeichen 
integrierte Werbefläche sollen die Betriebs­
kosten für die Freiluftbibliothek kofinanziert 
werden. 

salbke 

Einwohner stadt: ca. 229.000 
Quartier: ca. 4.200 

lage: Randstadt 

Quartierstyp/ Gründerzeit 
Baualter: 

sozialdaten: Menschen < 18 Jahre 13 % 
Menschen > 65 Jahre 27 % 
Zuwanderer 2 % 
Transfergeldempfänger 20 % 

Das Lesezeichen Salbke mit Bühne, Vitrinen, Lesegarten und Sitzterrasse im Modell 
(Foto: Karo*, Leipzig/Architektur und Netzwerk, Magdeburg) 

Angaben zum 

Quartier 

Wechselbeziehungen Wohnen – Freiräume – 
Gemeinschaftseinrichtungen 

Typologisch ist Salbke ein postindustrieller 
Stadtteil im Umbruch, der sich künftig mit 
seinen urbanen Nutzungen verstärkt auf den 
Ortskern konzentriert. Planerisches Leitbild 
ist der Rückbau auf die Siedlungsstruktur der 
vorindustriellen Ortslagen und eine Verzah­
nung der Ortskerne mit dem Landschafts­
raum der Elbe, mit dem Ziel, den Südosten 
zu einem attraktiven, sowohl stadt- als auch 
naturnahen Wohnstandort zu entwickeln. 

Das Modellvorhaben soll dazu beitragen 
den Ortskern von innen heraus zu stabilisie­
ren und die sozialen Bindekräfte im Gebiet 
zu stärken. Das mehrfunktionale Freiflä­
chenangebot im Ortskern bietet Anlässe zur 
Begegnung in der Öffentlichkeit und stärkt 

Eröffnung des Lesezeichens 
(Foto: Karo*, Leipzig/ 
Architektur und Netzwerk, 
Magdeburg) 
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damit auch die Wohnfunktionen in den 
Nachbarschaften. Gemeinschaftsrichtun­
gen wie das Gröninger Bad, das ein wichti­
ger Anlaufpunkt für ältere Jugendliche und 
junge Erwachsene im Südosten ist, können 
einen Teil ihrer Aktivitäten, v. a. durch die 
Bühnennutzung in den Freiraum verlagern, 
so dass neue Synergien zwischen Einrich­
tungen und Freiraum entstehen. 

Aspekte der generationen- und zielgruppen­
übergreifenden Nutzung 

Der Nutzerkreis des Lesecafés, der auch die 
künftige Freiraumbibliothek mitnutzt, re­
krutiert sich aus dem Stadtteil Salbke und 
aus dem gesamten Stadtgebiet. Ein großer 
Teil der Nutzer ist bereits im Rentenalter, 
aber auch zahlreiche Familien mit Kindern 
nutzen das Angebot des Lesecafés. Ein wei­
terer großer Teil der Leser ist geringfügig 
beschäftigt oder bezieht Hartz IV. Das Lese­
café wird als unbürokratische Bücherei ge­
schätzt, in der ohne Nutzerregistrierung und 
ohne Terminierung der Ausleihdauer Bücher 
geliehen oder getauscht werden können. 

Der Baustein mit dem größten zu erwar­
tenden Generationen-Mix ist die Bühne auf 
der sowohl Grundschule, Bürgerverein, Kir­
chengemeinde und Aktion Musik e. V. Ver­
anstaltungen durchführen möchten. 

Von unterschiedlichen Generationen wurde 
auch das Vitrinensystem nachgefragt, das 
als „Info-Board“ nachträglich in das Lese­
zeichenprogramm aufgenommen worden 

Bücherfächer im Lesezeichen – Schmökern in der Freiluftbibliothek erwünscht 
(Foto: Karo*, Leipzig/Architektur und Netzwerk, Magdeburg) 

ist. Hier hat sich das modulare System des 
Lesezeichens bewährt, das Erweiterungs­
möglichkeit für andere Nutzungen zulässt. 

Inwieweit künftig die Einbeziehung der 
Jugendlichen in die Benutzung des Lese­
zeichens gelingt, muss sich im weiteren 
Projektverlauf zeigen. Aus Sorge der Kom­
mune vor Vandalismus und hohen Folge­
kosten wurden die im Beteiligungsprozess 
gewünschte „Audio/Video-Lounge“ und die 
„MP3-Tankstelle“ nicht realisiert. Eventuell 
gelingt es, die Jugendlichen über den jüngst 
gestarteten Betrieb der internetgestützten 
Quartiersplattform weiter an das Projekt zu 
binden. 

Fokus bauliche Aspekte: Eine Kultur-Infra­
struktur als Türöffner für Begegnung 

Im Ergebnis eines Beteiligungsprozesses 
mit Anwohnern unterschiedlichen Alters, 
Vereinen und lokalen Akteuren entsand auf 
dem brachliegenden Dorfanger in Salbke ein 
neues kulturelles Ortszentrum im Freiraum. 
Das Modellvorhaben ist Ausgangspunkt für 
die Initiierung einer wachsenden Kultur-In­
frastruktur in dem seit Jahren schrumpfen­
den und strukturschwachen Stadtteil. Aus 
der Mitte des Ortes entwickelt sich eine 
innovative Neunutzung des Freiraums, die 
nicht zuletzt Menschen motivieren soll, in 
die umgebenden Gebäude zu investieren 
und weitere markante Treffpunkte und Frei­
räume zu schaffen. 

Als 24-Stunden-Stadtteil-Board konzipiert, 
dient das Lesezeichen als Nachbarschafts­
treffpunkt und Weiterbildungseinrichtung 
und soll mit seiner Open-Air-Bücherei und 
-Bühne sowie mit Ausstellungsvitrinen von 
allen Bürgern und verschiedenen Einrich­
tungen der Gemeinde genutzt werden. In 
dem Betriebskonzept für die Bühne, das in 
Zusammenarbeit mit den Hauptakteuren 
entwickelt wurde, zeichnet sich eine gute 
Mischnutzung ab, die vom Sommergottes­
dienst, über Lesungen bis zu Konzerten und 
einer monatlichen „Straßenmusik-Corner“ 
in den Sommermonaten reicht. 

In Ergänzung zu dem „Steinernen Platz“ des 
Ortskerns, der über das Programm Soziale 
Stadt realisiert wurde, ist mit dem Bau des 
Stadtregals und der Bühne ein Ruheraum in 
dem ansonsten von Verkehrslärm gepräg­
ten Ortskern geschaffen worden, der durch 
unterschiedliche Sitzmöglichkeiten und die 
verschiedenen Nutzungsangebote alle Ge­
nerationen und Passanten anspricht. 
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Fokus Kooperation: Öffentlich-private 
Partner im Betrieb 

Für den Betrieb und die Pflege und Unter­
haltung des Lesezeichens sind die Stadt 
und der Bürgerverein Salbke-Fermersleben-
Westerhülsen e. V. eine Kooperation einge­
gangen. Zur langfristigen Absicherung der 
Freiflächennutzung wurde die Programm­
fläche in kommunales Eigentum überführt. 
Die Pflege und Unterhaltung der Freifläche 
und der baulichen Anlagen verbleiben bei 
der Stadt. 

Nach schwierigen Verhandlungen bezüglich 
der Zuständigkeiten und Verantwortlichkei­
ten hat der Bürgerverein mit der Verwaltung 
eine Nutzungsvereinbarung zum Betrieb 
des Stadtregals und des Lesezeichens ab­
geschlossen. Damit wird der Verein zum 
Organisator des Betriebes der Vitrinen, Bü­
cherausleihe und der Bühnennutzung. Ge­
meinsam mit den anderen Akteuren hat der 
Bürgerverein die Möglichkeit, Funktion und 
Inhalt des Lesezeichens eigenverantwortlich 
zu definieren und zu organisieren, ohne da­
bei durch die finanzielle und arbeitsmäßige 
Belastung der Unterhaltungsaufgaben über­
fordert zu sein. 

Die weiteren Kooperationspartner am Le­
sezeichen sind das Gröninger Bad und die 
Grundschule Salbke, die sich auch in der 
Betriebsbeschreibung zu weit reichenden 
Betriebs- und Nutzungsverpflichtungen be­
kannt haben. 

Fokus Prozess: Die Bürgerbibliothek – eine 
Erfolgsgeschichte 

Mit einem zweitägigen Bücherfest begann 
im Oktober 2005 der Prozess. Die verwilder­
te Brachfläche wurde testweise zunächst zur 
Freiluftbibliothek mit 1.500 gesammelten 
Büchern umfunktioniert. Anschließend fan­
den die Bücher in einem Gebäude am Platz 
ihr provisorisches Quartier. Mittlerweile 
sind es 20.000 Bände. Aus Platzgründen 
mussten bereits Außenstellen eingerichtet 
werden. Das fertige Lesezeichen besticht 
durch ein außergewöhnliches Gestaltungs­
merkmal. Aus dem Abriss eines Kaufhauses 
in Hamm – ein Bau der Architekten RKW – 
konnten so genannte Hortenkacheln erwor­
ben werden: Fassadenelemente, die für das 
Lesezeichen recycelt wurden und den Wie­
dererkennungswert steigern. Hierdurch ist 
das Projekt bereits weit über die Stadtgren­
zen hinaus bekannt geworden, beispiels­
weise als Teil des deutschen Beitrags auf der 
Architektur-Biennale in Venedig. 

Fokus Kommunikation: Quartiersplatt­
form zur Vernetzung der Akteure 

Die Quartiersplattform soll zukünftig das 
lokale Internetportal der Stadtteile Fermers­
leben, Salbke und Westerhüsen werden und 
allen in diesen Quartieren beheimateten In­
itiativen und Vereinen aber auch Unterneh­
men und Privatpersonen eine Plattform mit 
lokalem Bezug bieten. Die Quartiersplatt­
form verstärkt die vorhandene Verzahnung 
des Leszeichens mit den Projekten und The­
men der Sozialen Stadt. 

Graffiti-Aktion zur Einbindung Jugendlicher und als Vandalismusschutz 
(Foto: Karo*, Leipzig/Architektur und Netzwerk, Magdeburg) 

Erfahrungen und Übertragbarkeit 

In schwierigen stadträumlichen Lagen, die von Schrumpfung und Leer­
stand geprägt sind, können sichtbare Zeichensetzungen im Freiraum 
eine Signalwirkung für die Quartiersentwicklung haben. Temporäre 
Installationen sind hilfreich als Türöffner und Motivationsschub, um 
kreative Lösungen zu entwickeln und umzusetzen. 

Durch sichtbare Erfolge und intensive Einbindung in den Prozess 
können lokale Akteure, wie der Bürgerverein, über sich hinaus wachsen 
und einen wichtigen Teil von Verantwortung für den öffentlichen Raum 
übernehmen. 

Gleichzeitig werden auch die Grenzen kommunalen Handelns deutlich, 
wenn es darum geht, angesichts der stadtweiten Rücknahme von 
Infrastruktur und der Reduzierung von Unterhaltungs- und Betriebs­
kosten, politische Rückendeckung für ein „Leuchtturmprojekt“ in einem 
schrumpfenden Quartier zu erhalten. Wegen der möglichen Folgen­
kosten in der Unterhaltung und im Betrieb sind daher experimentelle 
Ansätze zum Teil schwer umsetzbar. 

Starke Kooperationen mit lokalen Akteuren und Sponsoring sind eine 
wichtige Basis, um dennoch Experimente gängig zu machen. 
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Modellvorhaben Berlin, Friedrichshain-Kreuzberg: 

Wriezener Freiraum Labor 

Projektlogos der Freiraum­
module Garten-Claims/ 
Feldmoderation, Sport­

parcours und FreiFunkHain 
(tx - büro für temporäre 

architektur, Berlin) 

Angaben zum 

projekt 

Schüler der Dathe-Schule 
im Grünen Klassenzimmer 

(Foto: Stephan Noth, Berlin) 

projekttyp: Neue Freiräume durch Umstruk­
turierung von Infrastrukturflächen 

Nutzfläche: 2,0 ha 

Eigentümer: Bezirksamt Friedrichshain-Kreuz­
berg von Berlin 

kooperations tx – Büro für temporäre architek­
partner: tur, Berlin 

Akteure: Bezirksamt Friedrichshain-Kreuz­
berg; Dathe-Gymnasium; Feld11 
Projects; complizen Planungs­
büro, Berlin; Winfried Schiffer, 
workstation Ideenwerkstatt Berlin 
e. V., Trägerverbund Lokschup­
pen (Lokdock und BUND Berlin 
e. V.); BMX-Verein-52grad e. V. 

planung: Ariane Röntz, Landschaftsar
chitektur, Berlin (Freiraum), AFF 
Architekten, Berlin (Lokschup­
pen), Feld11 Projects, Berlin 
(FreiFunkHain) 

projektent­ tx – Büro für temporäre architek­
wicklung tur, Berlin 

­

­

kontakt: 
Elisabeth Simmon 
Bezirksamt Friedrichshain-Kreuzberg 
Fachbereich Naturschutz- und Grünflächen 
Tel: 030/ 90 29 8-8005 
elisabeth.simmon@ba-fk.verwalt-berlin.de 

Ines-Ulrike Rudolph 
tx – büro für temporäre architektur 
Tel: 030/ 21 01 97 81 
lab@tx-architekten.de 

www.freiraumlabor.org 

Das Projekt 

Kontext 

Mit der Umstrukturierung des Bahn- und 
Industrieareals Wriezener Bahnhof ergeben 
sich für das Stadtquartier Warschauer Stra­
ße vielfältige neue stadträumliche Bezüge 
und Verflechtungen. Neben Gewerbe- und 
Mischgebieten entstehen öffentliche Grün- 
und Freiflächen, die zu einem Freiraumband 
mit öffentlich wirksamen Aktivitäten entwi­
ckelt werden sollen. Kernstück dieses Ban­
des ist die zwei ha große Brachfläche an der 
Helsingforser Straße, die im Bebauungsplan 
als öffentliche Parkanlage festgesetzt ist. 

Zahlreiche örtliche Initiativen zeigten von 
Beginn an ein großes Interesse, den neuen 
Stadtraum mitzugestalten. Daher beauf­
tragte der Bezirk die AG Wriezener Bahnhof, 
eine extra für das Beteiligungsverfahren ge­
gründete Kooperation lokaler Friedrichshai­
ner Initiativen, mit der Durchführung der 
Bürgerbeteiligung zum Bebauungsplanver­
fahren. In einer fachlich moderierten Pla­
nungswerkstatt wurden differenzierte Ideen 
und Gestaltungsansätze für die Grün- und 
Freiflächen entworfen. Als erster Erfolg der 
Planungswerkstatt gelang die Installation 
eines Sportfeldes für die Stadtteilvereine auf 
dem Dach eines neu errichteten Einzelhan­
dels-Großmarktes. 

Konzept 

Das Modellvorhaben Wriezener Freiraum 
Labor setzt den mit der Planungswerkstatt 
begonnenen Partizipationsprozess für den 
künftigen Park an der Helsingforser Straße 
fort. Der Park wird schrittweise mit Anwoh­
nern, Nutzern und lokalen Akteuren gestal­
tet und damit bereits vor der eigentlichen 
Fertigstellung nutzbar gemacht. Durch die 
aktive Einflussnahme auf die Entwicklung 
ihres Stadtteils sollen Bürgerkompetenzen 
gestärkt und neue Kooperationsformen zur 
Inwertsetzung von öffentlichem Raum, wie 
Patenschaften, Bürgerstiftung, Freiraum-
Fonds und unternehmerische Formen ent­
wickelt und getestet werden. Das Grundge­
rüst des Parks und das Kooperationsmodell 
mit den Akteuren sollen so ausgerichtet wer­
den, dass eine nachhaltige, anpassungsfähi­
ge Gestaltung und selbstorganisierte Nut­
zung der Freiflächen erreicht wird. 

Der gebietsprägende ehemalige Lokschup­
pen sowie erhaltenswerte Gehölzbestände 
werden als Potenziale für die Freiflächen­
entwicklung verstanden und sollen in das 
Umgestaltungskonzept einbezogen werden. 

Zentrale Bausteine des Modellvorhabens 
sind die Projektsteuerung, das Schnittstel­
lenmanagement sowie die Freiraummodule 
Grünes Klassenzimmer, Garten-Claims und 
der Sportparcours. Die Freiraummodule 
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werden von lokolen Modulakteuren betreut 
und gemeinsam mit weiteren Nutzungsin­
teressierten generationenübergreifend ge­
staltet und bewirtschaftet. Das Modul Frei-
FunkHain soll den öffentlichen Freiraum für 
die WLAN-Nutzung erschließen und durch 
attraktiv gestaltete Aufenthaltsbereiche 
nutzbar machen. Der ehemalige Lokschup­
pen wird als neuer Anlaufpunkt und Aktivi­
tätsort im Park für eine gemeinschaftliche, 
quartiersbezogene Nutzung umgestaltet. 

Finanzierung 

Für die „einfache“ Herrichtung der Park­
fläche stehen dem Bezirk Mittel für den 
naturschutzrechtlichen Ausgleich aus dem 
Bebauungsplanverfahren für das ehemalige 
Bahnareal zur Verfügung. 

Über das ExWoSt-Forschungsprojekt wur­
den die Projektsteuerung, die partizipative 
Basisplanung und die Planungsleistungen 
für den Freiraum, den Lokschuppenumbau 
und die Entwicklung des FreifunkHains fi­
nanziert. Da das kooperative, dialogische 
Parkentwicklungsverfahren besonders hohe 
Anforderungen an die Koordninierungs-, 
Abstimmungs- und Betreuungsleistungen 
stellte und diese Leistungen mit den im Be­
zirksamt verfügbaren Personalressourcen 
nicht abgedeckt werden konnten, wurde im 
Laufe des Projektes der externe Projektsteu­
erungsanteil erhöht. 

Über ExWoSt wird auch der Grundausbau 
des ehemaligen Lokschuppens zur Gemein­
schaftseinrichtung, die WLAN-Erschließung 
des Freiraums sowie die Photovoltaikanla­
gen zur nachhaltige Energieerzeugung fi­
nanziert. 

Für die Instandhaltung und Pflege des 
Grundgerüsts des Parks bleibt das Bezirks­
amt verantwortlich. Die von lokalen Akteu­
ren getragenen Module sollen möglichst 

selbsttragend organisiert werden. Vorgese­
hen ist, einen Anteil der Betriebs- und Un­
terhaltungskosten der Parkmodule durch 
die Rückvergütung von Strom zu refinanzie­
ren, der über Solaranlagen im Park erzeugt 
und in das Stromnetz eingespeist wird. 

Angaben zum 

Quartier 
warschauer straße 

Einwohner stadt: ca. 3.388 500 
Quartier: ca. 20.000 

lage: Innenstadt 

Quartierstyp/ Gründerzeit mit Plattenbauten 
Baualter: der 1960er Jahre 

sozialdaten: Menschen < 18 Jahre 11 % 
Menschen > 65 Jahre 26 % 
Zuwanderer k.A 
Arbeitslose 12 % 

Der ehemalige Lokschuppen wird gesichert und soll zu einem Gemeinschaftshaus im Park umgebaut werden 
(Foto: bgmr Landschaftsarchitekten, Berlin) 

Aspekte der generationen- und zielgruppen­
übergreifenden Nutzung 

Die Parkmodule sprechen unterschiedliche 
Nutzergruppen an, die mit ihren Aktivitäten 
wiederum das Interesse anderer Zielgrup­
pen zur Parkaneignung wecken sollen. 

Das Grüne Klassenzimmer wird von Schü­
lern und Lehrern des Dathe-Gymnasiums, 
das einen naturwissenschaftlichen Schwer­
punkt hat, gestaltet und betreut. Mit Aktivi­
täten wie dem Anbau von Futterpflanzen für 
die Tiere der Biologiestation und Unterricht 
im Freiraum tritt die Schule an die Öffent­
lichkeit und macht den Park zum praktischen 
Anschauungs- und Lehrobjekt. Hierdurch 
werden auch Begegnung und Austausch mit 
anderen Parknutzern gefördert. 

Mit den Garten-Claims entstehen Anwoh­
nergärten, die zu einer naturnahen, auf die 
besonderen Standort- und Bodenverhältnis­
se des ehemaligen Bahngeländes bezogene 
gärtnerische Nutzung anregen sollen. Der 
Sportparcours bietet Raum für Trendsport­
arten und kontemplative Freizeitnutzungen 
zum Mitmachen und Zuschauen. Die Frei­
funkHaine ermöglichen durch den kosten­
losen WLAN-Zugang die Verbindung von 
Arbeiten und Freizeit. Der Betrieb und die 
Betreuung einer Klimamessstation und die 
Sichtbarmachung der Erträge der Photovol­
taikanlagen sprechen u. a. auch Technikin­
teressierte an. 

Über den moderierten Prozess soll sich eine 
generationenübergreifende Nutzergemein­
schaft zusammenfinden, die sich im Rah-
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Ausschnitt aus dem Basis­
plan Wriezener Freiraum 

Labor (tx - büro für temporä­
re architektur, Berlin) 

men der jeweiligen Möglichkeiten für die 
Gestaltung und Bewirtschaftung des Parks 
einsetzt. Unterstützt wurde dies durch Jour- 
fixe-Termine, eine Vortragsreihe mit relevan­
ten Themen zum Entwicklungs- und Umset­
zungsprozess sowie durch die gemeinsame 
Öffentlichkeitsarbeit. 

Wechselbeziehungen Wohnen – Freiräume – 
Gemeinschaftseinrichtungen 

Das nördlich an den Park angrenzende in­
nerstädtische Wohnquartier Warschauer 
Straße hat nur wenige nutzbare Freiflächen. 
Den großen Bedarf an Freiräumen zur An­
eignung spiegelt der Wunsch vieler Betei­
ligter wider, die Brachfläche möglichst auch 
durch temporäre und einfache Maßnahmen 
nutzbar zu machen. Im Rahmen des Projek­
tes ist es gelungen, eine bezirksweite Koor­
dinierungsstelle für gärtnerische Freiraum­
nutzungen auf dem Gelände zu etablieren, 
die Anfragen zu solchen Aktivitäten zukünf­
tig steuern soll. Über die Schaffung gemein­
schaftlich nutzbarer Räume im ehemaligen 
Lokschuppen sollen die Freiraumangebote 
im öffentlichen Park ergänzt werden, bei­
spielsweise durch Ausstellungsflächen, eine 
kleine Galerie und ein Café für alle. 

Fokus Prozess: Parkproduktion im Dialog 

Projektinitiatoren des Modellvorhabens 
sind das Bezirksamt Friedrichshain-Kreuz­
berg in enger Kooperation mit dem tx – büro 
für temporäre architektur. Die Besonder
heiten des Projektes sind das Verfahren zur 
Parkentwicklung sowie die Organisation 
des Parkbetriebs. Während öffentliche Parks 
klassischerweise in Regie und nach den 
Standards der kommunalen Verwaltung ge­
plant, gebaut und unterhalten werden, wird 
im Wriezener Freiraum Labor der Name zum 

­

Programm: Alle an der Parkproduktion Be­
teiligten sollen als möglichst gleichberech­
tigt in dem Entwicklungsprozess begriffen 
werden und ihr jeweiliges Spezialisten- und 
Erfahrungswissen und ihre Berufung in den 
gemeinsamen Gestaltungprozess einbrin­
gen. In diesem „Entwicklungsprozess auf 
gemeinsamer Augenhöhe“ vermittelt das 
Schnittstellenmanagement zwischen den 
Modulakteuren, den Nutzungsinteressier­
ten und der Verwaltung und sorgt für ein 
transparentes Verfahren. 

Hemmnisse und Lösungsansätze in der Ge­
staltung des kooperativen Verfahrens 

Da das kooperative Zusammenspiel von 
Bürgern und Verwaltung für die Gestaltung 
eines öffentlichen Park noch nicht erprobt 
ist, musste für das Modellvorhaben zunächst 
ein Verfahren gefunden werden, das auf die 
Netzwerkbildung und die Einbindung loka­
ler Akteure mit entsprechenden Kompeten­
zen ausgerichtet ist. Besonders die für die 
kommunale Verwaltung geltenden recht­
lichen Grundlagen und Standards für die 
Umsetzung öffentlicher Projekte stellen ein 
Hemmnis für das praktische Agieren bürger­
schaftlicher Akteure im Projekt dar.  

Die Vorschriften der Landeshaushaltsord­
nung erschweren die Beauftragung lokaler 
Akteure und die schnelle Abrechnung von 
Sachmitteln. Der hierfür erforderliche Auf­
wand steht oft nicht in einem vertretbaren 
Verhältnis zu den vergleichsweise geringen 
Ausgabebeträgen von Low-Budget-Projek­
ten mit ehrenamtlicher Beteiligung. Um 
unnötige Bürokratie zu vermeiden und eine 
Ausgabenkontrolle zu behalten, wurde eine 
pragmatische Lösung gefunden: Beträge bis 
100 Euro können ohne Gegenangebote aus­
gegeben werden, bei höheren Beträgen sind 
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drei vergleichende Angebote einzuholen 
und die Auswahl kurz zu begründen. 

Für die Verwaltung ist es schwierig, die in­
tensive Projektbetreuung zu gewährleisten, 
da die personellen Ressourcen des Grünflä­
chenamtes nicht auf Kooperationsprojek­
te ausgerichtet sind. Außerdem beinhaltet 
die für die Berliner Verwaltung geltende 
Kosten-Leistungs-Rechnung für das Grün­
flächenamt keine „Freien Leistungen“, wie 
beispielsweise die Beratung oder Begleitung 
partizipatorischer Projekte. Diese Leistun­
gen müssen in anderen Produkten bzw. 
Leistungen verrechnet werden, die dann im 
Vergleich mit den anderen Bezirken schlech­
ter abschneiden und daher unwirtschaftlich 
erscheinen. 

Fokus bauliche Aspekte: Lösungen im 
Prozess entwickeln 

Der Basisplan setzte die jeweiligen Entwick­
lungsschritte der gemeinsamen Parkproduk­
tion zu einem Gesamtkonzept zusammen. 
Darauf aufbauend entwickelte ein Land­
schaftsarchitekturbüro das Gestaltungs- 
und Erschließungskonzept für den öffentli­
chen Park als Grundgerüst, das Räume und 
Möglichkeiten für Aktivitäten und Weiter­
entwicklungen der Modulakteure Nutzer 
einbindet. Erste bauliche Maßnahmen für 
das Grundgerüst des Parks waren: 

•	 ein neuer Zugang auf der Höhe des Hel­
singforser Platzes 

•	 der Bau eines multifunktionalen Sportfel­
des (Asphalt, ca. 15 m x 25 m) 

•	 Testmodule für ein individuell nutzbares 
Parkmobiliar (Pflanzbeet mit Liegefläche, 
Arbeitsplatz mit integriertem Pausenort 
etc.). 

Obwohl die baulichen Maßnahmen erst 
Ende 2009/ Anfang 2010 umgesetzt werden, 
ist der Park bereits seit August 2007 öffent­
lich zugänglich. Auch dies entspricht dem 
experimentellen Vorgehen der sukzessiven 
Parkproduktion. 

Fokus Kooperationen: Öffentlich-Private-
Partnerschaften auch im Betrieb 

Auch der Betrieb und die Unterhaltung des 
Parks folgen dem beschriebenen kooperati­
ven Prinzip. Bezirksamt und Modulakteure 
versuchten gemeinsam eine tragfähige und 
nachhaltige Nutzer- und Trägerstruktur zu 
entwickeln, die dann in Nutzerverträgen mit 
den verschiedenen Modulakteuren veran­
kert werden. 

Inwieweit ein tragfähiges kooperatives Be­
triebskonzept gefunden werden kann, wird 
erst in Auswertung des weiteren Projekt­
verlaufs dokumentiert werden können. Von 
zentraler Bedeutung wird die Frage sein, ob 
es gelingt, die Modulakteure und die Nut­
zungsinteressierten über den experimen­
tellen und nicht immer einfachen Entwick­
lungsprozess hinaus für ein längerfristiges 
Engagement  zu motivieren. 

Die selbst gebaute Pumptrack-Strecke im Sportparcours ist vor allem für Kinder und 
Jugendliche eine Attraktion (Foto: Tore Dobberstein, Berlin) 

Erfahrungen und Übertragbarkeit 

Das Modellvorhaben Wriezener Freiraum Labor ist ein beispielgebendes 
Projekt für die Verknüpfung von Bottom-up-Initiative mit Top-down-
Planung. In einer gemeinsamen Produktion eines öffentlichen Parks 
werden neue Formen der Gestaltung, Aneignung und Bewirtschaftung 
von öffentlichem Raum ausgetestet (Privat schafft Öffentlichkeit, Park 
wächst mit der Bürgerträgerschaft). 

Der bisherige Prozess zeigt allerdings, dass solche Gestaltungsverfah­
ren für öffentliche Parks, die auf einer Kooperation der kommunalen 
Verwaltung mit lokalen und bürgerschaftlich verankerten Akteuren 
basieren, bislang noch keine geübte Praxis darstellen. Alle Beteiligten 
(Verwaltung, Modulakteure und weitere im Prozess hinzukommende 
Akteure) vollziehen diesen Prozess zum ersten Mal. Das setzt ein hohes 
Maß an Kooperationsfähigkeit und konstruktivem Handeln voraus. Eine 
gute und kontinuierliche Projektsteuerung mit klaren Ansprechpartnern, 
Verantwortlichkeiten und Zielvereinbarungen erweist sich dabei als eine 
zentrale Voraussetzung für das Gelingen des Projektes. Für solche 
öffentlich-private Kooperationsprojekte müssen neue Verfahren und 
rechtliche Grundlagen gefunden werden, um ein unbürokratisches und 
projektorientiertes Handeln zu ermöglichen. 





Themenschwerpunkt C: 
Attraktives Wohnen im Quartier 
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Modellvorhaben Arnstadt: 

Gemeinsam statt einsam – 
Generationenwohnen in Arnstadt-Ost 

Angaben zum 

Quartier 
Arnstadt 

Einwohner 
stadt: ca. 26.000 

stadtquartier: ca. 3.000 

kreistyp: Kreisstadt (Ilmkreis) 

Quartierstyp: Zeilenbau 

prägendes 
Baualter: 1960/70er Jahre 

lage: östliche Peripherie der Stadt 

sozialdaten: < 20 Jahre 12 % 

> 65 Jahre 35 % 

Sozialhilfeempfänger 13 % 

Träger/ Wohnungsbaugesellschaft 
Eigentümer: der Stadt Arnstadt mbH 

förderung: Wohnungs- und Städtebau­
förderung des Landes 

(Foto u. Grafik: empirica) 

Das Projekt 

Kontext 

Das Wohngebiet Arnstadt-Ost bietet ein 
relativ breites Spektrum preiswerter Woh­
nungen unterschiedlicher Größe in ruhiger, 
durchgrünter, innenstadtnaher Lage mit 
guter infrastruktureller Ausstattung. Den 
heutigen Bedürfnissen von Familien, jungen 
Leuten aber auch von Menschen mit zuneh­
mendem Betreuungsbedarf wird der Stan­
dard eines Teils dieses Wohnungsbestandes 
(1960er Jahre Blockbauweise) jedoch nicht 
mehr gerecht. Zudem ist die stabile, aber 
stark alternde Bewohnerschaft des Quar­
tiers zunehmend von wirtschaftlich und de­
mografisch bedingten Einwohnerverlusten 
betroffen. 

Um das Wohngebiet schrittweise zu verjün­
gen und somit mittel- und langfristig zu sta­
bilisieren, muss der Standort sowohl für die 
vorhandenen Mieter als auch für neue, jün­
gere Bewohnergruppen attraktiver werden. 
Mit der Konzeption und Realisierung des 
gemeinschaftlich orientierten Pilotprojektes 
„Gemeinsam statt einsam – Generationen­
wohnen in Arnstadt“, das seinen Ursprung 
in einer privaten Initiative Arnstädter Bürger 
hat, wird die Wohnungsbaugesellschaft der 
Stadt Arnstadt mbH (WBG) einen wichtigen 
Beitrag dazu leisten. 

Konzept 

Ziel des Projektes war es, durch den Umbau 
sowie die komplexe Instandsetzung und Mo­
dernisierung zweier, bereits leer stehender, 
zentral gelegener 4-Geschosser ein Ensem­
ble zu realisieren, indem Jung und Alt, Sin­
gles und Familien in unterschiedlichen For­
men selbstbestimmt in guter Nachbarschaft 
zusammen wohnen können. Insgesamt sind 
51 Mietwohnungen, drei davon behinder­
tengerecht, und gemeinschaftlich nutzbare 
Räumlichkeiten und Flächen entstanden. 

Schwerpunkt ist das Zusammenleben in 
generationenübergreifender Gemeinschaft 
durch den Aufbau verbindlicher Nachbar­
schaften bei gleichzeitiger Wahrung der 
Selbständigkeit der Bewohner. Eine Gruppe 
alleinstehender Seniorinnen hat sich mit 
diesem Ziel zusammengeschlossen und ist 
an das Wohnungsunternehmen herangetre­
ten. Ihre Vorstellung war ein gemeinschaft­
liches Wohnen in barrierefreien Wohnungen 
zur Miete mit Gemeinschaftsräumen zur 
selbständigen Bewirtschaftung und ggf. mit 
Serviceangeboten im Haus für die gesamte 
Bewohnerschaft, an einem Standort, der 
auch im Alter noch eine gute Anbindung an 
die Innenstadt bietet. 

Vor diesem Hintergrund hat die WBG das 
Projekt initiiert. Anders als bei den üblichen 
Mietobjekten kommt den Bewohnern eine 
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stärkere selbstbestimmte Rolle zu. Abhän­
gig von den konkreten Vorstellungen der 
Interessenten, wurden im Projektvorhaben 
unterschiedliche Formen des gemeinschaft­
lichen Wohnens realisiert. Mit dem Wohn­
projekt wurde ein Impuls gesetzt, der zur 
sozialökonomischen Gebietsstabilisierung 
führt: Es werden neue Nachbarschaften 
und Generationennetzwerke entwickelt. Die 
Mieter nahmen und nehmen aktiv am Pro­
zess der Planung, der Umsetzung und Nut­
zung teil. 

Die Gruppe, die sich ernsthaft für das Wohn­
projekt interessiert und bereits Verbindlich­
keiten eingegangen ist, umfasst bereits Mo­
nate vor dem Einzug 45 potenzielle Mietpar­
teien, die mehrheitlich zur Altergruppe 60+ 
zählen. Insgesamt zählen vier Familien mit 
sieben Kindern zu der Mietergemeinschaft. 

Realisierung einer Hausgemeinschaft 

In den beiden viergeschossigen Wohngebäu­
den wurden 51 barrierefreie Wohneinheiten 
mit Balkon bzw. Terrasse (Haus 2), drei da­
von behindertengerecht sowie ein Gemein­
schaftsraum und eine Dienstleistungsein­
heit (Pflegedienst) realisiert. Die Wohnungs­
größen betragen entsprechend der Nachfra­
ger zwischen 40 m² und 120 m². Es wurden 
sowohl kleine Wohnungen mit 1,5 Zimmern 
für Ein-Personen Haushalte als auch größe­
re Wohnung, z. B. mit fünf Zimmern für eine 
Familie realisiert. Entsprechend den Bedar­
fen der Nachfragegruppe des gemeinschaft­
lichen Wohnprojektes liegt der Schwerpunkt 
der Wohnungsgrößen zwischen 50 bis 75 m² 
(mehr als drei Viertel der Wohnungen) für 
Ein- und Zwei-Personen-Haushalte. 

Im Rahmen der Umbaumaßnahmen der 
1960er Jahre Häuser wurde die Erschließung 
verändert und erfolgt jetzt pro Haus über je 
einen zentralen Treppenhauskern mit Auf­

zug und Laubengängen. Diese ermöglichen 
nicht nur die schwellenfreie Erschließung 
der Wohnungen, sondern werden auch als 
Kommunikationsräume und -flächen ge­
nutzt. Die ursprüngliche Planung orien­
tierte auf Wohnungen ohne Balkone. Wäh­
rend des Prozesses wurde deutlich, dass 
die zukünftigen Nutzer trotz Laubengang 
und gemeinschaftlicher Terrasse auf private 
Freiflächen nicht verzichten wollen. 

Ergänzt werden die Wohnungen durch ei­
nen Gemeinschaftsbereich im Erdgeschoss 
des Hauses 1. Die Fläche beträgt ca. 130 m² 
und beinhaltet folgende Raumangebote: ei­
nen großen (teilbaren) Gemeinschaftsraum 
für Veranstaltungen, Versammlungen etc. 
und zwei kleinere Räume sowie eine Küche 
und behindertengerechte Toiletten. Im Au­
ßenbereich schließt sich eine große Terrasse 
an und auch die Frei- und Grünflächen zwi­
schen den Gebäuden werden gemeinschaft­
lich nutzbar sein. 

Es soll sich ein kommunikativer Ort der Be­
gegnung für das gesamte Quartier entwi­
ckeln, der eine Zentrumsfunktion im Quar­
tier übernimmt. 

In der Hausgemeinschaft 
leben (Foto: StadtStrategen) 

Neue Erschließung, Außendarstellung und nachfragegerechte Grundrisse (Foto: StadtStrategen) 
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Frühe Einbindung der zukünftigen Nutzer 

Die WBG hat mit dem Modellvorhaben ei­
nen neuen Weg der Projektentwicklung 
gewählt und realisierte das erste gemein­
schaftlich orientierte Mietwohnprojekt die­
ser Größe in Thüringen. Integrative Planung 
und die intensive Einbindung der zukünf­
tigen Bewohner waren an dem Prozess die 
Besonderheiten des Vorhabens und für alle 
Beteiligten eine neue Erfahrung. Durchge­
führt wurden viele Veranstaltungen wie In­
teressenwerkstätten, mehrere Stammtische, 
ein Sommerfest und eine Exkursion nach 
Hessen, die den Teilnehmern ermöglich­
te, bereits existierende gemeinschaftliche 
Wohnprojekte zu besichtigen und eine ei­
gene Idee für das Projekt „Gemeinsam statt 
einsam“ zu entwickeln. 

Folgende Arbeitsformen und -methoden 
waren wesentliche Module der Beteiligungs­
struktur: 

•	 Interessenwerkstätten: alle acht bis 
zwölf Wochen fanden Planungswerk­
stätten mit 20 bis 35 Teilnehmern statt, 
in denen im Wechsel von fachlichem In­
put, moderierter Diskussion und Arbeit 
in kleinen Gruppen gemeinsam Themen 
und Fragen zum Projekt schrittweise be­
arbeitet wurden; 

•	 Arbeitsgruppen: vier Gruppen mit drei 
bis sechs Teilnehmern zu den Themen 
„Projektidee und Organisation“, „Gar­
ten und Freiraum“, „Gemeinschaftsräu­
me und Gemeinschaftsaktivitäten“ und 
„Pflege im Wohnprojekt“ wurden gegrün­
det, die Vorschläge zu speziellen Themen 
erarbeiteten, um diese in den Interessen­
werkstätten vorzutragen und abzustim­
men; 

Professionelle Steuerung der Gruppen durch externes Büro (Foto: StadtStrategen) 

Ideenpicknick (Foto: StadtStrategen) 

•	 Gemeinsame selbstorganisierte Aktivi­
täten der zukünftigen Hausgemeinschaft: 
Ziel war es, die zukünftigen Hausbewoh­
ner schrittweise in die Öffentlichkeitsar­
beit des Projektes einzubinden, insbeson­
dere um die Akzeptanz und Verankerung 
im Wohngebiet zu fördern. Hierzu wur­
den in der Planungsphase beispielsweise 
ein selbst organisiertes Projektfest durch­
geführt, gemeinsame Wanderungen an­
geboten und Präsentationen bei einem 
Wohngebietsfest gehalten. Die Hausge­
meinschaft sollte Erfahrungen – u. a. in 
der Zusammenarbeit mit Partnern (Ver­
eine, Dienstleister vor Ort etc.) – sam­
meln und Strukturen aufbauen, die die 
Gemeinschaft stärkt und eine Vernetzung 
ins Quartier z. B. in Zusammenarbeit mit 
der Schule, Kita, etc. ermöglicht. Damit 
das gemeinschaftliche Wohnprojekt eine 
Ausstrahlung ins Quartier hat und die 
Räume und Angebote auch durch Dritte 
belebt werden, ist dieser Schritt ein we­
sentlicher für die Projektentwicklung ge­
wesen. 

Die WBG wurde in den intensiven Beteili­
gungsprozess, der durch ein externes Büro 
(StadtStrategen. Bürogemeinschaft für inte­
grative Stadtentwicklung, Weimar) gesteuert 
wurde, eingebunden. So ist bereits vor dem 
Einzug der Mieter ein kooperatives Verhält­
nis zwischen Wohnungsunternehmen und 
den zukünftigen Mietern entstanden, das in 
einem Kooperationsvertrag zwischen Woh­
nungsbaugesellschaft und Mietergemein­
schaft mündete. 

Intensive Öffentlichkeitsarbeit 

Ein wesentliches Element für die erfolg­
reiche Entwicklung des Projektes war die 
fortlaufende intensive Öffentlichkeitsarbeit 
in Form von Pressearbeit, Projektpräsenta­
tionen in Informationsveranstaltungen und 
Ausstellungen. Ein Großteil der Mietinteres­
senten wurde über diese Öffentlichkeitsar
beit gewonnen und viele verschiedene Ak­

­
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teure, auch überregional, zeigten Interesse 
am Modellvorhaben. So wurde auch Kon­
takt zu lokalen Gewerbetreibenden, Dienst­
leistern, Bildungsträgern und Vereinen auf­
genommen, um sie für Kooperationen zu 
gewinnen. 

Wohnungsunternehmen als Projektsteuerer 

Die Projektsteuerung lag in der Hand der 
WBG. Im Arbeitsprozess sollten alle Beteilig­
ten mit einbezogen werden. Dazu wurden 
zwei verschiedene Gremien gebildet: zum 
einem das Planungsteam (WBG, Architek­
tin, Fachplaner, externes Büro für fachliche 
und kommunikative Begleitung) und zum 
anderen die Projektgruppe (Planungsteam, 
Vertreter des Stadtplanungsamtes, Vertreter 
öffentlicher Vereine und Mietinteressenten). 
Die Rückkopplung beider Gruppen war für 
die erfolgreiche Umsetzung des Projektes 
von großer Bedeutung. Deshalb fand ein re­
gelmäßiger Austausch zwischen allen Betei­
ligten (WBG, Architektin, Fachplaner, exter­
nes Büro für fachliche und kommunikative 
Begleitung, Vertreter des Stadtplanungs­
amtes, örtliche Vereine und Mietinteressen­
ten) statt. 

Kooperationsvereinbarung zwischen 
Wohnungsbaugesellschaft und Mietern 

Die WBG ist Projektträger und Eigentümer 
der Liegenschaft. Auch in der Nutzungs­
phase bleibt die WBG Arnstadt mbH Träger 
des Projektes und Vermieter. 

Die WBG schloss mit jeder Mietpartei für 
die Wohnung einen Einzelmietvertrag ab. 
Hinzu kommt eine Kooperationsverein­
barung zwischen der Mietergemeinschaft 
und dem Vermieter. In der Vereinbarung 
wurden die Rechte und Pflichten der Part­
ner geregelt. Parallel wurde schrittweise 
ein sozial und ökonomisch tragfähiges 
Konzept zur weitergehenden Selbstor­
ganisation und Bewirtschaftung der Ge­
meinschaftsräume entwickelt. Die von der 
Mietergemeinschaft dazu formulierten 
und zumindest mehrheitlich getroffenen 
Vereinbarungen wurden im Statut festge­
schrieben. Die Miete und die anfallenden 
Betriebskosten für die Gemeinschaftsräu­
me werden anteilig auf die Einzelmieter 
umgelegt. Die Vermietung der Gemein­
schaftsräume erfolgt rein formal an die 
Mietergemeinschaft. Zum kalkulierten 
Mietpreis von 5,00 Euro/m² Wohnfläche 
kalt muss eine Umlage für den Gemein­
schaftsbereich von rd. 15,00 Euro/Monat 
pro Haushalt addiert werden. 

Tag der offenen Tür für Interessierte (Foto: StadtStrategen) 

Die erforderlichen Investitionen für den 
Umbau und die Modernisierung finanzierte 
die WBG durch Eigenmittel, Wohnungs- und 
Städtebauförderung des Landes, Zuschüsse 
des Thüringer Ministeriums für Soziales, Fa-
milie und Gesundheit, KfW-Mittel und Zu-
wendungen. Nach der Projektrealisierung 
werden keine Förderungen für den weiteren 
Betrieb erwartet. In der Nutzungsphase fi­
nanziert sich das Projekt über die Mietein-
nahmen. Die beiden Häuser wurden Mitte 
November und Anfang Dezember 2009 be­
zogen. Heute leben dort rd. 100 Menschen. 

Erfahrungen und Übertragbarkeit 

Wohnquartiere mit einem hohen Anteil an Geschosswohnungen der 
1960er Jahre bieten selten altengerechte Wohnungen. Ältere Menschen 
müssen bei zunehmender Immobilität diese Quartiere verlassen, wenn 
der Bestand nicht entsprechend umstrukturiert wird. Für altengerechte 
Wohnangebote in Bestandsquartieren der 1960er Jahre ist es relativ 
leicht ältere Haushalte zu gewinnen, da diese in der Regel vor Ort leben 
und in dem angestammten Quartier wohnen bleiben möchten. Schwie­
riger ist es, junge Familien zu gewinnen. 

Erfolgreich ist eine solche Umstrukturierung, wenn der Planungsprozess 
unter Einbindung der zukünftigen Nutzer läuft und diese sich zusätzlich 
über das Projekt hinaus mit ihren Angeboten und Netzen ins Quartier 
(z. B. Vereine, Schule, Kita etc.) öffnen. 

Die Nachfragestruktur im Projekt in Arnstadt zeigt, dass 1/3 der Mieter 
aus dem Wohngebiet selbst kommen und 2/3 aus anderen Stadtteilen 
oder Städten zugezogen sind. Dies macht deutlich, dass mit dem Kon­
zept des „gemeinschaftlichen Wohnens“ eine Wohnform realisiert wurde, 
die „neue“ Nachfragegruppen mobilisiert hat und Wohnungsunterneh­
men, die sich für Initiativgruppen öffnen, erfolgreich ihre Bestände um­
strukturieren und vermarkten können. 

kontakt:
Wohnungsbaugesellschaft 
der Stadt Arnstadt mbH 
Andreas Adolf 
Geschäftsführer 
Vor dem Riedtor 4 
9310 Arnstadt 
Tel.: 03628/ 93 05 – 0 
info@wbg-arnstadt.de 

www.wbg-arnstadt.de 

mailto:info@wbg-arnstadt.de
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Modellvorhaben Braunschweig: 

St. Leonhards Garten – 
Areal des Stadtbahndepots 

Angaben zum 

Quartier 
Braunschweig 

Einwohner 
stadt: ca. 246.000 

stadtquartier: ca. 16.350 

kreistyp: Kernstadt 

Quartierstyp: Blockrand 

prägendes 
Baualter: 1900 bis 1950 

lage: zentral 

sozialdaten: < 18 Jahre 18 % 

> 65 Jahre 12 % 

Zuwanderer 5 % 

Arbeitslose 6 % 

Träger/ Stadt Braunschweig 
Eigentümer: Braunschweiger Verkehrs-AG 

(Tochterunternehmen der Stadt) 

förderung: keine 

Das Projekt 

Kontext 

Das ca. 3,5 ha große Areal St. Leonhards 
Garten, das ehemals als Stadtbahndepot 
genutzt wurde, liegt am südlichen Rand des 
beliebten gründerzeitlichen Wohngebietes 
„Östliches Ringgebiet“. Der Hauptbahnhof 
und die City sowie das Naherholungsgebiet 
Prinz-Albrecht-Park sind fußläufig erreich­
bar. Durch eine Randbebauung ist das Ge­
biet von der Haupterschließungsstraße Al­
tewiekring abgeschirmt und bisher nur von 
Süden durch die Georg-Westermann-Allee 
erschlossen. Die Stadt Braunschweig plant 
nach Abbruch der bestehenden Gebäude, in 
denen im Wesentlichen technische Anlagen 
untergebracht waren, eine neue quartiers­
bezogene Nutzung mit innovativen Wohn­
konzepten. 

Konzept 

Durch die Verlagerung des Stadtbahnde­
pots und Entwicklung des Geländes wird 
die Realisierung eines lebendigen, innen­
stadtnahen Wohnquartiers möglich. Die im 
Bestand vorhandene Blockstruktur wird in 
dem städtebaulichen Konzept aufgenom­
men und setzt sich im Blockinneren zu ei­
ner eigenständigen städtebaulichen Figur 
zusammen. Die Neubebauung umschließt 

als zentrales Element einen öffentlichen 
Platzraum, der sowohl für die Bewohner der 
Neubauten als auch für die Bestandsbauten 
eine integrierende Funktion übernimmt. 
Durch unterschiedliche Teilbereiche in Be­
zug auf Bautypologie, Gestaltung sowie öf­
fentliche Räume richtet sich das Wohnan­
gebot an unterschiedliche Zielgruppen. Die 
geplanten Stadthäuser werden insbesonde­
re von Familien nachgefragt, die ein Haus 
in der Stadt mit individuellem Freibereich 
wie Garten oder (Dach-) Terrasse wünschen. 
Die Geschosswohnungen in den Stadtvillen 
entsprechen vor allem den Bedürfnissen der 
Generation 50+. Ziel dieses Mehrgenerati­
onenprojektes ist es, Identität schaffende 
und städtebaulich ansprechende Konzepte 
für Haus- und Wohnungstypologien, für das 
Zusammenwohnen im Quartier, für eine 
Quartiersöffentlichkeit und für eine Integra­
tion in die Stadt zu entwickeln. 

Die Bewohner wurden bereits sehr früh­
zeitig an den Planungen beteiligt und ihre 
Anforderungen, Bedarfe sowie Wünsche 
mit aufgenommen. Sowohl in Planungs- als 
auch in der Realisierungsphase finden da­
bei Gesichtspunkte des Universal Designs 
Berücksichtigung. Ziel ist es, dass die Be­
wohner langfristig auf Veränderungen ihres 
Lebensstils und ihrer Bedarfe reagieren kön­
nen ohne aus dem Quartier wegziehen zu 
müssen. 

(Ansicht: Stadt Braunschweig, Grafik: empirica) 
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Die frühzeitige Einbindung der Bewohner 
der angrenzenden Wohngebiete als auch 
der zukünftigen Bewohner in die Entwick­
lung des Projektes trägt dazu bei, dass sich 
eine Gemeinschaft bilden kann, die eng mit 
dem Projekt St. Leonhards Garten verbun­
den ist. 

Offener interaktiver Planungsprozess 

Wettbewerbsverfahren in drei Phasen 

Das Projekt St. Leonhards Garten pflegte 
seit Beginn einen offenen interaktiven Pla­
nungs- und Beteiligungsprozess zwischen 
dem Baudezernat als Projektträger, den 
involvierten Architekten und Planern, den 
Anliegern, den Bauinteressierten und allen 
anderen Beteiligten. In der Konsequenz 
wurden Entscheidungen über die Gestal­
tung und funktionalen Anforderungen 
des Quartiers im Diskurs mit den beteili­
gten Gruppen gefällt. Diese Offenheit und 
Transparenz zog sich bereits durch das 
dreistufige Wettbewerbsverfahren, dass zur 
Entwicklung des Quartiers durchgeführt 
wurde. In der ersten Phase (Phase A Bewer­
bung) konnten sich Architekturbüros über 
Ideenskizzen oder Referenzen bewerben. 
In der zweiten Phase (Phase B Städtebau) 
erarbeiteten 50 teilnehmende Büros eine 
großmaßstäbliche städtebauliche Vorzugs­
lösung für das gesamte Areal des Stadt­
bahndepots. Am Ende der zweiten Phase 
vergab eine Fachjury drei Preise sowie sie­
ben Anerkennungen. Durch das Votum der 
Bauinteressenten wurde schließlich der 
zweite Preis (Entwurf von Prof. Brenner) als 
Grundlage für den Bebauungsplan gewählt. 
Die vorgesehene Bebauung besteht aus ge­
reihten Stadthäusern, Doppelhäusern und 
Geschossbauten. Definiert wird das Areal 
durch einen zentralen arenaförmigen Platz­
raum. 

In der dritten Phase (Phase C Wohnbau­
typologien) wurden die zehn mit Preisen 
und Anerkennungen ausgezeichneten Bü­
ros aufgefordert Entwürfe für Gebäude und 
Wohnungsgrundrisse einzureichen. Die 
Architekturtypologien der im Wettbewerb 
erfolgreichen Büros haben Vorbildcharakter 
und wurden Grundlage für die „Spielregeln“ 
zum Bauen in St. Leonhards Garten. 

Nach Abschluss des Wettbewerbs und einer 
entsprechenden Dokumentation wurde ein 
Fachsymposium „Zukunft des Wohnens“ in 
Zusammenarbeit mit der Architektenkam­
mer Niedersachsen organisiert und die Er­
gebnisse vorgestellt und diskutiert. 

Öffentliche Beteiligung bzw. Einbindung 
der Bauinteressierten 

Die öffentliche Beteiligung bzw. die Einbin­
dung der Bauinteressenten erfolgte im We­
sentlichen über zwei Instrumente: Zum ei­
nen fanden zahlreiche öffentliche Veranstal­
tungen statt – begonnen mit einer Auftakt­
veranstaltung über Fachsymposien bis hin 
zu speziellen Informationsveranstaltungen 
zum Thema Spielregeln, Baugruppen und 
Vergabeverfahren sowie Moderationsver­
anstaltungen für die Baugruppen. Zum an­
deren stellt die Internetplattform (www.st­
leonhards-garten.de) ein wichtiges Medium 
für die Information und stetige Beteiligung 
der Öffentlichkeit dar. Die Internetseite in­
formiert über wichtige Meilensteine zum 
Projekt, die monatlich aktualisiert werden. 
So bestand beispielsweise die Möglichkeit 
Bauherrenfragebögen herunterzuladen bzw. 
online zu beantworten. Die Auswertung der 
Fragebögen und Berücksichtigung der Be­
fragungsergebnisse im Projekt dokumen­
tierte die zielgerichtete Beteiligungskultur. 

Modelle von gereihten 
Stadthäusern v.l.: Brenner, 
ARGE Stamm-Teske+A21, 
Kellner Schleich Wunderling 
(Foto: Stadt Braunschweig) 

Städtebauliches Konzept 
(Grafik: Prof. Klaus-Theo 
Brenner, Berlin) 
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Erste Bürgerinformation 
12/06 

(Foto: Stadt Braunschweig) 

Symposium Zukunft 
des Wohnens 

Nachbarschaften mehrerer 
Generationen 07/07 

(Foto: Stadt Braunschweig) 

Workshop der Projektbetei­
ligten nach dem Symposium 
(Foto: Stadt Braunschweig) 

Förderung von Baugruppen 

Die intensive Öffentlichkeitsarbeit hatte 
eine hohe Grundstücksnachfrage zur Folge, 
insbesondere für die 44 Grundstücke für ge­
reihte Stadthäuser bewarb sich eine Vielzahl 
von Baugruppen. Im Geschosswohnungs­
bau und im Bereich der Doppelhäuser sind 
ebenfalls keine Grundstücke mehr verfüg­
bar. Baugruppen wurden bei der Grund­
stücksvergabe bevorzugt behandelt. 

Im Beteiligungsprozess brachte die Stadt 
Braunschweig Bauinteressierte mit ähnlichen 
Wohn- und Lebensvorstellungen zusammen 
wie zum Beispiel junge Familien mit Klein­
kindern, Generation 60+ oder Bauinteressier­
te, die Wohnen und Arbeiten miteinander ver­
binden wollten. Jede Baugruppe erhielt wäh­
rend des Prozesses von einer/einem Modera­
torin/Moderator Unterstützung. Sie leiteten 
die Baugruppen an, formulierten mit ihnen 
Ziele und gaben ihnen eine Struktur vor. Auch 
hinsichtlich inhaltlicher Aspekte wie den Ge­
staltungsspielregeln und der Umsetzung von 
Universal Design standen die Moderatoren 
den Baugruppen beratend zur Seite. Die pri­
vaten Bauprojekte wurden individuell geplant 
und mit dem Gestaltungsbeirat abgestimmt. 

Handbuch zum Bauen in 
St. Leonhards Garten 

Für das Neubauwohnprojekt wurden gestal­
terisch-funktionale Spielregeln von einer Ar
beitsgemeinschaft, bestehend aus den in der 
letzten Wettbewerbsphase (Typologie) sieg­
reichen Architekten, festgelegt und in einem 
Handbuch zusammengefasst. Regelungsin­
halte sind z. B. die Kubatur, Proportionen, 
Materialien (z. B. Backstein) und Farbigkeit 
der Gebäude. Darüber hinaus dokumentiert 
das Handbuch den Planungsprozess und 
beinhaltet folgende Themen: 

•	 übergeordnete Ziele des Projektes z. B. 
universal nutzbare Architektur/Mehrge­
nerationenwohnen 

•	 Planungs- und Beteiligungsprozess 

•	 Lagepläne mit Grundstückskosten 

•	 Vergabeverfahren 

•	 technische Hinweise 

•	 städtebauliches Konzept 

•	 Spielregeln unterschieden nach Bautypo­
logien 

•	 Beispielentwürfe für gereihte Stadthäuser 

•	 typologische Konzepte 

•	 Empfehlungen hinsichtlich einer univer
sal nutzbarer Architektur 

Damit diese Gestaltungsregeln auch bei den 
Baugruppen auf Akzeptanz stoßen, wurden 
ihre Vorstellungen über die Bauherrenfra­
gebögen erfasst und mit berücksichtigt. Das 
Handbuch als Grundlage der individuellen 
Planungen wurde allen Baugruppen kosten­
los zur Verfügung gestellt. Das Regelwerk 
dient neben dem Bebauungsplan als Steuer
instrument für die Beurteilung der Entwürfe 
und deren Umsetzung. Die Bauherren ver
stehen das Handbuch nicht als Einschrän­
kung, sondern nehmen es vielmehr als 
Qualitätssicherung war. Durch die hohen 
städtebaulichen und architektonischen An­
sprüche erhoffen sie sich für die Zukunft 
eine Wertbeständigkeit des Quartiers. 

Gemeinsame Planung des öffentlichen 
Raums und der Gemeinschaftsflächen 

Die Nutzung und Gestaltung der öffent­
lichen Quartiersräume wird in Beteiligungs- 
bzw. Moderationsrunden festgelegt. Über 
die Einbeziehung der späteren Nutzer soll 
eine hohe Identifikation der Bewohner mit 
dem öffentlichen Raum sowie eine Akzep­
tanz der bereits in der Nachbarschaft leben­
den Bewohner geschaffen werden. Neben 

­

­

­

­
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der Gestaltung der öffentlichen Quartiers­
räume soll ein Quartierstreff in Anbindung 
an einen Kindergarten im Quartier entste­
hen. Mithilfe kommunaler Steuerung wur
den Workshops mit potentiellen Investoren, 
Architekten, Akteuren vor Ort und Bewoh­
nern durchgeführt, um die zukünftigen Nut-
zungsmöglichkeiten zu diskutieren. 

Die Kommune als Träger und 
Projektsteuerer 

St. Leonhards Garten ist ein Neubauprojekt, 
das aus Ein- und Mehrfamilienhäusern be­
steht. Als Bauherren treten hauptsächlich 
private Baugruppen und nur einige wenige 
private Einzelbauherren und Bauträger auf. 

Die Steuerung des Projektes hat die Stadt 
Braunschweig übernommen, die sich für 
bestimmte Aufgaben Kooperationspartner 
zur Unterstützung sucht. Das Projekt wird 
beispielsweise wissenschaftlich durch ein 
externes Kooperationsbüro (Prof. Dr. Führ, 
Brandenburgische Technische Universität/ 
momus Bielefeld) begleitet, das nicht un-
mittelbar in den Moderationsprozess invol-
viert ist. 

­

Auf dem ehemaligen Gelän­
de des Straßenbahndepots 
entsteht ein Wohnquartier 
für Alt und Jung 
(Foto: Stadt Braunschweig)

Die technische Betreuung, Öffentlichkeits- 
und Pressearbeit erfolgte zunächst ebenfalls 
durch ein externes Büro. Bis Ende 2007 war 
die Agentur Hafensänger mit dieser Aufgabe 
betraut. Seit Anfang 2008 verwaltet und ak-
tualisiert die Stadt Braunschweig die Inter-
netseiten in Eigenregie. 

Das Architekturbüro carpaneto.schöningh ar
chitekten Berlin berät die Baugruppen bei der 
baulichen Planungs- und Umsetzungsphase. 

Da das Wohnbauprojekt ein effizientes En­
ergiekonzept verfolgt, bestehen zudem 
Kooperationen mit dem Braunschweiger 
Energieversorger BS Energy und dem Büro 
energydesign. 

­

Erfahrungen und Übertragbarkeit 

Braunschweig hat – anders als sonst üblich – ein städtisches Grundstück nicht an den meist bietenden Bauträger veräußert. 
Zu dieser Entscheidung haben die Erfahrungen der letzten Jahre geführt, dass bei Vermarktung innerstädtischer Grundstücke 
überwiegend Geschosswohnungen realisiert wurden, die vor allem die Nachfragergruppe 50+ angesprochen hat. In Braun­
schweig ist es mit dem kommunal initiierten Konzept St. Leonhards Garten gelungen, alle Generationen, insbesondere auch 
Familien, anzusprechen. Ein Grund für den Erfolg ist eine breite Öffentlichkeitsarbeit und die Einbeziehung der zukünftigen Be­
wohner in den Planungsprozess. Diese konnten sich in Baugruppen gemeinschaftlich organisieren und wurden von Baugrup­
penbetreuern professionell begleitet und beraten. In der Planungsphase wurden die potentiellen Bauherren hinsichtlich ihrer 
Bedarfe befragt (Bauherrenfragebogen) und im weiteren Prozess hinsichtlich der Akzeptanz des städtebaulichen Rahmen­
plans. Im Unterschied zu vielen Projekten im Umland, bei denen es keine Gestaltungsrichtlinien gibt, können sich Bewohner in 
St. Leonhards Garten darauf verlassen, dass durch den städtebaulichen Rahmenplan und die Gestaltungsrichtlinien eine 
hohe Wertbeständigkeit des Quartiers gegeben ist. 

Wenn Kommunen eine Mehrgenerationennachbarschaft entwickeln wollen, so sollte eine Gestaltungsfibel – wie in Braun­
schweig das „Handbuch zum Bauen in St. Leonhards Garten“ – als wichtiges Element mit eingeplant werden. Die Gestal­
tungsfibel hilft, „Eckpunkte“ festzulegen, innerhalb derer die einzelnen Bauherren individuelle Spielräume haben. In Braun­
schweig hat sich gezeigt, dass die Bauherren eine solche Gestaltungsfibel nicht als Einschränkung, sondern als Unterstüt­
zung für eine nachhaltige Qualitätssteigerung des gesamten Quartiers sehen. 

Wenn andere Kommunen ähnliche Projekte entwickeln wollen, so ist schon sehr früh die Frage eines Gemeinschaftshauses 
mit zu bedenken. Bei den durchgeführten Bauherrenbefragungen (Planungsphase) hat sich herauskristallisiert, dass die 
Bewohner großen Wert legen auf einen Nachbarschaftstreff mit Café, Integration einer Kita, flexible Kinderbetreuung und 
Räume, die man mieten kann (z. B. um Feste zu feiern). Die Stadt Braunschweig hat früh nach einer „Ankerfunktion“ für das 
Gemeinschaftshaus gesucht und einen mehrsprachiger Kindergarten gefunden. Mithilfe kommunaler Steuerung werden 
Workshops durchgeführt, an denen alle wichtigen Akteure, insbesondere benachbarte Einrichtungen und Bewohner teilneh­
men. Im Rahmen solcher Workshops wird geklärt, welche Akteure Interesse an der Nutzung des Nachbarschaftstreffs ha­
ben. Durch die moderierende Tätigkeit der Kommune kann erreicht werden, dass keine Parallelstrukturen aufgebaut werden, 
sondern durch gemeinsame Synergieeffekte das Gemeinschaftshaus vielseitig bespielt werden kann. Die Kommune selbst 
muss sich um einen solchen Träger kümmern. Nur dann kann ein Investor für ein Gemeinschaftshaus gefunden werden. 

kontakt:
Stadt Braunschweig, 
Fachbereich Stadtplanung 
und Umweltschutz,
Dipl.-Ing. Alexandra
Schäfer
Platz der Deutschen Einheit 1 
38100 Braunschweig
Tel.: 0531/ 470 – 2638 
alexandra.schaefer@ 
braunschweig.de 

www.braunschweig.de/ 
stleonhardsgarten 
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Modellvorhaben Flensburg: 

Generationsübergreifende und nachbar­
schaftsorientierte Bestandsentwicklung im 
Einfamilien- und Geschosswohnungsbau auf 
Quartiersebene am Beispiel Mürwik 

Angaben zum 

Quartier 
flensburg 

Einwohner 
stadt: ca. 87.000 

stadtquartier: ca. 14.100 

kreistyp: Kreisfreie Stadt 

Quartierstyp: Mischquartier 

prägendes 
Baualter: Gründerzeit, 1960/70er Jahre 

lage: im Nordosten der Stadt 

sozialdaten: < 18 Jahre 15 % 

> 65 Jahre 26 % 

Zuwanderer 4 % 

Träger/ Stadt Flensburg, Selbsthilfebau-
Eigentümer: verein Flensburg eG 

förderung: keine 

(Foto u. Grafik: empirica) 

Das Projekt 

Kontext 

Der Stadtteil Flensburg-Mürwik ist mit der­
zeit etwa 14.000 Einwohnern und etwa 7.230 
Wohneinheiten der bevölkerungsreichste 
Flensburger Stadtteil mit dem umfang­
reichsten Wohnungsbestand (rd. 15,2 % der 
Gesamtstadt). Das städtebauliche Erschei­
nungsbild ist heterogen: Hochhäuser, 3- bis 
4-geschossige Wohnblöcke der 1960er/70er 
Jahre, Mischgebiete sowie reine Einfamilien­
hausgebiete wechseln sich ab. 

Im Vergleich zur Gesamtstadt ist Flensburg-
Mürwik in besonderem Maße von demo­
graphischen und wohnungsstrukturellen 
Veränderungen betroffen. So hat Mürwik 
im Vergleich aller Stadtteile mit über 25 % 
den höchsten Anteil älterer Menschen und 
in den Jahren bis 2007 Bevölkerungsverluste 
vor allem von Familien mit Kindern zu ver­
zeichnen. 

Mürwik gehört zu den Stadtteilen mit 
der höchsten Eigenheimquote. Das Miet­
niveau bewegt sich im Vergleich zur Ge­
samtstadt im oberen Bereich. Gleichzeitig 
weisen Bestände insbesondere aus den 

1960/70er Jahren in den Teilbereichen 
Wasserloos und Marrensdamm Leerstän
de auf und verfügen über einen hohen In
standhaltungs- und Sanierungsbedarf. 

Konzept 

Die Stadt Flensburg verfolgt für den 
Stadtteil Mürwik eine integrative und ge
nerationenübergreifende Stadtentwick
lungs- und Wohnungspolitik bei der eine 
kooperative und umsetzungsorientierte 
Vorgehensweise erprobt wird. Die Integra
tion von unterschiedlichen Fachpolitiken 
(u. a. Stadt- und Sozialplanung, Jugend-
und Altenplanung, Wohnungsbauförde
rung etc.), Verwaltungszuständigkeiten 
und Eigentümern ist Voraussetzung für 
den Erfolg. 

Ziel ist es, attraktiven und finanzierbaren 
Wohnraum für junge Familien zu schaffen. 
Dies soll u. a. durch die Mobilisierung von 
Angeboten in den Einfamilienhausbestän
den realisiert werden. Parallel dazu ste
hen die Entwicklung von altengerechten 
Wohnangeboten, ergänzenden Dienstleis­
tungen sowie von generationenverbin
denden Wohnformen im Fokus. 

­
­

­
­

­

­

­
­

­
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Städtebauliches Erscheinungsbild von Flensburg-Mürwik: Hochhäuser, 3- bis 4-Geschosser und 
Einfamilienhäuser (Foto: Konsalt GmbH) 

Die Stadt Flensburg plant den sich im Stadt­
teil Mürwik vollziehenden Generationen­
wechsel in Zukunft stärker zu steuern. Hierzu 
müssen Wohnungsunternehmen, Bauträger 
und Investoren ebenso wie private Eigen­
tümer aktiviert und geeignete Instrumente 
der Beratung, Steuerung und Umsetzung 
geschaffen werden. Die Erfahrungen und 
Ergebnisse des Prozesses sollen auf andere 
Flensburger Stadtteile übertragen werden. 

Generationenübergreifende und 
zielgruppenspezifische Aspekte 

Durch das Projektvorhaben werden drei 
Hauptzielgruppen angesprochen: 

•	 Zur Zielgruppe der Senioren und Hochbe­
tagten gehören vor allem Eigentümer von 
Einfamilienhäusern ab 65 Jahren. Diese 
Gruppe macht einen großen Anteil der 
Bewohner in Mürwik aus. Es handelt sich 
in der Regel um Ein- oder Zweipersonen­
haushalte, die bereits seit vielen Jahren in 
der Nachbarschaft leben. Ihr Kapital ist im 
Wesentlichen im Eigenheim gebunden, 
darüber hinaus verfügt diese Gruppe über 
einen geringen finanziellen Spielraum. 

•	 Eine weitere Zielgruppe bilden die kon­
solidierten Haushalte, Bewohner mitt­
leren Alters (45 bis 65 Jahre). Sie sind oft 
Eigentümer von Einfamilienhäusern oder 
Eigentumswohnungen. Die Kinder haben 
den Haushalt in der Regel schon verlas­
sen, so dass sie als Paare zusammenleben. 
Diese Zielgruppe ist meist finanziell abge­
sichert und kann sich rechtzeitig mit der 
Frage auseinander setzen, wie das Leben 
im dritten Lebensabschnitt aussehen soll. 

•	 Die dritte Zielgruppe sind junge Familien 
und Haushaltsgründer. Diese Zielgruppe 
im Alter von 18 bis 45 Jahren soll durch 
attraktive Wohnangebote in Mürwik ge­

wonnen werden. Sie wohnen meist in 
Geschosswohnungsbeständen zur Miete 
auch außerhalb von Mürwik. Die finan­
ziellen Verhältnisse erlauben keine „gro­
ßen Sprünge“, so dass diese Zielgruppe 
finanzierbare Angebote mit geringen 
Risikofaktoren suchen (Sanierungsstand 
der Bestandsgebäude). Gesucht werden 
Häuser mit ausreichend großer Wohnflä­
che und Garten. Bisher war es für diese 
Gruppe vor allem finanziell schwierig den 
entsprechenden Wohnungsbedarf in Mür­
wik zu decken. 

Ein- und Zweifamilienhäuser 
mit individuellen Umbau­
möglichkeiten 
(Foto: Konsalt GmbH) 

Zwei- bis Dreigeschosser im 
Eigentum 
(Foto: Konsalt GmbH) 

Attraktivität des Mehrge­

schosswohnungsbaus 

fördern 

(Foto: Konsalt GmbH) 
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Von der Bestandsaufnahme 
bis zur Umsetzung 

In enger Kooperation mit Akteuren vor Ort 
sollen bedarfsgerechte Wohnraumangebote 
für Familien und für ältere Menschen im 
Einfamilien- und Mehrfamilienhaussegment 
realisiert werden. Neben baulichen Aspekten 
geht es um den Aufbau einer Organisations-, 
Steuerungs- und Beratungsstruktur. 

Bestandsaufnahme und Analyse des Marktes 

In einem ersten Schritt wurden eine detaillier
te Bestandsaufnahme und eine Gebietsanaly
se nach städtebaulichen, baulichen, sozioöko
nomischen und wohnungsmarktbezogenen 
Kriterien durchgeführt. Die Bestandsaufnah
me erfolgte durch mehrere Ortsbegehungen, 
wobei der gesamte Einfamilienhausbestand 
kartiert wurde. Durch zusätzliche Gespräche 
mit lokalen Akteuren und Experten, konnten 
spezifische Fragestellungen zum Stadtteil 
vertieft werden. Hinzu kamen Auswertungen 
verschiedener Daten und Berichte zur sozio
demographischen Situation sowie zum Stand 
des Wohnungs- und Grundstücksmarktes in 
Mürwik. Im Ergebnis wurden mögliche Pro
jektansätze, wie die Schaffung von moder
nem Geschosswohnungsbau als Alternative 
zum Einfamilienhaus für ältere Menschen, 
Realisierung von generationenübergreifen
den Wohnformen durch die Möglichkeiten 
des Anbaus und der Nachverdichtung und/ 
oder Organisation von Umzügen erarbeitet. 

Anlaufstelle vor Ort als wichtiger Kontakt-, 
Informations- und Kommunikationspunkt 

Zur Verankerung des Projektvorhabens in 
Mürwik wurde die„KontaktstelleWohnen“ im 
Malteserstift St. Klara eingerichtet. Sie ist eine 
Außenstelle der Verwaltung der Stadt Flens
burg und sämtlicher Büros, die in das Projekt 
involviert sind. Damit dient die Kontaktstelle 
den Bewohnern und Akteuren vor Ort als er
ste Anlaufstelle und Beratungsbüro. Beispiels­
weise sind hier Schautafeln aufgestellt, die 
Hauseigentümern Möglichkeiten der Aufwer
tung ihrer Wohnhäuser aufzeigen. Zugleich 

bietet die „Kontaktstelle Wohnen“ Räumlich
keiten für Informationsveranstaltungen und 
ist Ausgangspunkt für weitere Aktivitäten. 

Mit dem Modellvorhaben soll im Stadtteil 
Mürwik ein Diskussionsprozess eingeleitet 
werden, der sich mit den Fragestellungen 
des Generationenwechsels im Quartier aus­
einandersetzt. Die intensive Öffentlichkeits­
arbeit soll dabei die Bewohner des Stadt­
teils für dieses Thema sensibilisieren, damit 
die Projektinhalte breit diskutiert werden. 
Um die unterschiedlichen Zielgruppen im 
Stadtteil zu erreichen, wurden verschiedene 
stadtteilbezogene Instrumente gewählt: 

Diskutierende Teilnehmer des Stadtteilspazierganges 
(Foto: Konsalt GmbH) 

­

Kontaktstelle Wohnen im 
Malteserstift St. Klara als 

Anlaufstelle vor Ort 
(Foto: Konsalt GmbH) 

­
­

­

­

­
­

­

­

­

­

­

Bewohnerwünsche und -bedarfe 
als weitere Grundlage abfragen 

Im Rahmen des Projektes wurde eine akti­
vierende Befragung durchgeführt. Insgesamt 
wurden 1.354 Fragebögen an Haushalte in 
ausgewählten Teilbereichen von Mürwik 
verteilt (Rücklauf rd. 14 %). Durch die Befra­
gung konnten sowohl konkrete Wohnerwar­
tungen und -bedarfe erhoben als auch Ver­
änderungswünsche von Eigentümern sowie 
Hemmnisse und aktuelle Beratungsbedarfe 
abgefragt werden. 

Intensive Öffentlichkeitsarbeit 

Die Öffentlichkeitsarbeit im Projekt er­
streckte sich über die gesamte Verfahrens­
dauer. Im Zuge dessen wurden der Titel 
„Mürwik – jung & alt!“, ein Logo und ein 
Flyer mit Informationen über das Projekt 
entwickelt. Hinzu kamen regelmäßig er­
scheinende Pressetexte, die Projektwebsite 
www.muerwik-jungundalt.de, der News­
letter und öffentliche Veranstaltungen, die 
über Neuigkeiten informierten. 

Aufbau eines Expertenpools als Beraterteam 

Ein weiterer wichtiger Schritt war der Auf­
bau eines Expertenpools zur Beratung, Be­
gleitung und Umsetzung von Pilotprojekten 
im Quartier. Zu den Aufgaben und Zielen 
des Expertenpools gehören die individuelle 



93 Attraktives Wohnen im Quartier 

Beratung der Bewohner und Akteure vor Ort, 
die Durchführung von zielgruppenspezi­
fischen Seminaren und Workshops im Stadt­
teil, die Unterstützung von Veranstaltungen 
und die Vermittlung von Informationen. 

Damit Einzeleigentümer Maßnahmen er
greifen im Sinne eines alten- bzw. famili
engerechten Umbaus, sind Expertisen, die 
beispielhaft Umbaumöglichkeiten, Kosten 
und Förderungsmöglichkeiten aufzeigen, ein 
wichtiges Erfolgselement. Entsprechend wur
den solche Expertisen von Mitgliedern des 
Expertenpools erarbeitet oder vergeben und 
begleitet. 

Steuerung von privaten und 

professionellen Akteuren im Stadtteil 

Die Eigentumsstruktur in Mürwik ist sehr 
heterogen geprägt. In Flensburg gehört 
Mürwik zu den Stadtteilen mit der höchsten 
Eigentumsquote. 34 % aller Wohnungen in 
Mürwik befinden sich in Ein- und Zweifa­
milienhäusern und werden zumeist von den 
Eigentümern selbst bewohnt. Im Zentrum 
des Stadtteils ist ein Großteil der Wohnungen 
im Eigentum von Genossenschaften (z. B. 
Selbsthilfe Bauverein Flensburg – SBV). In 
einigen weiteren Teilbereichen konzentrie­
ren sich ebenfalls Bestände von Wohnungs­
gesellschaften und -genossenschaften. Über 
den Steuerungsprozess bindet die Stadt 
Flensburg wichtige Akteure vor Ort in die 
Organisationsstruktur mit ein, so ist der SBV 
beispielsweise Kooperationspartner und 
Mitglied der internen projektbegleitenden 
Steuerungsgruppe. 

Im Rahmen des ExWoSt-Forschungsvorha
bens findet eine enge Kooperation mit dem 
Innenministerium des Landes Schleswig-
Holstein statt. Vor Ort kooperiert die Stadt 
Flensburg mit Anbietern von Fachbera
tungen. Von besonderer Bedeutung für das 
Projekt sind jedoch die vorhandenen infor
mellen Netzwerke und die institutionellen 
Akteure. Sie erleichtern die Kommunikation 
im Stadtteil und wirken als Multiplikatoren. 
Als Partner oder Träger sind sie zudem bei der 
zukünftigen Verstetigung der Projekte wich
tige Akteure. Hierzu zählen z. B. das Forum 
Mürwik, der Runde Tisch Marrensberg/Mar
rensdamm, das Malteserstift St. Klara sowie 
das Mehrgenerationenhaus im Kindergarten 
Süderlücke. 

Des Weiteren wurden professionelle Akteure 
hinzugezogen. Sie können fachliches Wissen 
einbringen oder bei der Projektentwicklung 
mitwirken. Kooperationen bestehen bereits 
zum SBV Flensburg e. V., zur Investitions­

­
­

­

bank Schleswig-Holstein, zur Arbeitsge­

meinschaft für zeitgemäßes Bauen e. V. so­
wie dem Haus und Grund Flensburg e. V. 

Die Finanzierung des Verfahrens erfolgt aus­
schließlich über Fördermittel und öffent­
liche Mittel. Für die Umsetzung einzelner 
Projekte und Maßnahmen ist keine Förde­
rung vorgesehen. 

­

­

­

­

­

Attraktive Wohnangebote für Familien zur Verfügung stellen (Foto: Konsalt GmbH) 

Erfahrungen und Übertragbarkeit 

Der in Flensburg eingeschlagene Weg zur Umstrukturierung eines Be­
standsquartiers baut im Wesentlichen auf einer sehr intensiven Öffent­
lichkeitsarbeit und Zusammenarbeit mit den Akteuren auf. Neben den vor 
Ort aktiven Wohnungsunternehmen und Institutionen sind dies überwie­
gend Einzeleigentümer, die in ihren Häusern im Quartier leben. Im Pro­
zess hat sich gezeigt, dass die Umstrukturierung des Bestandquartiers 
und die Umsetzung von einzelnen Maßnahmen nur dann erfolgreich sein 
können, wenn die Belange der unterschiedlichen Zielgruppen bekannt 
sind und entsprechende alternative Wohnangebote geschaffen werden. 
In Flensburg wurde dazu eine aktivierende Bewohnerbefragung durchge­
führt und das Gespräch mit Eigentümern von Wohnungsbeständen oder 
freien Grundstücken gesucht. Darüber hinaus ist in einem Bestandsquar­
tier mit einer Vielzahl von Einzeleigentümern, eine intensive Beratungstä­
tigkeit notwendig bis hingehend zu Einzelberatungen. 

Um junge Familien für diese Bestandquartiere zu gewinnen, ist zudem 
eine Zusammenarbeit mit Institutionen vor Ort, wie z. B. dem Mehrge­
nerationenhaus, Kitas und Grundschulen sinnvoll. Es muss ein familien­
freundliches Image für das Quartier aufgebaut sowie eine familienfreund­
liche Infrastruktur gefördert werden. 

Um diese Ziele zu erreichen ist es notwendig, dass alle wichtigen Akteure 
vor Ort zusammen arbeiten und sich diesen Herausforderungen gleicher­
maßen stellen. Nur wenn die Stadt – wie in Flensburg – die Steuerung 
eines solchen Prozesses übernimmt, ist eine integrierte Quartiersent­
wicklung mit allen Akteuren möglich. Die Steuerung betrifft die inhaltliche 
Konzeption und das organisatorische Management. Darüber hinaus ist 
es sinnvoll, dass sich die Stadt – z. B. im Rahmen einer „Lokalen Partner­
schaft“ wie in Flensburg in Arbeit – in der gleichen Größenordnung, wie 
die anderen beteiligten Akteure engagiert und einen finanziellen Beitrag, 
wie hier für einen Stadtteilfonds, zur Verfügung stellt. 

kontakt:
Stadt Flensburg
Dr. Wolfgang Börstinghaus 
Stadtentwicklung 
24931 Flensburg 
Tel.: 0461/ 85 – 2177 
Boerstinghaus.Wolfgang@ 
stadt.Flensburg.de 

www.muerwik-jungundalt.de 
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Modellvorhaben Fürth: 

Allengerechtes Wohnen in Fürth 

Angaben zum 

Quartier 
fürth 

Einwohner 
stadt: ca. 114.000 

stadtquartier: ca. 12.000 

kreistyp: Kernstadt 

Quartierstyp: Mischgebiet 

prägendes 
Baualter: Gründerzeit 

lage:	 	 zentral 

sozialdaten:	 	 > 65 Jahre 16 % 

Zuwanderer 40 % 

SGB II 20 % 

Arbeitslose 7 % 

Träger/ AWO-Stiftung soziales 
Eigentümer: Engagement in Fürth, Bewohner

verein „Anders Wohnen e. V.“ 

förderung: Soziale Stadt, Bayerische Mod., 
EOF, Stadt Fürth 

(Luftbild: Stadt Fürth, Grafik: empirica) 

Das Projekt 

Kontext 

Die Stadt Fürth hat mit der westlichen Innen­
stadt das größte zusammenhängende Sa­
nierungsgebiet in Bayern im Bund-Länder-
Programm „Soziale Stadt“. Entsprechend 
umfangreich und vielfältig sind die Aufga­
ben für die Erneuerungsstrategien in städ­
tebaulicher, sozialer und wirtschaftlicher 
Hinsicht. Im Vergleich zur Gesamtstadt lebt 
im Stadtteil ein überdurchschnittlich hoher 
Anteil an Menschen mit Migrationshinter­
grund sowie Haushalten, die von Transfer­
leistungen abhängig sind. Das Quartier wird 
überwiegend durch Bausubstanz aus der 
Gründerzeit und eine funktionierende Mi­
schung von Wohnen und Gewerbe geprägt. 
Die westliche Innenstadt ist gleichzeitig das 
Stadtzentrum. 

Konzept 

Das Projekt „Allengerechtes Wohnen“ wur­
de initiiert, mit dem Ziel, die Wohn- und 
Lebensverhältnisse von Haushalten un­
terschiedlicher sozialer Milieus und Al­
tersgruppen im Stadtteil zu verbessern. Es 
wurde ein Gemeinschaftswohnprojekt von 
Interessierten ins Leben gerufen, in dem 
junge und ältere Haushalte, Deutsche und 
Migranten, Einkommensstärkere und Ein­
kommensschwächere, behinderte und nicht 

behinderte Menschen das konstruktive Mit­
einander trotz Verschiedenheit der Lebens­
lagen praktizieren wollten. 

Als Standort für das Projekt bot sich das 
ehemalige Kinderkrankenhaus des Johan­
nisvereins in der Theresienstraße 30-34 an. 
Es stellte im Quartier einen auffallenden 
städtebaulichen Missstand dar und war ein 
besonderes Anliegen der Sozialen Stadt. 

Das Wohnprojekt soll neben wohnprojekt­
bezogenen Gemeinschaftsflächen auch 
Angebote für die Nachbarschaft bieten und 
zum Kristallisationsort für das Quartier wer­
den. Zusätzlich kann die bestehende Ge­
meinbedarfseinrichtung Kulturbrücke der 
AWO, die im Haus integriert wird, in die Mi-
grantenmilieus hineinwirken, d. h. gegen­
seitige Hilfe anregen und den Austausch un­
ter den Quartiersbewohnern ermöglichen. 
Die erweiterte Zielvorstellung besteht darin, 
dass die unterschiedlichsten Bewohner der 
westlichen Innenstadt noch intensiver und 
konstruktiver miteinander in Kontakt kom­
men und sich mit anderen Initiativen und 
Einrichtungen im sozialen, künstlerischen 
und interkulturellen Bereich vernetzen. 

Machbarkeitsstudie als Grundlage 

Als erste Phase der Projektentwicklung 
wurde Ende 2005 eine Machbarkeitsstudie 
im Rahmen des Programms Soziale Stadt 
durchgeführt. Hierbei wurden die sozial­

­
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planerischen und städtebaulichen Aspekte 
für die Umgestaltung der Liegenschaft 
Theresienstraße 30-34 in ein gemeinschaft­
liches Wohnprojekt ausgearbeitet und grob 
die Kosten kalkuliert. Außerdem sollte der 
konkrete Bedarf für diese Wohnform – mit 
Benennung und Charakterisierung der in­
teressierten Haushalte – belegt werden. 
Die Ernsthaftigkeit des Interesses einzelner 
Haushalte an der geplanten gemeinschaft­
lichen Wohnform wurde außerdem durch 
die Gründung eines entsprechenden Be­
wohnervereins manifestiert. 

Im Anschluss wurde die Liegenschaft vom 
St.-Johannis-Verein auf die AWO-Stiftung 
in Form einer Schenkung übertragen. Die 
AWO-Stiftung stellt sich damit selbst einer 
neuen Aufgabe: dem Mietwohnungsbau und 
der Gebäudesanierung unter Einbeziehung 
der künftigen Nutzer und Nutzerinnen. 

Bündelung von Finanzierungsquellen 

Die Umbau- und Sanierungsmaßnahmen 
der 16 Wohneinheiten und der Gemein­
schaftsbereiche haben ein Volumen von 
knapp 3,1 Mio. Euro. Diese hohen Investi­
tionskosten resultieren einerseits aus der 
nachhaltig ausgerichteten, barrierefreien 
und energiesparenden Bauweise, anderer
seits aus der Heterogenität der Gebäude 
(u. a. denkmalgeschützt) und den Nut­
zungsansprüchen (von privat über halböf­
fentlich bis öffentlich). Neben Stiftungserlö­
sen wurden für die Bauwerke (Altbausanie­
rung und Neubau) und Nutzungen (privater 
Wohnungsbau, gemeinnützige Bereiche) 
sowie für die verschiedenen Bauabschnitte 
(Abriss, Entkernung und Neugestaltung) 
verschiedene Förderanträge gestellt. 

•	 Beim Wohnen: 
Bayerisches Modernisierungsprogramm 
(für den Altbau) 
Einkommensorientierte Förderung (für 
den Neubau) 
KfW-Energieeinsparprogramm 

•	 Bei den Gemeinbedarfseinrichtungen 
und bei der städtebaulichen Neuordnung: 
Soziale Stadt (Städtebauförderung) 
Kommunaler Haushalt (z. B. Bürgschaft in 
Höhe 1 Mill. Euro) 

•	 Denkmalschutz und soziale Innovation: 
Bayerische Landesstiftung 

Die unterschiedlichen Fördertatbestände 
und Finanzierungsarten wurden in einer 
einheitlichen Wirtschaftlichkeitsberech­
nung für das gesamte Bauvorhaben gebün­
delt und vereinbar gemacht. 

­

Theresienstraße 30-34: Umbau eines ehemaligen Krankenhauses 
(Foto: Bewohnerverein „Anders Wohnen e. V.“) 

Zukünftige Bewirtschaftung der Gemein­
schaftsflächen 

Das Raumkonzept sieht einen zentralen Ge
meinschaftsraum als Treffpunkt für die un
mittelbare Nachbarschaft (70 m²), ein Büro 
für die Selbstverwaltung (10 m²), einen Mu
sikübungsraum (75 m²) und einen Fitness­
bzw. Therapieraum (30 m²) vor. Aufgrund der 
ExWoSt-Förderung (investiver Teil) fällt für 
die Gemeinschaftsflächen keine Grundmie
te an. Lediglich die verbrauchsabhängigen 
laufenden Kosten müssen erwirtschaftet und 
durch die Nutzer getragen werden. Bei kalku
lierten Nebenkosten (inkl. Aufzug) in einer 
Höhe von 2,70 Euro/m² müssen jährlich rd. 
6.000 Euro eingeworben werden. Die Ge
meinschaftsflächen sollen durch engagierte 
Mitglieder aus dem Bewohnerverein verwal
tet werden, die selbst als Nutzer auftreten, 
aber auch aktive Angebote für Dritte bieten. 

Träger für die Bewirtschaftung der projekt­
bezogenen Gemeinschaftsflächen wird der 
Bewohnerverein „Anders Wohnen e. V.“ sein. 
Neben der Aufgabe der Wohnungsbelegung, 
wird der Bewohnerverein auch diverse in­
terne Angebote sowie Kontakte und Koope­
rationen mit Außenstehenden organisieren. 
Stadtteilbewohner sind als Fördermitglieder 
eingeladen zum Mitmachen. 

Selbstorganisation der zukünftigen Nutzer 

Die Idee für ein Mehrgenerationenwohnpro­
jekt wurde von Beginn an von einer Nachfra­
gergruppe aus dem Stadtteil getragen. Der 
Wunsch nach attraktivem innerstädtischen 
Wohnraum in einer sich unterstützenden 
Hausgemeinschaft war Ausgangspunkt für 

­
­

­

­

­

­

­
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die zukünftigen Bewohner, sich zu engagie­
ren. Einerseits zum Nachweis des konkreten 
Bedarfs der neuen Wohnform, aber auch 
zur Stärkung der Selbstorganisation wurde 
der Bewohnerverein „Anders Wohnen e. V.“ 
schon Ende 2006 gegründet. Der Verein ver­
steht sich als Plattform für die Verständigung 
der Mieter untereinander und als zukünf­
tiger Vertragspartner mit dem Eigentümer, 
wenn es um die Verwaltung der projektinter­
nen Gemeinschaftsräume, die Abstimmung 
der Belegungsfrage und die Öffnung in den 
Stadtteil geht. Er wurde von Anfang an in die 
Planungen (insbesondere den Innenausbau 
und die Gestaltung der Gemeinschaftsflä­
chen) einbezogen. 

Initiativgruppe „Anders 
Wohnen e. V.“ (Foto: Rosen­
zweig) 

Ausgehend von einem Workshop im Herbst 
2007, bei dem das gegenseitige Kennenler
nen der Gruppe im Vordergrund stand, wur
den die künftigen Aufgaben verteilt und fünf 
Arbeitsgruppen gebildet: 

•	 AG Wohnstandard und Baufortschritt: 
Die Gruppe bestand u. a. aus mehreren 
Vorständen des Bewohnervereins und 
hatte die Aufgabe, die technischen Details 
mit dem Architekten unter Berücksichti­
gung der Kosten festzulegen. Die AG wur
de unterstützt durch eine akkreditierte 
Energieberaterin und der Beauftragten 
der Bayerischen Architektenkammer für 
barrierefreies Bauen. 

•	 AG Interkultur und Netzwerke im Stadt­
teil: Diese Gruppe setzte sich haupt­
sächlich aus den Künstlern des Projektes 
zusammen. Zu Beginn der Baustelle orga­
nisierten sie eine Auftakt- und Informa­
tionsveranstaltung mit Kulturprogramm 
und Nachbarschaftsfest für die anrainen­
den Eigentümer und Anwohner der The­
resienstraße. Die AG arbeitet mittlerweile 
mit anderen Vereinen und Musikgruppen 
zusammen und pflegte von Anfang an Ko­
operationen mit dem Kulturverein Bad­
str. 8, dem Netzwerk „kultur-trans-fair“, 
dem Mütterzentrum/ Mehrgenerationen­
haus etc. Für die eigene künstlerische Be­
tätigung hat sie einen Musikübungsraum 

­
­

­

im Keller des Neubaus durchgesetzt, der 
später auch für Unterrichtszwecke ge­
nutzt werden soll. 

•	 AG Öffentlichkeitsarbeit: Die AG Öffent­
lichkeitsarbeit war von Anfang an für die 
Projektpräsentation in Form von Flyern, 
Plakaten und Zeitungsartikeln verant­
wortlich. Die AG koordiniert mittlerweile 
sämtliche Veranstaltungen. Deshalb muss 
sie von den anderen Projektgruppen stän­
dig über neue Entwicklungen informiert 
werden. Gleichzeitig vertieft sie laufend 
das Selbstverständnis der Hausgemein­
schaft. 

•	 AG Gemeinschaftsräume und Kommu­
nikation: Diese AG kümmerte sich zu­
nächst um die Einrichtung, Ausstattung 
und Technik der verschiedenen Gemein­
schaftsräume. Sie bestand aus Vertretern 
der Gruppen, die sich jeweils um den 
späteren Betrieb der einzelnen Aktivitäts­
bereiche – Treffpunkt und Cafe, Therapie 
und Fitness, Interkultur und Musik, Öf­
fentlichkeit und Lobby – kümmern woll­
ten. Mittlerweile haben sich eigene AG’s 
zu diesen vier Bereichen konstituiert. 

•	 AG Gesundheit: Diese AG hatte sich mit 
dem Ziel der Ausgestaltung und Inbetrieb­
nahme eines Therapie- und Fitnessraumes 
im Parterre Ostbau gebildet. Die AG wurde 
v. a. von gesundheitsbewussten älteren 
Bewohnern, von therapeutisch Aktiven 
und von nutzungsinteressierten jüngeren 
Behinderten getragen. In Zukunft wird die 
AG sich vor allem bei der Bewirtschaftung 
des Treffpunkts einbringen (z. B. Vorträge 
oder Kochkurse). 

Mit dem Übergang von der Bau- zur Nut­
zungsphase haben sich die inhaltlichen 
Schwerpunkte der Arbeitsgruppen verscho­
ben. Mittlerweile ist die Verpflichtung für die 
Bewirtschaftung der Gemeinschaftsräume, 
die Organisation von Nutzungen in den je­
weiligen Aktivitätsbereichen und die Ent­
wicklung von konkreten Angeboten auch für 
den Stadtteil in den Vordergrund getreten. 
Als eigenverantwortliche AGs für die Raum­
bewirtschaftung arbeiten weiter: die AG Ge­
sundheit und Fitness, die AG Interkultur und 
Musik, die AG Treffpunkt und Netzwerke. 

Die Öffentlichkeitsarbeit und die Koordi­
nation der Selbstverwaltungsbereiche sind 
nun hauptsächlich beim Vereinsvorstand 
angesiedelt und gehen vom Vereinsbüro aus. 
Die Beratung für neue Wohnprojekte wird 
personell unterstützt von der bisherigen 
Projektentwicklerin. 
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Ein Netz von Kooperationspartnern 
und Engagierten 

Neben dem Bewohnerverein „Anders Woh­
nen e. V.“ wird die Kulturbrücke der AWO 
Fürth e. V. ein zweiter wichtiger Nutzer und 
Akteur vor Ort mit ca. 350 m² Nutzfläche 
im Haus sein. Sie beschäftigt sich schwer­
punktmäßig mit der Integration von Mi-
granten und arbeitet eng mit dem Bundes­
amt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) 
sowie dem örtlichen Migrationsforum zu­
sammen. 

Das Mütterzentrum Fürth e.V / Mehrgene­
rationenhaus (MÜZE/ MGH) bot den zu­
künftigen Bewohnern während der Pla­
nungs- und Realisierungsphase seine 
Räumlichkeiten unbürokratisch für Treffen 
und Workshops an. Außerdem ist es künftig 
der Kooperationspartner für Elternarbeit, 
Kinderbetreuungsprojekte etc. 

Einige Bewohnervertreter haben einschlä­
gige berufliche Qualifikationen und Erfah­
rungen im Bereich Pflege, die sie schon für 
andere Einrichtungen (z. B. Curanum bei 
der Einführung von Qualitätsmanagement) 
nutzbar machten. Diese bringen sie in die 
AG Gesundheit ein. Für eine Beanspru­
chung von Pflegeleistungen im Haus steht 
im Ernstfall der ambulante Pflegedienst der 
AWO Fürth e. V. zur Verfügung. 

Im kulturellen Bereich wird das Angebot 
schwerpunktmäßig von den Bewohnern 
gestaltet. Darunter sind vier Berufsmusiker, 
ein Kabarettist und eine Tänzerin. Darüber 
hinaus gibt es Absprachen über eine Zusam­
menarbeit mit anderen Kulturengagierten 
und Musikgruppen (z. B. die mongolische 
Weltmusikgruppe egschiglen), die sich als 
kulturelle Botschafter und sogar als Medium 
für die Idee des gemeinschaftlichen Woh­
nens in ihrem Herkunftsland verstehen. 

Erfahrungen und Übertragbarkeit 

Die integrierte Planung (IHK 2002) im Rahmen des Programms Soziale Stadt hat frühzeitig deutlich gemacht, dass in der 
westlichen Innenstadt von Fürth eine positive Quartiersentwicklung voranzubringen ist. Eine Machbarkeitsstudie untersuchte 
die Umgestaltung einer problematischen Liegenschaft unter städtebaulichen und sozialplanerischen Aspekten. Zusätzlich 
wurden die Bedarfe für eine gemeinschaftliche Wohnform mit Haushalten in unterschiedlichen Lebenslagen erhoben. Die 
Studienergebnisse waren Handlungsgrundlage für die Übertragung der Liegenschaft von dem sich auflösenden Johan­
nisverein auf die AWO-Stiftung „Soziales Engagement in Fürth“ und damit richtungweisend für die Neugestaltung eines 
bekannten und markanten Ortes im Quartier. 

Seitens der Stadt wird mit der Unterstützung des Mehrgenerationenwohnprojektes eine Doppelstrategie verfolgt: Zum einen wird 
eine behutsame Erneuerung des Quartiers durch ein ausdifferenziertes Wohnungsangebot (unterschiedliche Zielgruppen) erreicht, 
zum anderen werden durch die Öffnung des gemeinschaftlichen Wohnprojektes die im Quartier lebenden Menschen in sozialori­
entierte Projekte mit eingebunden und Netzwerke im Gemeinwesen verstärkt. 

Die AWO als einer der größten Wohlfahrtsverbände in Fürth genießt durch das Engagement im Stadtgebiet traditionell großes 
Vertrauen und wurde deshalb von der Stadt als Projektträger ausgewählt. Sie zeigte sich offen gegenüber Innovationen und 
wagte als erste in Fürth einen derartig komplexen und ganzheitlichen Ansatz. 

Sowohl die baurechtlichen, förderrechtlichen und finanztechnischen Schritte bei der Entwicklung des Projektes wurden in 
enger Kooperation zwischen der AWO-Stiftung und der Stadtverwaltung ausgehandelt und mit den politischen Gremien 
rückgekoppelt. Gleichzeitig spielte der eigens für das Projekt gegründete Bewohnerverein „Anders Wohnen e. V.“ eine wich­
tige Rolle im Prozess. Er stellt das Bindeglied zwischen der Stiftung, den zukünftigen Bewohnern und der Nachbarschaft dar, 
vertritt deren Anforderungen und Bedarfe und bündelt das bürgerschaftliche Engagement vor Ort. 

Für die AWO-Stiftung ist das Projekt nur realisierbar, weil sie auf die bestehende Infrastruktur (Geschäftsführung und Verwal­
tungsleistungen) und Reputation des Verbandes AWO (Darlehen) zurückgreifen kann und keine Renditeorientierung verfolgt. 
Schwerpunktmäßig geht es um die Umsetzung eines innovativen Projektes, dass bei erfolgreichem Abschluss positive Auswir­
kungen auf das Image des Wohlfahrtsverbandes und das Ansehen der Stiftung in Fürth hat. 

Während der Projektentwicklung wurde deutlich, dass nur durch das Zusammenwirken aller administrativen Instanzen und 
politisch Verantwortlichen ein Nutzungs- und Finanzierungskonzept aufgestellt werden konnte, welches sowohl für den Träger 
als auch für die anderen beteiligten Förderstellen und Geldinstitute darstellbar war. Im Stadtrat wurde z. B. beschlossen, eine 
Bürgschaft von 1 Mio. Euro für das Projekt zu übernehmen, ohne die das Projekt gescheitert wäre, weil die Banken, aber auch 
die Förderstellen diese Sicherheit verlangten. Die enge Zusammenarbeit zwischen Stiftung und Stadt bei gleichzeitiger Einbin­
dung der zukünftigen Nutzer und Nachbarn ist Teil einer nachhaltigen und erfolgreichen Erneuerungsstrategie in der westlichen 
Innenstadt. Die AWO-Stiftung setzt hiermit Maßstäbe in Fürth für Folgeprojekte, für die es bereits Unterstützung des Senioren­
rates und des Integrationsbüros gibt. 

kontakt: 
Geschäftsführung AWO 
Herr Wurst 
Hirschenstraße 24 
90762 Fürth 
Tel.: 0911/ 89 10 16 02 
gf@awo-fuerth.de 

mailto:gf@awo-fuerth.de
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Modellvorhaben Heidenheim (BW): 

Dorf in der Stadt 

Angaben zum 

Quartier 
heidenheim (Bw) 

Einwohner 
stadt: ca. 50.000 

stadtquartier: ca. 1.300 

kreistyp: verdichteter Kreis 

Quartierstyp: Mischquartier 

prägendes 
Baualter: Neubau 

lage: randstädtisch 

sozialdaten: > 65 Jahre 24 % 

Zuwanderer 17 % 

Träger/ 
Eigentümer: Stiftung/WEG 

förderung: keine 

Das Projekt 

Kontext 

Das Neubauquartier „Dorf in der Stadt“ liegt 
am südwestlichen Rand der Stadt Heiden­
heim im Übergang zwischen der Weststadt 
und einem Naherholungsgebiet. Initiiert 
wurde das Projekt von einer Gruppe aktiver 
Privatpersonen, die sich bereits 1994 als Ver­
ein zusammengeschlossen hatten, mit dem 
Ziel „Gemeinschaftsbildung zwischen Jung 
und Alt als Ergänzung zu sozialstaatlichen 
Leistungen“ anzuregen. Schon früh entstand 
im Verein die Idee, ein generationenverbin­
dendes Wohnprojekt zu realisieren, in dem 
die Nachbarschaftshilfe als Kernelement in­
tegriert ist. 

Konzept 

Den Initiatoren des Projekts war wichtig, 
dass die zukünftigen Bewohner die Idee 
des gemeinsamen Dorfes mit den nachbar­
schaftlichen Unterstützungsleistungen mit­
tragen und zueinander passen. Vor diesem 
Hintergrund wurde den Bewerbern ein Fra­
gebogen zugeschickt. Die eindeutige Profi­
lierung des Projektes wirkte selektierend auf 
die Bewohnerstruktur. 

Im Mittelpunkt des Konzeptes stand die In­
tegration jüngerer Menschen (Familien mit 
Kindern) und älterer Menschen in einem 
„Dorf“. Es sollten Unterstützungsmodelle 

und soziale Netze für Familien und ältere 
Menschen realisiert werden, bei denen die 
älteren Generationen den Jüngeren helfen 
und umgekehrt. Das Konzept sah gleich­
zeitig vor, dass alle bis zum Lebensende im 
Quartier wohnen bleiben können. Hierzu 
waren ehrenamtliche Hilfen, semi-profes­
sionelle Dienstleistungen bis hin zu profes­
sionellen Dienstleistungen vorgesehen. 

Neben dem im Jahr 2006 abgeschlossenen 
Bau von 56 Eigentumswohnungen in vier 
Häusern (u. a. mit einer gemeinsamen Ener­
gieversorgung über eine Holzschnitzelanla­
ge) war ergänzend auch die Integration von 
Gemeinschaftsflächen und Pflege-Dienst­
leistungsangeboten (u. a. Verpflegungsmög­
lichkeiten, Gemeinwesenarbeit, Case-und­
Care-Management, Tagespflege, Pflege­
gruppen, Hospiz) in einem Gemeinschafts­
haus (Haus V) angedacht. Die Erarbeitung 
eines tragfähigen Konzeptes und der Bau 
des Hauses V waren die Schwerpunkte des 
ExWoSt-Modellvorhabens. Finanzielle Pro­
bleme der Stiftung und projektinterne Mei­
nungsverschiedenheiten über die Konzepti­
on des Haus V verzögerten zunächst die Um­
setzung des Modellvorhabens und führten 
schließlich zur Insolvenz der Stiftung im Jahr 
2008. Haus V wurde bis heute nicht realisiert. 
Dennoch lassen sich aus dem Modellvorha­
ben viele Aspekte lernen und auf andere pri­
vate Initiativen übertragen. 

(Foto u. Grafik: empirica) 
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Erfolgreiche Grundstückssuche durch 
kommunale Unterstützung 

Noch während der Konzeptfindungspha­
se im Jahr 1995 wurde den Initiatoren des 
Projekts „Dorf in der Stadt“ ein Grundstück 
in Heidenheim zur Bebauung vorgeschla­
gen. Die Gruppe entwickelte entsprechend 
der Grundstücksgröße ein Projekt für ca. 
100 Wohnungen, entschied sich aber auf­
grund der Lagenachteile dann doch gegen 
das Grundstück. Mit dem Konzeptentwurf 
wandte sich die Gruppe daraufhin an den 
Oberbürgermeister. Dieser unterstützte die 
Idee und bot der privaten Initiative fünf bis 
sechs andere Grundstücke zur Bebauung 
an. Auch diese Grundstücke entsprachen 
nicht den Lagebedingungen der Initiativ­
gruppe, sodass weitere Recherchen durch­
geführt wurden. Das schließlich bebaute 
Grundstück wurde 1997 in die engere Wahl 
genommen. Es gehörte ehemals drei Ei­
gentümern (u. a. der Stadt) und war noch 
kein Bauland. In der Startphase der Initia­
tivgruppe war die Unterstützung durch den 
Oberbürgermeister und die Verwaltung eine 
wichtige Voraussetzung für die erfolgreiche 
Entwicklung des Projektes. Die Hilfestellung 
bei der Grundstückssuche und die Schaf­
fung von Baurecht haben das Projekt geför
dert und der aktiven Gruppe die Möglichkeit 

­

gegeben, sich um weitere Interessenten zu 
bemühen und die Konzeptentwicklung vo­
ran zu bringen. Dennoch hat die Startphase 
bis zum Kauf des Grundstückes rd. sieben 
Jahre gedauert. Nur durch das hohe Engage­
ment Einzelner und den Idealismus der Be­
teiligten war diese lange Entwicklungsphase 
durchzuhalten. 

Stiftungsgründung als Säule für das 
Realisierungs- und Finanzierungskonzept 

Im Zuge der Konzeptentwicklung wurden 
verschiedene Rechts- und Finanzierungsin­
strumente für das geplante Projekt diskutiert. 
Vorteilhaft erschien als Trägerstruktur eine 
gemeinnützige Stiftung des bürgerlichen 
Rechts. Mit dieser Rechtsform entstanden 
schnell eine Struktur, die die Abwicklung 
von Kaufverträgen und Bankgeschäften er
möglichte. Das notwendige Stiftungskapital 
in Höhe von 50.000 Euro wurde im Jahr 2002 
innerhalb von 14 Tagen durch Einlagen von 
Wohnungskaufinteressenten zusammenge­
tragen. Die Einlagen betrugen mindestens 
2.500 Euro pro Partei. 

Die Stiftung förderte nicht nur die festge­
schriebenen Ideen und Ziele des Projektes, 
sondern übernahm auch die Bauträgerrolle 

­

Alt und Jung im Quartier (Foto: Stiftung Dorf in der Stadt) 

(ohne Gewinnabsicht). Über die Hanno­
versche Kasse wurde eine Zwischenfinan­
zierung erreicht, die Stiftung realisierte das 
Bauprojekt und verkaufte die 56 Wohnungen 
in vier Häusern des ersten Bauabschnitts. 
Die Hannoversche Kasse ist eine Versiche­
rung zur Altervorsorge. Sie unterstützte das 
Projekt mit dem Ziel, zukunftsorientierten 
Formen des generationenübergreifenden 
Wohnens Entwicklungsraum zu geben. 

Über die Kaufpreise der Wohnungen wurde 
ein Anteil für Overhead-Kosten (Sach- und 
Personalleistungen) der Stiftung finanziert. 
Abgesehen davon wurden die Kaufpreise 
der Wohnungen zum Selbstkostenpreis kal­
kuliert. Zusätzlich wurde eine Klausel for­
muliert, die eine Risikoabsicherung bei Ko­
stensteigerungen von 10 % beinhaltete. Die 
Wohnungen wurden als Eigentum erworben 

Projekt „Dorf in der Stadt“ (Foto: empirica) 
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und von den Käufern frei finanziert. Sie wer
den selbst genutzt oder vermietet. Die Woh­
nungseigentümer bilden eine Wohnungsei­
gentümergemeinschaft (WEG). 

Nicht in den Verkaufspreis einkalkuliert war 
die Finanzierung der später im Dorfzentrum 
vorgesehenen Gemeinschaftsflächen. Dies 
führte im Prozess zu Problemen. Bei einer 
Stiftung als Rechts- und Finanzierungsmo­
dell für private Gruppen müssen verschie­
dene Aspekte bedacht werden: 

•	 Die Stiftung muss, wenn Sie als Bauträger 
fungiert, entsprechend qualifiziertes Per
sonal haben. Hierzu zählt u. a. ein Cont­
roller für das Baugeschäft, der die Rolle 
der Bauherren gegenüber dem Bauleiter 
des Architekturbüros vertritt. 

•	 Des Weiteren muss die Stiftung Personal 
haben/ oder einkaufen, das sich mit der 
vertraglichen Gestaltung von Kaufverträ­
gen etc. auskennt. In Heidenheim wur
de in vielerlei Hinsicht zu stark auf den 
„good-will“ der Projektbeteiligten gesetzt 
und wesentliche Konzeptpunkte nicht 
vertraglich fixiert. 

•	 In Heidenheim wurden zwei Mitglieder 
der Initiativgruppe Mitarbeiter der Stif­
tung. Um eine strenge Projektsteuerung 
durchführen zu können (Terminierung 
von Entscheidungen, Einfordern von Gel­
dern etc.) ist es sinnvoll, Personen einzu­
stellen, die nicht gleichzeitig zukünftige 
Bewohner sein werden. 

•	 Das Eigenkapital der Stiftung in Heiden­
heim war sehr gering, so dass notwendige 
Gelder zur Finanzierung des Grundstücks, 
für Gebühren, Notarkosten etc. bereits 

­

­

­

Halböffentliche Bereiche mit Infotafel für die „Dorfbewohner“ (Foto: empirica) 

Sommerfest im Dorf 
 
(Foto: Stiftung Dorf in der Stadt)
 


über Kredite beschafft werden mussten, 
lange bevor die ersten Wohnungen gebaut 
werden konnten. Zudem bestand das Ei­
genkapital der Stiftung überwiegend aus 
Einlagen der Stiftungsgründer/Projekt­
initiatoren, die diese mit ihren notwen­
digen Teilzahlungen zu Beginn des Pro­
jektes verrechneten. So stand der Stiftung 
faktisch kein Eigenkapital mehr zur Verfü­
gung. Für vergleichbare Projekte sollte bei 
dieser Finanzierungsform auf eine „stabi­
lere Eigenkapitalbasis“ geachtet werden. 

Gemeinschaftseinrichtungen von Beginn 
an mitplanen und kalkulieren 

Im Projekt „Dorf in der Stadt“ wurde von 
Beginn an großer Wert auf eine verlässliche 
Organisation einer Unterstützungsstruktur 
für hilfebedürftige Menschen und eine Pers­
pektive für ältere Menschen, bis zum Tod im 
Projekt zu verbleiben, gelegt. So wurden fünf 
Säulen der Sicherheit und Geborgenheit for
muliert: 

•	 Freiwilliges Miteinander und Füreinander 
(Ehrenamt) 

•	 Organisierte Nachbarschaftshilfe 
(semi-professionell) 

•	 Ambulante Pflege (professionell) 

•	 Pflegewohngemeinschaften 
(professionell) 

•	 Vermittlung von Hilfen aller Art 
(„Dorfbüro/semi-professionell“) 

­
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Private Rückzugsräume 
 
(Foto: Stiftung Dorf in der Stadt) 
 

Die Stiftung versuchte diese fünf Säulen 
durch verschiedene Organisationsformen 
und Konzepte umzusetzen: 

•	 Die Einstellung einer Gemeinwesenarbei­
terin, die über die Nebenkosten der Haus­
eigentümer bezahlt werden sollte. 

•	 Die Gründung eines Bewohnervereins, 
der als Entscheidungsgremium über alle 
gemeinschaftlichen Angelegenheiten im 
Dorf fungieren und Organisator gemein­
schaftlicher Aktivitäten (z. B. Dorffeste, 
Arbeitskreise usw.) auftreten sollte. 

•	 Der Aufbau eines Case-und-Care-Ma-
nagements, um im Fall der Pflegebedürf-

tigkeit für ein optimales Zusammenspiel 
von informellen und formellen Hilfs
strukturen für die einzelnen Bewohner 
zu sorgen. 

Geplant war, die verschiedenen gemein­
schaftlichen Angebote und Infrastrukturein­
richtungen in Haus V, dem Gemeinschafts­
haus, das im Zentrum des „Dorfes“ errichtet 
werden sollte, unterzubringen. Konzept und 
Finanzierung dieses Versorgungsstütz­
punktes war aber nicht von Beginn an klar 
umrissen und rechtlich fixiert. Dies führte 
im Laufe des Projektes zur Zerreissprobe: 
Auf der einen Seite standen die Initiatoren 
des Gesamtprojektes, die als Mitarbeiter der 
Stiftung bereits langjährige Vorplanungen 
unternommen hatten und ein sehr ambitio­
niertes Konzept umsetzen wollten. Auf der 
anderen Seite standen die Wortführer der 
Dorfbewohner, die ein weniger anspruchs­
volles Konzept mit geringeren Kosten favori­
sierten und ihre Mitsprache bei der Konzep­
tentwicklung und Finanzierungsplanung 
einforderten. 

Das Projekt in Heidenheim hat gezeigt, dass 
es notwendig ist, die Gemeinschaftsbereiche 
und -infrastruktur von Beginn an sowohl mit­
zuplanen als auch mitzukalkulieren. Hierzu 
sind professionelle Berater notwendig, die 
sowohl frühzeitig die Wirtschaftlichkeit prü­
fen als auch die aktuellen Planungen und 
Kosten den beteiligten Bewohnern kommu-
nizieren. Sollen die zukünftigen Bewohner 
Anteile der sozialen Infrastruktur im Projekt 
finanzieren, sind diese Kosten z. B. als Teil 
einer Sozialumlage in den Nebenkosten be­
reits im Kaufvertrag rechtlich zu verankern. 

­

Erfahrungen und Übertragbarkeit 

Heidenheim hat modellhaft gezeigt, dass eine private Gruppe ein gemeinschaftliches Baupro­
jekt grundsätzlich erfolgreich realisieren kann. Der lange Planungs- und Konzeptionszeitraum 
macht aber auch deutlich, dass eine Unterstützung durch die Kommune (z. B. bei der Grund­
stückssuche und Schaffung von Baurecht) hilfreich ist und private Initiativen befördert. 

Notwendig für die Planung von Gemeinschaftseinrichtungen mit sozialer Infrastruktur, inkl. 
Pflege, ist professionelle Unterstützung bei der Erarbeitung des Finanzierungskonzepts und 
für die Projektsteuerung. Dies kann wie in Heidenheim über eine Stiftung realisiert werden, 
die als Bauträger (ohne Gewinnabsichten) auftritt. Unabdingbar ist dann jedoch (externes) 
Personal, das die Projektsteuerung, Bauüberwachung und Finanzierungsplanung übernimmt. 
Darüber hinaus sind Moderations- und Mediationskompetenzen zur Kommunikation und Ver­
mittlung zwischen den Akteuren (v. a. Stiftung als Bauträger und Wohnungseigentümer im 
Projekt) notwendig, um eine Balance zwischen Wünschen und finanziellen Möglichkeiten der 
Privatpersonen auf der einen Seite und den Konzeptionen und finanziellen Notwendigkeiten 
des Gesamtprojekts auf der anderen Seite herzustellen. 
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Modellvorhaben Kassel: 

Quartierskonzept der VW 1889 eG 

Angaben zum 

Quartier 
kassel 

Einwohner 
stadt: 193.000 

stadtquartier: 5.000 -10.000 

kreistyp: Kernstadt 

Quartierstyp: Siedlungsbau 

prägendes 
Baualter: 1950er Jahre 

lage: Innenstadtrand 

sozialdaten: > 60 Jahre 40,0 % 

Zuwanderer 13,0 % 

Arbeitslose 14,0 % 

Träger/
 

Eigentümer: Genossenschaft/ Verein 
 

förderung: ESF (Europäischer Sozialfonds) 
 
bis Ende 2007 

Das Projekt 

Kontext 

Die Genossenschaft Vereinigte Wohnstätten 
1889 eG verfügt über etwa 4.000 Wohnungen 
in Kassel. Unter den derzeitigen Mietern ist 
eine deutliche Überalterung festzustellen 
(ca. 40 % sind 60 Jahre und älter). Ziel des 
Quartierskonzepts war zunächst den Genos­
senschaftsmitgliedern das Wohnen in dem 
gewohnten Umfeld möglichst lange zu er­
möglichen; im Projektverlauf wurde jedoch 
deutlich, dass es notwendig ist, diese Ziel­
richtung auf alle Generationen zugunsten 
eines „Lebenslaufwohnens“ zu erweitern. 

Das Modellvorhaben wird in zwei Stadtteilen 
durchgeführt, im „Vorderen Westen“ und in 
„Kirchditmold“. Der Stadtteil Vorderer Wes­
ten ist mit seiner zentrumsnahen Lage und 
seiner attraktiven Altbaustruktur ein beliebtes 
Wohnviertel. Während die Bevölkerungsstruk­
tur hier gemischt ist, leben in Kirchditmold 
vor allem einkommensschwache Haushalte. 
Die ehemalige Arbeitersiedlung in Kirchdit­
mold gehört jedoch nicht zu den problema­
tischen Vierteln in Kassel. Seit mehreren Jah­
ren werden bereits Aufwertungsmaßnahmen 
initiiert, um einer negativen Entwicklung 
entgegen zu wirken. Der Stadtteil zeichnet 
sich durch ein grünes und familienfreund­
liches Wohnumfeld aus. Durch das Angebot 
von neuen Wohnformen für unterschiedliche 

Zielgruppen soll das Quartier vor allem sozial 
aufgewertet werden. 

Konzept 

Das Quartierskonzept der 1889 wurde zuerst 
im Stadtteil Kirchditmold implementiert 
und ausgedehnt auf die Stadtteile Fasanen­
hof, Unterneustadt, Vorderer Westen. Dabei 
handelt es sich überwiegend um Stadtteile 
mit Wohnbebauung aus den 1950er/60er 
Jahren, eingesprenkelt sind Bauten aus der 
Vorkriegszeit. Das Quartierskonzept der Ge­
nossenschaft basiert auf vier Säulen: 

•	 Bauliche Maßnahmen 

•	 Sozialpädagogische (Alten-)beratung, 

•	 Professionelle Steuerung der Vernetzung 
der Akteure im Stadtteil und 

•	 Umstrukturierung der genossenschaft­
lichen Verwaltung. 

Bauliche Maßnahmen erfolgen in Form 
von individuellen Wohnungsanpassungen 
bis hin zur barrierefreien Modernisierung 
ganzer Gebäude. Darüber hinaus werden 
bestehende Quartiere auch durch fami­
liengerechten Wohnraum ergänzt. Neubau­
vorhaben werden grundsätzlich barrierefrei 
ausgeführt. Parallel werden die sozialen Be­
ziehungen im Quartier gestärkt. Vor Ort wird 
eine soziale Kontrolle im positiven Sinne 
eines „aufeinander Achtens“ und der gegen­

(Foto u. Grafik: empirica) 
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seitigen Hilfe etabliert, da für viele Bevölke­
rungsgruppen klassische (z. B. kommunale) 
Hilfeangebote zu hohe Zugangsbarrieren 
haben bzw. nicht finanzierbar sind. Über ei­
nen Nachbarschaftshilfeverein, der mittler­
weile in den vier Stadtteilen auch in Büros 
mit täglicher Personalpräsenz vertreten ist, 
werden Angebote für alle Altersgruppen (Se­
nioren, Kinder/Eltern) umgesetzt. 

Generationenübergreifende- und 
zielgruppenspezifische Aspekte 

Im Quartier Vorderer Westen werden ein ge­
nerationenübergreifendes Wohnprojekt so­
wie Wohnformen für ältere Menschen und 
Menschen mit Behinderung realisiert. Ziel 
ist es, dass die Bewohner des Quartiers durch 
das neue Wohnangebot auf der Konversions­
fläche auch im Alter bei erhöhtem Hilfe- und 
Pflegebedarf, in einer eigenen Wohnung oder 
in einer ambulant betreuten Wohngruppe 
in der vertrauten Wohnumgebung selbstbe­
stimmt wohnen bleiben können. Mit dem 
generationenübergreifenden Wohnprojekt 
werden alle Altersgruppen angesprochen. 

Im Quartier in Kirchditmold wurden Be­
standsgebäude modernisiert, um den heutigen 
Bedürfnissen verschiedener Haushaltstypen 
gerecht zu werden. Durch ein breites Ange­
botsspektrum und Mitbestimmungsmöglich­
keiten der zukünftigen Bewohner wurde vor 
allem auch stabile und einkommensstärkere 
Nachfragegruppe u. a. Familien mobilisiert 
und damit die Sozialstruktur und das Image 
des Quartiers gestärkt. 

Wohnangebote für alle Generationen 

Neubau von Pflegewohngruppen und 
barrierefreien Wohnungen 

Im Stadtteil Vorderer Westen wurde ein 
Wohnhaus mit 15 barrierefreien Wohnungen 
für ältere und behinderte Menschen und 
zwei Wohnungen für ambulant betreute 
Pflegewohngruppen realisiert. Da die Ge­
nossenschaft das wirtschaftliche Risiko der 
neuen Wohnform nur bedingt einschätzen 
konnte, wurde mit der AWO als erfahrener 
Dienstleistungsanbieter eine Kooperation 
eingegangen. Es wurde ein langfristiger 
Mietvertrag (15 Jahre) mit der AWO abge­
schlossen, die wiederum mit den Bewoh­
nern Untermietverträge abschließt. Die­
se erhalten ein Gesamt-Leistungspaket, 
welches neben der Miete und Präsenzkraft 
von vier Stunden während des Tages eine 
Nachtbereitschaft enthält. Zusätzliche Pfle­
geleistungen und hauswirtschaftliche Un­

terstützung sollen von den Bewohnern frei 
gewählt und als Wahlleistungen finanziert 
werden. Angestrebt wird eine Vermietung an 
Personen, deren Hilfebedarf so groß ist, dass 
eine 24-Stunden-Präsenz erforderlich ist, die 
über den Grundservice abgedeckt werden 
kann. Um auf der einen Seite überschaubare 
Gruppengrößen zu erhalten und auf der 
anderen Seite die Wirtschaftlichkeit der Be­
treuungsleistungen zu sichern, werden zwei 
Gruppen à acht Plätze räumlich so miteinan­
der verbunden, dass sie ggf. auch gemeinsam 
betreut werden können (z. B. Synergieeffekte 
während der Nacht). Zur Zielgruppe gehören 
sowohl junge als auch ältere Menschen, die 
hilfebedürftig und nicht mehr in der Lage 
sind, selbständig in einer eigenen Wohnung 
zu leben. Die Pflegewohngruppe soll ihnen 
die Möglichkeit geben, in vertrauter Umge­
bung zu bleiben und die Unterbringung in 
ein Heim zu umgehen. 

In den drei Obergeschossen entstanden 15 
barrierefreie Wohnungen nach DIN 18025, 
Teil 1 und 2. Die Bewohner im Alter von 52 
bis 80 Jahren konnten bei der Planung Ein­
fluss auf ihre Wohnungsgröße und Grund­
risstypen nehmen, so dass die Wohnungen 
auf die individuellen Anforderungen der 
Bewohner abgestimmt wurden. Die Woh­
nungen wurden bevorzugt an langjährige 
Genossenschaftsmitglieder und Stadtteil­
bewohner vermietet. Aufgrund der großen 

Grundriss der beiden 
Pflegewohngruppen im 
Erdgeschoss bei Bauantrag 

Neubau mit barrierefreien 
Wohnungen und 
Pflegewohngruppen, 
Stand September 2009 
(Foto: empirica) 



104 Dokumentation der Modelvorhaben Werkstatt: Praxis Heft 71 

Neubau gemeinschaftliches 
Wohnprojekt 

(Stand August 2008) 

Nachfrage wird überlegt, am gleichen Stand­
ort weitere barrierefreie Wohnungen für die­
se Zielgruppe zu realisieren. 

Neubau eines gemeinschaftlichen 
Wohnprojektes mit Nachbarschaftstreff 

In dem zweiten Gebäude mit 15 Wohnungen 
sollen ein generationenübergreifendes ge­
meinschaftliches Wohnprojekt sowie der 
Nachbarschaftstreff realisiert werden. Ur­
sprünglich basierte die Idee auf der Anfra­
ge einer Interessensgemeinschaft, die sich 
bereits im August 2006 mit der Bitte, auf 
einem ganz bestimmten Grundstück auf der 
Konversionsfläche ein Gebäude für sie zu er­
richten, an die Genossenschaft wandte. Im 
Prozess stellte sich heraus, dass die Gruppe 
nicht in der Lage war, neue Interessenten 
zu integrieren, so dass die Genossenschaft 
eine professionelle Steuerung des Prozesses 
übernahm. Nach mehreren Informations­
veranstaltungen hatte sich die Initiativgrup­
pe um weitere Interessenten vergrößert. Da 
der Planungs- und Realisierungsprozess 
insgesamt durch mehrere zeitliche Verzö­
gerungen nur langsam Fortschritte machte, 
war die Fluktuation im Gesamtprozess bei 
den Interessenten sehr groß. Mittlerweile 
liegen für alle Wohnungen Reservierungen 
vor, zwei Wohnungen werden von Familien 
nachgefragt. Zusammen mit dem Archi­
tekten planen die zukünftigen Bewohner 
derzeit ihre Wohnung. Miet- und Kaufver­
träge werden Mitte 2010 abgeschlossen, der 
Bezug ist voraussichtlich im Oktober 2010. 

Zusätzliche Räume für die Gemeinschaft 
und das Quartier 

Im Erdgeschoss des Gebäudes wird es eine 
Ein-Zimmer-Wohnung geben, die sowohl 
als Gästewohnung als auch als Gemein­
schaftsraum genutzt werden kann. Zusätz­
lich wird die AWO Räume im 1. und 2. OG 
für ihren ambulanten Pflegedienst anmie­
ten. Der Nachbarschaftstreff des Vereins 
„Hand in Hand e. V.“ wird im Erdgeschoss 
eine Fläche von 142 m² beziehen. Um die 
Räume entsprechend der Bedarfe der Nut­
zer umzusetzen, wurden die Planungen des 

Nachbarschaftstreffs unter Beteiligung der 
Ehrenamtlichen des bisherigen Treffs durch­
geführt. Im Ergebnis wurde sich für einen 
großen Versammlungsraum von ca. 55 m² 
im direkten Anschluss zur Küche und zwei 
kleineren Gruppenräumen entschieden. 

Die Baukosten liegen bei ca. 1.800 Euro/m² 
zzgl. 50.000 Euro für die Einrichtung (Küche, 
Regale, Tische, Stühle) und rd. 20.000 Euro 
für die Gestaltung der Außenanlage. Die 
Gemeinschaftsräume des Treffs stehen in 
Zukunft sowohl den Bewohnern des Wohn­
projektes als auch den Quartiersbewohnern 
zur Verfügung. 

Umbau von Bestandswohnungen zu 
zeitgemäßen Familienwohnungen 

Im Stadtteil Kirchditmold wurden vorhandene 
Wohngebäude umgebaut und das Wohnum­
feld aufgewertet. Mit dem neuen Wohnange­
bot wurde eine Mischung unterschiedlicher 
Altersgruppen und Haushaltstypen ange­
strebt, insbesondere wurden auch Familien 
angesprochen. Für die Modernisierung der 
Häuser in der Bardelebenstraße wurden diese 
komplett leer gezogen. Durch die Zusammen­
legung von kleinen Wohnungen mit unzeitge­
mäßen Grundrissen reduzierte sich die Zahl 
der Wohnungen von 52 auf 36. 

Seitens der Familien wurden v. a. Maiso­
nettewohnungen nachgefragt. Vor diesem 
Hintergrund wurde der Wohnungstyp in 
einem Haus durchgängig realisiert, obwohl 
die Umbaukosten je Wohnung rd. 8.000 Euro 
höher lagen, als bei der Zusammenlegung 
von zwei Wohnungen auf einer Ebene. Als 
Vorteil wird von den Familien u. a. der Schall­
schutz gegenüber Nachbarn (Untermietern) 
gesehen (z. B. Kinderzimmer oben). Darüber 
hinaus wurden den Erdgeschosswohnungen 
privat nutzbare Gärten zugeordnet. 

Umbau von Bestandswohnungen 
für gemeinschaftliche Wohnprojekte 

Die Genossenschaft wurde in der Planungs­
phase von bestehenden Gruppen angespro­
chen, die gemeinschaftlich leben möchten. 
Gemeinsam mit einer Gruppe von acht 
Frauen wurde ein Konzept für die Bade­
lebenstrasse 12 entwickelt. Die Frauen im 
Alter von 30 bis Mitte 40 Jahren bezogen 
sechs Wohnungen mit Größen zwischen 60 
und 130 m². Eine 60 m² große Wohnung im 
Erdgeschoss wurde als Gemeinschaftsraum 
genutzt. Für die Anmietung dieser Wohnung 
hat die Gruppe einen Verein gegründet. Vor­
verträge wurden mit der Gruppe nicht ge­
schlossen, da durch die lange Zusammen­



105 Attraktives Wohnen im Quartier 

arbeit eine entsprechende Vertrauensbasis 
geschaffen wurde. Außerdem wurden die 
Wohnungen so gestaltet, dass eine Vermie­
tung an andere Bewohner ohne weiteres 
möglich wäre. In den Mietverträgen werden 
der Wohngruppe der Mietpreis (5,05 Euro/ 
m²) und das alleinige Belegungsrecht für die 
Wohnungen für zehn Jahre garantiert. Da­
für trägt die Gruppe das Mietausfallrisiko. 
Durch das hohe Engagement der Gruppe 
haben sich bereits positive Ausstrahlungs­
effekte ins Quartier ergeben. Diese reichen 
von nachbarschaftlichen Kontakten bis zu 
gemeinsamen Straßenfesten und quartiers­
bezogenen Veranstaltungen. 

Ein Verein stärkt das nachbarschaftliche 
Zusammenleben 

Das nachbarschaftliche Zusammenleben 
spielt im Quartierskonzept eine wichtige Rol­
le. Viele Bewohner engagieren sich in dem 
Nachbarschaftsverein „Hand in Hand e. V.“. 
Dieser wurde im Jahr 2001 gegründet und hat 
aktuell über 720 Mitglieder. Über den Verein 
wird einerseits die zugehende Wohnberatung 
umgesetzt und andererseits Angebote im 
Stadtteil realisiert. So wurde auch eine Hilfe­
kartei aufgebaut, in der sich mittlerweile über 
100 Ehrenamtliche registriert haben. Der 
Verein beschäftigt zudem drei Sozialarbeite­
rinnen, die in aufsuchenden Beratungen v. a. 
mit Senioren aus den Quartieren Änderungs­
bedarfe in den Wohnungen und notwendige 
Hilfeleistungen besprechen. Der Verein ver­
mittelt auch kostengünstige Alltagshilfen. 

Um die Kommunikation in den Vierteln zu 
fördern, wurde über den Verein ein Com-
munity-Portal aufgebaut. Auch Bewohnern, 
denen der Umgang mit neuen Technologien 
(Internet) bisher fremd war, soll die Möglich­
keit gegeben werden, das Portal zu nutzen. 
Der Verein bietet dafür spezielle Kurse an, so 
dass der Zugang zu modernen Kommunika­
tionsmitteln erleichtert wird. 

Finanzierung 

Die Finanzierung der Projekte erfolgt über 
Mittel der Genossenschaft, Mieterdarlehen, 
Mitgliedsbeiträge des Vereins, Spenden, öf­
fentliche Wohnungsbauförderung, EU-Mit­
tel und ExWoSt-Mittel, wobei der genossen­
schaftliche Anteil grundlegend ist. 

Umbaumaßnahmen im Bestand, die für eine 
altengerechte Nachrüstung notwendig sind, 
werden in Teilen von den Pflegekassen über­
nommen und in diesen Fällen auch entspre­
chend abgerechnet. Für weitergehende Maß­
nahmen stellt die Genossenschaft eigene 
Mittel zur Verfügung. Alle Modernisierungen 

werden mit den Mietern abgesprochen und 
an der individuellen Zahlungsfähigkeit ori­
entiert. 

Der Verein Hand in Hand hat ein jährliches 
Budget von ca. 200.000 Euro. Bis Ende 2007 
flossen rund 25.000 Euro Zuschüsse pro Jahr 
aus Mitteln des ESF (Europäischer Sozial­
fonds). Darüber hinaus zahlen die über 720 
Mitglieder einen monatlichen Beitrag von 
mindestens zwei Euro. Der übrige finanzi­
elle Bedarf wird derzeit noch durch die Ge­
nossenschaft finanziert. 

Familienwohnungen, 

seniorengerechte Wohnun­

gen und gemeinschaftliches 

Wohnen im Bestand 

(Foto: Vereinigte 

Wohnstätten 1889 eG) 


Erfahrungen und Übertragbarkeit 

In Kassel ist es gelungen im Rahmen von Quartierskonzepten sowohl 
neue Wohnangebote als auch bestehende Wohnangebote zielgruppen­
gerecht (um-)zustrukturieren. 

Besonders erfolgreich sind die Bestandsveränderungen in der Bardele­
benstraße. Hier ist es der Genossenschaft gelungen durch ein offenes 
Ohr für Gruppen, die gemeinschaftlich wohnen möchten, die Häuser 
entsprechend ihrer Interessen, umzustrukturieren. So lebt z. B. in einem 
Haus eine Gruppe von Frauen, in einem weiteren Haus wurden Woh­
nungen zu Familienwohnungen – Maisonettewohnungen – umgebaut, 
etc. Durch die „Nähe auf Distanz“ können sich alle Gruppen individuell 
entfalten, führen aber gemeinsam zu einer heterogenen Nutzerstruktur im 
Quartier. Damit gelingt es in der Nachbarschaft durch die verschiedenen 
gemeinschaftlichen Wohnprojekte insgesamt eine Aufwertung zu errei­
chen. Unterstützt wird das Miteinander durch den Verein Hand in Hand. 
Insbesondere ältere Menschen ziehen bewusst in Quartiere bzw. wollen 
in diesen wohnen bleiben, in denen ein starkes Engagement des Vereins 
bekannt ist. 

Im Sinne der Übertragbarkeit spielt das Engagement der Wohnungsge­
nossenschaft für die sozialen Belange eine große Rolle. Bei der Bewer
tung der Quartiersentwicklung rechnen sich die Investitionen in Personal 
oder z. B. den Aufbau von Strukturen (wie den Verein „Hand in Hand 
e. V.“) für das Unternehmen. Das Quartier insgesamt genießt dadurch ein 
besseres Image, es können starke Fluktuation und Leerstand vor allem 
in Bestandsquartieren vermieden werden und im Sinne eines genera­
tionsübergreifenden sozialen Netzes entstehen echte Perspektiven. Zu­
dem ergeben sich Spin-off-Effekte, wie die Eröffnung einer Kita für unter 
Dreijährige mit Unterstützung der Genossenschaft im Bestandsquartier 
zeigt. 

­

kontakt: 
Vereinigte Wohnstätten 
1889 eG 
Karin Stemmer 
Geysostraße 24 A und 26 
34119 Kassel 
Tel.: 0561/ 31 00 9 - 390 
kstemmer@vw1889.de 

www.die1889.de 

mailto:kstemmer@vw1889.de
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Modellvorhaben Ludwigshafen: 

Allengerechtes Wohnen in der Pfingstweide 

Angaben zum 

Quartier ludwigshafen 

Einwohner 
stadt: 168.217 

stadtquartier: 6.221 

kreistyp: Kernstadt 

Quartierstyp: Großsiedlung 

prägendes 
Baualter: 1970er Jahre 

lage: randstädtisch 

sozialdaten: > 60 Jahre 26,0 % 

Zuwanderer 15,0 % 

Arbeitslose 12,0 % 

Träger/ LUWOGE – Das Wohnungsunter-
Eigentümer: nehmen der BASF, 

16 % Eigentumswohnungen 

förderung: keine 

(Foto: LUWOGE, Grafik: empirica) 

Das Projekt 

Kontext 

Die Pfingstweide liegt im Norden der Stadt 
Ludwigshafen. Insgesamt befinden sich im 
Stadtteil 2.500 Geschosswohnungen (Projekt­
ausgangssituation im Jahr 2007) überwiegend 
in Hochhäusern der 1970er Jahre und 300 
Einfamilienhäuser. Ein Drittel der Geschoss­
wohnungen befindet sich im Besitz der LU­
WOGE – dem Wohnungsunternehmen der 
BASF. Eine Befragung unter den Bewohnern 
im Jahr 2002 machte deutlich, dass neben der 
ursprünglichen Hauptzielgruppe „junge Fa­
milien“ verstärkt auch die Bedürfnisse der alt­
eingesessenen Bewohner in der Großsiedlung 
berücksichtigt werden müssen. Ein Großteil 
der Alteingesessenen ist über 65 Jahre und 
möchte auch im Alter in der angestammten 
Wohngegend bleiben. Hierbei spielen alters­
gerechte Wohnangebote, ein entsprechendes 
Wohnumfeld, Angebote an Serviceleitungen 
und sozialer Infrastruktur eine wichtige Rolle. 
Vor diesem Hintergrund initiierte die LUWO­
GE im Rahmen eines Gesamtkonzeptes für 
das Wohngebiet das Projekt „Allengerechtes 
Wohnen in der Pfingstweide“. 

Konzept 

In Zusammenarbeit mit der BauWohnbera­
tung Karlsruhe (BWK) wurde das Konzept 
des Projektes „Allengerechtes Wohnen in der 

Pfingstweide“ erarbeitet, dem zwei Schwer­
punkte zu Grunde liegen: der Aufbau von 
Service-Einrichtungen im Quartier sowie 
die Realisierung von neuen Wohnformen. 
Ziel ist es, den Wohnungsbestand der 1970er 
Jahre, der zunehmend unter einem schlech­
ten Image und damit steigendem Leerstand 
leidet, zielgruppenadäquat aufzuwerten. 

Dazu wurden im Jahr 2008 barrierefreie, an­
passungsfähige Wohnungen im Bestand ge­
schaffen, sowie ein Pflegedienstleister in das 
Quartier eingebunden. Im Bereich der sozi­
alen Infrastruktur sind somit professionelle 
Hilfeleistungen, Alltagshilfen und Beratung­
sangebote direkt vor Ort abrufbar, ergänzt 
um Infrastrukturangebote für Jung und Alt. 

Für die Umsetzung des Konzeptes ist die 
Kommunikation und Kooperation mit den 
Bewohnern und lokalen Akteuren von gro­
ßer Bedeutung. Aber auch die Kommunika­
tion nach außen – in die Stadt bzw. die Regi­
on – spielte hier in Bezug auf eine Imagever­
besserung eine Rolle. 

Die Aktivierung der Bewohner und die 
Kommunikation im Stadtviertel wird durch 
den Aufbau eines Pfingstweide-Netzes mit 
LUWOGE-Netzwerkerin, Concierge und 
Netzwerkerbüro sowie mit der neuen Inter­
netplattform www.pfingstweide.de verstärkt 
und gefördert. Um alle Quartiersvertreter 
zu erreichen, wurden bereits in der Kon­
zeptphase Workshops und Veranstaltungen 
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Bewohnerveranstaltung in 
der Pfingstweide 
(Foto: LUWOGE GmbH) 

durchgeführt. Auch die Vereinsgründung des 
Pfingstweide-Miteinander e. V., als „Netz­
werk von Bewohnern für Bewohner“ wurde 
von der LUWOGE durch regelmäßige Veran­
staltungen und Moderation begleitet. 

Haus Noah 

Das Schlüsselprojekt im Modellvorhaben 
ist das „Haus Noah“. Das Konzept sieht ver­
schiedene Wohnformen für Jung und Alt in 
einem Hochhaus der 1970er Jahre vor. Ziel 
ist es, alle Generationen über differenzier­
te Stockwerkkonzepte zusammenzuführen, 
die gegenseitige nachbarschaftliche Hilfe 
zu fördern und die Bewohner gleichzeitig in 
den Stadtteil zu integrieren. Dienstleistungs- 
und Freizeitangebote ergänzen die Idee. 
Selbstständiges Wohnen bis ins hohe Alter 
macht das Betreuungskonzept durch das 
Deutsche Rote Kreuz (DRK), Kreisverband 
Vorderpfalz e. V., möglich. Das DRK bietet 
eine umfangreiche Auswahl an Leistungen, 
welche die Bewohner von Haus Noah nach 
Bedarf in Anspruch nehmen können. 

Betreute Stockwerksgemeinschaften 
für Pflegebedürftige 

Der barrierefreie Umbau der ersten beiden 
Stockwerke und die Betreuungsangebote 
vor Ort ermöglichen älteren Menschen auch 
bei zunehmender Immobilität und Pflege­
bedarf in den eigenen vier Wänden wohnen 
bleiben zu können und bieten damit eine 
Alternative zum frühzeitigen Heimaufent­
halt. Insgesamt stehen in dieser Stockwerks­
gemeinschaft ca. 630 m² zur Verfügung: 12 
Wohneinheiten für Alleinstehende oder 
Paare (1-3 ZKB-Varianten, 22-85 m²) und 
Gemeinschaftsflächen mit insgesamt über 
100 m². Im zweiten Obergeschoss verfügt 
jeder Bewohner über eine eigene Wohnung 
mit barrierefreiem Bad, Wohnbereich und 

Küche oder Pantryküche. Im ersten OG ver­
fügt jeder Bewohner über einen privaten 
Wohnbereich mit Bad, zusätzlich steht ein 
gemeinschaftlicher Wohnbereich mit Küche 
für alle zur Verfügung. Für die täglichen, über 
das DRK organisierten Zusammenkünfte, 
werden auch die Gemeinschaftsbereiche 
mit angegliederter Küche genutzt. Das DRK 
begleitet die Stockwerksgemeinschaft wo­
chentäglich drei Stunden. Angeboten wer­
den zum Beispiel gemeinsames Frühstück, 
Sitzgymnastik, Kaffee- und Kuchen- oder 
Spielnachmittage. Dieses Betreuungskon­
zept wird – wie im Betreuten Wohnen üb­
lich – über einen an den Mietvertrag gekop-

Allengerechtes Wohnen in der Pfingstweide - Haus Noah (Foto: LUWOGE GmbH) 
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Gemeinschaftlicher Essbereich im 1. Obergeschoss 
(Foto: LUWOGE GmbH) 

pelten Dienstleistungsvertrag mit dem Seni­
orendienstleister DRK sichergestellt. 

Durch die verschiedenen räumlichen, sowie 
auch inhaltlich organisierten Angebote haben 
die Bewohner jederzeit die Möglichkeit, Zeit 
gemeinsam zu verbringen oder sich in den ei
genen privaten Bereich zurückzuziehen. 

­

Stockwerksgemeinschaft als 
„Wahlverwandtschaft“ 

Speziell für Familien, junge Alte (Generation 
50plus) oder Alleinstehende, die gegenseitige 
nachbarschaftliche Hilfe schätzen, wurde im 
Haus Noah eine weitere Stockwerkgemein­
schaft im achten und neunten Obergeschoss 
konzipiert. Insgesamt zehn Wohneinheiten 
ermöglichen ein barrierefreies Wohnen in 
der eigenen Wohnung (1-3 ZKB-Varianten, 
40-85 m²) mit Kochnische/Küche. Zusätz­
lich existiert ein großzügiger Gemeinschafts­
raum mit Gemeinschaftsküche, die von allen 
Bewohnern genutzt werden kann. Durch die 

Barrierefreie und rollstuhlgerechte Bäder nach DIN 
18025 Teil 1 (Foto: LUWOGE GmbH) 

„neue Wahlverwandtschaft“ kann hier das 

notwendige Netzwerk des Miteinanders ent­

stehen, auf dem basierend ein gemeinschaft­

liches Leben im Alter funktionieren soll. Bei 

Bedarf an nachbarschaftlichen, hauswirt­

schaftlichen oder pflegerischen Leistungen 

können die Dienstleister, die im Erdgeschoss 

für das gesamte Haus zur Verfügung stehen, 

einbezogen werden. 

Professionelle Unterstützung durch 
Netzwerkerin 

Um das Miteinander im Stadtteil zu fördern, 

werden so genannte Kümmerer vor Ort ein­

gesetzt. Die Entwicklung von Netzwerken, der 

Aufbau von Strukturen nachbarschaftlichen 

Engagements und die Initiierung nachbar­

schaftlicher Kommunikation werden in der 

Aufbauphase (2008-2010) von einer Sozialpä­

dagogin, der Pfingstweide-Netzwerkerin und 

den Concierges im „Haus Noah“ gesteuert. 

Gemeinschaftsbereich im 8./9. OG (Foto: LUWOGE GmbH) 
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Neben dem Netzwerker-Büro mit angeglie­
dertem Concierge-Bereich im Eingangsbe­
reich des Haus Noah ist ein generationenü­
bergreifender Nachbarschaftstreff als Anlauf­
stelle für und von Bewohner entstanden, der 
als Plattform für bürgerschaftlich organisier­
tes Miteinander dient. Mit dem Bewohner­
treff und dem Netzwerker-Büro mit Concierge 
wurde ein wichtiger Baustein für eine künf­
tige, aktive Quartierskommunikation gelegt, 
die durch die Vereinsgründung (Pfingstweide 
Miteinander e. V.) 2009 in feste bürgerschaft­
liche Strukturen überführt wurde. 

Prozesssteuerung 

Der Träger des Projektes ist das BASF-Woh­
nungsunternehmen LUWOGE. Die Projekt­
begleitung, der Umbau des Mehrfamilien­
hauses, sowie die Arbeit der Netzwerkerin 
und der Concierge werden durch das Woh­
nungsunternehmen finanziert. Inklusive der 
ExWoSt-Fördersumme vom Bund investiert 
die LUWOGE in den Jahren 2007 bis 2009 
rund 3 Millionen Euro in das Projekt. 

Wohnungsinteressenten können bei der 
LUWOGE im Stadtteil Pfingstweide, als auch 
im Haus Noah sowohl mieten als auch kau-
fen. Jedoch werden die neuen Wohnformen 
in den beiden Stockwerkskonzepten (Be-
treute Wohngruppe und 50plus-Gruppe) 
nur zur Miete angeboten, um die Belegung 
steuern zu können. Der Findungsprozess 
von „passenden“ Mietern wurde durch eine 

professionelle Moderatorin unterstützt. Nur 
Interessenten, die von ihrer Einstellung für 
das Wohnprojekt geeignet erschienen, wur-
den der Gruppe von Mietern vorgestellt. 
Ein sensibler Umgang bei der Belegung 	 
der Stockwerksgemeinschaften war für die 
Gemeinschaft und Nachhaltigkeit des Pro-
jektes von großer Bedeutung. Die Belegung 
der betreuten Wohngemeinschaft (1./2.OG) 
erfolgt darüber hinaus in Abstimmung mit 
dem Pflegedienstanbieter DRK. 

Gemeinschaftsräume mit professioneller Unterstützung (Foto: LUWOGE GmbH) 

Erfahrungen und Übertragbarkeit 

In dem Modellvorhaben Ludwigshafen wird deutlich, dass Wohnungs­
unternehmen durch innovative Ansätze Bestände, die bereits Vermark­
tungsprobleme hatten, mit zielgruppenspezifischen Angeboten aufwer­
ten und Leerstände vermeiden können. Hierzu ist nicht nur die bauliche 
Aufwertung entsprechend der Bedarfe der Nachfrager notwendig, hierzu 
müssen auch soziale Belange berücksichtigt werden. Die Einstellung ei­
ner Netzwerkerin, zum Aufbau eines Netzwerks von Akteuren und Be­
wohnern und zur Stärkung des gemeinschaftlichen Miteinanders, bietet 
Sicherheit für das Quartier und eine Aufwertung für das Projekt Haus 
Noah. 

Gute Erfahrungen wurden zudem mit dem Wohnansatz „Stockwerksge­
meinschaften“ gemacht. Auch wenn dieses Konzept überwiegend ältere 
Menschen anspricht, entstehen stabile Gruppen und Gemeinschaften 
im Haus, die den einzelnen Bewohnern Sicherheit im Alter bieten. Es 
hat sich als vorteilhaft erwiesen, die Belegung der neuen Wohnformen 
in der Anfangsphase sehr sensibel zu steuern. Wenn für die einzelnen 
Stockwerksgemeinschaften ein „gemeinschaftliches Wohnen“ und nicht 
nur ein „Nebeneinanderwohnen“ erreicht werden soll, ist zu Beginn des 
Prozesses die Unterstützung durch eine Moderation ratsam. 

Neuer Eingangsbereich mit Concierge und 
Netzwerkerbüro (Foto: LUWOGE GmbH) 

kontakt: 
LUWOGE GmbH 
Tanja Hahn 
Brunckstraße 49 
67063 Ludwigshafen
Tel.: 0621/ 60 – 52 104 
Fax: 0621/ 60 – 95 438 
tanja.hahn@luwoge.de 

www.pfingstweide-
miteinander.de 
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Modellvorhaben Lübbenau: 

Vielfältiges Wohnen im Quartier Neustadt 

Angaben zum 

Quartier Lübbenau 

Einwohner 
stadt: ca. 12.400 (ohne Ortsteile) 

stadtquartier: ca. 9.200 

kreistyp: ländlicher Kreis 

Quartierstyp: Zeilenbau 

prägendes 
Baualter: 1960/70er Jahre 

lage: innerstädtisch 

sozialdaten: < 20 Jahre 14 % 

> 65 Jahre 32 % 

Zuwanderer 2 % 

Arbeitslose 15 % 

Träger/ Kommunal, privatwirtschaftlich 
Eigentümer: 

förderung: Soziale Stadt, Bund- und 

Das Projekt 

Kontext 

Das Lübbenauer Wohngebiet Neustadt liegt 
südlich der Altstadt und war bis 1990 ein ei­
genständiger Stadtteil (Doppelstadt). Bau­
ten der 1950er/ 60er Jahre sowie Verdich­
tungsmaßnahmen der 70er Jahre prägten 
den Standort mit ca. 7.000 WE. 

Die Schließung des Tagebaus und der Kraft­
werke in den 1990er Jahren führte zum 
Rückgang von Arbeitsplätzen und damit Be­
völkerungsverlust durch Abwanderungen. 
Dieser wurde durch den natürlichen Bevöl­
kerungsrückgang verstärkt und schlug sich 
in einem hohen Wohnungsleerstand nieder. 
Der Rückbau der Infrastruktur und Verlust 
der Standortidentität waren die Folge. 

Ab 1996 wurden insbesondere für den Stadt­
teil Neustadt verschiedene städtebauliche 
Konzepte erarbeitet und fortgeschrieben. 
Grundlage für das heutige, gesamtstadt­
übergreifende Handeln ist das integrierte 
Stadtumbaukonzept (STUK) von 2002. Diese 
städtebauliche Handlungsgrundlage wurde 
im gleichen Jahr von der Stadtverordneten­
versammlung beschlossen und in regelmä­
ßiger Fortschreibung nun als Integriertes 
Stadtentwicklungskonzept (INSEK) vom 
Bauministerium des Landes Brandenburg 
genehmigt und dient als Planungsgrundla­
ge für die Stadt Lübbenau/ Spreewald. 

Konzept 

Übergeordnete Ziele für den Stadtteil sind 
die Verbesserung der Wohn- und Lebens­
qualität des Standortes sowie dauerhafte 
Stabilisierung und Aufwertung des Kerns 
der Lübbenauer Neustadt. Es sollen attrak­
tive Wohn- und Freizeitangebote für alle 
Altersgruppen und sozialen Schichten in 
kleinteiligen Quartieren entstehen, u. a. 
durch ein differenzierteres Wohnungsange­
bot, die Aufwertung von Außenanlagen und 
Schaffung vielfältiger sozialer Dienstleis­
tungen. Dazu wurden im Rahmen des Mo­
dellvorhabens fünf unterschiedliche Modu­
le im Quartier umgesetzt. Neben einem ge­
meinschaftlichen Wohnprojekt „Du-Ich-Wir 
Nachbarschaften unter einem Dach“ und 
behindertengerechtem Wohnen im sozialen 
Verbund wurden Gemeinschaftsflächen im 
Haus der Harmonie und Haus für Kinder 
und Senioren realisiert sowie der Zeitlos­
Spiele-Park für alle Generationen geplant 
und umgesetzt. 

Breites Wohnungsangebot für 
unterschiedliche Zielgruppen 

Kernziel des Stadtumbaukonzeptes ist die 
mittelfristige Reduzierung des Wohnungs­
bestandes um ca. 2.300 Wohneinheiten bei 
gleichzeitiger Erhöhung der Wohn- und Le­
bensqualität des Standortes. Dazu gehörten 
bereits der Umbau von 4-geschossigen Plat-

(Foto u. Grafik: empirica) 
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tenbauten zu 2-geschossigen familienge­
rechten Reihenhäusern sowie der Umbau 
eines 13-geschossigen Hochhauses zu senio­
renfreundlichem Wohnen mit Concierge. Im 
Rahmen des Modellvorhabens wurde dieses 
Ziel weiterverfolgt: Das zentrale Projekt im 
Quartier ist das gemeinschaftliche Wohn­
projekt “Du-Ich-Wir Nachbarschaften unter 
einem Dach“. Durch die räumliche Lage zwi­
schen dem Zeitlos-Spiele-Park, dem Haus 
der Harmonie, dem behindertengerechten 
Wohnen im sozialen Verbund und weiteren 
Angeboten im Quartier ist das Mehrgene­
rationenwohnhaus gleichzeitig Kristalli­
sations- und Kommunikationspunkt. Das 
leer gezogene Gebäude vom Bautyp Lüb­
benauer Platte P 1 mit 48 Wohneinheiten 
wurde entsprechend der unterschiedlichen 
Nachfragegruppen umgebaut. Einer von 
drei Aufgängen des Wohngebäudes wurde 
mit überwiegend großen Wohneinheiten für 
Familien mit Kindern geplant, ein weiterer 
Aufgang spricht mit dem Angebot von zwei- 
und drei-Zimmerwohnungen überwiegend 
ältere Paare an. 

Zur Förderung des Miteinanders werden in 
jedem Aufgang Gemeinschaftsflächen an­
geboten. Diese sind entweder als Kommu­
nikationsbereiche neben den Aufzügen auf 
jeder Etage angelegt oder als separate Auf­
enthaltsräume z. B. im Dachgeschoss. Die 
Größen der Aufenthaltsräume liegen bei rd. 
20 m². Durch die direkte Lage am Zeitlos­
Spiele-Park besteht zudem eine direkte Ver­
bindung zu Außenräumen für verschiedene 
Nutzeransprüche. 

Umbau eines Plattenbaus zum Mehrgenerationenwohnhaus 
(Foto: Projektbüro LÜBBENAUBRÜCKE) 

Durch bauliche Veränderungen wird in der 
Nachbarschaft des Weiteren die Integra­
tion von behinderten Menschen gefördert. 
In einem Bestandsgebäude wurden von 24 
Wohneinheiten vier Wohnungen behinder­
tengerecht und 20 Wohnungen barrierefrei 
umgebaut. Beide Eingänge werden über ei­
nen Aufzug (Durchlader) und Laubengang 
erschlossen. Die großzügigen Windfänge 
dienen gleichzeitig als Entrée und Ort der 
Kommunikation. Das Projekt ist bereits be­
zogen und der Bevölkerungsmix mit einer 
Altersstruktur von Jugendlichen bis 80-Jäh­
rigen zeigt den Erfolg des Konzeptes. Neben 
zwei Rollstuhlfahrern und drei gehbehinder­
ten Bewohnern haben sich ebenfalls klei­
ne Gruppen von Älteren gemeldet, die sich 
bereits aus früheren Hausgemeinschaften 

Nach dem Umbau in 2-geschossige familiengerechte Reihenhäuser (Foto: Projektbüro LÜBBENAUBRÜCKE) 
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Zeitlos-Spiele-Park für Alt und Jung (Fotos: Projektbüro LÜBBENAUBRÜCKE) 

kannten und nun gemeinsam „unter einem 
Dach“ leben möchten. 

In einem weiteren Gebäude „Haus für Kin­
der und Senioren“ wurden im Erdgeschoss 
fünf Wohnungen für (pflegebedürftige) äl­
tere Menschen umgebaut. Ein integriertes 
Büro für häusliche Krankenpflege von der 
Diakonie übernimmt die Betreuung der Se­
niorenwohnungen. Im Obergeschoss sind 
Einzel- und Gruppenräume mit Tagesheim­
charakter für sozial auffällige Kinder sowie 
Beratungsräume entstanden. Zu dem Objekt 
gehört ebenfalls ein Garten mit Terrasse und 
Spielangeboten für Kinder, der allen Alters­
gruppen zur Nutzung zur Verfügung steht. 

In einem zweiten Gebäude ist ein Internat 
geplant, welches Schülern aus dem Umland 
Wohnraum in unmittelbarer Nachbarschaft 
zu weiterführenden Schulen im Quartier 
bieten soll. 

Wechselbeziehungen Wohnen – Gemein­
schaftseinrichtungen – Freiflächen 

In der Lübbenauer Neustadt fehlen öffent­
liche und private Einrichtungen wie Stadt-

Haus der Harmonie - Neue Gemeinschaftsflächen im sozialen Verbund 
(Foto: Projektbüro LÜBBENAUBRÜCKE) 

teilcafés oder „Eckkneipen“. Das „Haus der 
Harmonie“ entwickelt sich bereits zu einem 
besonderen Ort der Kommunikation für alle 
Generationen. Auch wenn die Angebote sich 
zunächst stärker an ältere Bewohner richten, 
um der fortschreitenden Vereinsamung von 
Senioren entgegenzuwirken, so sollen durch 
spin-off-Effekte nach und nach Angebote 
für alle Altersgruppen entstehen. Ähnlich 
des Charakters eines Clubhauses, in dem 
nach Spreewälder Tradition gemeinsam 
entwickelt, vorbereitet, gekocht und geges­
sen wird, soll sich das Angebot auf gemein­
sames Lesen, Klönen, Bilden, Tanzen etc. 
ausweiten. Dieser „Treffort“ von rd. 200 m² 
im ersten Obergeschoss wird durch Dienst­
leistungsangebote im Erdgeschoss ergänzt. 

Der „Zeitlos-Spiele-Park“ bietet eingebettet 
in das Wohnumfeld Angebote für alle Al­
tersgruppen im Freien. Durch spezielle Fit­
nessgeräte werden auch ältere Bewohner 
des Stadtteils angesprochen. Die Planungen 
hierfür wurden in einem ersten Experten-
Workshop (Projektträger, Planer, Mieterver­
treter) mit der Formulierung von Rahmen­
bedingungen begonnen, die dann in einer 
Bürgerwerkstatt ausdifferenziert wurden. 
Ziel war es, einen wohnortnahen Außen­
raum zu schaffen, der durch generationen­
übergreifende Angebote zur Vernetzung der 
Generationen untereinander beiträgt. 

Vielfältige Kooperationen im Quartier 

Mit dem städtebaulichen Kooperationspro­
jekt LÜBBENAUBRÜCKE, welches bereits 
1999 initiiert wurde, sind die Stadt und die 
Wohnungsunternehmen im Quartier die 
Hauptakteure. Entsprechend der jeweiligen 
Projekte werden weitere Akteure in die Ent­
wicklung, Planung und Umsetzung mitein­
bezogen und Kooperationspartner für den 
Betrieb gesucht. 

Die Wohnangebote, auch die Wohnungen 
für behindertengerechtes Wohnen und pfle­
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Ein Ort der Kommunikation für alle Generationen: Haus für Kinder und Senioren 
(Foto: Projektbüro LÜBBENAUBRÜCKE) 

gebedürftige Menschen im Haus für Kinder 
und Senioren, bleiben im Bestand der WIS 
Wohnungsbaugesellschaft im Spreewald 
mbH, die als Vermieter auftritt. Die Diakonie 
ist als Mieterin mit einem Büro für die Orga­
nisation von Dienstleistungen/ambulanter 
Dienst, einem Angebot für Lebens- und Fa­
milienberatungen sowie einer Kindertages­
gruppe vor Ort. Eine Kooperation mit der 
Diakonie ist auch für die Betreuung der Ju­
gendlichen im Internat geplant. 

Der Bau und die Finanzierung des Zeitlos­
Spiele-Parks wurde durch die Zusammenar­
beit der WIS Wohnungsbaugesellschaft im 
Spreewald mbH, der GWG Gemeinschaft­
liche Wohnungsbaugenossenschaft der 
Spreewaldstadt Lübbenau eG und der Stadt 
Lübbenau ermöglicht. Seit Fertigstellung des 
Parks wurde die Pflege und Unterhaltung 
durch die Stadt Lübbenau übernommen. 

Stärkung des bürgerschaftlichen 
Engagements durch Einbindung 
der Bewohner 

In Lübbenau spielen die Förderung von 
Bürgerengagement und die Potentialent­
wicklung eine wichtige Rolle. Die Bewohner 
werden durch unterschiedliche Angebote 
an die Thematik Stadtumbau und an quar­
tiersbezogene Themen herangeführt. Dies 
geschieht sowohl informativ als auch aktiv, 
wie zum Beispiel über die Mitarbeit in Ar­
beitsgemeinschaften und Übernahme von 
Patenschaften. Die Maßnahmen der Parti­
zipation tragen zur Entwicklung einer gut 
funktionierenden Nachbarschaft bei. Gene­
rationenübergreifende, individuell nutzbare 
und wenig fremd organisierte Angebote 
werden als wesentlich für die soziale Stabi­
lisierung des Quartiers gesehen. 

Im Bezug auf das gemeinschaftliche Wohn­
projekt hat sich die frühzeitige Einbindung 
der Mieter in die Planungen bewährt. Kon­
tinuierlich wurden die Nachfrager über das 

Projekt oder Veränderungen in den Pla­
nungen hinsichtlich baulicher Aspekte in­
formiert. Nicht nur in Bürgerinformations­
veranstaltungen, Planungswerkstätten und 
Mieterworkshops sondern auch in einer 
Vielzahl von persönlichen Beratungsge­
sprächen durch das Wohnungsunterneh­
men konnte auf die Bedarfe der einzelnen 
Mieter eingegangen und Planungen ver­
feinert werden. Es wurde deutlich, dass nicht 
nur Planer und Vermieter eng zusammenar­
beiten müssen, sondern dass der Dialog mit 
den potentiellen Mietern unabdingbar ist. 
Im Laufe des Beteiligungsprozesses stellte 
sich heraus, dass die meisten Mieter ähn­
liche Vorstellungen vom attraktiven Wohnen 
in Nachbarschaften haben, dazu zählte u. a.: 
ein Wohnhaus mit Aufzug, mehr Abstellflä­
chen, ruhiges Wohnen, teilweise sichtge­
schützte Frei- und Grünflächen und eine 
gute Nachbarschaft. 

Erfahrungen und Übertragbarkeit 

Die Stadt Lübbenau/ Spreewald hat durch das gemeinsame Handeln 
von Wohnungsunternehmen und Stadt unter dem Dach LÜBBENAU­
BRÜCKE bereits seit dem Jahr 2000 einen beispielhaften Stadtumbau in 
der Lübbenauer Neustadt begonnen. Die Ausdifferenzierung des Wohn­
angebotes von Reihenhäusern für Familien über seniorengerechte Woh­
nungen bis hin zu gemeinschaftlichen Wohnprojekten und behinderten­
gerechten Angeboten spricht unterschiedliche Generationen und Nach­
fragegruppen an. Durch das Angebot an vielfältigen Dienstleistungen und 
umfangreichen Freizeitangeboten wird die Wohnattraktivität zusätzlich 
gesteigert. Die Einbindung der Bewohner in den gesamten Prozess aber 
auch in jedes einzelne Umsetzungsmodul bringen eine hohe Akzeptanz 
und Identifizierung der Nachfrager mit den geplanten Angeboten. Dabei 
spielt das vor Ort verankerte Projektbüro der LÜBBENAUBRÜCKE als 
Anlaufpunkt für alle Bürger eine wichtige Rolle. Neben den Beteiligungs­
verfahren führen auch die Organisation von Stadtteilfesten und kulturellen 
Veranstaltungen zu einem stadtübergreifenden Bekanntheitsgrad und ei­
ner entsprechenden Imageaufwertung des Quartiers. 

kontakt: 
Projektbüro 
LÜBBENAUBRÜCKE 
Dr. Jürgen Othmer 
Güterbahnhofstraße 57 
03222 Lübbenau/ 
Spreewald 
Tel.: 03542/ 40 36 92  
info@luebbenaubruecke.de 

www.luebbenaubruecke. 

mailto:info@luebbenaubruecke.de
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Modellvorhaben Oberhausen: 

Pro-Wohnen – Internationales Wohnen 

Angaben zum 

Quartier Oberhausen 

Einwohner 
stadt: ca. 220.000 

stadtquartier: ca. 2.000 

kreistyp: Kernstadt 

Quartierstyp: Zeilenbau 

prägendes 
Baualter: 1950er Jahre 

lage: randstädtisch 

Träger/ 
Eigentümer: Stadt Oberhausen 

förderung: Kommunale Mittel 

Das Projekt 

Kontext 

Die Stadt Oberhausen forciert eine soziale 
und städtebauliche Standortprofilierung für 
den zunehmenden Bedarf an Wohn- und 
Versorgungsangeboten für ältere Migran­
tInnen. Als Modellvorhaben wurde ein Sied­
lungsbestand aus den 1950er Jahren in 
Oberhausen-Tackenberg gewählt. Dieser 
Stadtteil hat den höchsten Anteil an Mi­
granten-Haushalten in Oberhausen. 

Mit der Privatisierung der Siedlung haben 
vor allem zahlreiche türkische Familien die 
Chance ergriffen, Wohneigentum für sich im 
Gebiet zu erwerben. Im Zuge dessen werden 
aktuell zahlreiche Modernisierungsmaß­
nahmen meist in Eigeninitiative und mit 
hohem Selbsthilfeanteil durchgeführt. Hier­
zu gehören Grundrisszusammenlegungen, 
Dachausbauten und kleinteilige Anbauten. 
Vorhandene großflächige Freiraumqualitäten 
werden zum Teil durch kleinteilige „Aneig­
nungsmaßnahmen“ vermindert. Auf die oft 
„ungesteuerten“ baulichen Aktivitäten hat 
die Stadt mit einer Veränderungssperre rea­
giert und ein Offenlegungsverfahren für einen 
B-Plan mit Gestaltungssatzung eingeleitet. 

Von 2006 bis 2008 existierte ein umfassendes 
Planungs- und Beratungsangebot vor Ort 
für bauliche Umbaumaßnahmen und Um­
gestaltungen im Freiraum, das einen „auf­

suchenden“ Beratungsansatz durch zwei 
Beratungsbüros verfolgt. Die Ansprache der 
türkischen Hauseigentümer (v. a. Familien) 
erfolgt u. a. durch einen türkischstämmigen 
Planer. 

Konzept 

Ziel des Projektes „Pro-Wohnen – Interna­
tionales Wohnen“ ist die Verbesserung der 
Wohn- und Lebenssituation insbesondere 
von älteren MigrantInnen. Im Mittelpunkt 
des Vorhabens steht die Realisierung von 
selbstbestimmten Wohnangeboten im Al­
ter als Alternative zur Heimunterbringung 
bei Berücksichtigung kulturspezifischer 
Wohnbedürfnisse. Dafür sind barrierefreie 
und bedarfsgerechte Wohnungen, u. a. auch 
Pendlerwohnungen geplant, ergänzend 
wurde eine Begegnungsstätte mit einem 
Büro für Beratungen und die Vermittlung 
von Serviceleistungen aufgebaut. 

Die Migranten der ersten Generation sind 
heute im Seniorenalter und die meisten ent­
scheiden sich u. a. wegen Familie und gesund­
heitlicher Versorgung gegen eine endgültige 
„Rückwanderung“ ins Herkunftsland. Viele 
verbringen jedoch einen Teil des Jahres in 
ihrer Heimat. Speziell geplante Pendlerwoh­
nungen bieten Senioren mit Migrationshin­
tergrund eine innovative Wohnmöglichkeit. 
Dabei handelt es sich um kleinere Wohnein­
heiten, die auch bei kurzer Wohndauer und 
Abwesenheit zu finanzieren sind. 

(Foto u. Grafik: empirica) 
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Durch die Schaffung von zusätzlichen An­
geboten in den Räumlichkeiten der Begeg­
nungsstätte wird das nachbarschaftliche und 
gemeinschaftliche Leben gefördert. Der Ge­
meinschaftsraum bietet allen Generationen 
die Möglichkeit, sich dort zu treffen und 
Kontakte zu anderen Mietern zu knüpfen. 

Privatisierung der Wohnung und kleinteilige 
Aneignung der Grünflächen (Foto: empirica) 

Straßenfest im Quartier 
 
(Foto: WohnBund-Beratung NRW GmbH)
 


Zielgruppenadäquate Anpassung 
des Bestandes 

Machbarkeitsstudie zur Akzeptanz 

Im Rahmen des Projektes wurde zunächst 
eine Machbarkeitsstudie durchgeführt, um 
die Nachfrage nach Wohnungen für Pendler 
und ältere Menschen mit und ohne Migra­
tionshintergrund zu ermitteln. Zudem wur­
den die Rahmenbedingungen des Projektes 
hinsichtlich Inhalt, Organisation, Finanzen 
und technischer Umsetzung überprüft. Es 
hat sich gezeigt, dass die Gruppe der älteren 
Migranten zwar konkrete Vorstellungen 
bzgl. Wohnungsgröße und Kosten haben, 
sich bisher aber wenig Gedanken um zu­
sätzliche Ausstattungsmerkmale (Bereich 
Pflege, Dienstleistungen) gemacht haben. 
Gewünscht werden kleine bezahlbare Woh­
nungen mit Miethöhen um 4,00 Euro/m². 
Die Wohnungsgröße für ein Ehepaar soll ca. 
40 bis 50 m², für eine allein lebende Person 
ca. 30 bis 35 m² betragen. Ein wichtiger As­
pekt für die Älteren ist die Nähe zur Fami­
lie und die Finanzierbarkeit auch bei län­
geren Aufenthaltszeiten in der alten Heimat 
(Pendler). 

Zielgruppenadäquate Anpassung 
des Bestandes 

Für ein zuerst geplantes Neubau- bzw. Um­
bauvorhaben hat es sich als schwierig er­
wiesen, einen Investor zu finden, der bereit 
war entsprechend der Bedarfe der älteren 
MigrantInnen Wohnangebote zu finanzie-

ren und diese als Mietobjekt im Eigentum 
zu behalten. 

Vor diesem Hintergrund musste nach alter
nativen Modellen gesucht werden. Mittler
weile wurden drei Gebäude in der Wasgen­
waldstraße, welche in den 1990er Jahren als 
Wohnungsangebot für Aussiedler errichtet 
wurden, für das Projekt ausgewählt. Der 
Vorteil dieser Bestandsgebäude ist, dass sie 
im Eigentum der Stadt Oberhausen sind und 
von der Oberhausener Gebäudemanage­
ment GmbH bewirtschaftet werden. Die 
Wohngebäude mit insgesamt 36 Wohnungen 
erschienen der Stadt als Projektinitiator aus 
folgenden Gründen für die Umsetzung des 
Modellvorhabens vorteilhaft: 

•	 Die drei Wohngebäude liegen in zentraler 
Lage in der Siedlung, in direkter Nachbar
schaft zum Nahversorgungszentrum der 
Siedlung und in direkter Nachbarschaft 
zur ev. Apostelkirchengemeinde und der 
Mevlana Moschee. 

•	 In den drei- und viergeschossigen Wohn­
gebäuden leben derzeit junge und ältere 
Menschen, Familien verschiedener Natio­
nalitäten (u. a. türkische, polnische, deut­
sche, zum Teil mit Aussiedlerhintergrund) 
und unterschiedliche Haushaltsgrößen. 
Das Wohnungsangebot umfasst Woh­
nungsgrößen von 63 m² bis über 96 m². 

•	 Eine leer stehende Erdgeschoßwohnung 
in dem Gebäude Wasgengenwaldstraße 
49 wurde als Gemeinschaftsraum mit Be­
ratungs- und Begegnungsangebot (Pro­
Wohnen-Büro) umgebaut. 

•	 In den drei Gebäudekomplexen stehen 
vier Wohnungen leer. 

Mit den drei Gebäuden bietet sich die Mög­
lichkeit an, in einem Wohnungsbestand der 
Stadt Oberhausen, der bereits jetzt „interna­
tional“ belegt ist, barrierefreie Wohnungen 

­
­

­



116 Dokumentation der Modelvorhaben Werkstatt: Praxis Heft 71 

für ältere Menschen zu schaffen. Vor dem 
Hintergrund der Machbarkeitsstudie wurde 
deutlich, dass die leer stehenden Woh­
nungen aufgrund ihrer Größen für die Nut­
zung als Pendlerwohnung nicht geeignet 
sind. Insbesondere die Wohnungsgröße von 
96 m² entspricht nicht den Bedarfen der 
Nachfragegruppe. In der Konsequenz wird 
die große Wohnung in zwei Appartements à 
36 m² und 46 m² geteilt. In allen moderni­
sierten Wohnungen werden zudem die Bä­
der und Türbreiten barrierefrei ausgestaltet. 

Den Gemeinschaftsraum als Mittelpunkt 
gestalten 

Der Gemeinschaftsraum mit Beratungs- und 
Informationsangeboten sowie Servicedienst­
leistungen ist ca. 75 m² groß und multifunk­
tional ausgerichtet. Der Gemeinschaftsraum 
dient insbesondere als generationenüber­
greifender Nachbarschaftstreff. Für private/ 
halbprivateVeranstaltungen und kleine Feste 
können die Räumlichkeiten gemietet wer­
den. Des Weiteren bietet das „Pro-Wohnen-
Büro“ Platz für öffentliche Veranstaltungen 
und Kurse. Das Dienstleistungsangebot soll 
zukünftig z. B. Angebote für Pendler, die im 
Ursprungsland verweilen umfassen wie z. B. 
Postempfang, Treppenhausreinigung usw., 
Hilfe bei Rentenangelegenheiten und Behör­
dengängen werden für die Bewohnern im 
Quartier bereits geleistet. 

Das Büro dient auch als Anlaufstelle und 
es wird ein Netzwerk für eine kulturspezi­
fische Infra- und Versorgungsstruktur auf­
gebaut. Geeignete Partner werden bei Be­
darf hinzugezogen wie beispielsweise ein 
ambulanter Pflegedienst, der sich auf ältere 
Migranten spezialisiert hat. Ein Raum wur­
de mit Computerplätzen für Jung und Alt 
ausgestattet, in dem auch entsprechende 
Kurse angeboten werden. Darüber soll die 
Verknüpfung von Alltagshilfen, Angeboten 
und Informationen entstehen und die Nach­
barschaftsstrukturen unterstützt werden. 

Kulturspezifische Prozessgestaltung 

Zielgruppenspezifische Ansprache 
der Migranten 

Für den Erfolg des Entwicklungsprozesses 
war die Ansprache der Migranten von be­
sonderer Bedeutung. Von Beginn an wurde 
ein ergebnisoffener und kulturspezifischer 
Prozess angestrebt, der u. a. Informations­
veranstaltungen in türkischer Sprache und 
in „vertrauten Räumlichkeiten“ (z. B. Mo­
schee) zur Folge hatte. 

Darüber hinaus wurden im bisherigen Pro­
jektverlauf folgende Methoden und Verfah­
ren für die quartiersbezogene Arbeit und 
Ansprache der Zielgruppe gewählt: 

•	 allgemeine Öffentlichkeitsarbeit unter 
Hinzuziehung der türkischen Medien 

•	 persönliche Gespräche mit MigrantInnen 

•	 Kontaktaufnahme zu Vertrauenspersonen 
im Quartier 

•	 Erstellung von verständlichen und bild­
haften Präsentationen 

•	 Erstellung von zweisprachigen Flyern 

•	 Durchführung von zweisprachigen Werk­
stattgesprächen mit am Projekt Interes­
sierten 

•	 Interviews mit Quartiersbewohnern durch 
die „Kümmerer“ und Vertreter der Wohn­
Bund-Beratung NRW 

•	 filmische Dokumentation der bisherigen 
Projektarbeit 

•	 Angebot an Exkursionen 

•	 regelmäßige Abstimmungsrunden sowohl 
im Quartier als auch mit den Akteuren der 
Stadt, OGM, beauftragten Architekten etc. 

Des Weiteren hat sich gezeigt, dass die fami­
lialen generationenübergreifenden Struk­
turen innerhalb der türkischen Community 
spezifische Beratungsangebote erfordern. 

Vorstellung des Projektes „Pro-Wohnen“ 
(Foto: WohnBund-Beratung NRW GmbH) 

Treffen mit Akteuren und Bewohnern in der Moschee 
(Foto: WohnBund-Beratung NRW GmbH) 
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Die bisher aufgebauten Vernetzungsstruk
turen und Kooperationen ermöglichen 
z. B. die Organisation einer Informati
onsreihe für türkische Familien in den 
Räumen der Moschee. So wurden bereits 
Veranstaltungen zu den Themen: Pflege
versicherung, Diabetes, Herzkrankheiten, 
Spezifische Frauenkrankheiten und De
pression angeboten. Die Veranstaltungen 
wurden in türkischer Sprache gehalten, 
um auch die älteren Migranten zu errei
chen. Darüber hinaus wurde bereits ein 
Quartiersfest durch die Kümmerer und 
Akteure vor Ort organisiert und die Ge
meinschaftsräume mit „offiziellen Vertre
tern“ eingeweiht. 

Kümmerinnen zum Aufbau von Netzwerken 

Um den Umbauprozess zu begleiten und 
nachbarschaftliche Strukturen aufzubau
en, wurde eine so genannte „Kümmerer
struktur“ erarbeitet. Als KümmerInnen 
wurden zwei deutsch-/türkischsprachige 
Frauen, ein deutsch-/türkischsprachiger 
Mann und eine deutsch-/polnischspra
chige Frau eingestellt, die sich in den Netz
werken vor Ort auskennen. Sie haben ein 
Verständnis für die deutsche und die tür
kische bzw. polnische Kultur und Zugang 
zu jungen und älteren Menschen sowie zu 
Frauen und Männern. Durch ihre Zwei
sprachigkeit können sie den Kontakt so
wohl zu den deutschen als auch Bewoh
nern mit Migrationshintergrund aufbau
en und integrative Arbeit für das Quartier 
leisten. Die Kümmerer haben ihren Sitz im 
„Pro-Wohnen-Büro“. Sie sind zuständig für 
das Veranstaltungsprogramm im Quartier, 
organisieren Aktivitäten und unterstützen 
das Gemeinschaftsleben. 

Langfristige Strukturen aufbauen  

Die Stadt Oberhausen ist Eigentümer des 
Gebäudebestandes Wasgenwaldstraße 49­
53. Als Bewirtschaftungsträger und Verwalter 
der Gebäude fungiert die städtische Gesell­
schaft Oberhausener Gebäudemanagement 
GmbH (OGM). Zentrale Kooperationspart­
ner und Akteure sind die örtliche Moschee 
und die evangelische Kirchengemeinde, der 
Integrationsrat, politische Vertreter, ein­
zelne Fachbereiche der Stadt Oberhausen, 
Träger und Einrichtungen aus dem Bereich 
Soziales, Gesundheit und Pflege sowie wei­
tere Akteure aus dem vorhandenen Stadt­
teilnetzwerk Tackenberg. Hinzu kommen 
Kontakte zu örtlichen Wohnungsbaugesell­
schaften. 
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Einweihung der Gemeinschaftsräume (Foto: WohnBund-Beratung NRW GmbH) 

Die Finanzierung des Wohn- und Gemein­
schaftsraumangebots erfolgt über die Bun­
desförderung im Rahmen des ExWoSt-Pro­
jektes und über einen städtischen Eigenan­
teil der Stadt Oberhausen. 

Das „Pro-Wohnen-Büro“ im Erdgeschoss 
der Wasgenwaldstraße 49 kann seitens der 
Stadt Oberhausen für den Zeitraum der Bin­
defrist mietfrei überlassen werden. Nach 
2009 müssen allerdings Bewirtschaftungs- 
und Nebenkosten über den neu gegründe­
ten Trägerverein „Pro Wohnen international 
e. V.“ aufgebracht werden. Dieser soll die 
jeweiligen Akteure bündeln, die sich bislang 
als aktive Unterstützer des Projektvorha­
bens herauskristallisiert haben. Ziel ist es, 
ein Netzwerk aufzubauen, um eine langfri-
stige Stabilität für das Gesamtangebot zu 
gewährleisten. 

Erfahrungen und Übertragbarkeit 

In Oberhausen wird deutlich, dass entsprechend der Zielgruppe der Mi-
granten eine besondere Ansprache gewählt werden muss. In diesem 
Projekt war zum Beispiel Kontaktsuche zu den Migranten über Schlüssel­
personen und Multiplikatoren von großer Bedeutung. Ebenso waren die 
Veranstaltungsorte der Informationsveranstaltungen (u. a. in der Moschee 
oder ev. Kirche) mit ausschlaggebend für das Interesse und Vertrauen der 
älteren Migranten. Der Erfolg von Projekten mit spezifischen Zielgruppen 
hängt damit stark von Schlüsselpersonen vor Ort ab. Des Weiteren hat 
das Modellvorhaben gezeigt, dass es sinnvoll ist, die konkreten Belange 
der Zielgruppe (Pendler) vor Initiierung eines Projektes abzufragen, um 
entsprechende Lösungsmöglichkeiten anzubieten (hier beispielsweise 
relativ kleine Wohnungen und niedrige Mieten). 

kontakt: 
Stadt Oberhausen, 
Dezernat 3 
Koordinierungsstelle 
Leben im Alter 
Nese Özcelik 
Tel.: 0208/ 82 53 967 
nese.oezcelik@ 
oberhausen.de 




